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Vorwort. 



^wei formen der gerichtsverfassung sind m unsrer 
zeit in den Tandem, über welche der germanische 
stamm sich ausgebreitet hat, entwickelt, die, obgleich 
ans derselben wurzel aufgewachsen, dennoch ganz 
widerstrebende richtungen bezeichnen , nämlich die 
formen der geschwornen - gerichte und der rieh«» 
ter - collegien. Die gebiete, welche sie auf dem 
erdballe einnehmen, sind ungefähr von gleichem 
geographischen umfange, und in Deutschland, durch 
welches sich seit neueren ereignissen die granz- 
linie hinzieht, hat man einen lebhaften streit über 
den werth. der einen oder, andern form erho- 
ben. Mit einer zwiefachen art von wafTen wird 
«dieser streit geßihrt, und nicht selten zeigen die 
Kämpfer nur die eine waffe, während sie doch ernst- 
lich sich der andern zu bedienen gesonnen sind. 
Sehr verbreitet ist die meinung, dass diese formen 
der gerichtsverfassung in wesentlichem und nothwen- 
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digem zusamiDenhange stehen mit den formen der 
statsverfassuug. Ansichten dieser art sind es, welche 
den einen ihre waflen schärfen, und besorgniss vor 
Justizmorden, vor der erhebung materiellen Unrechts 
zu formellem rechte ist es^ welche die wafTen der 
andern art herleiht. Auch vermittelnde formen sind 
hie und da, zumal auf der neu gebildeten gränze, 
versucht — mit welchem glücke? weiss ich nicht zu sa- 
gen. Auf eine solche vermitttluug war es wohl auch 
abgesehn, als man ein paar eigenheiten der einen 
form heraushob, und die frage um ihren werth und 
unwerth öfTentlich zur spräche brachte. Freilich 
machen Öffentlichkeit und miindlichkeit des Verfahrens 
keineswegs das wesen der geschwornengerichte aus ; 
hat man doch sogar behaupten dürfen, diese eigen« 
Schäften kämen, wenn gleich tn einem andern 
sinne, auch dem gemeinen deutschen gerichtsverfah- 
ren zu. 

Man kann nicht sagen, dass dieser streit seiner 
erledigung sehr nahe gerückt wäre. Die acten sind 
noch so wenig geschlossen, dass vielmehr jedes neue 
ausserordentliche ereigniss ihn von neuem anzuregen 
im Stande ist. Aber auch das materiai, auf welchem 
die entscheidung ruhen muss, ist längst nicht voll- 
ständig zusammengebracht. Dazu gehört vor allem 
eine gründliche kenntniss nicht allein der beiden for- 
men der gerichtsverfassung in alle den vielfachen 
nüancen, mit denen sie in verschiedenen landern aus- 
geprägt worden sind, sondern eben so sehr eine 
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kenntniss ihrer geschichtlichen entwicLelang, denn 
diese letzlere lehrt am sichersten unterscheiden, was 
durch die läge aller Verhältnisse geboten, was als zu- 
fälliges beiwerk anzusehen ist. Diese kenntnisse 
sind aber, wenn man nicht einige ganz allgemeine 
begrilTe für hinreichend hält, weder sehr verbreitet, 
noch auch nach jede^ richtnng hin genügend vorberei- 
tet Die jetzige form der einen und der andern art 
bleibt jedoch unsem betrachtungen fern, nur ihr ge- 
meinschaftlicher Ursprung ist es, mit dessen Unter- 
suchung sich die folgenden bogen, welche ich hie- 
mit dem publikum übergebe, beschäftigen. 

Die älteste deutsche gerichtsverfassung ist der 
boden, von dem sich beide, geschwomengerichte und 
richtercollegien, erhoben haben. Für ihre kenntniss 
ist vieles geschehen, noch mehreres liegt in abband- 
lungen, Sammlungen und einzelnen Untersuchungen 
zerstreut, was als Vorbereitung zu dieser kenntniss 
dient. Manche frage ist noch gar nicht, oder doch 
nicht erschöpfend zur erörterung gebracht. Ein bei* 
trag zur kenntniss des deutschen gerichtswesens, in 
dem es versucht würde, die verschiedenen eigenthüm* 
lichkeiten und entwickelungsphasen der altdeutschen 
gerichtsverfassung bis zu dem Zeitpunkte hin, da sie 
in die besondem formen der geschwomengerichte 
einerseits, und der richtercollegien andrerseits über- 
geht, unter allgemeine gesichtspunkte zusammenzustel- 
len, scheint daher immer einigen anspruch auf be- 
achtung machen zu dürfen — wäre es auch nur, 
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dass er zur weiteren erörterung und endlichen erle- 
digung dieser und jener fragen veranlassung böte. 
In diesen betrachfungen glaube ich, das verbältniss 
der gegenwärtigen schrift zu dem jetzigen stände der 
recbtswissenscbaft sowohl, als der praktischen Übung 
des. rechts angedeutet zu haben. Doch sind sie kei-^ 
neswegs die unmittelbare veranlassung zur bearbeitung 
derselben geworden. Diese veranlassung lag vielmehr 
in dem dunkel, welches mir noch über derjenigen 
beschafTenheit des gerichtswesens, auf welche der 
Sachsenspiegel an. mehreren stellen bezug nimmt, zu 
ruhen schien. Zunächst gilt dies von dem zweiten 
artikel des ersten bnches, in welchem das verbältniss 
des gografen zu dem schultheissen noch ganz überse- 
hen war, ungeachtet die gelegenheit, dasselbe genauer 
zu .uniersuchen, sich oft genug, und recht dringend 
dargeboten hatte. Besonders aber hatte man das ver- 
bältniss des domprobstes zu dem erzpriester als send- 
richter völlig ausser acht gelassen, obgleich es in je- 
ner stelle mit dem Verhältnisse zwischen schultheissen 
und gografen in die entschiedenste parallele gesetzt 
ist. Um diese dinge aufzuklären, war es erforderlich, 
dass die bedeutung des scfauhheissen nicht nur in 
ihrem Ursprünge festgestellt, sondern auch in allen 
eniwickehingen durch verschiedene Zeiten und an ver- 
schiedenen orten verfolgt werde. Diese nachforschung 
führte unwillkührltch zu den ältesten grundlagen des 
deutschen gerichtswesens zurück, und berührte, in- 
dem sie durch eine lange reihe von Jahrhunderten 
fortschrilt, so viele theiis erledigte, iheils unerledigte 
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fragen, dass ich es besser gethan hielt, die untersQ* 
chung in eine darstellung der altdeutschen gerichts«^ 
Verfassung hn gailzen .zu verweben. Dadurch sind 
nun freilich die faden jener ersten Untersuchung 
getrennt, und mit fremdartigen zusammengeknüpft, 
der Jeser erhalt die resultate oft auf einem andern 
wege, als der ist, auf dem sie mir entgegentraten, 
indessen wird das überz^eugende derselben • dadurch 
um nichts verloren haben. Denn ganz abgesehen 
davon, dass vieles zur erörterung gekommen ist, was 
dem ursprunglichen beschränktem ziele fremd geblie- 
ben wäre, kann das resultat einer singulären erÖrte« 
rung nur dadurch gewinnen, wenn sofort der Zusam- 
menhang desselben mit einem grossem gebiete des 
wissens zu tage gelegt ist. 

Ich besorge, dass es mir nicht völlig gelungen 
sein mögte, die ieinzelnen abhandlungen , welche die 
grundläge der arbeit ausmachten, so in dieselbe zu 
verweben, dass nicht eine gewisse Ungleichheit der 
behandlüng, ein mangel an abrundung und glätte des 
ganzen übrig geblieben wäre. Wie viel dabei die 
darstellung an lebhaftigkeit gewonnen, wie viel sie an 
Zusammenhang verloren haben mag, ziemt mir nicht 
zu beurtheilen. Dagegen darf man erwarten, dass 
ich mich bevprwdrtend darüber auslasse, in welchen 
gränzen sich meine arbeit bewegt. In dieser hinsieht 
bemerke ich dreierlei : Einmal bleibt das verfahren 
bei gericht ausgeischlossen , obgleich dasselbe, trotz 
der nicht geringen anzahl von vorhandenen bearbei* 
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tungen noch stofT g^nug fiir neue forschungen dar* 
bietet. Nur gelegentlich sind einzelne selten dessel- 
ben hereingezogen, welche geeignet schienen, das we- 
sen der Verfassung der altdeutschen gerichte deut-^ 
lieber ins licht zu stellen. Ferner behandle ich die 
deutsche gerichtsverfassung , nicht also die aller 
germanischen völker. Dennoch habe ich mich nicht 
gescheut, auch die erscheinuugen der verwandten 
germanischen stamme hie und da zu berühren, bald 
der blossen vergleichung halber^ bald, um eine un- 
deutlich ausgesprochene oder unvollständig entwickelte 
erscheinung aufzuklären. Dass diese benutzung der 
fremden rechte nichts weniger, als vollständig ist, dar- 
an wird kein kenner der betreffenden litteratur an- 
stoss nehmen, sobald er weiss, dass der Verfasser 
nicht eine lange reihe von jähren auf diese Studien 
zu verwenden gehabt hat. Aber es schien auch über- 
flüssig, nach einer solchen Vollständigkeit zu streben, 
da die herbeiziehung der ausserdeutschen rechtsquel- 
len .(die fränkischen bis zur theilung des reichs rechne 
ich zu den deutschen) nur einem nebenzwerke dient. 
Mit den angelsächsischen rechtsquellen allein habe 
ich mich bislang näher vertraut gemacht, und ich ge* 
stehe gern, dass es oft nicht mehr, als zufall ist, 
wenn ich hie und da auf interessante seiten der 
französischen und nordischen rechte habe aufmerk- 
sam machen können. Was endlich die zeit betrifft, 
welche die darstellung umfasst, so beginnt sie mit 
der entdeckung Deutschlands durch die Römer und 
endet mit dem sogenannten interregnum. Sie schil- 



Vorwort. XI 

dert also den Übergang Ton der Verfassung, welche 
Caesar und Tagitus beschreiben, bis zu der, welche 
das sächsische und schwäbische landrecht voraussetzen. 
Die letztere gränze ist jedoch nicht immer innegehal- 
ten, wenn dadurch die entwickelung einzelner Ver- 
hältnisse bis zu ihrem untergange oder ihrem über- 
gange in neuere zustände willkührlich unterbrochen 
worden wäre. Ueberhaupt ist die zeit von dem in- 
lerregnnm bis zur ersten reichskammergerichlsord- 
nung nur aus äussern gründen von dem plane des 
ganzen werkes ausgeschlossen worden. Diese zeit ent- 
hält nämlich neben ganz neuen erscheinungen andre, 
welche nur als ausartungen älterer Verhältnisse ange- 
sehen werden können, und welche zum theil vielfach 
besprochen, zum theil aber noch gar nicht einer gründ- 
lichen Untersuchung gewürdigt sind. Dahin gehören 
die austräge, die vehmgerichte, die süddeutschen kai- 
serlichen landgerichte. Man wird zugeben, dass alle 
diese dinge weitläuftige Untersuchungen erfordern, 
neben welchen leicht der hauptgegenstand des buches 
wie eine blosse einleitung erscheinen mögte. Um so we- 
niger aber habe ich bedenken getragen, die ohne innere 
giiinde gezogene gränze in einzelnen fällen, in denen 
es zur aufklärung der altern Verhältnisse beizutragen 
schien, frei zu überschreiten. 

Von der art und weise, wie ich gearbeitet habe, 
schweige ich, weil ich wünsche, dass meine leser und 
beurtheiler dieselbe mit unbefangenem äuge aus der 
arbeit selbst erkennen mögen. Ich nehme daher von 
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ihnen mit den Worten GOTTFRIDS VON SlRASSBURG 

abschied : 

Tinre unde we^rt ist mir der man; ' 
der guot unde übel betrahten kau, 
der mich unde iegelichen man, 
nach sinem werde erkennen kau. 

Göttingen, im october 1841. 
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Erstes kapitel. 

Die grundlayen der deutschen genehUverfassung, 



Die fumilie. 



Die entstehuDg des stats aus der fainilie ist 
bef keinem volke in so hohem grade sichtbar gewor« 
den, als bei den Germanen, weil bis auf späte zeiten 
herab einige der wichtigsten statseinrichtungen und 
rechtsverhältnisse eine sehr enge beziehung zn dem 
familien verbände beibehahen haben. Zwei dinge 
sind es, welche von anfang her ebensowohl das band 
zwischen den gliedern einer familie, als das band 
zwischen den familien eines volkes bildeten — - grand- 
besitz nnd blutrache. In den Verhältnissen des grund- 
besitzes nnd den gesetzen der bliitraehe spricht es 
sich daher am deutlichsten aus, dass die staten der 
gcrmanen in ihrem frühesten Ursprünge betrachtet 
werden können aU bundnisse mehrerer familien, 
welche in ihrer Vereinigung eine grossere bürgschaft 
fiir die möglichkeit friedlichen beisammenlebens fan- 
den, als die familienverbindung an sich ihnen ge- 
währt hätte. Diese dinge sind es, deren Verhältnisse 
zur familie und zum State den ausgangspunkt für 
unsere darstellung bilden werden. 

Die familie lässt sich als ein für sich abgeschlos- 
sener körper, gleichsam als ein für sich selbst beste- 

1 
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hender kleiner volksstamni betrachten, so dass man 
auf ihre Verbindungen naeh aussen keine rücksicht 
nimmt. Diese aulTassungswetse wird för unsere zwecke 
vortheilhaft sein. Indem wir nemlich, von den be- 
ziehungen der familie zu grundbesitz und blutrache 
ausgehend, uns von kleinem kreisen zu grössern 
fortbewegen, sehen wir die Verhältnisse des slates 
zu diesen dingen gleichsam aus ihren kleinsten und 
verborgensten keimen hervorbrechen. Indem 'wir so 
den gang der forschung, die von dem gegenwärti- 
gen zu den ersten anfangt»! zurückgeht, umkehren, 
wird sich die entwickeluug , welche den gegenständ 
unserer darstellung ausmacht, in natürlicher folge 
vor unsern äugen entfalten. 

Damit soll jedoch keineswegs gesagt sein, dass 
zu irgend einer zeit eine solche absondernng der 
familien wirklich bestanden habe und dass der sfat 
durch ein willkührliches , überlegtes und besonnenes 
zusammentreten der familien ins leben gerufen sei. 
Die trcnnung von stat und familie ist lediglich ein 
ergebniss der abstraction, von dem man das wilU 
kührliche, so wie die Verschiedenheit in der Zeitfolge 
ganz und gar ausscheiden muss, denn die Vereini- 
gung des stats beruht auf einer naturnothwendigkeit, 
nicht minder stark als die, aus welcher die Vereini- 
gung der familie hervorgeht. 

Wir beginnen demnach unsere darstellung mit 
der betrachtung der familie in ihren bezie- 
hungen zum grundbesitz und zurbiutrache. 
Der ausdruck familie umfasst zu gleicher zeit zwei 
Verhältnisse, denen ganz verschiedenarlige begriffe 
zum gründe liegen, dem einen nämlich der begriff 
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» 
<)er venvandtschaft , dem andern der der herrschaft. 

Es sei erlaubt, diese beiden Verhältnisse durch zwei 
unzweideutige heimische ausdrücke zu bezeichnen, 
Sippschaft und gesind e. Beide müssen durch- 
aus von einander getrennt werden, denn bei beiden 
beruht das verhällniss zu grundbesitz und blulrache 
auf ganz verschiedenem gründe» 

§• 2. 

Die siyysekmfL 

Julius Caesar schildert die Deutschen auf einer 
stufe, wo sie im begriffe sind, das hirtenleben mit 
dem anbau des ackers zu vertauschen. ^^Des acker- 
baues befleissigen sie sich nicht, sagt er ^), ihre lebens- 
mittel bestehen hauptsächlich in milch, käse, fleisch. 
ISiemand hat ein gewisses mass des ackers oder eigen- 
thümliche gränzen, sondern ihre beamten und Vor- 
steher theilen den acker fiir einzelne jähre den ge- 
schlechtern und sippschaften der menschen, welche 
sich vereinigt haben, zu, wie viel und wo «s genehm 
ist, und nöthigen sie, im folgenden jähre an einen 
andern ort auszuwandern". Diese nachricht wird 
von andern' Schriftstellern bestätigt, so weit sie im 
allgemeinen die Vernachlässigung des ackerbaues be- 
trifft. Aber auch die erzählung von dem jährlichen 
Wechsel der grundstücke steht nicht einzeln da. 
TaCITUS erwähnt ihn ebenfalls, obwohl sein bericht 
häufig in einem ganz andern sinne genommen wird. 
"Die länderei, so sind seine worte ^), wird je nach 
der zahl der bebauer von allen wechselsweise in be- 



1) De hello gallico 6, 22« Vergh das. 4, 1 

2) Germania c. 26. 
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sitz genonimen und sie iheilen dieselbe alsbald unter 
sich je nach ihrem ränge. Die theilang wird durch 
Zwischenräume zwischen den einzelnen feldem er- 
leichtert. Das ackerland wechseln sie alle jähr und 
es bleibt länderei übrig." Es ist zwar möglich, die- 
ses auf die dreifelder-wirthschaft zu beziehn, aber 
nicht ohne bedenken. EICHHORN ^), der diese den- 
tung annimmt, giebt selbst zu, dass die dreifelder- 
wirthschaft nur da statt finden konnte, wo die Woh- 
nungen in dorfern vereinigt waren, wie dies bei 
den Sueven bereits der fall gewesen sei. Dagegen 
beschreibt Tacitus an einem andern orte ^) die wohn- 
art der Deutschen so, wie sie in dem nordlichen 
flachlande, besonders in Westfalen gebräuchlich ist, 
und überhaupt ist es seiner ganzen darstellungsweise 
anzusehen, dass er nur von dem nordwesten Deutsch- 
lands genauere kenntniss hatte. Dort ist die auf- 
zählung der einzelnen volksstämme weit vollständiger 
und die angäbe ihrer Wohnsitze weit genauer, als in 
irgend einem andern theile des landes; dort waren 
ja auch die KÖmer weit häufiger und weit tiefer ein- 
gedrungen. Man kann sich den ackerbau jener zeit 
etwa so denken. Ein jeder machte in der nähe sei- 
ner niederlassung so viel land urbar, als das nächste 
bedürfniss erforderte, und, weil man nicht verstand, 
den dünger zu sammeln und zu benutzen, verliess er 
das umgebrochene land nach wenig jähren, wenn 
die kraft desselben erschöpft war, bis die strecke 
durch den lauf der natur wieder zur wilden beide 



3) Stats- und rechtsgescliidite, §, 14. a. note f. 

4) Germ. c. 16. 
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und weide geworden war. Die übrige länderei be. 
nntzle er in gemeinschaft mit den nächslea nachbarn 
zur gemeinen weide, während fiir den ackerbau im- 
mer nur einzelne stiicke v^echselswveise dienten. Ge- 
hen wir von dieser ansieht aus, so erkennen wir 
einen sehr deutlichen und alimähligen Übergang 
von dem nomadischen zuslande zu festem und blei« 
bendem grundbesitze. Bei CAESAR finden wir noch 
ganze geschlechter auf der Wanderung begriffen, 
während wir bei TacITUS nur die einzelnen glieder 
einer familie innerhalb des von dem geschlechte 
in besitz genommeneu gebiels die äcker wechseln 
sehn. Jene grossen Unternehmungen, welche man als 
Völkerwanderung zu bezeichnen pflegt, man mag sie 
sich nun vorstellen, wie man will, scheinen in der 
that kaum denkbar bei einem volke, welches durch 
regelmässigen anbau des bodens an die schölle ge- 
fesselt ist. 

Für unsern zweck hat der umstand besonderes 
interesse, dass es eben geschlechter und Sippschaf- 
ten waren, denen die einzelnen besitzungen zugewiesen 
wurden , während das besitzthum des einzelnen ohne 
bestimmte, wenigstens ohne dauernde abgränzung blieb. 
Er hal seine Wirkungen bis auf späte teilen herun- 
ter erstreckt, obwohl die ursprüngliche vertheilung 
sehr früh aufgelöst sein muss. Eine spur davon, 
dass dieselbe noch vollständig erhalten sei, findet sich 
in dem alamannischen volksrechte ^), wo das verfah- 
ren in einem gränzstreite zwischen zwei genealogieii, 



5) Lex Alamanu* tit. 84. Si qua couleniio orla fiierit 
inter duas geiiealogias de termino terrae eoruni etc. 
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d. h. zwischen zwei geschlechtem beschrieben >vird. 
In dem bairischen volksrechte ^) ist ebenfalls das 
verfahren bei gränzirrungen erwähnt, dort findet es 
aber zwischen markgenossen, commarchani, statt. Im 
übrigen ist es dem alamannischen verfahren ganz gleich 
und man kann daher kanm einen andern grund fnr 
die verschiedenartige bezeichnung der streitenden nach- 
barn annehmen, als den, dass bei den Alamannen noch 
der^ ungetheille grnudbesitz ganzer geschlechter oder 
Sippschaften die regel ausmachte, während bei den 
Baiern bereits die vertheilung der länderei in abgeson- 
derte hufen einzelner bestand. Ein unverkennbarer 
nachklang des ungetheilten familienbesitzes ist noch 
in spätem zeiten die ansieht, dass durch theilung des 
erbes auch alle gegenseitigen erbanspriiche aufhören. 
Sie findet sich im dreizehnten, vierzehnten Jahrhun- 
dert beim hohen adel und bei lehnen , . und führte 
zur niutschlrung und gesammten band, durch welche 
die anwendnng dieses princips vermieden werden sollte. 
Dieser annähme eines gesammtbesitzes der fa- 
milie ist in neuerer zeit BeseleR 7) entgegengetreten. 
Er bestreitet aber eigentlich nur eine besondre an- 
wendung, die man davon macht, nämlich wenn man 
ans demselben das widerspruchsrecht des nächsten 
erben gegen veräusserungen ableitet. Indessen scheint 
die frage nach dem alter der rechte der nächsten 
erben keineswegs abgethan. EICHHORN ^) hat ein jähr 
früher als BeseLER eine gründliche Untersuchung eben 
dieses gegenständes vorgelegt, welche der Wahrheit 

6) 11, 5. 

7) ErbverlrHge 1. 8. 48. f. 

8) Stats- und recbtsgeschiclite, 4le aufl. §. 75. 
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weit näher gekommen zu sein scheint, indem sie die 
falle unterscheidet, in denen das widerspruchsrecht 
der erben wegfiel, und zugleich die gründe andeu- 
tet, aus denen die Zustimmung der erben in den 
Schenkungsurkunden der älteren zeit nicht erwähnt 
wird. Diese besondre frage kann indessen hier über- 
gangen werden, da sie (lir unsern zweck ohne wei- 
teres interesse ist 

Während die einheit des geschlechts in dem 
gesammtbesitze ihr äusseres zeichen fand, wurde die- 
selbe noch weit kräftiger durch ein inneres band auf- 
recht erhallen, durch die gegenseitige pflicht der wehr- 
haften glieder der sippschaft, einander gegen unbilde 
zu schützen und zu rächen.' Diese yerpflichtung zur 
blutrache, Ton welcher uns TaCITüS 9) die erste nach- 
richt giebt und die aus den geselzen des mittelalters 
bekannt genug ist, konnte demnach allein gegen solche 
gerichtet sein, die ausserhalb des geschlechts standen. 
Ihre ausübung hiess fehde, faida, und sie war ein 
offener krieg eines geschlechts gegen ein andres. 
Daher war keine list, keine hülfe, kein bündniss an 
sich unerlaubt, sie stand unter keinem gesetz und 
keiner regel. Die Verpflichtung zur blutrache lag 
jedoch nicht allen verwandten in gleichem masse ob, 
sondern vorzugsweise den nächsten ; diese aber waren 
ohne Zweifel unbeschränkt in der beurtheilung, ob 
die fehde eine rechtmässige sei, oder ob sie aus dieser 
rücksicht ihre hülfe gewähren oder versagen wollten. 
Häufig wurden jedoch die fehden durch einen ver- 
gleich der feindlichen familien beigelegt, der gewöhn- 



9) Germania c. 21. 
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lieh darauf hinauslief, dass der schuldige theil ein 
der veranlassung angemessenes siihngeld in vieli, 
getraide oder geld entrichtete. Nicht selten mochte 
in einem solchen falle die sippschaft sich genöthigt 
sehn, för die entrichtung des siihngeldes eine bürg* 
Schaft zu übernehmen, so dass sie im nolhfalle mit 
beisteuern mussfe, nicht allein, weil sie an der fehde 
an theil genommen hatte, sondern auch weil sie be- 
fürchten rousste, selbst wider willen in dieselbe ver- 
wickelt zu werden. In den volksrechten wird sogar 
diese bürgschaft als eine unabweisliche pflicht aner- 
kannt, die selbst auf solche sich erstreckt, von denen 
man gar keine eigene theilnahme an der fehde er- 
warten konnte. Das sälische gesetz hatte die bekannte 
fofm der chrenechrude, durch welche der unvermö- 
gende die last der sühne auf seine verwandten wälzte^ 
nnd unter diesen werden sogar die mutter und deren 
Schwester genannt ^^). Umgekehrt nahm dafür die 
ganze sippschaft an dem empfangenen sühngelde 
theil ^^). Dagegen traf die Verpflichtung zur blul- 
rache nur die waffenfähigen verwandten. Die läge 
der übrigen — weiber, kinder, greise — war nur 
dadurch gesichert, dass sie in dem schütze, rount, 
ihres nächsten wafTenfähigen verwandten, schwerdlma- 
gen, standen, so dass jede beleidigung derselben durch 
diesen ihren vormund gerächt wurde. Denn sie zu 
schützen, war zugleich ein recht und eine pflicht 
desselben, und indem er ihre person vertrat, vermit- 



10) Lex sal. 6L 

11) Recipilque satisfactionem untversa domus. Tat. 
Geroi. c. 21. 
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telte er wiederum fiir sie schulz und räche der übri- 
gen wehrhaften verwandten. 

Auf diese weise entstand eine wechselsellige 
beziehung aller verwandten, durch welche einer dem 
andern bürge ward fiir erhaltung des friedens, in- 
dem einer für alle, und alle ftir einen standen, und 
man kann daher diese seite des familienbandes nicht 
unpassend als eine magenbürgschaft bezeichnen. 

Die enge beziehung zwischen der familie, dem 
grundbesitze und der blutrache, welche bislang be- 
sprochen ist| findet sich aber eben so zwischen grund- 
besitz und blutrache, als zwischen jedem dieser bei- 
den Verhältnisse einzeln und der familie, wie es die 
natnr der sache ' mit sich bringt Das thüringische 
Yolksrecht drückt diese beziehung auf das entschie- 
denste aus: 

Ad quemcunque hereditas terrae pervenerit, ad 
illuni vestis bellica, id est lorica, et ultio proximi 
et solutio leudis debet pertinere ^^). 

Unter der solutio leudis ist natürlich hier nicht 
die bürgschaft (lir das wergeld verstanden, sondera 
die Verpflichtung, dasselbe als erbe zu enti*ichten. 
Es ist daher keih Widerspruch mit den salischen 
bestimmungenüber die chrenechrude darin enthalten. 
Weshalb diese bürgschaft auch auf die spillseite geht, 
ist oben schon erklärt, und dass die söhne nicht für 
den vater bürgen sein können, ist die natürliche 
fc^ge davon, dass in älterer zeit ein vermögender 
söhn neben einem noch wehrfähigen, aber unvermö- 
genden vater undenkbar war ^^). Eben das salische 

12) Lex Angl. et Verin« 6, 5. 

13) VergL. Besglek a, a. 0. 
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Yolksrecht drückt da, wo es die fomi einer ausschri- 
dung aus dem familienverbande beschreibt, auf das 
entschiedenste den Zusammenhang zwischen diesem 
familienverbande .und der blutrache sowohl, als dem 
besilzthume aus. Diese lossagung von der sipp- 
schaft geschah im gerichte auf symbolische weise, 
indem der auf die vortheile der verwandlschaft ver- 
zichtende vier ellernstäbe über seinem haupte zer- 
brach und von sich warf, wobei er erklärte: 

quod se et de juramento et de hereditate, et de 

tola ralione illorum tollat i*). 

Der erfolg davon war, dass fortan alles erbrecht 
und jede pflicht zur blutrache öder zur bürgschaft 
iiir das sühngeld zwischen ihm und seinen verwand- 
ten aufhörte. Zwar ist hier nicht besonders von dem 
erbrechle in beziehung auf den grundbesitz die rede, 
vielmehr scheint das erbrecht an allem vermögen, 
fahrenden, wie liegenden, durch diese form aufgege- 
ben zu sein, allein dies erklärt sich daher, dass der 
verzieht zugleich sich auf das juramentum erstreckte. 
Hierunter kann nichts anders verstanden werden, als 
die gegenseitige pflicht, als eidhelfer aufzutreten, und 
diese Verpflichtung scheint mehr aus der gegenseiti- 
gen wergeldsbürgschaft zu entspringen, als aus der 
ultio proximi, der blutrache. Jene wergeldsbürgschaft 
aber, haben wir gesehen, erstreckt sich auf die ganze 
sippschaft, auch auf die weiber, die wenigstens bei 
den salischen Franken niemals grundbesitz erwarben ^^), 



14) Lex 8a1. 63. De eo, qui se deparentilla tollere vult. 

15) De terra vero Salica nulla porlio baeredilalis nnilicri 
veniat, sed ad virilem sexum tota terrae liaeredita8 pcrve- 
niat. Lex Sal. 62, 6. 
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während die ultio proximi ihrer natur nach auf die 
schwerdtseite beschränkt war, und daher bei den 
Saliern schon deshalb mit der erbschaft im echten 
eigen zusammentraf. Bei den Thüringern war es 
freilich möglich, dass der grundbesitz an töchter 
kam ^^), und deshalb musste in ihrem geselze die Ver- 
bindung zwischen grundbesitz und blutrache beson- 
ders hervorgehoben werden. 

§. 3. 

Das getinde. 

Unter dem namen familie wurde häufig nicht 
die sippschaft, . sondern die dienerschafi, das gesinde 
verstanden. Dieses stand in unmiUelbarer beziehung 
allein zu seinem herm, und nur durch ihn erhielt 
es eiue mittelbare Verbindung mit den verwandten 
desselben. Die beziehung des herm zu dem gesinde 
war aber die einer unumschränkten herrschaft, welche 
daher weder eine gränze kannte, noch irgend einem 
andern Verhältnisse einfluss gestattete. Das gesinde 
war daher unfrei, und dieser charakter der Unfreiheit 
schloss dasselbe von der theilnahme an den vort hei- 
len der sippschaftsverbindung aus; weder an dem 
gesammtbesitze d^s geschlechts, noch an der magen- 
bürgschaft konnte es unmittelbar theil nehmen und 
dennoch genoss es mittelbar die vortheile von beiden 
durch eine vermittelung ganz eigener art. 

In den ältesten zeiten gab es unfreie, welche ohne 
allen grundbesitz dienten und mit denen daher ein 



16) Usque ad quintam generationem patenia generatio 
succedftt. Post quiotam autem — heredilas ad fusuui a lancea 
traosear. Lex Augl. et Verin. 6^ 8. 
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freier handel getrieben >vurc[e ^). Ihre zahl war je-- 
doch nicht gross. TaCITUS ^) nennt nur solche, die 
ihre Freiheit verspielt haben. In den zeiten der Me- 
rowinger hören wir freilich von sklavenheerden, 
welche überall in Gallien zu markte gebracht und 
von frommen bischofen und fiirstinnen freigekauft 
werden 3). Hier mag römische und deutsche skla^ 
verei zusammen gekommen und wenig unterschieden 
sein. In Deutschland, wohin die mischung mit Ro* 
manen nicht reichte, war der verkehr überhaupt ge* 
ring, und schwerlich hat man hier durch andere, als 
eigne kriegsgefangene und solche, die in schuldknecht- 
schaft verfielen, die zahl der vorhandenen unfreien 
vermehrt. Doch enthalfen die volksrechte auch ver- 
böte gegen den raub von freien, z. b. kindeni, um 
sie als unfreie zu verkaufen *). Mit dem aufhören der 
slnvischen kriege verlor sich die Unfreiheit derkriegs- 
gefangenen, während die schuldknechlschaft erst dem 
römischen rechte wich ^, 

Dagegen war es schon zu den zeiten des TaCI- 
TUS ß) allgemeine sitte, dass den einzelnen unfreien 

1) Lex Alamann. 37 (38\ Mancipia foris provincia nemo 
vendat. Vergl. des angelsächs. k. Alfred mosaische gesetze, 
cap. 11. 12. 

2) Germ. c. 24. Victus voluntarlam servituteni adit. — 
Servos conditionis hiijus per commercia tradunt. 

3) Abbe de Gouacr über die freiheit und leibeigen- 
schaflt u. 6. w. unter den Merowingem und Karolingern, 
iibers. von Oesterley. S. 107. 108. 

4) Grimm rechtsalterthümer. S. 329. 
5) Das. S. 614. 

6) Germ. c. 25. Ceteris servis, non in nostrum morem, 
descriptis per familiani ministertis utuntiur. Suani quisque 
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ein Stack laiides zu ihrem unterhalte angewiesen 
und ihnen oder ihrer faniilie dafiir gewisse dienst- 
leistungen nnd abgaben auferlegt wurden. Späterhin 
begaben sich auch freie in ein verhältnlss, welches 
sie den unfreien entweder nur in beziehung auf die 
. besitzverbäUnisse, oder auch in andern beziehungen 
gleich stellte. Die ausdrücke hifrige und hintersas- 
sen bezeichnen solche Verhältnisse, und mit der er- 
stem dieser benennungen kann man passend auch 
die unfreien selbst umfassen. Die besitzungen nun 
dieser unfreien und hörigen befanden sich in einem 
ganz eigenthfimlichen rechtsverhältnisse. Sie waren 
nämlich dem gesaromteigenthume der familie keines* 
wegs entzogen und überhaupt betrachtete man in 
allen beziehungen zwischen dem herrn uiid andern 
freien jenen als alleinigen eigenthümer, während zwi- 
schen ihm und dem hörigen nur ein persönliches ver-* 
hältniss bestand, welches zwar der wirkung nach, 
ja selbst der absieht nach ein ewiges sein konnte, 
dennoch aber rechtlich immer nur auf der willkühr 
und gnade des herrn beruhte. Wenn daher das 
besitzrecht eines hörigen angegriffen wurde, so konnte 
dieser immer nur durch die Vertretung des herrn die 
Sicherung desselben erlangen. Diese Vertretung nahm 
aber eine ganz verschiedene gestalt an, je nachdem 
es andre hörige desselben herrn waren, oder aber 
freie, welche dem hörigen besitzer sein recht bestrit- 
ten. Im ersten falle nämlich knm es lediglich dar- 
auf an, welchem von den streitenden hörigen der 
herr den verliehenen besitz zusprechen oder lassen 

seclem, suos Penates regit» Frumenti hiodum dominus» aut 
prcorisy aut vestis, ut colono, iujungit; et tervus hacieniis parot. 
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wollte, während in dem andern falle der herr sich 
selbst als den besilzer betrachten und ohne rücksicht 
auf den besitz des unfreien sein eig^enthum vertreten 
musste. 

Auf ähnliche weise gestaltete ^ich das yerhälu 
niss der unfreien in beziehung auf die blutrache. 
Was zunächst die beleidigungen und missethaten be- 
trifft, welche die unfreien eines herm einander zu- 
fugten, so kam es ganz auf die willkühr des herrn 
an, ob dieser ihnen die Verfolgung der sache gestat- 
ten oder aber selbst die Schlichtung der Streitigkeiten 
übernehmen, die thäter züchtigen und strafen wollte. 
Die meisten werden indessen ihren unfreien, zumal 
denen, welchen sie grundstücke verliehen hatten, ge- 
stattet haben, ihre Streitigkeiten unter einander eben 
so zu fuhren, wie sie selbst ihre fehden zu fuhren 
gewohnt waren 5 höchstens werden sie eine gewisse 
aufsieht darüber geführt haben, dass ihre unthaten 
und Streitigkeiten nicht zum allgemeinen verderben 
der ganzen unfreien familie ausschlugen und dadurch 
ihr eigenes interesse gefährdeten 7). 

Ganz anders war die sache, wenn die beleidi- 
gung zwischen einem freien manne und dem unfreien 
eines andern herrn vorliel, und zwar auch da wieder 
verschieden , je nachdem die beleidigung auf der 
einen oder andern seile war. Betrachten wir zuerst 
den fall, da die beleidigung von dem freien ausge- 
gangen, also die räche auf Seiten des unfreien war. 



7) Tacit. Germ. c. 25. Yerberare servum ac vincuHs 
et opere coercere, rarum. Occidere solent, non discipltna 
et 8everilate, ted inpeln et ira^ ut iniuiicum, nisi quod iopuoe. 
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Es i$t zu bekannt, als dass es einer besondern nach- 
weisung bedürfte , dass in einem solchen falle der 
herr, des unfreien seinerseits das sühngeld fordern 
durfte, indem die beleidigung, zumal Verwundung und 
lödtung seines unfreien zu gleicher zeit ihn selbst 
traf. An diesem sühngelde nahm daher der unfreie 
und seine venvandtschaft keinen theil, sofern der 
herr diös nicht aus gutem willen gestattete. Nur 
die Friesen erlaubten den liten, jener höher gestellten 
classe der unfreien, welche auch bei den Sachsen an 
gewissen politischen rechten theil hatten &), dass sie 
und ihre Verwandtschaft ein drittheil von dem sühn- 
gelde in anspruch nehmen durften, welches dem herm 
zur abwendung der fehde gezahlt wurde ^). Da- 
mit ist nun zwar nicht erwiesen, dass der unfreie 
nicht seinerseits hätte den freien befehden und mit 
ihm über ein sühngeld unterhandeln dürfen. Es ist 
aber nicht wahrscheinlich,. dass man dies gestattet habe, 
weil dadurch der frieden des herrn nothwendig ge- 
litten haben würde, und weil überhaupt der unfreie 
ausserhalb des dienstes seines herrn nicht waffenfä- 
hig war. Doch kommen auch hiervon ausnahmen 
hinsichtlich der liten vor ^^). 

Wenn dagegen der unfreie der belejdiger war, 
so konnte freilich der freie ihn unmittelbar verfolgen, 
so lange der herr nicht dazwischen trat; da jedoch 



8) HucBALD Yila S. Lebuini c. 4. bei Pertz mon. bist« 
Germ. 2, 361. 

9) Lex Frision. 1, 4. 7. 10. 

10) AnnaL Liauresbam. a. 780. bei Peatz mon. bist. Genn. 
1, 36. Saxones omnes tradiderunt se illi etomiiiuin accepit 
obsides, tarn iugenuos quam et lidoe. 
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dies in der regel geschehen sein wird, sobald der 
herr von der Unschuld des unfreien überzeugt war, 
so wird der beleidigte freie immer kurzer zum ziel 
gekommen sein, wenn er sich unmittelbar an den 
herrn wandte, und von diesem auslieferung oder 
bestrafung des unfreien verlangte. Die yolksreehte 
stimmen daher alle darin überein, dass der mitschuldige 
herr so haftete, als ob die beleidigung von ihm aus* 
gegangen wäre, und dass die Unschuld des unfreien 
durch den herrn erwiesen werden musste ^^). Auch 
darin kommen sie überein, dass, wenn die that 
nicht abzuleugnen war, der herr wenigstens seine Un- 
schuld darthun musste ^^). Dagegen ist das verfah- 
ren gegen den utfifreien in diesem letzten falle ver- 
schieden. Die Sachsen überliessen wenigstens den 
liten sammt seiner Verwandtschaft der räche des be- 
leidigten : 

Litus, si — hominem occiderit •— si absque con- 
scientia domini hoc fecerit, dimittatur a domino et 
vindicetur in illo et aliis Septem consanguineis ejus 
a propinquis occisi etc. ^^). 

Bei den Saliern und Burgundern musste der herr 
den unfreien ausliefern, worüber im folgenden kapi- 
tel ausfuhrlicher wird geredet werden. Die Friesen 
und Angelsachsen dagegen hatten ganz eigenthümliche 



11) Z. b. lex Fris. 1, 15. Et si servus hoc se perpe- 
trasse n^averit^ dominus ejus Juret pro illo. Lex Ripuar. 
17, 2. 19, 3. 

12) Lex Saxon. 2^ 5. Et dominus liti se in hoc con* 
scium non esse, cum undecim )uret. Lex Fris. 1; 13. do- 
minus ejus — juret, hoc se non jussisse. 

13) Lex Saxon. 2, 5. 
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bestimmtingen. Jene zahlten nämlich, ohne den un- 
freien selbst auszuliefern, den doppelten werth des« 
selben an den beleidigten. So sind , wie es scheint, 
die Worte zu verstehen: 

Si servus nobilem seu liberum aut litum nesciente 
domino occiderit, dominus ejus — mulctam ejus 
pro servo bis simplum componat ^^). 

Die Angelsachsen dagegen lieferten den unfreien 
samrat dem werthe einer anzahl anderer unfreien je 
nach dem ränge des beleidigten an diesen letztem 
aus, und nur wenn der thäler entkam, begnügte man 
sich anstatt des unfreien mit dem werthe desselben. 
Gif mannes esne eorlcundne mannan ofslaehS, {»ane 
^e sio, fireom hundum scill. gylde. se agend {»one 
banan agefe and do {»aer f>rio manwyrS to. Gif 
se bana otSbyrste, feortSe manwyrV he to gedo, and 
hine gecaenne mid godum aewdum, f)at he j[>ane ba- 
nan begeten ne niihte. Gif mannes esne frigne 
mannan ofslaehtS, f^ane f>e sie, hund scillinga gelde. 
se agend f^one banan agefe and otSer manwyrB f>aer 
to etc. 15). 

Die Zahlung des werthes mehrerer männer scheint 

14) Lex Fris. 1, 13. 

15) ADgel8äch8.ge8etzederk. Chlotar u.Eadric.1 — 3. 
„Wenn eines mannes knecht einen adligen mann erschlägt^ 
wo der sei^ 300 schill. gelte er. Der eigenthümer gebe 
den mörder auf und dazu dreier männer wertb. Wenn 
der mörder entkommt, thue er eines vierten mannes werth 
hinzu und bekenne mit guten eidhelfern, dass er den mör- 
der nicht bekommen könne. Wenn eines mannes knecht 
einen freien mann erschlagt, wo der sei, lOOshill. gelteer. 
Der eigenthümer gebe den mörder auf und eines andern 
mannes werlh dazu." 

2 
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hier die gegen die verwandten des mörders zu neh- 
mende räche zn vertreten. 

Die heransgeber der a n c i e n 1 1 a w s and insli- 
tutesofEngland ^^) verändern den sinn dorch Ver- 
setzung der Interpunktion hinter ^se agend" vor diese 
Worte dahin, dass die Zahlung der 300 und 100 Schil- 
linge ausser der auslieferung selbst den unschuldigen 
herrn treffen sollte. Die unzulässigkeit dieser conjectur 
crgiebt sich aber aus der vergleichung mit den vor- 
hin angeführten bestimmungen, nach denen diese dop- 
pelle busse des herrn sehr aufFallend sein würde. Sie 
berufen sich zwar auf das thüringische volksrecht, 
in welchem es heisst: 

omne dammuni, quod servus fecerit, dominus emen- 
det 17) ; 

allein dieser allzu allgemein ausgedrückte satz findet 
so wenig in den übrigen volksrechten seine bestä- 
tigung, dass er vielmehr nur unter der stillschwei- 
genden bedingung zu verstehen ist: dass der herr 
nicht seine Unschuld beschworen könne oder etwa die 
auslieferung venveigere. Das ripuarische volksrecht 
sagt gerade zu, dass das sühngeld von dem unfreien 
entrichtet werde, während die Unschuld desselben nur 
durch den herrn beschworen werden koiine ^^). Auch 
hat es an sich nichts auffallendes, wenn dem unfreien 
ein sühngeld auferlegt wird, da ihm in der regel 



16) Priuted hy cooimand or king William VI. under 
the direction of tlie commissioners on the public records of 
ihe kingdom. 1840 p. 11. nota b. 

17) Lex AngL et Weriu. 16. 

18) Lex Ripuar. 17, 2. 19, 3. 
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wohl sein oewegUches TermSgen zu freier Terwahang 
und Verwendung überlassen wurde. 

Man sieht also^ dass der friede der unfreien und 
hörigen ebenfalls nur durch den schütz ihrer herrn 
gesichert war, und man kann daher sagen, dass der 
herr sein gesammtes gesinde in seiner friede nsbiijrg- 
Schaft hatte. 

§•4. 

Die frtiküft. 

Werfen wir nun einen blick zurück auf das 
besitzlhum eines geschlechtes, einer fahiilie im wei- 
tern sinne, so erblicken wir ein ^grosses ganzes, das, 
wenn auch getheilt, dennoch in wesentlichen beziehun- 
gen als ungetrennt unter einer herrschaft erscheint. 
Unter dieser herrschaft stehen die besitzungen der 
unfreien und hörigen, die aber ohne Selbstständigkeit 
sind, und sowohl unter sich, als nach aussen hin 
nur in ihrem herrn den schütz finden, der ihnien frie- 
den, und damit eine läge zusichert^ welche einem 
rechtlich geordneten zustande wenigstens factisch gleich 
kommt. Dieser schütz, diese Vertretung kann zwar 
nicht von dem herrn gefordert werden, allein es liegt 
in seinem interesse, ihn zu gewähren, nur grausamkeit 
und übeitnuth kann ihn versagen. Die herrschaft 
selbst, sofern sie sich auf den grundbesitz der familie 
bezieht, zerfällt unter mehrere verwandte, unter die 
ihre ausübung getheilt ist. Von diesen nun gesteht 
zwar keiner einem andern einen vorrang, geschweige 
eine herrschaft über sich zu, es sei denn, dass der 
eine theil.zur eigenen vertheidigung unfähig und da- 
durch genöthigt wäre, dem schütz des nächsten waf- 
feniähigen sich zu unterwerfen. Dennoch erkennen 

2* 
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sie sich sänimllich als glieder eines unzertrennlichen 
körpers, der dnnrh ihre zahl und stärke zugleich kraft 
und ansehen erhält. Daher ist jedem einzelnen gleich 
viel daran gelegen, dass keiner von ihnen verletzt, 
dass in keinem von ihnen das ganze beleidigt und 
geschwächt werde. Alle bürgen für einen, und einer 
fiir alle, dass Streitigkeiten unter ihnen gesühnt 
und anfeindungen von aussen vermieden, abgewehrt 
oder ausgeglichen werden. So sind die Verhältnisse 
eines solchen faniilienbesitzes, den wir im folgenden 
der kürze halben einen fr eihoi nennen .wollen, durch 
jene Wechselbürgschaft der verwandten, der magen, 
welche recht und pflicht zugleich ist, und durch jene 
friedensbürgschaft des herrn, die von seiner gnade 
abhängt, nach innen und aussen geordnet, ohne dass 
an ein andres verhältniss gedacht zu werden brauchte, 
von welchem man grössere stärke für diesen frieden 
erwarten müsste. Der freihof steht da, wie ein klei* 
ner selbstständiger stat, und ein germanisches volk 
lässt sieh denken als ein ungeordnetes aggregat soU 
eher unabhängiger freihöfe. 

Es fand sich indessen ein wesentlicher unterschied 
zwischen diesen freihöfen , je nachdem die besitzer 
derselben unfreie oder hörige hatten oder nicht. Man 
wird schwerlich irgend einer classe von freien das 
recht absprechen können, unfreie zu haben, da sogar 
manchen besser geachteten classen der unfreien selbst 
dieses recht eingeräumt wurde. Indessen, da grund- 
besitz in altem zeiten der einzige reichthum der Ger- 
manen war, so wird man schliessen dürfen, dass nur 
auf den freihöfen von grossein umfange sich ein un- 
freies oder höriges gesinde wird befunden haben. Auf 
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dem besitze solcher freihöfe von belrnchtlrcliein um- 
fange beruhte nun aber die höhere Stellung des allen 
germanischen adels. Zwar ist diese vielfafh bestrit- 
tene ansieht, dass der deutsche adel ein besitzadel 
gewesen sei, weder mit Tacitus, noch mit den deut- 
schen volksrechten zu erweisen, aber sie scheint ganz 
unbedenklich, wenn man die nordischen und zumal 
die angelsächsischen rechtsquellen zu rathe zieht. Ich 
will es den Sprachforschern überlassen, zu beurtheilen, 
wie viel die äbleitung des adaling für odaling von od, 
so dass es gerade zu der begüterte hiesse, für oder 
gegen sich haben mag. In den nordischen rechten 
ist aber die doppelte beziehung des Wortes adel auf 
das geschlecht und auf den gruhdbesitz unverkennbar. 
Adelbonde heisst der freie eigenthümer z. b. im jüti- 
schen low, und im guta-Iagh wird athal das eine 
mal von dem geschlechte, das andre mal in bezug 
aufdengrundbesitz gebraucht ^). Bei den Angelsach- 
sen aber hat sich in höchst merkwürdiger weise der 
alte besitzadel nicht neben, sondern in dem dienstadel 
erhalten. Dort standen trotz der ausgebildeten dienst- 
verhältnisse stand, besitz und wergeld in so noth- 
wendiger Wechselbeziehung, dass mit der erhöfaung 
oder erniedrigung des einrn uothwendig die der beiden 
anderen verbunden waren. Dem Walen gestatteten 
die eroberer freilich keine theilnahme an dem ränge 
des adels, dennoch wurde mindestens sein wergeld 
nach dem niasse seines landbesitzes abgemessen. 

And gif Wilisc man gejjeo, ^i\i he haebbe hiwisc 

■■■ — — ■ * 

1) Guta-lagk 22, 6; steht: a[)al Gutniscr be{)i fal)tir 
oc mof)ur, wälircnd das. 32> 9. a{>al jor{) als urbares iaiid 
dem ^aid und brück entgegengesetzt ist. 
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landes and maege cyninges gafol forSbringan, j^onne 
bitS bis wergild CXX scill. And gif he ne gej^eo 
buton to healfre hide, f^onne si bis wer LXXX 
scill. And gif he aenig land naebbe, and j^eah 
freoh sy, forgilde hine man mid LXX scill. ^) 
Die englischen herausgeber machen hier darauf 
aufmerksam, dass der Wale ganz ähnlich behandelt 
werde, wie der Romanus tribularius bei den salischen 
Franken. Der Angelsachse dagegen erlangte durch 
ein grösseres mass an gnindbesitz nicht allein das 
wergeld, sondern auch den rang eines höhern Stan- 
des^ und den verschiedenen stufen des adels entspra- 
chen wieder verschiedene grossen ihrer besitzungen. 
And gif ceorlisc man gef^eo, f»at he haebbe V hida 
landes to cynges utware , and hine man . ofslea, 
forgilde man hine mid iwam {»usend j[>rimsa. And 
ficah he gef>eo, f>at he haebbe heim and byrnan and 
golde faeted sweord, gif he (»at land nafad, he biS 
. ceorl swa f>eah. And gif bis sunu and bis sunu- 
sunu fiat gefieotS, fiat hi swa micel landes habban, 
sif^j^an bitS se ofsf^ring gesitScundes cynnes be tivani 
fiusendun). And gif hi J>at nabbatS, ne to (lara 
gef»eon ne magan, gilde man cirlisce^). 

2) Nord-leoda laga 6. 7. in ancient law 8 and Institutes oF 
England p. 79. Schhid gesetze der Angelsachsen i, 212« „Und 
wenn ein Wale es dahin bringt, dass er eine hide land habe und 
des königs abgaben aufbringen kann, so sei sein wergeld 120 
Schillinge, und wenn es nicht über eine halbe hide bringt, so sei 
sein wergeld 80 Schillinge. Und wenn er kein land hat und 
doch frei ist, vergelte man ihn mit 70 Schillingen.'^ Vergl. Kö- 
nig Ine's gesetze 24 u. 70. 

3) Ancient laws p. 81). Scwam a. a. o. „Wenn ein 
keorl, d. i. ein gemeinfreier dahin gelangt, dass er 5 laden 
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Der aufsafz be geJ^ingSom and lag^e, von rang 
und gesetz ^)y scheint zwar zu der würde eines liegen, 
thane, eines königlicben dienslmannes , ausser dem 
erwcrb von fünf hiden land auch aufnähme in des 
konigs dienst zu erfordern, er erklärt aber sogar den 
kaufmann |»egen-rechtes würdig, der es so weit bringt, 
dass er dreimal auf seine eigenen kosten über die 
%veile see fahrt. 

And gif massere ge^eah, j^aet he ferde {»rige ofer 
wid sae be his agenum craefte, se waes ^onne sytf- 
*an l^egen-rihtes weortJe ^) 

Eben so konnte ein j^egen zum eorl sich erhe- 
ben ^), und dass hierzu ein besitz von 40 hiden land 
erfordert wurde, lehrt ein beispiel, welches Phillipp's 7) 
aus der geschichte der kirche von EJy beigebracht hat. 
Diese grundsätze passen so wenig zu dem wesen 
des dienst adels, dass man sie nur für überbleib sei des 

land zu des königs verllieidigung hat, und man ihn er- 
scblagty vergelte man ihn mit 2000 thrimsen. Und obgleich 
er erreicht, dass er heim und panzer und goldgeziertes schwerdt 
habe und er hat das land nicht, so ftt er doch keorl. Und 
wenn sein söhn und sein enkel dahin kommen, dass sie so viel 
land haben, dann ist die nachkommenschal> von adligem 
geschlecht zu 2000. Und wenn sie es nicht haben, noch 
dahin gelangen können, so gelte man, wie für keorle.*^ Die 
andre lesart, welche sich in den ancient laws a. a, o. fin« 
det, weicht von dieser in so fern ab, als sie auch im zwei* 
ten falle den keori für silhcund erklärt. 

4) Aucient laws p 81. Schmid a« a. o» 

5) A. a. o. c. 6 (bei Scimm 5). 

6) Das. c. 5 (4). 

7) Geschiclite des angelsächs. rechls S. 119. Die stelle 
findet sich bei Gale bist. Brit. Saxon. Anglo-Dan. scriplt. 
XV.Oxon. 1691. Tom. 1. Historia Elyensis ecciesiae 2, 40. 



24 Kap. L Grundlagen der deutschen gericbuverrasaung« 

älteren rechts halten kann, und der eben genannte 
aufsatz „von rang und gesetz'' kündigt sie im eingange 
ganz bestimmt als altes untergegangenes recht an. 
Man wird daher nicht irren, wenn man es für all- 
gemeines altgermanisches recht hält, dass rang und 
wergeld sich nach der grosse des grundbesitzes ge- 
richtet haben. Wenn sich nun aber in späterer zeit 
unfreie und hörige fast nur unter der herrschaft von 
adligen finden ^), so wird man die erklärung davon 
nicht etwa in einem besondem Vorrechte des adels 
zu suchen haben, sondern lediglich in den natürlichen 
und nothweiidigen folgen dieser besitzverhältnisse. 
Zur Iieichtern Unterscheidung kann man ein mit hö^ 
rigen besetztes besilzlhum einer adligen familie einen 
herrenhof nennen, der also eine besondre classe der- 
jenigen besifzungen ausmacht, welche wir als freihöfe 
bezeichnet haben. 

§5. 

Die Volksgemeinde. 

Hätten die freihöfe jemals ohne alle Verbindung 
neben einander bestanden, so würden sie genölfaigt 
gewesen sein, in beständiger kriegsverfassung gerüstet 
einander zu beobachten. Wer stärker oder entschlos« 
sener gewesen wäre zu raschen Unternehmungen, der 
hätte den nachbar mit fehde überzogen, ohne einen 
genügenden anlass abzuwarten, vielleicht zufrieden, 
mit raub beladen heimzukehren, oder auch hoffend, 
ein ansehnliches sühngeld zu erpressen. Im günstig« 
slen falle konnte sogar die eroberung des benach- 

8) Vergl. darub. Gauit miscellen des deutschen rechts. 
Breslau 1830. S. 57. 
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harten freihofes gelingen. Besonders aber halte den 
gemeinfreien heständige gefahr vor dem benachbarten 
adligen gedroht, vor dem nur Verbindung mit andern 
oder Unterwerfung Sicherheit geboten hätte. Diesem 
zustande abzuhelfen, und den frieden über grossere 
kreise zu erweitem, war die bestimmung der volks- 
gemeinde. ,£s wird daher vielleicht am besten zu einer 
genauen kenutniss dieser Verbindung fuhren, wenn 
man sie auffasst als ein schütz- und trutzbnndniss 
der nächst zusammen wohnenden geschlechter, dessen 
nächster zweck kein anderer ist, als gegen anfeindun- 
gen sicher zu stellen, und zu dessen erreichung die 
einzelnen geschlechter die doppelte Verpflichtung über« 
nommen haben, Streitigkeiten unter einander der Ver- 
mittlung der übrigen zu überlassen , sobald es einer 
der streitenden theile verlangt, und Streitigkeiten ge- 
gen auswärtige mit gemeinsamer hülfe zu ende zu 
bringen. Das wesen der Volksgemeinde wird durch 
diese art der betrachtung darein gesetzt, dass in der 
theilnahme aller jeder einzelne und umgekehrt in der 
theilnahme jedes einzelnen alle die bürgschaft (lir 
ihren frieden fanden. 

Man kann es fiir richtiger halten, die volksge- 
meinde als eine erweiterung des begrifFs der familie 
über mehrere geschlechter zu bezeichnen. Allein diese 
weise der betrachtung fuhrt nicht zu einer richtigen 
erkenntniss derselben. Es giebt nämlich verbindun-* 
gen, die ganz entschieden diesen character an sich 
tragen, und diese müssen streng von der volksge- 
meinde geschieden werden. Die gefahr, sie mit der- 
selben zu vermengen, ist so wenig eine eingebildete, 
dass man sie wirklich bald Pur identisch mit der volks- 
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gemeinde, bald fiir äberbleibsel derselben gehalten 
hat. Jenes ist mit den angelsächsischen gilden, dieses 
mit den dithma rsischen geschlechtem der fall. Ausser- 
dem sind aber auch die beziebungen zu grundbesitz 
und blutrache in der volksgemeinde ganz andre, als 
die, welche wir in der familie kennen gelernt haben, 
und dies ist es, was nunmehr genauer erörtert wer- 
den muss. 

Der grundbesitz, haben wir gesehen, war ein 
gesammteigenthum der familie, und es fehlt gar nicht 
an beispielen, dass mehrere faniilien sich dergestalt 
verbunden haben, dass ihre besitzungen fortan ein 
einziges grosses gesammteigenthum bildeten. Dahin 
gehören bekanntlich die erbverbrüderungen des mittel- 
alters, welche bestimmt waren, den glänz und die 
macht sinkender geschlechter zu erneuem und zu ver- 
mehren. Aber weit entfernt von einem solchen ge- 
sammtbesitze war die volksgemeinde, denn sie gab 
keinem ihrer mitglieder ein recht an dem besitzthnm 
eines anderen. Was man fiir ein gesammteigenthum 
der volksgemeinde geltend machen könnte, ist das 
dasein von unbebauter länderei, welche durch ganze 
genossenschaften als gesammteigenthum benutzt wurde, 
und die Öffentlichkeit bei Übertragungen von grund- 
stücken, durch welche die volksgemeinde eine gewisse 
aufsieht über die vertheilung des grundbesilzes zu 
.fuhren schien. Auf beides werden wir zurückkom* 
men. Hier nur die bemerkung, dass jenes gesammt- 
eigenthum am unbebauten boden keinen nothwen- 
digen Zusammenhang nait irgend andern Verhältnissen 
hatte und schon dem umfange nach keineswegs im- 
mer mit der volksgemeinde zusammen fiel; ferner dass 
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jene aufsieht über den besitzstand der faniilien nur 
aas dem inleresse herfloss, welches die gemeinde hatte, 
ihre mitglieder und deren stärke zu kennen. Der 
Volksgemeinde kann man daher kein widerspruchs- 
recht gegen eine Teräusserung, gleich dem des nach» 
sten erben zuschreiben, vielmehr schien es nur dem 
nutzen der einzelnen zu dienen, dass alle veräusserun- 
gen yor versammeltem volke vorgenommen werden 
mussten. 

Was nun aber den persönlichen schütz betriiTt, 
welchen die volksgemeinde gewährt, so ist dieser ganz 
verschieden, je nachdem es sich um Streitigkeiten im 
schösse derselben handelt, oder um solche, die von 
aussen her erregt werden. In der letzteren hinsieht 
kann man die volksgemeinde allenfalls als eine er^vei- 
terung der familie ansehn, da sie zu gemeinsamer 
hülfe gegen äussere feinde verbunden ist. Indessen 
kann sich diese seite der Verbindung nur in volker- 
kriegen und kriegsabenlheuem zeigen, da jede volks- 
gemeinde in ihrer hohem Vereinigung mit dem volke 
selbst eins ist. Dieses verhältniss liegt daher unserm 
Interesse, das nur auf das innere volksieben gerichtet 
ist, durchaus fern. 

Betrachten wir dagegen die weise, wie Streitigkei- 
ten unter gliedern der Völksgemeinde geschlichtet 
wurden, und treten wir hiermit dem eigentlichen ziele 
unsrer abhandlung näher. Wir haben vorhin er- 
wähnt, dass man fehden durch vertrage um ein sühn- 
geld beizulegen pflegte. Solche vertrage zu vermitteln, 
war nun die aufgäbe und der zweck der volksge- 
meinde. Eine rechtmässige fehde war damit an und 
für sich gar nicht abgeschnitten, denn die volksge- 
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meinde wurde fiir diesen zweck nur dann thätig, wenn 
einer unter den streitenden theilen sie um vermiüe- 
lung ^) anrief. Aber es war dem verfolgten jetzt in 
jedem falle möglich, die fehde zu vermeiden, indem 
er sich entweder zur sühne oder zum beweise seiner 
nnschnld erbot. Dabei konnte es nicht fehlen, dass durch 
gleichmässige behandlung vieler fälle eine Teste regcl, 
ein herkommen entstand sowohl über das verhäilniss 
zwischen dem sühngelde und dem zu sühnenden ver* 
gehen, als anch über die mittel, durch welche die 
Volksgemeinde sich von der Unschuld des befehdeten 
überzeugen Hess. Auf ein solches herkommen konnte 
nun in allen fällen eine sichere entscheidung der 
Volksgemeinde gegründet werden, nnd es war daher 
auf diesem wege die möglichkeit des friedens gegeben, 
vorausgesetzt, dass beide theile sich freiwillig der Ver- 
mittlung der Volksgemeinde unterwarfen. 

Wie aber, wenn der eine theil es seinen ueigun- 



1) Dass Versöhnung der sinn des ganzen Verfahrens war, 
ist nirgend so augeufaUig, als in könig Erichs seeländtscheni 
gesetze 3, 27. Ok liioae skulae thaet igen sweriae, han 
fürst thaet hotaen tok, at thaet han havaer thaer boetaer 
takaet forae han wil thaet aeldrae haefnae hwaerkaen maeth 
rath aellaer maeth dath, hwaerkaen of bornae ok aey ubor- 
nae; thaer maeth skulae the waerae sattaeok laeggae haen- 
daer samaen ok minaes^ „Und der soll das verschwüren^ 
welcher zuerst die busse erhielt, dass er die that, für welche 
er die busse bekommen hat, jemals rächen wolle, weder mit 
rath noch mit that, weder an geborenen, noch jemals an un- 
gebornen ; damit sollen sie versöhnt werden und die bände 
zusammenlegen und sich küssen.*' Ich kenne die Stelle ans 
den ancient laws and Institutes of England p. 75. not. b. 
VergL RoGGE gerichtswesen. 8. 15. 
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gen oder seinem vorlheile entsprechender fand, die 
fehde fortzusetzen, worin lag dann die bürgschaft 
des friedens? Gewiss nicht darin, dass die überwie- 
gende niehrzahl der geschlechter auf die eine seile 
trat und dieser den sieg verschaffte, denn ein sol- 
ches verfahren hätte keinen frieden geschaffen, sondern 
die fehde znni allgemeinen kriege gemacht. Ich glaube, 
dass sie ganz allein darin lag, dass jeder einzelne 
einen genügenden grund, der Vermittlung der volks- 
genieinde sich zu unterwerfen, in der gefahr fand, 
als ein feind der Volksgemeinde ausgestossen und ge- 
ächtet zu werden, wenn er sich ihrem willen wider- 
setzte. Deutlich genug ist dies in den angelsächsi- 
schen gesetzen ausgesprochen: 

Gif hwa I>is oferhebbe and his a8 and his waed 
brece, f^e eal f^eod geseald haeft ; bete swa dom-boc 
taece. Gif he ^onne nelle: ^olige ure ealra freond- 
scipes and ealles fiaes I>e he age ^). 

Andre haben die Sicherheit des friedens darin 
gesetzt, dass alle gemeindeglieder einander Wechsel* 
seitig bürgen würden für das sühngeld, welches einem 
von ihnen auferlegt war. JUSTUS MO£S£R 3) hat diese 
ansieht bereits gehabt, und er sah hierin den grund, 
weshalb nach TacITUS ^) ein theil des sühngelds nicht 
den verwandten, sondern dem könige oder der ge« 



2) Ge8. Edwards €• 8. y,Wenn jemand dies übertritt und 
seinen eid und seine bürgschaft bricht, welche alles volk 
erlheilt hat, so büsse er, wie das urlheiisbuch lehrt. Wenn 
er dann nicht will, so verliere er unserer aller ireund- 
scliaft und alles, was er bat.'' 

3) Osnabrückische geschichte 1, i. (• 16. S. 26. 

4) Germ. 12. Pars mulctae regi vel eivitati — exsolvilur. 
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nieinde gezahlt ward. ROGGE ^) hat sie weiter ent- 
wickelt und mit einem bestimmteren beweise zu be- 
gründen gesucht. Er beruft sich nämlich auf folgende 
bestimmungen des friesischen volksrechts: Wenn ein 
edler einen andern edlen in die bände eines men- 
schen gespielt hat, damit dieser ihn ermorde, und 
der mörder entflieht, so muss der, welcher dem mör- 
der behülflich gewesen ist, sich mit dem dritten theile 
des siibngeldes fiir den mord des edlen lösen ; wenn 
aber der morder nicht flüchtig wird, so kann jener 
sich nicht lösen, sondern muss von den verwandten 
des ermordeten die fehde dulden, bis er sich, «o gut 
er kann, mit ihnen verträgt^). ROGGE findet die 
erklärung dieses letzteren Zusatzes darin : dass niemand 
einem beleidigten fiir eine grössere summe* gebürgt 
habe, als fiir das sühngeld eines menschen, die leudis 
oder das wergeld; wenn daher dieses habe vollstän- 
dig zur bezablung kommen können, indem der 
mörder nicht entflohen sei, so habe die Volksgemeinde 
sich nicht ausserdem noch mit der bürgschaft fiir 
eine busse des helfershelfers belastet, weil sie sonst 
über ihre Verpflichtung hinaus beschwert worden wäre. 
Eine solche bürgschaft liesse sich ganz wohl denken, 
wenn man ein gesammteigenthum der Volksgemeinde 
zugeben dürfte. Dann wäre in der that auch in die- 
ser beziehung eine erweiterung des familienbandes 
vorhanden, indem die subsidiäre haftung der verwand- 
ten fiir das sühngeld auf die genieindegenossen sich 



5} Gerichtswesen. S. 25 f. 
6) Lex Frisioa. 2, 1. 2. 
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ausdehnte. Allein ohne jenes gesamniteigenthuni ist nicht 
wohl einzusehen, wie man dazu kam, eine so schwere 
last zu übernehmen. SCHAUMANN ^) ist daher auf den 
scharfsinnigen gedanken gekommen, jedes gemeinde- 
glied habe noihwendig ein grundeigenthum von einer 
gewissen grosse besitzen müssen, so viel nämlich, dass 
dadurch das höchste sühngeld eines jeden immer ge- 
deckt sei, indem man sich, wenn der thäter flüch- 
tig geworden, an dieses sein besitzthum habe halten 
können. Diese idee erhält durch das, was oben über 
den Zusammenhang zwischen rang, wergeld und grund- 
besitz aus dem angelsächsischen rechte mitgetheilt 
wurde, sehr grosse Wahrscheinlichkeit, sie mag auch 
MOESER 8) und ROGGE dunkel vorgeschwebt haben; 
indessen ruht sie auf einer Voraussetzung, welche eine 
bürgschaft fiir das sühngeld von Seiten der übrigen 
gemeindeglieder völlig überflussig macht. 

£ine solche bürgschaft ist aber auch (ur den 
altern zustand nirgend nachSKuweisen , obwohl sich 
nicht leugnen lässt, dass in jungem gestaltungen der 
friedensbürgschaft hie und da eine wergeldsbtirgschaft 
vorkommt und sich sogar bis in das vorige Jahrhun- 
dert hinein erhalten hat ^). Die angäbe des TaCITUS 

7) Geschichte des niedersSchsischen volks, S.60 note6. 
8. 172 note 49. 

8) ''Die eingesessenen euies gerichts waren die einzigen, 
welche ihres mitgenossen hof und land an sich nehmen, 
und ihre bürgschaft todt säen konnten." Osnabr. gesch. 
a. a. o. note a. 

9) Dreier abh. vom holzdiebstahl in den miscellanecn. 
Lübeck 1784. 4. S. 87 £ — > Den dort zusammengetrage- 
nen beispielen ist noch folgendes hinzuzufügen: Geslalt 
dann auch nicht weniger ein nachbar auf den andern und 



32 Kap. L Grundlagen der deutadben gerichtaverraasung. 

liefert nur ein aehr indirectes argumenta welches ganz 
verschwindet, wenn man die siihngelder der volks- 
rechte vergleicht. Der theil, welcher an den stat oder 
den könig gezahlt wird, ist ofTenbar nichts weiter, 
als das im Verhältnisse zu der eigentlichen composi- 
tion sehr massige fredum, eine unbedeutende entschä* 
digung, mit dem ausdrucke unsrer väter zu reden, 
eine ergötzlichkeit fiir die bemühung der Friedens- 
Vermittler. Jenes gesetz, auf welches sich ROGGE be- 
ruft, findet dagegen in einem ganz verschiedenartig» 
gen umstände seine erklärung. Bekanntlich wurde 
das sühngeld fiir die tödtung eines menschen, das 
wergeld oder die leudis, als ein ersatz seines werthes 
angesehen, in dessen bezahlung alles, was geleistet 
werden konnte, erschöpft war. Wenn daher an 
einem morde mehrere theil genommen hatten, so 
konnte dennoch niemals von einem jeden von ihnen 
das wergeld gefordert werden, sondern die schuld 
war gesühnt, sobald dasselbe einmal bezahlt war. 
Dies konnte aber auf verschiedene weise geschehen, 
entweder nämlich so, dass nur einer dasselbe be- 
zahlte, oder aber so, dass alle dazu beitrugen. Bei- 
des kommt in den volksrechten vor. Die salischen 



dessen Iiausgenossen mit acht haben soll; immassen wenn 
der be8tohlene zeugen oder begründete Wahrzeichen beibrin« 
gen kan, dass in, das dorfT, wohin die feldmark gehört, oder 
in eine benachbarte feldmark das entwandte gebracht, die 
gantze dorfTschaft davor einstehen, allen schaden ersetzen soll, 
wenn sie nicht den dieb ausfündig machet, welcher sodann 
nebst seinem hauswirte oberzehlter massen und befunde- 
nen umstünden nach zu bestrafen. Braunschweig-lüneburg* 
sches edict wegen besirafung der feld- und gartendieberei 
V. 27. juli 1715. 
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Franken zum beispiel Hessen yertheilung des wergelds 
zu, wenn man nicht einen allem der that beschuldi- 
gen konnte, und die zahl der mitschuldigen nicht zu 
gross war ^^). Aehnlich die Angelsachsen ^^). Doch 
Hessen diese in dem falle, dass man einen der that zei- 
hen konnte, die andern, welche mit ihm gezogen waren, 
eine geringe bandenbusse, hlothbot, von dreissig Schil- 
lingen bezahlen, von der es nicht klar ist, ob sie noch 
zu dem wergelde hinzukam oder von diesem abge- 
rechnet wurde ^^). Die Friesen hingegen Hessen in 
keinem falle theilung des wergelds zu, sondern ge- 
statteten dem ver\yandten des getödteten, dass er einen 
aus der menge als mörder bezeichne, der dann einen 
andern, und dieser wieder einen andern als thäter 
angeben und durch ein gottesurtheil überfuhren 
durfte ^^). Aehnlich war nun aber der fall, wenn 
der mord nur von einem verübt, von dem andern je- 
doch angestiftet war. Auch da kommt dieselbe ver- 



10) 8i IQ convivio, ubi quatuor aut quinque fuerint ho- 
minesy udus ex ipsis interfectus fuerit, illi qui remanenty 
aut unum convictum reddant, aut omnes mortis illius com« 
Position em coojectent. Lex Sal. 46 (45), 1. 

1 1 ) Gif hloS {)is gedo, and eft otSsweriao wille, tio hie 
ealle, and f^onne ealle forgielden j^one wer gemaenum lion- 
dum and ealle an wite, swa to f)am were belimpe. K. Ael- 
freds weltliche ges. 31. Wenn ein volkshaufen dies thut 
/einen mann erschlägt) und später abschwören will, so zeihe 
mau sie alle und dann entrichten alle das wergelt mit ge- 
meiner band und alle ein gewette, so wie es zu dem wer« 
geld gehört. 

12) Das. 29. (Bei Scmim 26}. 

13) Lex Frision. fit. 14. 

3 
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schiedenheit in der behandlung wieder vor. J)ie An- 
gelsaclisen gestatteten auch hier theilung des wergelds : 

Gif hwä his waepncs oBrnm onlaene, j^at he moii 
niid olslea, hie moton hie gesaninian, gif hie willaB, 
to {lam were. Gif hi hie gesaniBian nellen, gielde, 
se |)aes waepnes onlah, |)aes weres {»riddan dael 
atid paes wites {»riddan dael ^♦). 

Anders entscheidet nun in unsrer stelle das frie- 
sische ^esetz diesen falh Es lässt in der regel auch 
hier keine theilung zu, sondern legt dem niörder das 
ganze wergeld auf! Weil aber der anslifler weder 
zur entrichtüng eines wergields angehalten, noch frir 
unschuldig befunden werden kann, so überlässt es 
ihn der räche, welche wenigstens keine unrechtmassige 
ist. Wenn jedoch der mörder entflohen ist, also von 
ihm das wergeld nicht gefordert werden kann, so soll 
von dem anstifter, der doch immer nicht der thäler 
ist, eben wie bei den Angelsachsen ein drittheil ge- 
fordert werden dürfen. 

§6. 

Ber augeltäthsisehe frithborgm 

Die frage nach dem umfange der haftung eines 
einzelnen kann nur durch die gesetze der Angelsach- 
sen gelöst werden. Dieses volk allein hat in seinem 

14) K. A elf red s welll. gesetze c. 19. Wenn jemand seine 
Waffe einem andern leiht, dase er einen mann damit er* 
schlage, so können sie sich, wenn sie wollen, zu demwer- 
gelde vereinigen. Wenn sie sich nicht vereinigen wollen, 
bezahle der, der die waffe lieh, des wei^elds drillen theil 
und der busse dritten thcil. 
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frithborg ^), normannisch francplege, die alle form 
der volksgemeinde rein erhalten bis in eine zeit, aus 
der wir ihre gesetze besitzen, und fast alle Schrift- 
steller haben daher seit JuSTVS MOESER in der be- 
Schreibung des angelsächsischen instituts die grundlage 
aller gärmanischen statsverfassung erkannt ^). Indes- 
sen ist das wesen des institats auf sehr verschieden- 
artige weise aufgefasst ^), und in neuerer zeit ist sogar 
seine allgemeinheit mit beachtenswerthen gründen 
bestritten worden ^). Es ist daher nothwendig, dert 
Inhalt der friedensbiirgschaft, wie er aus den: angel- 
sächsischen rechtsquellen geschöpft werden kann, mit 
möglichster Unbefangenheit aufzusuchen und danach 



1) Fritbborg lieisst friedensbürgeclmf t. Diese lesart ziehe 
ich als die ältere nicht blos auf die autoritSt der .engli- 
schen ausgäbe, die niemals friborg liest, sondern vornem- 
lich deshalb vor, weil die Übertragung des namens friborg 
auf die bürgschaft des herrn für das gesinde so gut, wie 
undenkbar ist. Man kann jedoch den Jüngern ausdruck 
freoborg, friborg nicht für unrichtig erklären, da die über^ 
Setzung fr&ncplegium seinen gebrauch zur zeit der Norman« 
nen beweist. 

2) MoESER osni^br. gesch. 1, 1. (• 13 — 20. Eichuohn in 
der Zeitschrift f. gesch. rechtswissenschaft. 1, 172 — 190. 
RoGGE gerichtswesen. S. 25 — 29. Eichhorit stats- und reclits- 
gesch. I. f. 18. pHiLLiprs gesch. des angelsächs. rechts. $. 31. 
S. 98 — 112. Dessen deutsche gescliichte. 1, 124. 

3) S. ausser den ebengenannten Reinhold Sghmid angel- 
sächsisches recht 2ter art. Recht8bürg9chaften im H£rmi3 
1829. H. 2. 8. 232—264, 

4) Feuerbach de universali fidejussione quam germanica 
gesammtbürgscliaft vocant. Norimb. (Onoldi) 1826. 8. S. 
darüber Eichhorn d. st. u. r. geschichte. I. ahm. zu f. 18 der 
4. ausg. t 

3* 
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die gränzen der bärgschaft mit Sorgfalt abzustecken, 
dann aber die frage von neuem und vollständig zu 
erörtern, ob das inslltut eine eigenthümlichkeit der 
angelsächsischen Verfassung, oder aber die allgemeine 
form aller germanischen staten gewesen sei. — - 

Im vierten jähre seiner herrschafl X\^$% Wilhelm 
der Eroberer auf den rath seiner grossen aus 
ganz England edle, weise und rechtskundige männer, 
zwölf aus jeder grafschaft, erwählen, und liess von 
diesen zu London in seiner gegenwart auf ihren cid 
weisen, was ihr gesetz und ihre gewohnheit mit 
sich brächten. Es war dies dasselbe recht, welches 
schon könig Edgar aufgezeichnet und dann könig 
Eduard der bekenner erneuert und yerbessert 
hatte. Daher nannte man das rechtsbucb, welches auf 
diese weise entstand, das gesetz Eduards des beken- 
ners ^). Zwar ist das, was uns unter diesem namen 
überliefert worden, unmöglich der ursprüngliche texf, 
da in dem elften capitel königs W i 1 h e 1 m IL er- 
wähnung geschieht. Da indessen die Verschieden- 
heit der jetzt bekannten texte auf eine mehrmalige 
Überarbeitung schliessen lässt, so ist an der erzählung 
der chronik von Lichfield an sich schwerlich zu zwei- 
feln. Am wenigsten kann es bestritten werden, dass 
der inhalt des rechtsbuchs wirklich angelsächsisches 
recht enthalte. 

Dieses gesetz enthält nun auch die vielbesprochene 
beschreibung der angelsächsichen frithborge, die um so 
mehr wörtlich wiederholt zu werden verdient, als die 



5) S. den auszug aus dem ungedruckten Lichfield chro- 
nide in den ancieut laws cett. preface p. V. not. 1. 
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neue in Deutschland ohne zweifei seltene ausgäbe 
einen text liefert, der, bisher unbekannt und kürzer, 
als die beiden andern, augenscheinlich anspruch auf 
das höchste alter machen darf. Die betreffende stelle 
lautet so: 

De frifiborgis, et quod soK fiboracenses vocant 
fri^borch tiennienne tale i. e. sermo deceni homlnnm. 
Alia pax maxima est, per quam onines firniiori 
statu sustentantur : sciticet fidejussionis stabilitate, 
quam Angli vocant fri^borgas, preter Eboracen- 
ses, qui vocant eam tenmanne tale, hoc est, nu- 
meruni ^) X hominuni. Et hoc est, quod de Om- 
nibus villis toctas regni sub decennali 7) fidejus- 
sione debeant onines esse, ita quod si unus ex 
deccm forisfecerit, novem eum babcrent ad rectum. 
Quod si aufugeret, et dicerent, quod non possent 
eum habere ad rectum, daretur eis ad minus a 
jnsticia regis spaeium XXX dierum et unius diei. 
Et si possent eum in venire, adducerent enni ad 
justiciam. Ipse quidem de suo restauret dampnum 
quod fecerat, et de corpore suo fiat justicia, si ad 
hoc forisfecerit. Si autem infra supradictum ter> 
minum inveniri non poterit, quia in omni frifiborge 
unus erat capitalis quem ipsi vocabani fri^borgheved, 

6) Diese Übersetzung von tale scheint weniger richtig, 
als die in der Überschrift enthaltene. Sermo ist rede und 
schütz, plegium* Eben so wird am Rhein der ausdriick 
„haingereide, haingerede*' d. h. sermo foreati, für eine dem 
frithborg entsprechende Verbindung, die markgenosspnscbaft 
gebraucht. Man darf es daher nicht mit v. Lo£w uiark- 
genossenschafteii S. 3, note, für gleichbedeutend mit wald- 
gericht nehmen. 

7) Für decimali. 
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ipse capifalis aceiperet duos de melloribus in suofri]^« 
borge, et de tnbus frifiborgis propiBquioribus viel- 
n\s su\s accipiat de unoquoqoe capitaleni et simi- 
liier duos de meliorlbus, si poterit eos babere, et 
se duodecimo expurget se et frif^borgum säum, si 
facere poterit, de forisfacto et fuga supradicti ma- 
lefacloris. Quod si facere non poterit, restauraret 
dampnura quod ipse fecerat de proprio forisfactoris, 
quantum duraverit, et de suo; et ergajusticiamemen- 
dent, secundum quod legaliler jadicatum fuerit eis. 
Et tanien sacranientum quod non poiuerunt com- 
plere per vicinos, per se ipsos novem jurent se esse 
immunes. Et si aliquero potuerint recuperare, ad- 
ducent euni ad justiciam, si potuerint, aut dicent 
justicie ubi sit ^). 

Die pflicbt der frithborgsglieder ist also nacb dem 
>vortinha]te des weisthuros: die einzelnen iibelthäter 
unter ihnen vor geriebt zu stellen, zur recbtfertigung 
anzuhalten, und, wenn dies nicht geschieht, selbst 
fiir den ersalz des geschehenen Schadens aufzukom- 
men, so fern das vermögen des übelihäters hierzu 
nicht ausreicht. Weiter darf man diese pflTcht nicht 
ausdehnen, namentlich darf man darin nicht mit F£U£R- 
BACH eine pflicbt erkennen, eine gegenseitige aufsieht 
zu fuhren, dass keine übelthaten begangen werden. 
Denn der frithborg hat keine gewalt, durch welche 
er im stände wäre, übelthaten zu hindern. Eine solche 
gewalt halte nur der herr und dieses war der grnnd, 
weshalb einige gesetze die bürgschaft desselben weit 
mehr beschwerten, indem sie ihm selbst dann, wenn 



8) Leg. Edowardi confessoris c. 20, 
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crKir seioe person unschuldig war, nicht aller ntichlhei- 
ligen folgen überhoben. Der frithborg hingegen konnte 
höchstens in einer auflgebroehenen fehde fiir oder ge- 
gen eines seiner mitglieder partei nehmen oder gar 
gegen ein solches tehde erheben, und in beiden fällen 
würde er den frieden mehr gestört, als befördert ha- 
ben. Aber seine yerpflichtung war auch wieder da* 
dnrch beschränkt, dass er sich ihrer durch eidliche 
erhärtung seiner Unschuld ander thaL und der flucht 
des thäters entledigen konnte. ReINHOLD ScilMlD ^) 
will zwar diese befreiung auf die welle an den rieh- 
ler, die wile, einschränken, weil ja die haft des herrn 
für den unfreien ganz allgemein gewesen sei, allein 
ich sehe den grund dieser schlussCblgerung nichi ein, 
und aus den werten des gesetzes kann man nur ent- 
nehmen, dass der eid von der haftung mit dem eig- 
nen vermögen ganz befi'eit habe. £ben so grundlos 
ist es, wenn F£U£RBACH ^^) annimmt dass der eid 
dahin gelantet, der frithborg habe keinen verdacht ge- 
gen den flüchtigen gehegt. Schliesslich ist hervorzu- 
heben, dass der frithborg far alle und jede vergehen 
ohne ausnähme und auf gleiche weise haftete; mau 
niuss daher unter dem allgemeinen ausdrucke damp- 
num auch wergeld und busse mit verstehn. 

Was für ,. die Sicherheit des fnedens ermclil 
werden sollte, wa'r demnach zweierlei : 
l)dass das vermögen des übellhäters iür den ersatz 

von wergeld, busse und Schadensersatz wirklich 
veiAvandl werden könne;. -7- dafür sollte der frilh- 

borg unmittelbar sorg^ tragen -*- 

9) Hermes 1829. S. 259. 
10) De uuivers. fide)U8». p. 5ö« 
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2) dass der iibelthäter in der Verbindung des frith- 
borgs keinen schütz nnd keine hülfe in seinen mis- 
sethaten finde — dahin dentet der Ton dem frith- 
borge zu leistende eid. 
In diesem umfange entspricht die bürgschaft 
genau dem, was wir von der friedensbürgschaft der 
volksgeroeinde bemerkt haben, und es liegt in unserer 
stelle durchaus kein grund, eine schwerere bürgschaft 
für die einzelnen frithborgsglieder, namentlich eine 
wergeldsbürgschaft anzunehmen. AIlei*dings hat man 
sich aber zur begründang dieser annähme anf andere 
stellen bezogen, welche man auf den frithborg deu- 
tete, obwohl bei näherer beleuchtung gar keine anwen- 
düng auf denselben von ihnen statt findet. Die stel- 
len betreffen nämlich zwei Verhältnisse, welche beide 
zwar durch die auflösung der frithborge veranlasst, 
und theilweise ihnen nachgebildet vnirden, dennoch 
aber einen ganz verschiedenartigen grundcharakter er- 
halten mussten, weil sie aus eben denselben Ursachen 
entsprangen, durch welche die frithborge ihrer auflö- 
sung entgegen gingen. Ich rede von den friedegilden 
und von dem instilut der bürgenstellung eines . ange- 
klagten. 

Die angelsächsischen friedegilden, frif^gegildum, 
waren das, was WlLDA^i) unter dem namen schütz- 
gilden beschreibt, und was in andern germanischen 
ländern unter verschiedenen namen -— gilden, con- 
vivia, amicitiae, fratemitates, chorae — - vorzugsweise 
in Städten vorkam. Die natur dieser gilden als ganz 
eigen thümlicher vereine hat WiLDA hinreichend aus- 



11) Das gilden wesen im mittelalter. 
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einandergesetzt. Er erkennt die angelsächsischen gil- 
den als die wahrscheinlichen Vorgänger der dänischen^ 
ohne jedoch jenen yortugsweise seine aufmcrksanikeit 
zu widmen. Vielleicht ist kein gildestatut geeigneter, 
die natur dieser gilden aufzuklären, als das londo- 
ner, welches unter konig Aet hei st an errichtet und 
andern theilen des iandes als muster vorgeschneben 
wurde ^^). Aus demselben geht hervor, dass die gilde 
eine nachbildung des frithborgs war, deren ähnlich- 
keit sogar sich auf die zehntheiligkeit ^^) ausdehnte, 
dass sie aber zu gleicher zeit manchfallige andere 
zwecke erfüllte. Die gilde versicherte gleichsam durch 
wechselseitige bürgschaft leib und seele, indem sie 
nicht allein übelthäter verfolgte und strafte, sondern 
auch verarmte mitglieder unterstützte und den verstor* 
benen Seelenmesse lesen Hess ^ ^). Es ist also klar, dass 
ein riickschluss von der gilde auf den frithborg nicht 
gemacht werden darf. Eine wergeldsbürgschaft der 
gilde ist nun zwar aus diesem Statut ebenfalls nicht 
zu entnehmen, sie kommt jedoch anderwärts allerdings 
vor. Diese erklärt sich aber theils dadurch, dass die 
gilde sich überall betrachtete, wie eine erweiterung der 
familie, theils dadurch, dass sie ein gemeinschaftliches 
vermögen durch zusammenlegen 1 5^ u^d durch straf- 



12) Judicia civitatis LuDdoniaö oder leg. Aethelst. V. 

13) C. 3. f>aeb vre tellan a X menn togaedere. 

14) f»aet aelc gegilda gesylle aenoe gesufelae hlaf for 
]^aere saule, and getinge an fiftig o{>f>e begite gesungen 
binnen XXX nihtan. Dass jeder gildebruder beitrage ein 
getufelne^brodt für ihre seele, und singe oder laste singen 
ein fünfzig binnen 30 nachten» Das* 8, 6. 

15) f^aet v^e cwaedan , {>aet ure aelc scute IUI paen 
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gelder hatte. Diese wergeldsbürgschaft war aber 
auch in der gildc nöthig, wenn der friede gesichert 
werden sollte, denn der gilde fehlte das fundament 
des grnndbesitzes, welches in der volksgemeinde einem 
jeden Sicherheit fiir sein wergeld gewährte. 

Mit grösserm schein hat man die ausspriiche der 
angelsächsischen könige auf den frithborg bezogen, 
in denen es heisst: ein jeder sehe zu, dass er bürg- 
Schaft habe, weil er nämlich sonst, falls er eines ver- 
gebens wegen angeklagt werde, gefängliche haft oder 
eine noch härtere behandlung zu erwarten hatte. 
In mehreren dieser stellen ist ganz unstreitig von 
einer wergeldsbürgschaft die rede, und es scheint also, 
dass eine allgemeine wergeldsbürgschaft aller freien 
angenommen werden müsse ^^). Allein, da nur von 
bürgschaft oder bürgen ganz Jm allgemeinen die rede 



to uwe gemaene {»aerfe bin na n XII mondum. Wir gebie- 
ten, dass jeder von uns vier pfenntng einschiesse zu unseroi 
gemeinen bedarf binnen 12 nionden. Das. c* 2. 

16) Z. b. k. Edgars weltliche gesetze. c. 6« u. suppL 
c. 3. wo mit beslimmtheit von einem bärgen die rede ist^ 
der für den entlaufenen Verbrecher selbst haften soll. Da- 
mit stimmt überein Capit. Caroli calvi ai. 873. c. 1. 
bei Pehtz mon. bist. germ. 3, 519. Et sl de uno missatico 
vel comilatu in allum missaticum vel comitatum fugerit^ 
missus vel comes, in cujus missaticum fugerit, per fidejusso- 
res constringat, ut velit nolit illuc reveniat et ibi maluni 
cmendet, übt illud perpeträvit. Et si fidejussores non ha- 
buerit, sub custodia illum habeat, donec ad illum comitem, 
in cujus comitatu forbannitus fuerit, illum revenire faciat. 
Hierdurch erklärt sich endlich auch die fomiel der emuni« 
tülsprlvilegien, dass kein riclUer die emunitöt betreten solle 
ad fidejussores toliendos. 
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bl, so kann auch die magrnbär^:schaft oder nach nm- 
filändeD die des heim oder einer gilde damnter ver- 
standen werden, ja selbst die biirgschaft dareb gmnd- 
besitz kann man sich damnler denken. So wie 
nämlieh die friedrgilden in den städtm yorzngsweise 
an die stelle der frithborge getreten waren, weit der 
grundbesits' aafliörle, der wichtigste beslandthril des 
venuögeDA zu sein, so waren ancfa anf dem lande wohl 
die meisten der alten friihborge anfgelSsl, weil die 
besilzungen der einen zersplittert, die der andern an- 
m'ässig ausgedehnt nnd nach allen richtangen Teräslelt 
\varen. Es gab also viele menschen, die in der allen 
frithborgsverbindung keine- sicherh«! mehr fanden, 
weit ihr gmndbesitz nicht mehr für ihre vergehnngen 
disponibel war. Diesen blieb nichts übrig, als ncne 
Verbindungen mit solchen einzugehen, deren borg- 
schaft sicher war, oder aber gewärtig zn sein, gleich 
einem heimathlosen ^^ behandelt zn werden, gegen 
dessen flucht nur gefängliche baft sicher stellen konnte. 
Auf diesen zustand, däucht mich, gehen die obigen 
Verordnungen. 

Um aber die beschafienheit des angelsächsischen 
frithborgs volUtändig einzusehen und namentlich zn 
erkennen, dass er von der volksgemeinde nicht ver- 
schieden war, niDss man noch zwei Verhältnisse des- 
selben näher in belracht ziehen', nämlich seine ver- 



17) Ges. Ellielreds 1, 4. GJfhe tonne borh vneUhe, 
Blea mon liine and od ftil lecge. Wenn er die hv>%Bcha.tt 
niclil Sat, lödte mau ihn und lege ihn in fut, •!- 1'- «"''^ 
den englisclien lierauflgeberu, niao I>egral>e iltn iii ""^y 
ter erde- £beo u> ges. Cnuta 33. ** 
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zweigung in zehnten und hunderteoi und dann seinen 
umfangt) in so fem er durch die zehnsahl bestimmt 
wird. Das erstere bedarf indessen nur im vorbeige** 
hen einer erw'ähnung;, da es als bekannt Torausgesetzt 
werden darf, dass je zehn frithborge sich wieder an 
einander schlössen zu einer grössern friedensbürg« 
Schaft gleicher art, und dass auf diese weise zehn« 
ten und hunderten enistanden, welche lelztern in 
unbestimmter zahl unter die scire vertheilt wa* 
ren ^^). Die Streitfrage, ob die zebnt mit dem ein« 
fachen frithborg zusammenfiel oder selbst aus zehnen 
derselben zus;immengesetzt war, hat (lir uns kein in- 
teresse. Sie hängt davon ab, ob unter fri^borgus 
auch ein einzelnes frithborgsmitglied verstanden wer- 
den kann, und .ist vielleicht am besten durch verglei- 
chung des umfangs einzelner hunderte mit der wahr- 
scheinlichen bevölkerung zu entscheiden. 

Dagegen ist man bisher selten darauf aufmerk- 
sam gewesen, was eigentlich unter den „zehn mann" 
zu verstehen sei, welche den frithborg ausmachen soll- 
ten. Man wird nicht bezweifeln können, dass solche, 
welche unter Vormundschaft standen, also weiber und 
kinder, keine selbstständige mitglieder des frithborgs 
waren, da sie überhaupt nicht als selbstständige per«* 
sonen auftreten konnten. Man muss aber noch wei- 
ter gehen, und ganz allgemein behaupten, dass nie- 
mand als selbstständiges mitglied desselben galt, der 
unter dem schütz, der munt oder pflege irgend eines 
einzelnen sich befand, dass also unfreie und hörige 
eben sowohl durch ihren herrn im frithborge vertreten 



18) Leg. Edow. confess. c. 28--31. 
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waren, als weiber uod onmündige durch ehemann, 
vafer und vormund. Jenes weisthum Wilhelms 
des eroberers fährt, nachdem es von dem frithborge 
gesprochen hat, fort: 

Archiepiscopi, episcopi, comites, barones et milites 

suos et proprios servientes suos, scilicet dapiferos, 

pincernas, camerarios, cocos, pistores sub suo frij^- 

borge habeant: et ipsi suos armigeros vel alios 

servientes suos, sub suo frij^borgo ; quod si ipsi foris- 

facerent, et claroor vicinorum insurgeret de eis, ipsi 

haberent eos ad rectum in curia sua, si haberent 

sacham et socham, toi et theam et infangenethef ^^). 

Noch allgemeiner drücken sich die normannischen ge- 

setze desselben königs aus: 

E chascun seniour eit soun serjant en sun plege ^^). 
Das gesinde eines adligen solile hiemach eine beson^ 
dere friedensbürgschaft bilden, die mit dem eigent- 
lichen frithborge der freien nur durch den herm 
in Verbindung treten konnte. Auf welche weise dieses 
geschah, darüber ist oben die .rede gewesen, und wir 
haben gesehen, dass diese friedensbürgschaft (lir den 
herrn eine last werden konnte, die es wohl erklärlich 
macht, dass die aufrechlhaltung der friedensbürg- 
schaft den herm eingeschärft werden rausste. Später, 
als die hunderte nur noch eine geographische ein- 
theilung des reichs waren, fielen freilich auch die 
besilzungen unfixier und höriger unter dieselben, und 
es kann daher nicht auffallen, wenn die Verzeichnisse 
der königlichen einkaufte, welche Eduard I. von 



19) Leg. Edow. confesa. c 21. 

20) Leg. Wilhelm. L c. 52. (bei Scbmid c. 49). 
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England im jähre 1274 anfertigen liess, um die ein- 
geschlafenen nnd entzogenen rechte wieder geltend 
machen zu können, in den einzelnen hunderten könig- 
liche manerien aufzählen ^^). Dennoch waren die 
grossem herrschaftlichen Besitzungen von der einthei- 
lung des landes in hunderte frei geblieben. Jene ro- 
tuli zählen in jeder grafschaft neben den hunderten 
nicht nur die Städte , sondern auch eine reihe tou 
villae, villatae und burgi gesondert auf. 

Der frithborg wäre sonach auf die selbstständi- 
gen freien zu beschränken. Indessen glaube ich nicht, 
dass die X homines nur zehn einzelne freie männer 
gewesen sind. Unmöglich kann man sich darunter 
eine einrichtung denken, welche fast täglich hätte nen 
organisirt werden müssen, weil beständig neu aufzu- 
nehmende heranwuchsen oder frithborgsglieder durch 
tod oder andere ereignisse ausschieden, während die 
zehnzahl immer erhalten werden sollte. Der bestand 
der ganzen einrichtung ist nur dann gesichert, wenn 
der einzelne von den zehnen eine person ist, die 
trotz jeder Veränderung als fortbestehend gedacht wer- 
den kann. Ich verstehe darunter das haupt einer an 
grundbesitz geknüpften familie, den vorstand eines 
freihofes in dem oben angenommenen sinne. 

Wir erkennen also in dem frithborg die form 
der Volksgemeinde wieder, wie sie oben als eine all- 
gemeine beschrieben ist. Er ist eine einigung von 
zehn freihöfen, von denen jeder in der gemeindever- 
sammlung durch das faniilienhaupt vertreten wird. 



21) Rotuli hundredorum printed by conimand of king 
George lU. 1812 foL 
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Die Kelin familienhäupter bilden auf diese weise einen 
ralh, neben dem jedoch auch die übrigen glieder der 
einzelnen familien ohne zweifei auftraten, so fern sie 
frei nnd wehrhaft waren; doch übten diese vielleicht 
nur einen entferntem einfluss auf die beschlüsse, die 
zunächst von den zehnen gefasst wurden. Auf die-* 
selbe weise werden in den versanimlungen der hun- 
derte d^ zehnthäupter als Vertreter ihrer zehnten zu 
einem engern rathe zusammengetreten sein. 

Die allgemeinheit dieser form ist einstweilen — 
jedoch ohne rücksicht auf die zehnzahl — - fiir alle 
germanischen volksstämme vorausgesetzt. Wenn man 
indessen bald erkennen wird, dass die kenntniss der- 
selben nur dem angelsächsischen gesetze entnommen 
ist, so muss man nothwendig die frage aufwerfen: 
mit welchem rechte darf man den angelsächsischen 
frithborg fiir ein aligemein gültiges institut der ger- 
manischen Urzeit halten? und diese frage lässt sich frei- 
lich erst jetzt, nachdem der angelsächsische frithborg 
genauer vor äugen gelegt ist, überzeugend beantworten« 

§.7. 

Allgemeinheit der friedentbürgsehaft. 

Der charakter des frithborgs }ässt allerdings ver- 
muthen, dass er nicht eine erfindung der statsklug- 
heit ^), sondern ein uraltes, volksthüniliches instilut, 
älter, als die königliche gcwalt, war. Bekannt ist zwar 



1) Leg. Edow. conf. c. 28. helsst et freilich: Cum au« 
tem viderunt, quod allqui sliilli libenter faciebant erga vi- 
eines 8UQ8, sapienciores ceperunt consiliuoi inter se, qiioinodo 
eo8 reprimerent, et sie iniposuerunt }U8ticiario8 stiper qiios- 
que X. fri[iborg09. Dies ist schwerlich mehr; als theorie. 
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die erzählungf nach welcher er dem könige A elf red 
zugeschneben wird, aber mit recht hat ReinhOLD 
SCHMID darauf aufmerksam gemacht, dass ein theil 
der erzählung erweislich auf irthum beruht, indem 
das höhere aller der sciren wenigstens historisch ge- 
wiss ist, und dass die ganze erzahlung, durch 
das bestreben der englischen chronisten und ge- 
schichtschreiber erklärt wird, alles lobens%verthe auf 
den grossen A elfred zurückzufuhren. Freilich scheint 
das Institut von den angelsächsischen königen nur 
mit mühe aufrecht erhalten zu sein, aber es ka- 
men auch mehr als eine ^Ursache zusammen, die 
dasselbe seiner auflosung entgegen fuhren muss- 
ten. Dahin gehört zunächst eine nnmässige aus^ 
Übung des fehderechts, welche eine starke neigung 
zu gewaltthätigkeiten und nichtachtung des frithborgs 
im gefolge hat. Sie fuhrt einerseits zur auflosung 
einzelner familien, indem sie die last der magenbürg- 
Schaft auf einzelne zu schwer häuft, und diese dadurch 
veranlasst, sich von dem familienbande loszusagen^ 
ja, ein fortgehendes verfolgen der bintrache fuhrt zur 
Vernichtung ganzer familien. Andrerseits werden ein- 
zelne familien genöthigt, sich durch neue Verbindungen 
in friedegilden zu stärken. Diese werden dadurch 
übermächtig, und der frithborg niuss ihrer gewalt un- 
terliegen, da er nicht mehr im stände ist, sie seinen 
beschlüssen zu unterwerfen. Eine zweite Ursache ist 
der zunehmende Wohlstand und verkehr des volks. 
Durch diesen hört der grundbesitz auf, einziger ge- 
genständ und quell des reichthums zu sein, Zersplitte- 
rung und häufiger Wechsel desselben beginnt. Damit 
fällt die Sicherheit, ja die möglichkeit der bürgschaft. 
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zumal %venii Terpfändungen es ungewiss macheu, ob 
der Inhaber des grundstnckes frei darüber zu verfu- 
gen im Stande ist Der frilbborg kann nicht dafür 
einstehen, dass das grundstiick eines mitgliedes in 
Wahrheit für den ersatz seiner Vergebungen verwandt 
werden könne. Eine dritte Ursache — zum theil 
selbst folge der beiden ersten -*— ist endlich das Um- 
sichgreifen der auftragungen zu hof- und lehnrecht 
Durch diese begiebt sich der bisherige freie eigen- 
thünier in ein neues burgschaftsverhältniss, und tritt 
mithin aus dem frühem nothwendig heraus, daidie 
doppelte burgschaft sich nicht verträgt. Ist aber ein- 
mal ein bezirk von frithborgen so vielfach zersplit^ 
tert, so ist es in der that schwer, den übrig geblie- 
benen theil zu neuen frithborgen zu vereinigen. Die 
alte läge der dinge, die den frithborg erzeugte, ist 
nicht mehr vorhanden, und selbst, wenn neue demente 
dazu gefunden würden, stände die geographische tren- 
nung der übriggebliebenen freihöfe und die Ungleich- 
heit ihi*es grundbesitzes im %vege. 

Wenn der frithborg sich trotz dem allen bei den 
Angelsachsen bis in die normannische zeit hinein erhielt, 
so muss das in enger Verbindung damit stehen, dass 
der grundbesitz dort länger als irgendwo jene Wich- 
tigkeit wahrte, die aller Wahrscheinlichkeit nach ur- 
alt ist Die vermuthung liegt nahe, dass die bedeut- 
samkeit desselben fiir die Standesverhältnisse sich nur 
in Verbindung mit dem frithborge habe aufrecht er- 
halten können, wenigstens steht die auflösung der 
alten besitzverhältnisse mit der auflösung des frith- 
borgs, wenn sie wirklich dessen grundlage waren, in 
nolhwendiger Wechselbeziehung. 

4 
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Dass wir aber im fränki^hen reiche den frilh- 
borg nicht in gleicher entwickelung vorfinden, wie bei 
den Angelsachsen, darf uns nicht wundem, denn 
dort waren alle jene Ursachen, welche auf die 
auflösung der frithborge hinwirkten, seit den ältesten 
Zeiten im vollsten masse vorhanden. Wenn man da- 
her dort eine gleichartige friedensbiirgschaft annimmt, 
so kann mau in der that fragen: ob jene unerhörten 
gräuehhaten, welche die merovingischen könige nicht 
allein geschehen liessen, sondern selbst iheilten, die 
auflösung der friedensbiirgschail herbeigeführt oder 
vielmehr in der Vernachlässigung derselben ihren grond 
haben. Aehnliche unthaten hat Italien iu den ersten 
Zeiten der Longobarden gesehen. Es wäre daher nicht 
auflallend, wenn in diesen ländem jede künde von 
einer einrichtung dieser art entschwunden wäre. Den- 
noch finden sich bei allen germanischen Völkern mit 
wenigen ausnahmen spuren, bald schwächer, bald 
deutlicher, welche auf ein früheres bestehen derfrie* 
densbürgschaft, oder, wie man sie in Deutschland zu 
bezeichnen pflegt, der gesammtbUrgschaft schliessen 
lassen. Man muss daher behaupten, dass die erste 
gründong des frithborgs durch die angelsächsischen 
eroberer nur eine Wiederholung dessen war, was bei 
allen Germanen geschah, als sie aus umherziehenden hir- 
tenvölkem sich zu ansässigen landbauem umwandelten. 

Bedenklich ist es freilich, dass TacITUS von einer 
einrichtung dieser art gänzlich schweigt. Bereits EICH- 
HORN hat aber darauf aufmerksam gemacht, dass der 
Römer sehr wohl diese Verbindungen als erweiterte Ver- 
wandtschaften aufpassen konnte, so dass bei Tacitus, 
Caesar und anderen unter den propinquitates sowohl 
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d!e magenbürgschaften, als die friedensbärg5cbaf)en 
begrifTen sind, und gleichsam in eins tasamtneD ilieasen. 

Ausserdem — über viie manches Terbältniss 
schweigt TacITUS; wie nnzulänglich sind seine nach- 
richten über das priestertbum; nichts sagt er über 
die gerichtlichen einrichlangen, dinge, welche vielleicht 
aorglällig vor den Aömern verborgen wurden, weil 
die Deutschen gerade hieiin am meisten gelränLt ed 
werden (ürchleten. Empörte sie doch nichts so sehr, 
als der versuch des Varus, römische rechlspflege nach 
Deutschland zu verpflanzen, und eben die rechlspllege 
hing ja anf das engste mit der gesammtbürgschaß 
zusammen , wenn eine solche bestand. Darf man 
aber den leisesten spuren nachgehen, so wird man 
versucht, die hundert pagi der Sueven, tod denen 
die Trevirer dem CAESAR meldeten, dass sie sich am 
Rhein niedergelassen hätten und diesen zu überschrei- 
ten drohten^), oder die Semnonen, welche ebenfalls 
in hundert pagi wohnten ^), für zwei suevische hun- 
derten zu halten, indem man dea pagus für einen 
frithhorg nehmen konnte. Oder man diirfle auch 
vielleicht in den centeni comites, welche den princeps 
umgeben,^), hundert famiüenbäupter erblicken, welche 
nch um den Vorsteher der hunderte versammeln. 

Auf eine meiiwürdige stelle der alten, deren 
deutung anf die gesammtbürgschaft allerdings sehr 
nabe liegt, hat Feuerbach aufmerksam gemacht. 



2) Caesar de bello Call. I, 37. Treviri autem , imgos 
centum Suevorum ad ripaa Rheni consedisse, qiii [llieiuini 
transire conarentiir. 

3) Tacitus Germ. c. 39. 

4) Tacitus Gr 7. 
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Aristoteles erzählt namliGh ^) : „Einige sagen, es 
sei ein weg aus Italien bis in das Keltische, und zu den 
Keltoligyern und Iberern, den man den herkulesweg 
nenne. Wenn auf dem ein Hellene oder ein iniän* 
der reise, so werde er yon umwohnenden bewahrt, 
dass er kein unrecht leide f denn die strafe zahlten 
die, bei denen das unrecht geschehen sei." Indessen 
kann diese erzählung auch auf das verhältniss zwi- 
schen gast und gastfreund bezogen werden, da der 
gasifreund der beschützer seines gastes war, bis er 
ihn an der schwelle des nächsten gastfreundes ver- 
liess. Alle diese andeutungen sind aber zu entfernt, 
als dass aus ihnen Schlüsse gezogen werden dürften, 
und wir sind daher genöthigt, in die zeiten herabzu- 
gehen, welche uns zwar einige sichere und deutlichere 
nachrichten geben, aber nicht von einem in voller 
frische bestehenden, sondern von einem verfallenen 
und zum theil schon untergegangenen institute. 

Ganz^ bekannt ist es und kann nicht bestritten 
werden, dass die magenbürgschaft und eben so die 
biirgschaft des herrn fiir die unfreien und hörigen 
in allen germanischen staten bestanden haben. Nur 
ein beispiel mag hier stehen, gleich merkwürdig durch 
die späte zeit seines vqrkommens und durch die eigene 
Verbindung beider arten der bürgschaft. Es stammt 
aus Friesland ^ wo man überhaupt das alterthum bis 
in das zwölfte und dreizehnte Jahrhundert aufbewahrt 
sieht, und steht am schluss der altem gemeinschait- 
lichen küren der Brokmer und .Emsiger; 

Si quis inops homicidium vel aliud malum per- 



5) De mirabilibus. S. Fevebdach de univ. fidej. p. 50*)» 
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pelraverit, rendeant pro eo coguali, si cognatos non 
habuerit, rendeat pro eo qui eum in area vel in 
domo sua tenuerit^). 

Zu diesen beiden bürgscbaften feblt in der tbat 
die gesammtbiirgscbaft als nolbwendige ergänzung 
nnd wir dürften ihr dasein vermutheni auch wenn 
alle nachrichten schwiegen. Eine sehr bestimmte hin- 
weisung darauf giebt aber zunächst der name des 
fränkischen rachimburgen. GrIMM hat nachgewiesen, 
dass sprachlich der burgius nicht auf eine bürg oder 
niederlassung, sondern nur auf eine burgsehaft bezo- 
gen werden darf, und es ist für den inhalt des be- 
griffs ganz gleichgültig, wenn man die ableitung des 
rachin von recht oder von reck, gross, herrlich, auf- 
giebt und dafiir eine corrumpirte Schreibart fiir das 
bloss verstärkende regan annimmt. Wir erhalten daher 
einen sicherbürgen oder urbürgen in demselben sinne, 
wie der Angelsachse freibärge oder friedebürge war. 

Ausserdem 'hebt EICHHORN ganz besonders den 
48. (47.) titel des salischen gesetzes hervor. Ob- 
gleich ich nun glaube, dass dieser titel allerdings in 
der friedensbürgschaft seine erklärung findet, so kann 
ich dennoch EICHHORNS erklärung nicht beitreten. 
Der anfang dieser stelle lautet so : 

Si quis super alterum in villa migrare voluerit, et 
aliqui ex eisdeni qui in villa consistunt, eum susci* 
pere voluerint, et^vel unus vel aliquis ex ipsis ex- 
titerit, qui contradicat, migrandi licentiam non habeat. 

^ 

6) Bei RiCHTHovEN friesische rechtsquellen. S. 137. Feu- 
erbach 1. c. pag. 44"') citirt die stelle mit etwas abwei- 
chender lesart aus Wiarda Willküren der Brokmänner 
S. xxiii. 
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Eichhorn nimmt nmi an^ dass von dem anbau 
eines fremden in ungetheilter mark, die rede sei, ge- 
gen welchen jeder einzelne ein widcrspruclisrccbt habe. 
Allein ich sehe Leinen gmnd zu dieser annähme, bei 
wdcher die worle super alterum nicht allein massig, 
sondern anch kaum erklärlich sein würden. Die vilia 
halte ich (lir eine niederlassung, welche aus mehreren 
freihofen bestehen konnte, und hier die stelle des frith- 
borgs vertritt, die einwanderung aber fiir eine solche, 
welche in das besitzthum eines andern geschieht, sei 
es mit gewalt, oder weil der einwanderer einen recht- 
lichen grund dazu zu haben glaubte. Die übrigen 
bewohner der villa, welche weiterhin vicini heissen, 
sind daher die frilhborgsglieder, von denen jedes ein- 
zelne, durch den schütz, den es der verdrängten fa- 
milie schuldig ist, das recht erlangt, auf Vertreibung 
des eingewanderten zu dringen. In so. fern trete ich 
also der erklärung WlARDAS bei, und glaube aller- 
dings auch, dass die fernere bestimmung des 2. (3.) 
capitels : 

81 quis vero admigravit et ei aliquis infra XII raen- 
6es nullus testatus fuerit, ubi admigravit, secunjs 
sicut alii vicini consistat, 
durch das capitulare III. ai 819 c. 9. theilweise ab^ 
geändert werden sollte. Es heisst dort: 

De 47^ capitulo. De eo qui villani alterius occu- 
paverit. De hoc capitulo judicaverunt, ut nullus 
villam aut res alterius migrandi gratia per annos 
teuere vel possidere possit; sed in quacunque die 
invasor illarum rerum interpellatus fuerit. aut eas* 
dem res quaerenti reddat, aut eas, si potest, juxta 
legem se dePendendo sibi vindicet. 
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Das scheint nichts anders zu bedeuten , als : es 
soll der schulx des zwöIfnwnalHchen besilzes nur auf 
den fall beschränll werden, dass der ein^vandernde 
einen rechtUchen gnind seiner einwanderung (lir sieb 
anfuhren kann. Ein solcher rechtlicher gruad kann 
dann nicht wohl ein anderer sein, als gerichtliche 
auflassung, lustinimnog aller vicioi, oder erbschaft, 
und In soCern wird die beziehung auf den erwerb 
der rechten gewere kaum deutlicher auszadrncken sein. 
Weit bestimmter reden die ältesten gesetze der 
fränkischen könige. Nur geht aus ilinen hervor, dass 
die auflösung der frithborge im besläadigen fortschrei- 
ten begriffen war. Wenn zur zeit des saiischen ge- 
selzes an die slelle des aus zehn freihöfen bestehen- 
den frithborgs die villa von unbestimmtem umfange, 
gleich dem angelsächsischen tun getreten war, wie 
das die eben erklärte slelle in verbiudang. mit dem 
lunginus schtiessen lässt^ so ist jetzt die ganze Ver- 
pflichtung des fritbborgs auf die hunderte, centena 
übergegangen. Ein frithborgshaupt kommt nirgend, 
eben so wenig ein zehnthaupl, decanus als richter 
über freie im fränkischen reiche vor. Der centena 
aber legt ein gesetz Childeberts auf das bestimm- 
teste die pflichten des frithborgs auf. Nicht allein 
soll jedes mitglied der cenlene behülflich sein , den 
Verbrecher zu ergreifen, 

Si quis centenario aut cuilihet judice noiueril ad 
nialefactoreni adjuvare, LX so), omnis niodis coii- 
dempnetur ?}; 



7)DecreUo Childebert! U. ai. 596. c. 'J. hei l'"*^ 
uioo. bist. Germ. 3, 10. ^ 



^ 
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es soll sogar die centene, in welcher ein verbre- 
chen geschehn ist oder in welcher die spur dessel- 
ben endet, entweder den Verbrecher ausliefern, oder 
den schaden erstatten, und sie kann sich nur durch 
einen zwölfereid der Verpflichtung entziehn. 

Siniiliter convenit, ut si furtum factum fuerit, ca- 
pitale de praesenle centena resliluat et causa cen- 
tenarius cum centena reqnirat Pari conditione 
convenit, ut si centena posita in vestigia in alia 
centena aut quos fidelium nöstrorum ipsum vesti- 
gium miserit, et eum ad alia centena mininie ex- 
pellere potuerit, aut convictus reddat lalronem, aut 
capitale de praesente restituat, et cum duodecim 
personas se ex hoc sacramento exuat S). 

Die gegebene erklärung des gesetzes scheint mir 
die einzige vernünftige zu sein, und ist sie die rich- 
tige, so werden hier in der that der centene genau 
dieselben pflichten auferlegt, wie dem angelsächsi- 
schen frithborge; sogar die zahl der schwörenden 
ist dieselbe. Dem steht auch gar nicht entgegen, 
wenn nach andern gesetzen den Verbrecher, welcher 
weder selbst wergeld und busse zahlen kann, noch 
von verwandten gelöst wird, der tod treffen soU^); 
denn, sobald der Verbrecher persönlich vor gericht 
gestellt war , hörte alle Verbindlichkeit des frithborgs 
auf, wie dies oben gezeigt ist. Wii^lich weiss 

8) L. cjt. c. ii. 12. 

9) Lex. Sal.tit.62. Pactum Childeberti II. et Chlo- 
tar ii II. c. a. 593 c. 2. Allerdings beweisen diese gesetze, 
dass keine allgemeine w^ergeldsbürgschaft existirt hat, sie 
müssen daher dem als gegenbeweis dienen^ der die friedens- 
biirgschaft mit der wergeldsbürgscliaft verwechselt. 
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Feuerbagh das schlagende der obigen stelle nicht 
anders zu beseitigen, als indem er die ganze Verpflich- 
tung der centenen für eine gewaltsame massregel ge- 
gen die eingerissenen räubereien erklärt. 

Man wird zugeben, dass die ganze decretio Chil- 
DEBERTI den zweck hat, den bekannten . gräuelthaten 
der merowingischen zeit einhält zu thun, und dass ihr 
gewaltsame roassregela nicht fremd sind, davon wird 
späterhin ein beispiel vorkommen. AHein keine von 
diesen massregeln, war ausser allem zusammenhange 
mit dem übrigen rechtszustaude , und ohne solchen 
Zusammenhang möchte schwerlich eine so harte mass<« 
regel, wie hier in frage ist, auf einer Volksversamm- 
lung — das geselz ist nach dem eingange auf dem 
märzfelde beschlossen — - durchgesetzt worden sein.. 
Ganz abgesehn davon, dass es seltsam wäre, wenn 
ChilDEBERT durch blossen zufall ein, dem angelsäch- 
sischen frithborg ganz ähnliches institut erfunden hätte, 
ist man ohne beweis gewiss nicht berechtigt, hier 
eine ganz neue einrichtung zu vermuthen. Diesen 
beweis will nun zwar FeüeRBACH in dem um die- 
selbe zeit abgefassten gesetze ChloTHARS finden, wo 
es heisst ^^) : 

Decretum est ut qui ad vigilias hoc est ad wactas 
constituti nocturnas, diversos fures non caperent, 
eo quod per diversa, intercedente conludio, scelera 
sua praetermissa cuslodias exercerent, centeuas fie- 
rent. In cuius centena aliquid deperierit, caput 
trnstes restituat et latro insequatur cett. 



10) Decretum Chlotbacharii iL c. 1. bei Fcatz L 
c. 3, 11. 
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Allein aus dieser stelle folget höchstens, dass Chlo- 
THAR zuerst versucht habe, durch eiafiihrung von 
Wächtern der allgemeinen Unsicherheit zu steuern, 
dass dies aber nicht genügt nnd er daher be- 
schlossen habe, das institut der hunderte aus seinem 
verfall wieder hervorzuheben. Denn man darf unter 
dem ausdrucke: centenas fieri nicht etwa eine erste 
Schöpfung der cenlenen vermuthen ; die worte heissen, 
wie schon Grupen ^^) richtig bemerkt, nichts anders, 
als die einwohner der centenen sollen zusammengerufen 
werden, es sollen Volksversammlungen veranstaltet wer* 
den. Wir dürfen also keinen anstand nehmen, das 
dasein der gesammtbürgschaft bei den Franken, wenn 
anch in der auflösung begriffen, anzuerkennen. 

§. 8. 

Zutammenhani/ der zehniheiluHg mit der ge- 

sammibürgsehaft. 

Wir dürften uns hiermit begnügen lassen, wenn 
nicht auch die frage von interesse wäre, ob das 
zahlen-system der zehnten und hunderten nur zufäl- 
lig mit dem angelsächsischen frithbdrg verbunden sei, 
oder ob es der friedensbürgschaft als ursprünglicher 
und allgemeiner bestandtheil angehöre. Diese frage ist 
bisher selten berücksichtigt, und EICHHORN ist der an- 
sieht, dass die Verbindung zwischen beiden nur eine 
zufallige sei. Er glaubt nämlich, dass die angelsäch- 
sische zehntheilung lediglich eine folge sei von dem 



11) Observationes rer. etantiquit. Germ, et Rom. UaHe 
1763. 4. S. 418. ,,woselb8t cenlenam fieri so viel heisset, 
als centenos unitis centenae versammleoi und ad sequelaui 
stve sectam autrorderD.** 
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ursprange der angelsächsischen staten aus eroberun'-» 
gen und ansiedlungen von kriegsheeren. Von diesen 
letzteren sei die eintheilung auf die den kriegern an- 
gewiesenen besitzungen übertragen. Dieselbe einthei- 
Inng finde sich daher nur dann, wenn der stat durch 
eroberung entstanden sei, eben deshalb finde sie sich 
im fränkischen State, welcher dann den namen ohne 
die Sache auf die später hinzugekommenen länder 
übertragen habe. Die ansieht spricht auf den ersten 
blick sehr an, und scheint sogar durch TacITUS be- 
stätigt zu werden, der von den Germanen erzählt^ 
dass jeder gau hundert zum heere gestellt habe, und 
dass sie von dieser zahl ihre ehrentitel hernähmen ^). 
Allein die zehntheilnng hatte eine grössere allgemein- 
heit, und ich glaube vielmehr, dass die eintheilung 
des heeres folge war von der zehntheiligkeit der frie- 
densbürgschaft. Das beer ordnete sich nach den fa- 
milien und natürlich war es, dass die enger verbun- 
denen familien r.eben einander kämpften, ja dies 
konnte nicht anders sein, da der zweck der friedens- 
bürgschaft auch beistand im kriege war. Jeder frith- 
borg, jede zehnt und hundert wird daher zunächst 
unter ihrem haupte und Vorsteher ausgezogen sein, 
der sich dann dem erwählten allgemeinen heerfiihrer 
unterordnete. Es sollen nunmehr die beweise hierfür 
zusammengestellt werden. 

Der fränkische centenarius darf freilich so wenig, 
als der longobardische decanus gegen die ansieht 



1) Germ. c. 6. Definitur et numerus, centeni ex singu- 
lis pagls sunt^ idque ipsum inter suos vocantur, et quod 
prluio numerus fuit, jam nomeii et lionor est. 
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Eichhorns vorg^fiihrt werden. Es ist aber doch 
darauf aufmerksam zu machen, dass vorhin ein ganz 
besonderer Zusammenhang zwischen der fränkischen 
centene und der gesammtbiirgschaft bereits sich ans 
licht gestellt hat, indem gerade der centene die pflich- 
ten des frithborgs auferlegt wurden. Auch die Ver- 
hältnisse der Westgothen verdienen beachlung, obgleich 
auch sie durch eroberung ihren stat gegründet haben. 
Hier wurde bei grösserer Vermischung germanischer 
und römischer demente die gesammtbürgschaft früh 
aufgelöst, denn eine antiqua verordnet: 

Omnia crimina suos sequantur auctores. Nee pater 
pro filio, nee filius pro patre, ncc uxor pro ma- 
rito, nee maritus pro uxore , nee frater pro fratre, 
nee vicinus pro vicino, nee propinquus pro propin*» 
quo uUam calumniam pertimescat ^). 

Hier hat sich nun aber die zehntheilung auf eine 
merkwürdige weise erhalten. Zunächst in dem beere, 
in dem es einen millenarius, quingenlenarius, cente- 
narius und decanus gab, welche aber alle den gleich 
zu nennenden obrigkeiten untergeben waren 3). Auch 
wird einmal von ihnen gesagt, dass sie möglicher 
weise die eigenschaft eines richters haben können ^), 
doch ist dies wahrscheinlich nicht ihr wesentlicher 



2) Lex Wisigoth. ¥!• 1, 8. Feuerbach L c. p. 118**) 
hat nach Dreter zuerst wieder auf die stelle aufmerksam 
gemacht und glaubt sie dadurch zu beseitigen^ dass er die 
vicini für seitenverwandte erklärt. Eichhorn st. u. r. gesch. 
§» 18. anm. bat dagegen gezeigt, wie sie gerade gegen Feu- 
erbach beweist. Vergl. jedoch {. 9. n. 8. 

3) Lex Wisig. IX. 2, 1. und folg. 

4) Lex Wisig. IL 1, 26. 
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beruf. Die ordentlichen obrigkeiten sind dux, comes, 
vicarins comitis und tynphadus oder thyuphadus ^), 
und der Ietztei*e richtet namentlich auch über verbre- 
chen ^). Der tyuphad ist also der unterbeamte des 
grafen, mithin dieselbe person mit dem fränkischen 
centenarius und dem longobardischen decanns. SoUle 
nicht in dem namen des tyuphad der angelsächsische 
tienheofod, das zehnthaupt verborgen sein, vielleicht 
mit der abänderung, dass der heofod durch das go« 
thische faf>s vertreten ist? Auf andere art hat sich 
in Niedersachsen höchst wahrscheinlich ein rest des 
zehntsystems in dem tie^) erhalten. So nennt bis 
auf den heutigen tag der niedersächsische bauer sei- 
nen öfTentlichen Versammlungsort, der nach alter sitte 
mitten im dorfe unter freiem himmel, gewöhnlich un- 
ter einigen hohen linden oder eichen sich befindet. 
Freilich sind auch die Sachsen als eroberer einge- 
drungen. Auch bei den Alamahnen kommt ein hun- 
tari vor, welches von den fränkischen einrichtungen 
unabhängig zu sein scheint. Es ist theil eines grös- 
sern gaues und einem besondem beamten unterge- 
ben. Bisweilen fällt es mit der mark, vielleicht nur 
zufällig, zusammen. Auch die Alamannen haben frei- 
lich ihre Wohnsitze erbeutet. Allein dieser einwand 
ist bei den meisten germanischen stammen zu erheben. 
Nur von dem norden wäre unbestreitbarer aul- 
schluss zu erwarten, wenn nicht dort sich die ganze 



5) Lex Wisig. IL 1, 23. IV. 5, 6. 

6) Lex Wisig. IL 1, 15. 

7) Dleableituug von thing ist schon deshalb unmöglich, 
weil sie die ausspräche: die fordern würde. 
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gerichtsverfassung abweichend von der deutschen ge- 
staltet hätte. Und dennoch findet sich dort ein 
sehr merkwürdiges verhähniss, welches Grimm ^) her- 
vorgehoben hat. Das upländische geseüt kennt näm- 
lich als landesabtheilung statt des sonst gewöhnlichen 
bärads ein hundari, welches in fiardhungar, viertel, 
und attungar, achtel, zerfiel. Ein fiardhung würde 
also aus fiinf und zwanzig, dagegen ein ältung ans 
zwölf und einer halben einheit bestanden haben. 

• 

Allein der einfachheit halber scheinen die halben 
theile ausgeworfen zu sein, denn in Gothland theilte 
man den ättung in tolitungar, zwölftel, so dass also 
das tolfiung die einheit bildete und das hnndari um 
vier tolftungar verkürzt wurde. Schwerlich ist diese 
eintheilung des hundari die ursprüngliche, vielmehr 
scheint sie nach dem Untergänge der hunderttheilung 
dem Überreste derselben aufgeimpft zu sein. Möglich, 
dass sie mit den acht näfln und den acht Sandmän- 
nern in irgend einer beziehung steht. Denn die tolftnn- 
gar waren nicht etwa einzelne niederlassungen, höfe, 
sondern sie scheinen ei« gewisses ackermass bezeich- 
net zu haben, denn das westgothländische gesetz fordert, 
dass ein gewerter eigenthümer attunda lot ättungs, den 
achten theil eines ättungs besitze, also anderthalb tolftnu- 
gar, so dass also ein hundari nicht mehr als vier und sech- 
zig volle freie eigenthümer enthalten konnte. Hieraus darf* 
man jedoch nicht schliessen, dass das hundari zu klein 
sei, um je die bedeutung der angelsächsischen hunderte 
gehabt zu haben, denn man muss bedenken, dass bei 
der berechnung des tolftungs das hörige land gar nicht 



8) Rechtsalterth. S. 533. 
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in betracht kommt, und dass eine grosse menge des 
ursprünglichen freien landes bereits hörig geworden 
sein mogle. 

§•9- 

Fortleben des geiste,* der jf esammtbürgsekaft. 

Wenn aber hier früher, dort später, überall aber 
wohl aus denselben Ursachen die gesammtbürgschaf«- 
t^n ihrer auflösung entgegen gingen, so erhielt sich 
dennoch der grundgedanke , welcher entweder sie ge- 
schaffen hatte, oder durch ihre Schöpfung erweckt 
war, die idee, die sich in ihnen aussprach, das ganze 
roittelaher hindurch lebendig. Der ausdruck dafür 
war freilich ein anderer, die äussere erscheinung 
ähnelte kaum der frühem , dennoch war es derselbe 
g^ist, in welchem sich das eigenthümliche des mit- 
telalterlichen Volkslebens zu erkennen gab. Er spie- 
gelt sich ab in der idee des frie4ens, welche allen 
gerichtlichen änordnungen zum gründe lag, und in 
jenem merkwürdigen innungsgeiste, der so oft bewun- 
dert und nie erklärt ist. 

Ein besonderer friede, glaubte man, sei mit al- 
len denen geschlossen, gegen welche selbsthülfe und 
fehde nicht erlaubt war, frieden gfenossen daher alle 
wehrlosen und die, welche einem heiligen leben sich 
geweiht halten. Denselben gedanken übertrug man 
auf Örler und zeiten, an denen fehde verboten und 
gewaltsame handlungen schwerer, als sonst, verpönt 
waren. 

Frelho alle widvon and weson and alle werlase 
liodob, wivon and waluberon, palmeron and rume- 
ron and riuchta karfesteron and alle sante bodon. 
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and alle tham, ther ur svireren hebbath wich and 

wepin, fhmch fretho and tbrach natha and thruch 

godis natha ^); 

fretho alle godis huson and alle godis monnon^); 

husfretho, and hofTretho fon tha hovi and to (ha 

hovi alle hachtida ther nia thes godis hus seke, 

warfTretho, dickfrelho, hirifretho 3), 
dies waren die riuchta afrelha, die rechten gesetzes- 
frieden, welche den Friesen geboten waren. Wo 
aber das königthum mächtig war, kam ausserdem 
ein königsfriede hinzu. lieber diesen enthalten wie- 
derum die angelsächsischen gesetze die ausführlich» 
sten bestimmungen. Friede -zu sichern nnd zu schaf- 
fen, war femer das ziel aller gerichtlichen handlun- 
gen, und hierin that die Versammlung des gerichts 
nichts anders, als was früher der frithborg gethan 
hatte. Der richter schuf frieden unter den streiten- 
den, stellte den gebrochenen frieden des landes wie- 
der her und nahm den friedbrecher aus dem frieden ; so- 

1) Friede allen wittwen und waisen und allen wehrlosen 
leuten, weibern und unmündigen, pilgern und Romfabrern und 
denen, die die 40tägigen fasten halten, und allen heiligen boten, 
und allen denen, die verschworen haben kämpf und waffen um 
firiede und um gnade und um gottes gnade willen. 17 ines. 
küren 11. bei RiCHTHOviar fries. rechtsquellen S. 19. Vgl. 
capit. ai. 788. c. 2. — Capit. 2. ai. 806. c 2. 

2) Friede allen gotteshäusern und allen gottesmännem. 
17 fries. küren 2. bei RiCHTHovEif. S. 3. 

3) Hauisfriede und kirchhoffriede von dem hofe und zu 
dem hofe an allen festtagen, da man das gotteshaus besucht, 
gerichtsfriede , deichfriede, heerfriede. Riistringer recht v* 
1327. §. 46. bei Richthoven S. 541. Vgl. lex Frision. add. 
1, 1. — Capit. ai. 823. c. 14. 
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gar dem grundstiicke, das vor ihm übergeben wurdie, 
wirkte er frieden in der band dessen, der es empfan- 
gen hatte. Aber freilich ging der friede nicht mehr 
von der vereinigten Volksgemeinde aus, er wurde jetzt 
von dem könige oder dessen richter geboten, ja die- 
ser musste dem gerichte selbst frieden gebieten, da- 
mit es ungestört sein geschäft vollbringen Iconnte. 

Ob er verbieten muze dingslete und unlust, . 
war die zweite frage des richters, mit der er die 
Sitzung eröffnete ^). Nur hie und da erhielt sich eine 
erinnerung, dass der friede ui^priinglich vom volke 
ausging. Wenn ein graf in das westerlauersche Fries- 
land seinen ersten einzug hielt, so musste ihm zuerst 
der asega, der alte Volksrichter, einen frieden erthei- 
len, damit er denselben för sich selbst gebieten dürfe, 
und das volk musste den frieden stärken, dann erst 
kpnnte er die lehne verleihen ^). Wenn der herzog 
von Kärnthen zur huldigvng schritt, musste er sein 
recht von einem bauern aus dem geschlechte der £d- 
linger empfangen, und so lange er dann den Vasallen 
die lehne ertheilte, hatten die Gradnecker das recht, 
so viel heu lur sieh zu mähen, als sie konnten, und 
die räuber hatten freiheit, zu plündern, und die Por- 
tendörfer, zu brennen im lande, wo sie wollten, es sei 



4) Sachs, laadr. 1, 59. f. 2 — Vergl. richtsteig land- 
rechts im anfaiog und unzählige beispiele. 

5) Deer aegh him di aesga een ferd to delen, ende hi 
faimself to bannen, dat liim nimmen aet oniiuchtes dwe; 
soe aghen dae lyoed dyne fert toe sterkiane; deer aegh dy 
grewa aller manlykum syn leen toe gewane, ah hyt oen 
synre wer hede, sonder fia. Scheltena riucht $. 1. bei 
RiCHTHovES fries. rechtsqu. S. 388. 

5 
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denn, dass es von ihnen gelöset werde ^). Denn der 
friede war vom lande weggegeben, und der berzog 
vermogte nicht, ihn zu wahren, so .lange er seine 
Vasallen nicht gewonnen hatte. 

Denselben zweck, den frieden zu sichern, hatte 
auch der grösste theil von den vielfachen einigungen 
des mittelafters. Aber das mittel war bei ihnen nicht 
iiberlragung der gewalt an einen einzelnen, sondern 
wechselseitige Unterstützung der genossenschaft. In 
so fem erscheinen sie als versuche, die untergegan- 
gene friedensbürgschaft auf neuen gnindlagen wieder 
aufzubauen,' denn der schütz, den ihre mitglieder sich 
gegenseitig zusagten, war in der regel, gleich wie bei 
dem frithborge, sowohl nacb innen als nach aussen 
gericbtet, ja die erstere richtung bildete sich ganz 
gewöhnlich zu einer förmlichen gerichtsbarkeit der 
genossenschaft aus, so dass daraus also eine art von 
bundesgerichten entsprang, wie sie eine statsgewalt 
mit modernen ansichten unmöglich dulden könnte. 
Wahrscheinlich sind schon die contubernia der fran* 
kischen volksgesetze, die ROGGE geradezu für frithborge 
und F£U£RBACH für vasallenhäufleln hielt, verbindun* 
gen dieser art, welche das gesetz als unerlaubte und 
vrillkührliche zu betrachten scheint. Im laufe des 
mitlelallers werden sie aber unter hohen und uiedern 
immer häufiger. Innerhalb der Städte gilden, haus- 
genossenschaften , trinkstnben, beim adel landfrieden 

6) GiUMM rechtsallerth. S. 254. Üeber den empfang des 
herzogft im lande vergl. Wacrernaobl achwabenspiegel 1, 418. 
Die stelle ist aus einer sanktgallischeo handsckrift und stellt 
die gebrauche aus eiuem schon sehr veränderten gesichts- 
punkte dar. 
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und gottesfriedcn , bei der ritterscfaaft und unter den 
Städten rittereinungen, banse und landstände, b^i 
dem landbauer markgenossenschaften und baingerede 
und was der arl mehr ist. Nur in diesem sinne 
darf man die ditniarsiscken gescblechter, welcbe sich 
auch auf Feuiam wiederfinden, fiir überbleibsei der 
^esammtbürgscbaft halfen. Sie zeichnen sich dadurch 
auf das kenntlichste aus, dass sie sich selbst als blosse 
erweiterung der familienverbindung ansehen, u&d ha- 
ben daher die friedensbürgsehaft gleich den angeU 
sächsischen gegyldan in, eine wergeldsbürgschafl ver- 
wandelt« JOHA]NN AboLFI^ erzä hl t nämlich: Es sind 
in jedem kirchspiele hen*liche alte geschlechter, die 
von undenklichen jähren her um ihrer trefllichkeit 
und herrlichen thaten willen mit herrlichen,- schönen 
beerzeichen und wappen geziert und unter sich in 
besondre bruderämter und klufte getheiltsind. Diese 
haben unter sich grosse verbündnisse gehabt, einer 
den andern , auch den allergeringsten und ärmsten, 
nicht zu verlassen, so ihn jemand beeinträchtigen und 
belästigen wolle. Falls nun einer aus fremden lan- 
den sich' in einem kirchspiele niedergelassen und in 
ein geschlecht sich zu begeben und mit ihm zu 
befreunden begehrt, wenn dieser ehrliche, untadlige 
Zeugnisse seiner ehrlichen gehurt, herkommens, han- 
deis und wandeis beigebracht, so haben sie densel- 
ben als einen vetter des geschlechts angenommen 
und nicht geringer geachtet, als ihren nächsten an- 
gebornen freund, ja, wenn er sich ihnen und sie 



7) J. Adolpi, gen. Neocorus cbronik des landes Dith- 
marsen, herausgegeben von Dahlmavv. Kiel 1827. 1, 206. 
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wiederum ihm mit treuen und eiden, wie vettern un-> 
ter einander, verbunden, so haben sie haut und haar 
fiir denselben daran gesetzt, und alle wehrhafte mann« 
Schaft des ganzen geschlechts hat sich wohl seinet- 
halben in leibes- und lebensgefahr begeben und ist für 
ihn zu felde gezogen. 

Gesellungen solcher art konnte ein weiser först 
klug benutzen und leiten, während sie ohne solche lei- 
tung durch übermuth und missbrauch leicht getährlich 
werden mogten. In England haben wir die gilden 
vom konige geschützt und unter seiner leitung geord- 
net gesehn. Dasselbe geschah in Dänemark. In 
Deutschland hingegen und im lombardischen reiche 
wiederholen sich vom neunten bis zum dreizehnten 
Jahrhundert verböte gegen conjurationes und gilden ^), 
ohne dass sie je von erfolg gewesen wären. Unter 
den Hohenstaufen ging die ganze reichsverfassnng 
in genossenschaften auf. Zumal seit dem interregnnm 
geht die politik der kaiser und försten zwischen dem 
genossenschaftswesen irrend umher, drängend und 
gedrängt, ohne mit sicherer band den zügel ergrei- 
fen zu können. In den Städten hetzte man gilde ge- 
gen gilde, unter (lirsten und herm en*ichtete man 
landfrieden und bekämpfte rittereinungen, unter dem 
landvolke liess man die genossenschaften gewähren, 
so lange man darüber herrschen konnte, an andern 



8) Al8 eiu solches verbot ist wohl auch die §. S note 2 
abgedruckte stelle, lex Wisigoth. 6, 1. c. 8. zu nehmen; 
denn auf die alte gesammtbürgschaft kann das vicinus pro 
vicino nach der obigen ausführung weniger gut gedeutet 
werden, als auf jüngere verbiodungen, die eine völlige wer- 
geldsbürgschaft an die stelle setzen. 
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orten drückte man sie und wieder an andern orten 
noihigte man den }andgemeinden genossenschaftiicfae 
Institute auf, wenn man glaubte, die vortheile davon 
ziehen zu können ^). So wurde mit gewalt das be- 
stehende seinem untergange entgegengerdhrt, ohne 
dass die bildung des neuen mü Weisheit oder mit 
Übereinstimmung geleitet wäre; so entstand ein rechts- 
zustand voll Verwirrung, voll widersprechender ele- 
mente, aus dem schwerlich ein andrer weg, als der 
durch ein fremdes in sich vollendetes recht gebahnt 
wurde, hatte herausleiten können. 

§ 10. 

Die mmrkg en^stensekafitn. 

Der zunehmende anbaii des ackers in verbin* 
düng mit der vergrösserung der farailien hatte bald 
die nothwendige folge, dass die gränzen der einzel- 
nen freihöfe aufhörten, die einzigen grenzen des grun- 
des und bodens zu sein. Das gesammteigenthum 
eines geschlechts wurde von den manchfaltigsten 



9) Super — maleficHs — geaeralem coostitutionem pro- 
mulgamus — ut si coiomissores inveoiri non possint, aut 
sicut multoties accidlt, per locorum incolas occuhantnr, ho- 
mines locorum ipsorum, in quibus maleficia commilttintur, 
ad damnorum restitutionem integre coerceantur. Coostitu- 
tiones regum regni utriusque Siciliae mandante Friderico II. 
Imp. per Petrum de YiDea concinnatae, üb. 1. tit. 27« Neap« 
1786. p. 26. Yergl. ob. f. 5. n. 9, vornehmlich aber die 
in der dort genannten DAETEiiscben abliandlung §. 3. beige- 
brachten nordischen Verordnungen, von denen die westgoth- 
laendische ganz nahe an die urverfassung der frithborge an- 
streift. Dieselbe abhandlung hat mich auf obige stelle aus 
der siciliauischeu geselzsammluug aufmci'ksam gemacht. 
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gränzen durcbschnitlen, die freilich der idee nach 
gar nicht in die gemeinechaft des besitzes eingreifen 
sollten, in Wirklichkeit aber eine allgeroehie theilnng 
des eigenthnnis erzeugten. Das bedürfniss, welches 
aus der noch immer vorherrschenden Viehzucht ent- 
sprang, bewirkte aber innerhalb dieser kleinem grän* 
zen einen gegensatz von gesonderten hufen, welche 
dem ackerbau dienten^ und ungelheiltem boden, der ge* 
meinsamer benutzong zum zweck der viehzncht oder 
anderer bediirfnisse, welche die ungepflegte natur be* 
friedigen konnte, offen stand. Beides, getheihes acker- 
land und ungetheilter boden, war aber in eine gewisse 
beziehung zu einander g^esetzt, indem man an den 
besitz gewisser ackerhufen das recht knüpfte, den 
gemeinen wald, beide und weide zu benutzen. Auf 
diese weise waren kleinere gesammtbenutzungen aus 
der grossem abgegränzt, und man bediente sich da- 
her des namens, der die gränze bezeichnete, mark, 
um damit die abgegranzte gemeinheit selbst zu be- 
nennen. Darin aber schwankte der gebrauch des 
ausdruckes mark, dass man die gesonderten acker- 
hufen, welche zur nutzung derselben berechtigten, 
bald mit darunter begriff, bald als schutzband, oder 
heinischnat ihr entgegen setzte. 

Die beziehung der mark zu der zahl und be- 
schaffen heit derer, welche an ihrer benntzung theil 
hatten, konnte eine sehr verschiedene sein. Es war 
denkbar, dass die markgenossen lauter freie glieder 
der grossen familie waren, von denen unbedenklich 
jeder seinen unfreien und hörigen so viel antheil an 
der nutzung der mark gestatten mogte, als ihm selbst 
zustand. Es war aber auch möglich, dass ein ein- 
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zeliier freier uiJt seinen unfreien und hörigen im be* 
sitze einer gesonderten mark war, und eben so gut 
konnte der besitz eines einzelnen freien in mehrere 
marken zerfallen, deren markgenossen dann lediglich 
unfreie waren« Endlich lässt es sich denken, dass 
die märker sowohl freie, als unfreie und hörige sind. 
Alles dies wird mehr durch die beschaffenheit • des 
bodens , durch die natürliche begränzung, welche 
wald, fluss, berg bildeten, bestimmt sein^ als durch 
irgend ein System oder einen gedanken, den ein ge- 
schlechl oder ein volksstamm befolgt hätte. 

Wenn so diemark in belreffdes gesamralbesitzes 
als ein abbild der familie oder des freihofs angesehen 
werden kann, so erscheint die Verbindung der märker 
seit dem vierzehnten Jahrhundert in andrer beziehung 
in einer gewissen ähnlichkeit mit der volksgemeinde. 
Sie ordneten nämlich in allgemeiner Versammlung 
die. art der benutzung an und wachten über beein- 
trächtigung ihrer rechte durch ausmärker, oder über* 
schreitung der befugnisse von Seiten ihrer genossen. 
In dieser hinsieht übten sie eine art von gerichtsbar- 
keit, die jedoch- nur im äu^serlichen der der volksge- 
meinde nachgebildet war« Es kam hier mehr eine 
Conventionelle Strafgewalt zur anwendung, als dass von 
der Schlichtung eines Streites die rede gewesen wäre, 
denn es standen in der regel nicht zwei parteien einan- 
der gegenüber, sondern die Versammlung der markge- 
nossen war selbst die parici, die ihr recht geltend 
machte. JUSTUS MOES£R, der unter den markgenossen- 
schaften aufgewachsen war, gewann in ihnen die 
erste lebendige anscbauung von germanischer Verfas- 
sung und Hess aus dieser - anscbauung sich zu der 
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einer volksgemeinde hinüber leiten. Seitdem ist es 
gewöhnlich geworden, als zweck der markgenossen- 
Schaft den schütz eines markfriedens anzunehmen, 
ähnlich, wie durch die Tolksgemeinde der gemeine 
friede aufrecht erhalten werde. Ich bin indessen der 
meinung, dass die markgenossenschaften vielmehr zu 
jener art jüngerer Verbindungen zu zählen sind, welche 
gleich den friedegilden nach auflösung der alten Ver- 
hältnisse durch eine neue genossenschaftliche einigung 
in dieser oder jener hinsieht den bedrohten frieden 
aufrecht zu halten suchten. Nur so scheint es er« 
klärt werden zu können, dass alle marken sich nach 
einem schutzherm, obermärker, markgrafen, umsehen 
mussten. Will man indessen jene andere darstellungs- 
weise gelten lassen, so darf man wenigstens nicht über- 
sehen, dass der markfrieden sich nicht weiter erstreckte, 
als auf die unangefochtene benutzung des unbebauten 
bodens, so weit sie jedem niärker eingeräumt war, 
und dass also jede handlung, die mehr enthielt, als 
einen blossen eingriff in dieses Vermögensrecht, in so 
fem dem interesse der markgenossen fremd war. 
Auf keinen fall darf man aber mit EICHHORN die 
markgenossenschaften mit den ersten volksgemeinden 
fiir gleichbedeutend halten. Das zusammentreffen 
beider ist gewiss immer nur zufällig gewesen, und 
findet sich in der that höchst selten^). Wäre die 
trennung jungem Ursprungs, so Hesse sich schwer- 
lich die sonderang der markgerichte von den ge- 
wöhnlichen gerichten erklären. 

1) lieber das freigericlit Wilmundsheim vor dem berge 
und das altenhaslauer gericlit s. v. Loew Markgenossen- 
sdiaflep. 8» 5. 
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§. 11. 

» 

yHim und evri«. 

Um das bild, welches wir Ton der ältesten Ver- 
fassung der germanischen volker gegeben haben, zur 
vSlligen klarheit zu erheben, ist es nöthig, dass wir 
schliesslich noch die art und weise beachten, wie die 
Wohnungen der einzelnen menschen über das land 
vertheilt waren. In den ältesten zeiten, in denen die 
bevölkerung noch eine sehr spärliche gewesen sein 
muss, waren diese Wohnungen zerstreut, jede mit 
dem nöthigen ackerlande und etwa mit zäun oder 
wall und graben umgeben. Diese art zu wohnen, 
hat sich in dem nordwestlichen flachlande Deutsch- 
lands vielfach erhalten. Später aber zogen sich an 
den meisten orten die Wohnungen zusammen, wie 
es eben die läge des orts oder das bedürfniss der 
menschen veranlasste. Jede einzelne niederlassung, 
die fiir sich abgeschlossen war, nannte man eine villa, 
sie mochte nun eine oder mehrere Wohnungen umfas- 
sen, sofern sie nicht durch eine bleibende befestigung 
als bürg oder durch eine besondere Verfassung als 
Stadt einen eigenthiimlichen charakter erhielt. Der 
deutsche name ' einer solchen niederlassung scheint 
zäun ^) oder in einigen gegenden weiler gewesen zu 
sein. So zufällig nun der umfang einer solchen nie- 
derlassung war, eben so zufällig war ihr verhältniss 
zu der gesammtbürgschaft, wie zu der mark. 

Wenn die einzelnen wohnungen zerstreut lagen, 

1) Das angelsäclisische tun bezeichnete aber auch über- 
haupt einen abgeschlosseneu ort. Legg. Aelfredi 1. (. 2. aod 
beo feowerlig nihta on cai*cerne on cynioges lune; uud 
sei viei-zig nächle in dem kerker in des köuigs tun. 
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so gehörten ihrer mehrere zu dem besitzlhum eines 
einzelnen freien, der mehrere unfreie und hörige mil 
besondern höfen unter sich hatte; um so mehr konnte 
erst eine grosse zahl^ derselben den gesammtbesitz 
eines geschlechts ausmachen. Wenn dagegen mehrere 
Wohnungen an einem orte, in einer villa vereinigt 
waren ; so konnte sich das verhältniss auf die man- 
nigfaltigste weise gestalten. Möglich war es dann, 
dafis der umfang der villa zusammenfiel mit dem 
des besilzthums eines einzelnen freien, so dass die 
villa das gehöfte dieser freien selbst nebst den ge- 
böfien aller seiner unfreien und hörigen enthielt, 
und dieses war es, was man einen raansus indomini- 
catus, eine villa indominicata nannte. Aber die villa 
konnte auch mehrere solche mansos indominicatos ent- 
halten, also die gehöfte mehrerer freien sammt den 
davon abhängigen höfen unfreier und höriger. In 
diesem falle war es sogar denkbar, dass die einzelne 
villa einen ganzen freihof, ja sogar eine ganze zehnte 
bildete. Umgekehrt konnte es aber auch der fall 
sein, dass die unfreien und hörigen eines einzelnen 
freien in mehreren, villen vertheilt waren, so dass der 
berrenhof entweder mit einem theil der von ihm ab- 
hängigen höfe in einer dieser villen Jag, oder so, dass 
der berrenhof allein eine abgesonderte villa fiir sich 
bildete, zu der dann die übrigen vilien, jede mit meh- 
reren höfen, gehörten. Endlich konnten aber auch die 
unfreien und hörigen mehrerer herren dergestalt in 
mehreren villen zerstreut wohnen, dass daraus die 
grössle Vermischung unter ihnen und selbst mit andern 
freien, von denen sie gar nicht abhängig waren, ent- 
stand. Denn es war an und iür sich gar nicht notli- 
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wendig; 9 dass das besitzthuni eines freien, oder eines 
geschlechts ein unter sich zosaninienhang^endes ganzes 
gebildet hätte, das nirgends von fremden besitzungen 
durchschnitten wäre. Wenigstens blieb ein solches 
verhäitniss keineswegs auf die dauer bestehen, so bdld 
man anfing grundstücke zu veräussern, wenn es auch 
im anfange als das natürlichsle gedacht werden muss. 
Eben so unbestimmt war das verhäitniss der villa 
zu der mark. Häufig fielen beide zusammen, so dass 
man willkührlich bald den einen^ bald den andern 
ausdruck gebrauchte, oder auch wohl als villa nur 
den complex der Wohnungen bezeichnete und ihm 
die feldmark oder auch die unbebaute gemeinheit als 
maroa entgegensetzte. Eben so gewöhnlich war aber 
der fall, dass mehrere villen in einer mark ver^ 
einigt waren ^), und dies war gewiss nicht bloss da 
der fall, wo entweder die villen einzelne höfe waren 
oder wo ein theil der villen erst auf rottland in der 
mark angelegt ^vurde. Das letztere mag jedoch be- 
sonders da statt gefunden haben, wo die mark den 
namen von der einen unter den in ihr befindlichen 
villen entlehnt hat. Dagegen mag der fall nicht leicht 
vorgekommen sein, dass eine villa mehrere marken 
geha1>t halle, wohl aber gab es fälle, in welchen die 
nutzungsrechte in einer mark so ungleich vertheilt 
waren, dass in gewissen beziehungen die ganze mark 
zu mehreren villen gehörte, in andern beziehungen 
aber ein theil der mark als eine besondre mark einer 
oder einiger ynter diesen villen anzusehen war. 



2) Z. b. lex sal. 3, 9. Si quis taurum furaverit, qui 
de Iribus villis cominunes yaccas teuucrit . . . 
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Anders verhielt es sich mit dem begrüfe einer 
curia oder cnrtis. Hierunter verstand man eine ein- 
zelae wohnung, entweder an und für sich, area, cur- 
tile, oder in Verbindung; mit .der dazu gehörigen 
länderei, sei es abgelheiltes ackerland oder ein an- 
theil an der mark. Im letztem sinne hiess er mansus. 
Doch brauchte man diesen letztern ausdruck auch 
fiir die länderei im gegensatz gegen die hofstatt oder 
hofraite, was eigentlich hob^^ bufe hiess. Der hof, 
die curia konnte demiuich bald eine villa bilden, bald 
konnte letztere aus mehreren höfen bestehen, nie aber 
enthielt ein hof mehrere villen. Vorzugsweise ver- 
stand man aber unter curia den hof eines freien, 
von welchem wi^er .andre hofe, sei es von unfreien, 
sei es von hörigen, abhängig waren. In diesem letz- 
tem sinne konnten dann freilich ganze villen von einer 
curia abhängig sein, obgleich sie an sich nicht daran- 
ter begriffen waren. 

Anhang, 

Das ausländ voiti 2ten märz 1841, Nr. 61, theilt 
aus dem voleur vom lOten februar 1841 einen bericht 
des altern DUPIN über die communaute des' Jault mit, 
welche sich mitten in Frankreich, im Mivemois in der 
gemeinde St. Benin de Bois unweit der Stadt St. Sauige 
findet. Diese communaute, deren noch mehrere beste- 
hen sollen, ist nichts anders, als eine familie, welche 
seit undenklicher zeit in völliger gemeinschaft des be- 
sitzes lebt, und ich stehe nicht an, dieselbe für einen 
in ursprünglicher weise erhaltenen freihof zu erklären. 
Ihre beschreibung ist um so interessanter, da die 
gemeinschaft des besitzes und des Zusammenlebens 



Aoliang. _ 77 

viel weif er durchgeführt isl, als ich sie oben Anr-' 
* Kastellen gewagt habe. Auch die annähme eines 
farmilienhauptes findet hier ihre bestätigung. Es sei 
daher erlaubt, die wichtigsten stellen des berichts hier 
zu wiederholen. 

„In dem maison des Jault findet man zu ebener 
erde einen ungeheuren saal, der an beiden enden 
grosse kanfkine hat , woTon der mantel etwa 9 fuss 
weit ist. Neben einem dieser karoine ist die ößhung 
eines grossen ofens zum brodbacken, auf der andern 
Seite ein steinerner wa^chtrog in die mauer eingefiigt. 
In der» nähe ist in einem dunkeln seitengemach ein 
nicht sehr tiefer brunnen, dessen wasser nie versiegt. 
In der ganzen länge des grossen zimniers läuft ein 
corridor hin, in welchem durch eben so viele thiiren 
besondere kammem ausmünden, wahre zelien, in de- 
nen jede haiishaltuifg ihre besondere wohnung hat. 

„Das ^lasein dieser gemeinde reicht in unvordenk- 
liche Zeiten hinauf; die Urkunden, welche der vorstand, 
maitre^ aufbewahrt, reichen über das jähr 1500 hin- 
auf und sprechen von dieser gemeinheit als von einer 
damals schoR alten sache; auch soll das besitz- 
thum derfamilieein frei gut gewesen sein. 
Ursprünglich war der natürliche vorstand der fami- 
lienvater, dem sein söhn folgte, so lange die direcle 
Ilnie sich ei-hielt. Als aber im laufe der zeit die 
Verwandschaftsgrade entfernter wurden, wählte man 
den iähigsten mann zum leiter des ganzen, und die 
verständigste frau zur haushälterin. Ihre gewalt ist 
indess sehr mild und zu befehlen giebt es beinahe 
nichts, da jeder, wie der vorstand sagt, seine arbeit 
kennt und sie auch ausfuhrt. 
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,,Die hauptaufgabe des Vorstandes ist, die ange- 
legenheiten ausser dem hause zu besorgen, vieh zu 
kaufen und zu verkaufen, landkäufe im namen der 
gemeinheit zu machen ; aber alles dies geschieht nicht, 
ohne sich mit seinen gemeindegliedern, communs, oder 
den theilhabem, parsonniers, zu berathen. Das ver- 
mögen der gemeinheit besteht aus den alten gutem, 
aus den auf gemeinschaftliche rechnung mit den er- 
sparnissen gemachten ankaufen, aus dem viehstand 
und aus der gemeinsamen casse. Ausserdem hat je- 
der sein besonderes vermögen, das aus dem heiraths- 
gut seiner frau und dem vermögen besteht, .das er 
von seiner mutter erbte, oder das ihm durch geschenke, 
Vermächtnisse oder irgend eine sonstige auf die gemein- 
heit nicht bezügliche weise zugefallen ist. 

„Diese gemeinheit besteht nur aus männem, die 
weiber und mädchen werden in -gesunden und kran- 
ken tagen unterhalten, sind aber keine eigentlichen 
glieder der genossenschaft. Yerheirathen sie sich 
nach aussen, was gewöhnlieh der fall ist, so steuert 
die gemeinheit sie in barem gelde aus. Diese aus- 
steuern ^) sind in den letzten zeiten bis ßuf 1350 fr. 
gestiegen. Jedes piännliche mitglied der gesellschaft, 
das unverhelrathet stirbt, hinterl'a^st niemanden etwas; 
es ist ein mitglied der gemeinheit weniger, deren be* 
sitzthum den übrigen verbleibt. War er verheirathet 
und hinterlässt kinder, so werden die knaben mitglie- 
der de.r gemeinheit, nicht aus einem erbschaflstitel, 
sondern bloss weil sie innerhalb der gemeinschaft ge- 
boren sind; die mädchen haben anspräche auf eine aus- 



1) Das phaderphiuDi. 
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Steuer, und theilen mit den knaben das besondre 
eigenthum des vaters, wenn dieser eins hatte, fiir sich 
aber können sie keinen antheil an den gutem der 
gemeinschaft ansprechen. 

^^Triflt die aushebnng ein niitgliedder genossen- 
schaft, so zahlt diese bis zu 2000 fr., um einen stelU 
Vertreter zu gewinnen; reicht dies nicht zu, so mnss 
der betroffene den rest selbst zuschiessen ^). Man 
findet kein beispiel , dass ein mitglied dieser gesell- 
schaft wegen eines vergebens verurtheilt worden wäre; 
ihre sitten sind rein und die familie thut den armen 
viel gutes. Alle essen an einem tische, an m^me pot, 
pain et sel^), und was die kleidung betrifft, so iheilt 
der vorstand jeder haushallnng nach roaassgabe ihrer 
mitglieder hanf und wolle zu." 



2) Merkwürdiger rest der fnagenbürgscliaft ! 

3) Dies dürfte die coiivivla der gildeii besser erklaren, 
als WiLDAS idee, dass die lust an gelagen veranlassung zu 
den gilden geworden wäre. 



Zweites kapitel. 
Beschaffenheit der ältesten gerielUe. 



§. 12. 

Einleitung, 

Aus der beschriebenen Verfassung sind die ge- 
richte nicht allein im ganzen hervorgegangen, sondern 
aus ihr erklärt sich ausserdem vieles in ihrer beschaf- 
fenheit und form. Frieden zu wirken, war der ge- 
meinsame zweck aller jener Verbindungen der sipp- 
schaft, der hintersassen und der volksgemeinde. Die- 
ser zweck war es, der zugleich ihrer thätigkeit die 
bedeutung gerichtlicher handlungen beilegte, und folg- 
lich die entstehung einer gerichtsverfassung vermit- 
telte. Freilich aber war die art und weise, wie die- 
ser zweck erreicht, der frieden bewirkt werden sollte, 
nach der beschafienheit der einzelnen Verbindungen 
sehr verschieden. Es ist daher nothig, bei der dar- 
stellung der einzelnen arten von gerichten abermals 
von jenen elementen der slatsverfassung auszugehen, 
und bei jedem einzelnen unter ihnen zu untersuchen, 
ob und welche gerichte aus demselben hervorgegan- 
gen sind. Auch hier wird dann zur vollständigen 
klarheit der ansieht nothig sein, ausserdem noch das 
verhällniss der markgenossenschaften und der villen 
zu der gerichtsverfassung in betrachtung zu ziehen. 

Hierdurch wird ein bild gewonnen werden kön- 
nen , welches fiir die älteste zeit als vollständig gel- 
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len darf^ und dieses bild voraafiihren^iist die aufgäbe 
dieses kapitels. Allein wir haben bereits die beobaeh- 
lung gemacht, dass jene grandlagen der Verfassung 
sehr früh in einen rustand der auflosnng und 
der Umgestaltung verfielen. Daher ist es nicht mög- 
lich, bei jener darstellung stehen zu bleiben, son- 
dern wir müssen ausserdem darauf aufmerksam 
sein, welchen einflnss diese Veränderungen auf 
das gerichtswesen übten. Am sweckmSssigsten wer- 
den wir diesen «iiifluss aber nach folgenden drei 
richiungen hin verfolgen: sofern er von dem siege 
der königlichen gewalt über die ireiheit des Volks, 
von der eigenthüralichen Stellung der hierarchie, und 
von der völligen verdunkejnng und Vermischung der 
alten grundlagen der ' statsverfassung abhängig ist. 
Die darstellung dieser^ ibesondern richtungen in der 
entwickelung der gerichtsverfassnng bleibt den folgen- 
den kapiteln aufbehalten. 

§.13. 

Das familiengerieht. 

Das mundium über nicht waffenfähige familien- 
glieder legte dem inhaber desselben die pflicht auf, 
für vergehen seiher Schützlinge einilustehen, sd weit 
er im stände war, sie im hindern. Dies setzt eine 
gewisse gewalt über den Schützling voraus, ohne welche 
eine aufsieht, wie sie hier verlangt wird, von gar kei- 
nem erfolg sein würde. Bis auf den heutigen tag 
hat sich in mehreren der hierher gehörenden Verhält- 
nisse eine solche gewalt erhalten, aber nur in. der aus- 
dehnung eines Züchtigungsrechts, welches qin gewisses 

mass nicht überschreiten darf. Dass diese gewalt 

6 
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im deutschen alterthume einen weit grossem vmfang 
hatte, leidet keinen eweifel; bekannt ist ja, dass der 
vater seine neagebornen kinder bis zu einem gewis- 
sen augenblieke sogar tödten durfte, und allgemeiner 
uoch war wohl das reeht, seine kinder in die unfrei- 
heit zu vericaufen, welchem nur aUmählig die christ«- 
liehe ansieht einen dämm entgegensetsen konnte ^). 
Dass diese gewalt namentlich zu emer wahren slrafge- 
wak ausgedehnt war, davon giebt Tacitus ein be» 
kanntes und . nicht zu niis^deutendes beispiel ^. 
Schwerlich ist aber jemals die ausübuiig. dieser ge^ 
walt einer gewissen form oder regel unterworfen ge^ 
wesen, obwohl den entfieriitern verwandten allerdings 
es zustand, darüber zu vraehen, dass das mundium 
nicht gemissbraucht und der nöthige schütz nicht vear^ 
säumt werde. Man darf daher von einem familieiK 
gerichte in dieser bezieh ung w%vohl nur dann reden, 
wenn man den begrifT desselben lediglich auf die 
ausübung dieser rechte beschränkt, nicht aber die 
beobachtung einer gewissen art und weise, wie na- 
mentlich das in dem mundium enthaltene strafrecht 
verwaltet werden soll, verlangt. 

Anders ist es mit der Verbindung der wehrhaft 
teu familiengUeder. Unter diesen bat ohne zweifei 
ein gewisser friede bestanden. Darauf deutet die 
bestimmung des Sachsenspiegels ^), dass ein kämpflich 



1) Des angels. königs A elfred mosaische gesetze 12. 

2) Germ. c. 19. 

3) Sachs, landr. 1, 63. $. 3. Der von Weiske heraus- 
gegebene leipziger codex hat hier eine wesentlich abwei- 
chende, aber schwerlich mit deoi herausgeber als die rich- 
tige anzuerkennende lesart. 
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nngesprodiener den Zweikampf abwenden kctnne, wenn 
er verwandlsehaft mit dem kläger nachweise. Zwar 
ist die idee, dass der Zweikampf unter den gliedern 
einer familie unzulässig sei, nirgend sonst so allge- 
mein ausgesprochen, aber sie muss dennoch uralt 
sein. Die gesetzgebung des longobardischen konigs 
Rotharis^) gegen den gerichtlichen Zweikampf be- 
ruht aof demselben principe. Er verbietet nämlich 
dieses entscheidungsmittel als gottlos, ungerecht und 
ungereimt, wenn der streit vorfallt zwischen vater und 
söhn über die legilimitäl des letztem, öder zwischen 
dem ehemanu und dem, der Tormund der frau zu 
sein behauptet, oder endlich zwischen dem wittwer 
und dem, der als verwandter der frau jenen beschuldigt, 
die frau ermordet zu haben. In den beiden letztem 
fällen trat der kläger gegen den ehemann als Vertre- 
ter der frau au^ und die saehe war also dieselbe, 
als ob der streit zwischen den eheleuten selbst statt 
fände. Man darf diese gesetzgebung nur (ur eine 
entscheidung streitiger fälle halfen, die von jenem all- 
gemeinen principe ausgehl. Mildere ansieht des ko- 
nigs würde schwerlich so viel durchgesetzt haben. 
König Luitprand^) erklärt es für ein gottloses recht, 
dass der todtschläger sich duri:h Zweikampf reinigen 
könne, und dennoch gesteht er, dass er das alte 
volksrecht nicht ändern dürfe, und begnügt sich da- 
her, dem kläger einen cahimnieneld aufzuerlegen und 
einen unterschied in der strafe anzuordnen, je nach- 
dem der todtschläger durch Zweikampf oder auf an- 



4) Leg. RoTHAR. 164—166. 

5) Leg. LuiTTR. 6, 65. 
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dere weise iiberfiihrt werde. Man kann -nun aber die 
unzulässigkeit des Zweikampfs unter verwandten ent- 
weder daher leiten, d^s man einen streit, der in der 
Familie entschieden ^verden konnte, nicht vor gericht 
ziehen dürfte, oder aber daher, dass man den Zwei- 
kampf mit der achlung vor dem verwandtschaftlichen 
Verhältnisse nicht verträglich hielt. In dem letztern 
falle wird man noch viel weniger fehde unter ver- 
wandten gestattet haben. In jedem falle moss es aber 
möglich gewesen sein^ Streitigkeiten im schösse der 
familie auf friedlichem wege zu schlichten. An wahre 
gewalt eines familieuhauples. ist hier wohl schwerlick 
zu denken, da eine solche iiicht wohl von dem mon« 
dium verschieden sein konnte, und das mundinm über 
männer allgemein mit einer gewissen alterstufe endete. 
Man kann nur eine gemeinschaftliche vemiittelang des 
friedens durch die wehrhaften verwandten anneh- 
men, welche etwa durch ein familienhaupt geleilet 
werden mogte. Von einem solchen gerichte der ma- 
gen ist uns nun freilich keine künde überliefert, und es 
bleibt daher völlig unfruchtbar, nach der besohdem 
beschaffenheit desselben zu fragen. Vielmehr sind wir 
lediglich darauf beschr^kt, eine gewisse analogie 
mit dem Volksgerichte zu vermuthen. 

§. 14. 

Das kerrengerickt* 

Besser sind wir über diejenigen gerichte belehrt, 
welche cn'us der friedensbürgscbaft des herrn über seine 
unfreien entsprangen. Hier ist es keinem zweifei un- 
terworfen, dass die gewalt des herrn eine unbegränzte 
war, dennoch aber sich sehr früh schon zu einer 



Das herrbu^icbr. §. 13. $5 



forniliclieo und ^eregehen gerichtsbarkeit: ausgebildet 
hal. Der beweis biervOR kann . namentlich mit dem 
43 (42)&ten titel des saliscben gesetzes geliihrt wer-, 
den, in welchem das verfahren beschrieben wird ge- 
gen einen unfreien, der nicbl sieinen herrn, son- 
dern einen andern frcfieti bestoblen !hat. Dasselbe 
besteht der hauptsache nach * in folgendem : Wenn 
ein freier einen fremden unfireien. des diebstahls be« 
züchtigt, so ist, der berr des unfreien schuldig, den- 
selben auszuliefern ^). Erfolgt die auslieferung auf 



1) So auch lex Wisigotli. 6, 5. a 10. Quod si dorni« 
BUS pro servo componer^ noliierit^ mox servum t rädere opor« 
tebit. VeiigL lex Ba)uw. 7, 2. {.4. Cetera vero omnia 
perimpleat pro eo, quod aenro suo discipllnam minime 
imposuit. Danach scheiat es genügt zu haben, wenn der 
herr nur selbst den unfreien auf eine den beleidigten zu- 
frieden stellende weise strafte. Beim todtschlage musste 
auch nach dem salischen gesetze der herr den schuldigen 
unfreien ausliefern und ausserdem das halbe wergeld des 
erschlagenen bezahlen. Lex sab 38 (37), 7. Si setvus ho- 
minem ingeiiuum occiderit, ipsti homidida pro medietate 
compositionis occisi parentibus tradatur, et alium medieta- 
tem dominus setvi se noverit s<4uturttm : sed si servus le- 
gem intellexerit^ poterit dominus se obmallare, ut ipse leu- 
dem non solvat. Aehnliche bestimmungen anderer rechte, 
und zwar ohne den letztern schwer zu erklärenden znsatz, 
sind oben (^ 3* seite 17.) vorgekommen. Die dort gege- 
bene erklärUQg, dassmit der mehr a^u zahlenden summe die 
räche gegen- die verwandten des mörders abgekauft werde, 
findet auch .auf diese stelle anwenduug. Mau muas sich 
nur erinnern, dass die räche nur so lange rechtmässig war, 
bis das wergeld oder der werth der auf Seiten des ver- 
folgten mörders erschlagenen dem des zu rächenden gleich 
kam. Indem also diese geselze für den hier behandelten fall 
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dreimalige aurTorderung nicht, und der bestoblene 
hat durch beobachtung der gehörigen formen für 
den beweis der aufforderung gesorgt, so wird der 
herr des unfreien fiir dessen vergehen selbst verhaf- 
tet, und zwar so, als ob er selbst es begangen hättet). 
Wenn die ausliefemiig erfolgt, so wird der unfreie 
von dem anschuldiger durch schlage zum gestand nisse 
gebracht« Dabei ist jedoch der herr zugegen, um sein 
interesse wahrzunehmen. Will dieser die tortur seines 
unfreien nicht länger dulden, so steht es dem be- 
slohlenen frei, fiir den unfreien bärgschaft zu stellen. 
Alsdann muss der herr sich gefallen lassen, dass jener 
den unfreien weiter torquirt, und wenn derselbe dabei 
beschädigt oder in folge eines geständnisses hinge- 

* 

richtet wird, lediglich den werth des unfreien erstat- 
tet und den etwa nur beschädigten unfreien selbst in 
seine gewalt nimmt ^). Das burgundische volksgesetz 
weicht jedoch schon darin von dem salischen ab, 
dass, wenn der unfreie nicht sofort überfuhrt werden 
kann, derselbe nicht an den beschädigten selbst, son- 
dern an das volksgericht gegen caution ausgeliefert 

nicht ganz so vieler unfreien mlinner wertb bezahlen lassen, 
als man nach dem sonstigen Verhältnisse der stände erwar- 
ten sollte, begünstigen sie die berrn , welche an der tbat 
ihres gesindes unschuldig sind, dadurch, dass sie ausnahmst 
weise dem mörder einen liöhern werth (pro medietate com« 
positionis occisi) beilegen. Das „si servus legem intellexerit'* 
könnte allenfalls auf den gedeutet werden, der unter einem 
ausgebildeten bofrechte lebt , indem ein solcher im zweifei 
mit eigenem vermögen die ganze compositio zu bezahlen 
vermogte« 

2) Lex sal. 43, 4. 5. (42, 8 --12). 

3) L. c. 43, 1 (42, 1 — 5). Lex Bajuw. 8, 18. }.l— 3. 
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werdea soll, so dass nur dieses die totiur und strafe 
verfugen kann ^). Diese abweichuug hat aber daria 
ihren grund, dass hier nur von dem falle die rede 
ist 9 wenn Rämer und Burgunder über das Teil>re* 
chen eines anfreien im streit sind ^). In ajkdem tStU 
len wird auch in die^r, gleich wie in allen andern 
beziehungen dasselbe verfahren statt gefunden haben, 
welches das salische gesetz vorschreibt. Die strafe, 
welche den unfreien traf, war nur in geringern fair 
len geldstrafe, bei schwerern wenigstens dann, wenn 
er erst durch tortur zum gesfandniss gebracht war, 
gewöhnlich castratiim oder todesstrafe ^). 

Hier treten die eigenthümlichkeiten der gerichls- 
barkeit über unfreie zum ersten male ganz klar her- 
vor. Es erscheint als ein bestimmtes recht Ae^ herrn, 
stQ dem un(Veien todesstrafe zu vollstrecken, während 
wir bei Tacitus und 6R£G0R VON TouRS mehr nur 
den factischen zustand erkennen, nach welchem die 
tödlung des unfreien ungerächt blieb. Dieses äusserste 
recht, welches ein mensch denkbarer weise über einen 
andern haben kann, zeigt nun aber aufs bestinwiteste 
sowohl den Ursprung, als den umfang dieser gerichls«- 
barkeit an ; den Ursprung aus einer wahren herrschaft, 
welche von der über den römischen sklaven durch 
gar nichts, als durch die spätere ausbildung abweicht, 
und den umfang, der so weit ist, dass er keiner an- 



4) Lex Burgund« tit. 7. 

5) Die Däliern beslioimuogen über das verralireti in lex 
Burg. tit. 77. sind ganz dem römischen rechte entnommen. 
Vergl. 1. 13. C. de accusat. et iuscript. 9, 2. und überhaupt 
Hauschild gerichtsverf. d. Teutschen. §. 62. s. 206. 

6) Lex sal. 43, 2. 3. (42, 7.) 
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dem gewalt einen eingriff gestaltet Es ist nun frei- 
lieh zu besweiflen, ob diese Strafgewalt des faenm den 
Charakter einer wahren gerichtsbarkeit gehabt habe^ 
denn es ist nicht zu übersehen, dass die gesetslicbe 
beslimmniig eines nasses der strafe nnr fiir den 
fall gegeben ist, dass der unfreie von seinem herm 
einem andern ausgeliefert wurde, för einen fall also, 
in \yelcha[ii zwischen zwei freien Uneinigkeit^ über das 
mass oder die anwendung einer strafe zu befiiri^ten 
war. Aus dem ganzen verfahren erkennt man näm- 
lich auf das bestimmteste, dass ursprünglich nicht 
etwa die Volksgemeinde als strafendes gericht eintrat, 
sondern dass lediglich der ankläger selbst vermöge einer 
gewalt handelte, die ihm von dem herrn des unfreien 
bedingungsweise übergeben wurde. Allerdings wiinl 
ursprunglich die Strafgewalt lediglich in der willkühr 
des herm beruht haben, allein die festere begründung 
des Verhältnisses der unfreien zu dem ihnen anver- 
trauten gmndbesitze und die emiedrigung vieler freien 
in eine läge, welche der der unfreien ähnlich oder gleich 
war, mussle auch zu einer festen regel über die aus* 
Übung dieser strafgewah fuhren. Schon in den älte- 
sten Zeiten w^ren die Uten in einer weit vortbeilhaf- 

fern läge, als die klasse der unfreien, welche servi 
oder mancipia genannt wird. Jene hatten einen ge- 
wissen antheil an den politischen rechten der freien, 
deren umfang sich im allgemeinen nicht wohl wird 
bestimmen lassen, während allein auf die letztern das 
salische gesetz an der angeführten stelle bezug nimmt. 
-Der bairische herzog Thassilo 7) ist der erste, von dem 



7) Decr. Tuassiloms ad leg. Bajuw. cap. ecd, 5. De 
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wir wissen, dass er einen festen nnd dauernden reelits- 
zustaud seiner eignen unfreien, ein wahres hofrecht, 
anerkannte. Eine beistimnitere entwickelung der ge- 
richfsbarkeit über alle arten von unfreien zeigt sich 
in dem bekannten capitulare de villis von Karl dem 
grossen. Dieses gesetz ist eine instruction für die 
Verwalter der königlichen domainen, also solcher gu- 
ter, deren eigenlhiinier der könig ist, und welche mit 
unfreien aller art, zum theil auch %vohl mit freien, 
die in einem blossen dienstverhaltnisse standen, 
besetzt waren. Der Verwalter dieser domainen heisst 
in diesem capitulare judex, zum sichern beweise, dass 
die ihm übertragene befugniss, %velche nichts anders 
ist, als die gewalt des grundbesitzers iiber die unfreien 
und hörigen, durchaus den charakter einer gerichts- 
barkeit angenommen hat. Ganz deutlich wird aber 
die art dieser gerichtsbarkeit bezeichnet, wenn es 
heisst : 

Si familia nostra partibus nostris aliqunm fecerit 
fraudem de latrocinio aut alio neglecto, illud in Ca- 
put componat; de reliquo vero pro lege recipiat 
disciplinam vapulando, nisi tantum pro homicidio 



eOy quod jus ac legem, quam habuerunt in diebus patris 
sui nobile« et liberi et servi ejus, ita ordinavit ut firma 
fieret. Wenn es in der lex ^lam. 37 (38), 2. heisst: infra: 
provinciam, ubi necessitas est, unusquisque de mancipio suo 
potestatem habeat secundum legem judicandi, so kann das 
„secundum legem'* allenfalls auf die Vorschriften über die 
auslieferuog bezogen werden, und beweist daher nicht, dass 
irgend eine beschränkung der herrschaftlichen gewalt, sei 
es durch hofrecht oder durch königliches gebot, damals schon 
statt gefunden habe« 
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et incendio, unde fauda exire polest. Ad reliqoos 
aiiteni homines justitiam eorunit qualeni habuermt, 
reddere studeanif sicut lex est. Pro fauda vero 
nostra, ut diximus, familia vapuletur. Franci auteni, 
qui in fiscis aot vUlis nostris commaneot, quicquid 
coDHDiserint, secundum legem eorum emendare slu* 
deant ; et quod pro frauda dederiut, ad opus nostrum 
veuiat, id est, in peculio aut in alio praetio^). 
In dieser stelle erhalten wir zuerst eine regel 
fiir die Bestrafung der unfreien, welche gegen ihren 
eignen herrn sich vergehen, eine regel, welche freilich 
von dem herrn ausging und nur von ihm ausgehen 
konnte. So unbestimmt und allgemein sie gefasst ist, 
so beweist sie doch immer, dass eine regel sich ge- 
bildet hatte, und die bestrafung nicht mehr in jedem 
eintelnen falle von der willkühr des herrn oder des 
aufsehers abhing. Es wird nämlich vorgeschrieben, 
dass der unfreie, welcher durch raub oder ein ande- 
res vergehen seinem herrn, dem konige, schaden zu- 
fügt, den schaden ersetzen (in caput componat, was 
so viel heisst, als capilale restituat) und zur strafe 
mit ruthen gezüchtigt werden solt Ausgenommen wa- 
ren mord und brand, wenn sie der art waren, dass 
sie gegen einen freien zur fehde berechtigt hätten, 
d. h. dass sie nicht an sich gerechtfertigt waren. 
In anderen fällen, als bei mord und brand, vertrat 
die Züchtigung das fehderecht, welches unter freien 
würde statt gehabt haben ^). Wahrscheinlich behielt sich 

8) Capit. de viilis ai. 812* c. 4. bei Piütz moo. hist. 
Germ. 3, 181. 

9) Ob das ÜEiuda und frauda der ttoztgen handschrift 
für l'aida oder für freda ölebl, wii'd sich nicht entscheidea 
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der kaiser fop sokhe fälle die eig^e verfögQng einer 
schwereren, etwa der todesstrafe vor, und besfimmte 
darüber nichts in der inslrnction seines Verwalters. Die 
behandinng von Vergebungen gegen andre freie soll 
sich ganz nach stattfindenden gesetzlichen bestimmun- 
gen richten. Freilich war dem ermessen des Verwal- 
ters, des jadex, noch ein ganz ungemessener Spielraum 
in der abmessung der Züchtigung gegeben, und es 
fehlte noch sehr viel, dass die unfreien zu einer Stel- 
lung gekommen wäi*en, in der sie ein gewisses recht 
ihrem herrn gegenüber hätten in anspruch nehmen 
können; allein der weg dahin war gebahnt, sobald 
auch nur in einer beziehung die %villkührliche behand- 
inng von Seiten des herm abgeschnitten wurde. 

Ausserdem macht unsre stelle aber auch noch 
auf einen wichtigen unterschied unter den hintersassen 
eines herrn aufmerksam. Sie nennt nemlich franci, 
qui in fiscis aut villis nostris comnianent, und jschliesst 
diese durchgängig von der behandlongsweise der übri- 
gen familia aus, indem dieselben nach ihrem angebornen 
volksrechte gerichtet werden sollen. Es sind hierun- 
ter lediglich solche freie zu verstehen , welche von 
der domaine ein gut oder [grundstück nach art des 
besitzes der unfreien bekommen haben, also freie hin- 
tersassen, über welche der eigenthümer der villa we- 
der eine herrschaft, noch ein schutzrecht hat. Dies 
ergiebt sich aus den worten ganz zweifellos. Einer- 
seits können es nicht solche sein, welche sich bloss 
zufällig und vorübergehend auf der villa aufhalten, 



lassen. Hier ist das erslere angenommea, weit mir die ge- 
gebene erklänmg der stelle die einfiichste zu sein scheint. 
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weil maoere bekanntlich immer die bedeutung des 
woLoens^ der ausässigkeit auf einem grundstüeke hat. 
Auf der andern seile könnte man die villa iiir ge- 
mischt aus herrschaftlichen und freien faöfen, nod den 
judex fUr einen herrschaftlichen Verwalter und einen 
königlichen richter über freie zugleich halten. Allein 
tbeils redet das ganze capitulare nur von den pflich- 
ten des judex, so weit er herrschaftlicher beamter ist^ 
und spricht von einem Verhältnisse des judex za freien 
sonst gar nicht , iheils und hauptsächlich kann in 
diesem sinne wenigstens nicht von ihnen gesagt wer- 
den, dass sie in fiscis wohnen.. Dieser letztere aus- 
druck erhebt es über allen zweifei, dass nur von 
freien hintersassen die rede sein kann, welche eine 
precarei oder ein beneficium in der villa erhalten 
hatten. Das verhältniss dieser classe war nämlich 
ganz dem der unfreien gleich, wenn es sich um ihre 
rechte und pflichten in beziehung auf das verliehene 
grundstück handelte, in jeder andern beziehung da- 
gegen waren sie nicht aus der läge getreten, welche 
ihnen vermöge ihrer freiheit zukam. Deshalb spricht 
das gesieiz von ihnen in solchen ausdrücken, dass man 
ein recht des judex über sie nicht daraus entnehmen 
kann. Sie sollen nach ihrem angebornen rechte ihre 
vergehen büssen und der judex soll daför sorgen, 
dass die gezahlte busse dem könige zu gute komme. 
Solche freie hintersassen konnten übrigens bald 
einzelne höfe oder einzelne grundstücke von ihrem 
gutsherrn erhalten haben, bald aber auch grössere 
bezirke, welche wieder mit unfreien und hörigen 
iicsetzt waren. Das letztere wird vorzugsweise der 
iall mit den königlichen vasallen gewesen sein, und 
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daher erklärt sich denn ein gesetz Karls des gros- 
sen, welches V. Maurer ^^) mit nnredht benutzt, um 
dadurch das alter der lehngerichtsbarkeit zu bewei- 
sen. Wenn n*^mlich den königlichen beamten befoh- 
len wird: 

Si vassus noster jnstittas non fecerit, tunc et co- 
mes et missus ad ejös casam sedeant, et de suo 
vivant, quousqne justitiam faciat^^), 
so ist hier zwar ohne zweifei ven einer ausfibung der 
gerichtsbarkeit von Seiten der königlichen vasallen die 
rede, aber nichts nSthigt uns, diese gerichtsbarkeit 
bloss auf afterrasallen dieser vasallen zu beziehen, 
da wir von solchen aftervasallen in jener zeit eigentlich 
so gut, wie nichts wissen. Es scheint die natfirlichste 
erklärung die zu sein, wenn man die stelle von den 
freien oder unfreien bintersassen versieht, welche zu 
dem beneficiom des vassus gehörten. Diesen soll er 
recht schaflfen, und zwar vermöge derselben gewalt, 



10) Geschichte d« allgerm* gericblsverfahreoB. S. 12 a» 26, 
MAVAsas ausführung berubt jedenCsills auf einem \ru11d9rlt- 
chen missverständnisse, das veranlasst zu sein scheint durch 
die fraDzösischen Schriftsteller, welche die in der folgenden 
note citirte stelle benutzen, um daraus ihre ansieht von 
der entstehung der justices seigneuriales zu begründen« 
Diese justice seigneuriale ist aber nichts weiter, als was 
ich die berrscfaaftltche gerichtsbarkeit, das herrengericht nenne» 
Mavrea denkt sich nun unter der lehngerichtsbarkeit eine 
gerichtsbarkeit des lelinherrn über seine vasallen, welche 
aber nicht auf die aus dem lehnsverhältnisse entspringenden 
rechtsverhältnisse beschränkt ist, sondern alle Verhältnisse 
des lebens unter sich begreift. Aber eine solche gerichts« 
barkeit hat niemals als ausfluss des lehnsverbandes existirt. 

11) Capit, ai. 779. c. 21. 
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welche wir eben den künigliclien Verwalter auf der 
^ königlichen villa haben üben sehn, und welche jeder 
freie auf seinem echten eigenthum üben konnte. 
Auf echtem eigenthum war diese gewalt keiner auf- 
sieht von Seiten eines dritten, nicht einmal des kSnigs 
unterworfen. Anders auf dem beneficium des vassus. 
Dieses war echtes eigenthum des königs, und der 
vasall erschien lediglich als Verwalter königlichen gutes ; 
als solcher war er der aufsieht der königlichen beam- 
ten und richter unterworfen, über welche Karl der 
grosse hier bestimmungen trifft. 

Die völlige ausbildung der herrschaftlichen gewalt 
eu einer geregelten gerichtsbarkeit wurde besonders 
gefördert durch die manchfaltigen mittelstufen, welche 
zwischen freiheit und Unfreiheit entstanden, und durch 
die der charakter gänzlicher Sklaverei im sinne des 
römischen rechts allmählig ausgetilgt wurde. Diese 
mittelstu&D gingen bald aus der Unfreiheit hervor, 
indem man einzelnen unfreien eine vodheilhaftere läge 
anwies^ welche ihnen eine gewisse Selbstständigkeit, 
dem Herrn dagegen grössere Sicherheit und daner der 
dienstleistungen gewährte; bald entsprangen sie aus 
der freiheit, indem freie Hintersassen mehr oder we- 
niger von den lasten der Unfreiheit übernahmen, um 
den schütz des herm zu erlangen, ja wohl gar freie 
in derselben absieht ihre freiheit gegen ein mit un^ 
freiheit verbundenes besitzrecht verkauften. In allen 
solchen fällen wurde durch ausdrückliche oder still- 
schweigende vertrage das verhaltniss zwischen herrn 
und unfreien oder hörigen unter eine gewisse regel 
gestellt, zeit und sitte bildeten weiter, und zuletzt 
hatte die curia eines freien mit deii von ihr abhän- 
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gigen Villen und hofen ein so ausgebildetes ho€- und 
dienstrecht, als die volksgemeinde von jeher ein laad- 
recht anerkannt hatte. Die einzelnen hintersassen 
durften sich daher nicht mehr an die blosse gnade 
des herrn wenden, sie durften ihn geradezu als rieh- 
ler ansprechen und von seinem hofgeriehte recht und 
gereclitigkeif, wenn auch unter dem fortdauernden 
titel der gnade fordern. 

§. 15. 

Das Vülksgtriehi 

Das volksgericht bedi^rfte keiner langsamen ent<- 
Wickelung, sondern es war unmittelbar in der irith* 
borgsverfassung enthalten. Die darstellung desselben, 
welche hier gegeben werden soll, kann nur eine vor- 
bereitende sein, da sie auf die folgen der königli- 
chen gewalt noch keine rücksicht nimmt. Denn da 
wir die genauere kenntniss der gerichtsverfassung erst 
unter den konigen erls^ngen, so müssen wir uns auf 
allgemeine grundzuge beschränken, die sich theils 
in den nachrichten der Romer, theils in andeutungen, 
die spätere zustände gewähren, erkennen lassen. £s 
kommt aber bei diesen gerichten in betracht 

1) der umfang und die art ihrer thätigkeit, 

2) die äussere form und einrichtung der gerichte, 

3) das verhältniss der verschiedenen gerichte zu 
einander. 

Die gerichtsbarkeit über freie hatte keine gnind- 
lage, welche der herrschaftlichen gewalt verglichen 
%verden kann. Es musste daher eine grosse Verschie- 
denheit zwischen der thätigkeit der Volksgerichte und 
der der hofgeriehte statt finden. 
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Der volksgenieinde war eine strafende gewalt 
ganz fremd, denn diese konnte aus der absieht des 
friedeschaffens auf keine weise hergeleitet werden. 
Die wenigen beispiele, welche hiergegen zu sprechen 
scheinen, niuss man auf die idee zurüekfiihren, dass man 
den schuldigen fiir unwerth hieh, der Volksgenieinde 
anzugehören, welche ihn daher aussfiess oder als ihren 
feind verfolgte und tödtete. Ganz unverkennbar ist 
dies bei TacITUS ausgesprochen. Hier sind es nur 
verräther und heerflüchtige und corpore infames, worun- 
ter vermuthlich misgeschaffene kinder verstanden wer- 
den mässen , welche man tödtet. In dem kriegs- 
beere aber, wo man vielleicht eine strafgewalt nicht 
entbehren konnte, war es der priester, dem man sie 
allein zugestand, weil man nur der gotlheit eine herr- 
Schaft über den freien mann einräumte ^). 

Zu derselben ansieht ' werden wir gelangen, 
wenn Avir die lalle in betrachfung ziehen, in denen 
die volksrechte eine wahre strafe verhängen. Diese 
fallen nämlich unter folgende gesichtspunkte: Biswei- 
len ist es die rücksicht auf die aufrechthaltung christ- 
licher gebrauche gegen heidnische sitfe, welche die 
strafe veranlasst zu haben scheint Dahin gehört der 
schütz der begräbnissplätze, deren Verletzung das west- 
göthische gesetz selbst bei freien mit körperlicher 



t) Tac» Germ. c. 11. ceterum neque animadvertere ne- 
qiie vincire, ne verberare quidem nisi sacerdolibus perniis« 
sum, non quasi in poenam^ nee diicis jussu, sed velut deo 
imperante, quem adesse bellantibus credunt. Das coer- 
ceodi )us dies priestert in der Volksversammlung scheint sich 
nur auf die äussere Leitung derselben za beziehen. 
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züehliguDg bestraft ^), während das salische volksrecht 
den thäter nur aus der menschlichen gesellschaft aus- 
schliesst ^)« Auch ist hierauf wohl das burgundische 
gesetz EU beziehen, dass die fran, welche ihren mann 
verlässt, ersäuft werden soll, und das ripuarische, 
welches verwandtenmord und incest mit exil und con* 
fiscation bedroht^). In diesen letztern fällen konnte \ 
die gesetzgebung um so leichter von der allgemeinen , 
Volksansicht abgehn, als die richterliche gewalt hier 
die stelle des aufgelösten familiengeriehts eingenom* 
men hatte, dessen thätigkeit ohne zweifei mehr eine 
züchtigende, als eine frieden stiftende gewesen war. 
In anderen fällen werden verbrechen mit dem tode 
bestraft, welche durch ihr ausserordentlich häufiges 
vorkommen energische massregeln nöthig machten. 
Dahin gehören ohne zweifei die fälle, in denen todes* 
strafen wegen diebstahls verhängt werden, und welche 
ganz besonders das sächsische volksrecht auszeichnen ^). 
In allen diesen fällen ist also eine motivirte abwei- 
chung von dem ursprünglichen grundsatze zu erken- 
nen, welche nicht gegen denselben in anschlag ge- 
bracht werden dari. Viel erheblichere abweichungen 



2) Lex Wisigoth. 11, 2. c. 1. 

3) Lex. sal. 17. 2. 3 (16, 6. 7). Si.qai hominem mor- 
tuum eCfodierit, — parentes defuncti judicem rogare debent, 
ut ioter homines oon habitet auclor sceleris. Vei^l. lex 
Fris. add. c. 12, wegen Verletzung heidnischer tempeL 

4) Lex Burgund. 34, 1. Lex Ripuar. 69, 2. 

5) Lex Saxon. tit. 4. Vergl. lex Ripuar. 79, lex Bajuw. 
8, 8. und lex Burgund. 4, 1. und tit. 89, wo unter den 
tormenra keine tortur, sondern wahre strafe zu verste- 
hen ist. 

7 
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enthält zwar das oslgotfaische gesetz des königs Theo-* 
dorich. Allein dieses, för Römer und Gothen be- 
stimmt, folgt keineswegs durchg'ängig^ den germani- 
schen rechtsgrundsätzen. Ferner kennt das westgo* 
thische gesetz sogar die tortur gegen freie ^), allein 
eines theils enthält es den merkwürdigen zusalz, dass 
derjenige, der die tortur yeranlasst, wenn der ange- 
klagte unschuldig erscheint, in die knechfschaft des- 
selben verfallen soll, und andern theils ist das pein- 
liche verfahren des westgothischen volksrechts unver- 
kennbar dem römischen verfahren entlehnt. 

Dagegen verordnet das salische gesetz ^ todesstrafe, 
die aber abgekauft werden kann, in einem falle, 
in dem es ziemlich deutlich ist, dass der Verbrecher 
als ein feind des volks angesehen wird. "Wenn näm'» 
lieh ein brandstifter vor das gericht geladen wird 
und ohne entschuldigung ausbleibt, so soll er den 
lod leiden oder zu einer busse von 200 solidi verur- 
theilt werden. Der grund der strafe iist hier nicht 
die brandstiftung, sondern das nichterscheinen, wel- 
ches in Verbindung mit der brandstiftung als eine 
Verletzung der gemeinde-verfassung, als eine nichtach« 
lung des allgemeinen friedens angesehen wird. Noch 
deutlicher spricht sich aber der allgemeine grund- 
satz im spätem rechte in drei dingen aus, nämlich 
darin, dass alle verbrechen, die man später an hals 
und band strafte, als friedensbrüche betrachtet wur- 
den, und in den beiden strafen der niederreissung oder 
Verbrennung des hauses und der acht oder verfestung. 



6) Lex Wisigoth. 6^ 1, c 2. 

7) Lex saL 19, 5. 6. 



f7 Das volkagericht. f* 15. 

Die erstere traf firiedhreclier und die friedbrecber 
hausten^ flüchtige todtschläger, nothzüchter, solche, 
die einen gefangenen dieb in freiheit setzten, und un» 
gerechte richter^). In der letzlern beziehung macht 
diese art der bestrafung eine von den eigenthiimlich- 
Leiten aus, durch welche sich die gerichtsverfassuug 
des friesischen Brokmerlandes auszeichnet, wovon 
später noch besonders die rede sein wird. Am merk- 
würdigsten ist aber das brennen und brechen des 
hauses im westerlauerscheu Friesland iiir den, der 
hartnäckig dem gerichte ungehorsam ist Die stelle 
verdient ganz hierher gesetzt zu werden, weil sich nir- 
gends so deutlich der sinn der strafe ausdrückt Sie 
lautet so: 

Jef ma een man ti da how op claget, so schil di 
grewa da schelta bieda, dat hine to how bodie; 
so schel di schelta da bannere byeda, dat hi dine 
man toe howe bodie tweer dagen aen syne bura 
ändert; jef hi dan naet komma wil, so aegh bim 
di schelta dis tredda deys seif to bodyen oen 
synre bura ändert; jef hy dan jeta naet komma 
wil, soe aeg hy bim dis fyaerda deys thi dae houwe 
vrherich toe tyoeghen ; so aegh hym dy aesgha twae 
pond to wrdelane, om dae wrherichnisse thi dae 
how; soe schel dy grewä dae schelta ende di aesga 
byeda, datse toe syne fordele faere, eude deer twa 
pond wt toe achtiane oen synre bura ändert, Jeff 
hya moeten, ende thoe how thoe bringhaene; jef 




8) Beispiele, die selbst in reichsgeselzen nickt fehlen, 
hat gesammelt Dhktbr abhandlung r» d. strafe der Verbren- 
nung und niederreissung der häuser in den miscellaneen n. 3. 

7* 
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hilh ymmen werth, soe aegh hym di aesgha aller 
lyck twa pond lo wrdelane, deer hit werden, pyo- 
gen werva aeghma him do bodien, ende tria dt 
schelta wrherich to tioghen mit saun des koninges 
orkenen, eer ma him mit riuchta to brand ende to 
. breck dela möge. Jef hi des alles wrherich wirtb^ 
80 aechma bim to sekane mit here ende mit brand, 
ende als hi bamd is, soe aegh di grewa, of hi 
deer is, dine aesga to bannen dat hi riueht dele; 
jef di grewa deer naet is, so aegh di schelta dine 
aesga to bannen dat hi riueht dele. So aegh di 
aesga him ferdloes to lidsen ende syn gued; so 
aegh di aesga to delen, dat di schelta dat eerwa 
bifaen schil to heema ende to lyodena band, al 
ont hi tinghet heema hulde ende lyoda mit so 
deenre boete, als hi wrberd haet, hit ne se dat 
hi bet tingia möge, Jef hi naet tinget binna jeer 
ende binna dey heerren ende lyoda hulde, so aegen 
heran ende da lyoed mitta eenve to dvvaen deer hiara 
Wille se^). 

Wenn man einen mann vor dem gerichtshofe 
verklagt, so soll der graf dem schultheissen gebieten, 
dass er ihn zu hofe lade. Dann soll der schultheiss 
dem gerichtsbolen befehlen, dass er den mann zu ge- 
richt lade zweimal in seiner nachbarn gegenwart. 
Wenn er dann nicht kommen will, so muss ihn der 
schultheiss das dritte mal selbst vorladen in seiner 
nachbarn gegenwart. Wenn er dann doch nicht 
kommen will, so muss er ihn an dem vierten tage 



9) Schulzetireclit $• 55. bei BiciiTBovn friesische recfaU« 
quellen. 8. 396. 
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vor dem gerichte des Ungehorsams überzeugen, dnnn 
muss ihn der urtheiler in 2 pfund für sein ausbleiben 
von dem gerichte vernriheilen. Hierauf muss der graf dem 
schultheissen und dem urlheiler gebieten, dass sie zu sei- 
ner besitzung fahren, und dort 2 pfund auspfänden in sei- 
ner nachbarn gegenwart, wenn sie können, und zu gericht 
bringen. Wenn es jemand wehret, so muss der urtheiler 
die gleichfalls in 2 pfund verurtheilen, die es wehrten. 
Neunmal muss man ihn laden und dreimal muss ihm 
der schultheiss den ungehorsam bezeugen mit sieben 
des Lönigs Urkunden (zeugen), ehe man mit rechte ihn 
zu brand*oder zu bruch verurtheilen darf. Wenn 
er dessen alles ungehorsam wird, so muss man ihn 
heimsuchen mit dem häufen des volks und mit brand, 
und wenn er mit brand überzogen ist, so muss der 
graf, wenn er da ist, dem urtheiler gebieten, dass er 
recht ertheile, und wenn der graf da nicht ist, so muss 
der schultheiss dem urtheiler gebieten, dass er 
recht ertheile. Dann muss der urtheiler ihn friedlos 
legen und sein gut, und er muss erkennen, dass der 
schultheiss sein erbe in beschlag legen soll zu des 
herrn und der leute band, bis er des herrn und der 
leute huld erwirkt mit sothaner busse, als er verwirkt 
hat, es sei denn, dass er etwas besseres bedingen 
könnte. Wenn er nicht binnen jähr und tag des 
herrn und der leute huld erwirkt, so dürfen herrn 
und leute mit dem erbe thun, was ihr wille ist. 

Man kann nicht verkenoen, dass das brennen 
und brechen nur das symbolische signal ist zur aus- 
stossung eines menschen, der durch seine hartnäckig- 
keil huireicbend zu verstehen giebt, dass, er die last 
der friedensbürgschaft nicht zu tragen lust habe 
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und also auch auf ihre vortheile keinen anspruch 
weiter machen dürfe ^^), Eben dieses ist aber ohne 
7Aveifel das brennen und brechen des hauses auch 
dann, wenn die vertheiiung des erbes nicht ausdrück- 
lich dabei erwähnt ist. Umgekehrt ist die acht und 
verfestung im wesentlichen dasselbe, nur dass gewöhn- 
lich jenes symbol des brechens und brennens fehlt 
Acht und verfestung sind immer nur folgen des wie- 
derholten Ungehorsams, bei denen ebenfalls der rene 
eine frist von jähr und tag gegönnt ist Indessen sind 
im allgemeinen die eigenheiten der acht bekannt ge- 
nug, und eine ausföhrung des details wurde [in eine 
geschichte des gerichtlichen Verfahrens zu verweisen 
sein. Es wird daher eine weitere erörterung dersel- 
ben hier gespart werden dürfen. 

In vielen von den fallen, wo eine wahre strafe 
eintrat, kann man mit Wahrscheinlichkeit annehmen, 
dass auch dann ein verfahren gegen die übelthäter statt 
fand, wenn kein bestimmter ankläger da war, sondern 
der richter auf irgend eine weise von dem verbrechen 
künde erhielt. Bestimmte andeutungen eines solchen 
inquisitorischen Verfahrens sind indessen höchst sel- 
ten. Unter den volksrechten kommt nur in dem 
westgothischen und longobardischen einiges dahin 



10) TrrTMAHir gesch« der deutschen strafgesetxe, Leipzig 
1832. §. 31. fertigt diese strafe als eine ganz widersinnige 
ab. Die deutschen Institutionen auch der zeiten, die uns 
barbarisch erscheinen und dennoch die weit oft mehr geför« 
dert haben, als die abgeschliffenen und thatenlosen Jahr- 
hunderte, hätten doch wohl ein tieferes eingehen in den 
geist der zustände verdient, zumal da schon Dueter a. a. O. 
den wahren sinn der strafe erkannte. 
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gehöriges vor. Dagegen enihäft (tir das fränkische 
reich schon die gesetzgebung Childeberts und C h lo* 
tars beispiele von anstalten gegen das überhandneh- 
men gewisser verbrechen, ans denen ein inquisitori- 
sches verfahren oder wenigstens ein verfahren her- 
vorging, bei dem nicht gerade der beeinträchtigte 
den kläger machte. Dahin gehören zunächst die an- 
stalten gegen die räubereien und diebstähle, welche 
mit dem versuche endeten, die gesammlbürgschaft wie- 
der herzustellen, von dem schon oben die rede war ^ ^). 
Ferner gehört dahin die merkwürdige bestimmung: 
De furis et malefacloris ita decrevimus observare, 
ut si quinque aut septem bonae fidei homines abs*- 
que inimicitia interpos]4a criminosum cum sacra- 
menti interpositione esse dixerint, quomodo sine 
lege involavit, sine lege rooriatur ^^). 

Der sinn dieses gesetzes ist kein anderer, als 
der: Wenn fünf oder sieben unverdächtige männer 
einen dieb oder andern Verbrecher auf handhafter 
that betreffen, so sollen sie befugt sein, denselben 
sofort, anzuhalten und vor den richter zu fuhren, 
der dann auf ihre beschworene anzeige ohne weiteres 
gerichtliches verfahren, also ohne formliche gerichts- 
sitzung und ohne Zuziehung der Volksgemeinde über 



11) Pactum Childeberti et Chlotarii c. 1. decretum 
estf ut apiid quemcunque post interdiclum latrociniua cooi- 
probatur, vilae incurrat pericuium; in Verbindung mit de- 
cretio Chlotarii II. c. 1. Decretum est, ut qui ad vigi- 
Has, hoc est ad wactas conslituti nocturnas diverses fures non 
caperent, eo quod per diversa intercedente conludio scelera 
sua praeterniissa custodias exercerent, centenas fiereuU 

12) Decrelio Childeberti c. 7. 
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ihn richtet und das urtheil znr Vollziehung bringt. Von 
dem Verhältnisse dieses gesetzes zn der übrigen ge- 
richlsverfassung wird weiter unten noch besonders 
die rede sein. Hier diene dasselbe nur als ein bei- 
spiel, dass es fälle gab, in denen jeder aus dem volke, 
auch wenn das verbrechen ihn nichts anging, die 
bestrafung veranlassen konnte. Auch in der gesetzge- 
bung Karls des grossen und seiner nachfolger 
finden sich einige, obwohl seltene bestimmnngen die- 
ser art. Ich verweise auf die von TiTTMANN i^) nam- 
haft gemachten beispiele. 

In allen andern fallen, wenn keine wahre strafe, 
sondern geldbusse eintrat, konnte nur der beleidigte 
oder beschädigte als kläger auftreten. In solchen 
fällen bezweckte aber das verfahren nichts anderes, 
als Versöhnung der parteien, damit fehde unter 
ihnen vermieden werde. Es war daher gestattet, die 
fehde zu verfolgeti, so lange keiner von beiden thei«- 
len sich an die Volksgemeinde oder das gericht wandte. 
Die anrufung des gerichts war aber ohne zweifei 
jedem von ihnen gestattet. Es kam dann darauf an, 
zunächst die volksgemeinde von dem gründe oder un- 
grunde der fehde zu überzeugen, und wenn die fehde 
als rechtmässig erkannt wurde, so war es lediglich 
die aufgäbe des gerichtes, einen vergleich zu stiften, 
und die parteien zu versöhnen. Freilich durfte der 
von dem gerichte angebotene vergleich nicht ein 
blosser Vorschlag sein, die parteien mussten im vor- 
aus verpflichtet werden , sich dem ausspruche unbe- 
dingt zu unterwerfen. Mau kam auf diese weise 



13) Gesch. d. deutschen Strafgesetze. (.15 uote*). S. 43. 
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bald SU einer gewissen regel über die mittel der Ver- 
söhnung, und eine solche regel war nothwendig, 
wenn d^r zweck nicht in hundert fallen vereitelt wer- 
den sollte. Ja man konnte dies durch sitte oder 
gesetz bestimmte sähnmittel als eine strafe ansehen, 
und in der that wurde es so nicht allein von den 
Römern aufgefasst, sondern dieselbe ansieht spricht 
sich in dem später gebräuchlichen ausdruck busse 
aus. Demungeachtet blieb der gesichtspunkt, dass 
durch die busse friede gestiftet wurde, immer vor- 
herrschend. Mit recht hat SCHAUMANN l"^) darauf 
hingewiesen, wie durch das ganze mittelalter in allen 
fällen, wo es sich um wergeld und busse handelte, 
das gerichtliche verfahren den charakter eines Ver- 
gleiches um ein sühngeld beibehielt Jene bekannten 
fälle, wo das wergeld durch ein phantastisches gleich- 
niss bezeichnet wird ^^), haben offenbar nur den sinn, 
dass sie dem freien vertrage offenen Spielraum lassen. 
Daher wurde denn auch das mass des sühngeldes 
weit mehr durch die grosse der beleidigung oder 
beschädigung bestimmt, als durch die absieht des ver- 
letzenden, so dass selbst ganz unabsichtliche Verletzun- 
gen durch eine busse wieder gut gemacht werden 
mussten, weil immerhin der friede eines menschen 
verletzt und das rachegefuhl desselben angeregt war. 

Wenn Streitigkeiten über Vermögensrechte in der 
Volksgemeinde zur entscheidung gebracht werden soll- 
ten, so trat ursprünglich ebenfalls ein andrer gesichts- 

14) Geach. d. niedersüchs. volks* 8« 64. n. 21. 

15) Sachs, landr. 3, 45. f. 7 — 11. Grimm reclitsalterlli. 
S. 666 11. f. und in dem bekannten aufsaUe von der poesie 
im rechte, zeitschr. f. geschichtl. rechtswissenechaft. th. 2. 



106 Kap. n. BeschafFenheit der ältesten gerichte. 

punkt ein, als wenn derselbe fall unter unfreien vor 
ihrem herm zur spräche kam. Denn es fragte sich 
hier, wem die Volksgemeinde ein recht zuerkannte, 
nicht aber, wen der herr mit einem gewissen antheil 
an seinem eigenen vermögen begnadigen wollte. In- 
dessen in der äussern erscheinung und dem inhalte 
nach wird die entscheidung beider arten von gerich- 
ten in den meisten fällen gleichmässig ausgefallen 
sein, da der herr, so bald sich ein bestimmtes hof- 
recht bildete, ähnliche rechtsgrundsätze , wie sie un- 
ter freien herrschten, konnte gelten lassjen^ sobald 
nicht etwa sein persönliches interesse dabei in frage 
kam. Verschieden konnten jedoch die beweggründe 
zu der entscheidung, das System der beweismittel 
ausfallen, da es in den freien gerichten auf die Über- 
zeugung der Volksgemeinde von dem rechte des einen 
oder des andern ankam. Die erörterung der mittel, 
diese Überzeugung zu begründen, d. h. die erörterung 
des beweisverfahrens ist jedoch unsrer aufgäbe fremd. 

§. 16. 

BinriehtuHg der V9lk$yerithte» 

Was die form der volksgerichte anlangt, so wird 
es nöthig sein, von der beschreibung der römischen 
Schriftsteller auszugehen und darnach zu untersuchen, 
wie • sich diese an die frithborgseinrichtung und an 
die ältesten einheimischen nachrichten anschliesst. 

Caesar ^) erzählt von den Deutschen : „Für den 
krieg werden eigene beamte, welche denselben lei- 
ten, gewählt, und diese haben gewall über leben und 



1) De hello gallico 6, 23* 
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tod. Im frieden hingegen giebt es keinen gemein- 
schaftlichen magistrat, sondern die principes regionum 
atque pagorum sprechen unter den ihrigen recht und 
vermindern die Streitigkeiten.'' Damit ist nun aber 
freilich nicht gesagt, dass es gar keine beamte im 
frieden gegeben habe, denn die magistratus et princi- 
pes sind es wieder, welche jährlich die vertheilung 
der länderei vornehmen. Es gab wohl nur friedens- 
beamte für kleinere kreise, nicht aber für ganze Völ- 
kerschaften. Wenn nun aber die principes von den 
magistratus unterschieden werden, so fragt es sich, 
was unter jenen zu verstehen sei? Zunächst mogle 
man an den adel denken, allein das römisch« prin- 
ceps bezeichnet vielmehr einen persönlichen vorzug, 
während für den auf dem alter des geschlechts ru- 
henden adel nobilitas gebraucht wird. Ich mögte daher 
die principes für die farailienhäupter halten, welche 
theils in ihren freihöfen, theils vereint in der volks* 
Versammlung recht sprechen. Ueber das verhältniss 
der Volksversammlung, des concilium, zur rechtspflege 
schweigt Caesar. Mehr sagt darüber Tacitus ^). Mach 
ihm konnte man bei der Volksversammlung anklage er- 
heben und auf todesstrafe antragen. Dagegen legt er 
das geschäA des rechtsprechens ebenfalls den princi- 
pes bei. Diese werden aber in der Volksversammlung 
gewählt, und ihnen wird eine anzahl begleiter zuge- 
schrieben. Man muss sie daher wohl für beamte 
halten, obwohl der ausdruck principes dafür immer 
anfTallend ist. SaviGNT^) glaubt zwar, dass diese 

2) Germ. c. 12. 

3) Beitrag zur rechtsgeacfaichte desadels, in den pliilos«- 
hislor. abhandi. d. berliner akadeinie v« |» 1836. n. 1« 



108 Kap. IL Beschaffeolieit der ältesten gerichte. 

benennung den adel anzeige, aus dem die beäniten 
erwählt seien, allein die ansieht, dass TacITUS unter 
den prineipes überall den adel verstehe, ist, dünkt 
mich, hinreichend von LOEBELL^) widerlegt Die 
centeni comites, welche den einzelnen principes zu» 
gleich rath und stütze ihres ansehens sein sollen, schei- 
nen nur durch gewagte hypothesen erklärbar zu sein. 
Ich habe oben einmal den gedanken hingeworfen, 
dass sie die hundert faniilienhäupter von zehn frithbor- 
gen sein könnten, und dies mogte die einzige weise 
sein, wie die stelle mit der spätem Verfassung in Ver- 
bindung zu bringen wäre^). Darin stimmt übrigens, 
TaCITUS mit Caesar überein, dass die gerichte in 
grössere und kleinere kreise vertheilt sind, in pagos 
et regiones bei CAESAR, und in pagos vicosque bei 
Tacitus. Eine Verschiedenheit der Volksversammlun- 
gen ist jedoch bei keinem von beiden angedeutet. 
Dem Tacitus eigenthümlich ist endlich die erzählung 
von dem einflusse der priester auf das gerichtswesen. 
Von der Strafgewalt derselben im kriege ist vorhin 
erst geredet. Ausserdem zeigt sich aber ihre thätig- 
keit auch in der Volksversammlung. Dort gebieten 
sie ruhe und ihnen gebührt dann das recht des Zwan- 
ges. Doch ist schwerlich hierunter eine eigentliche 
gerichtsbarkeit, sondern nur die äussere leitung dessen 



4) Gregor von Tours und seine zeit* Beil. 4. Ich 
will damit jedoch keiueswegs Loebells ansieht über den 
ältesten deutschen adel adoptirt Laben. 

5) Die ansieht von Peteas über den Ursprung des lekns- 
verbaudes, Berlin 1831. 8. S. 68. leistet dies wenigstens 
nicht, obwohl auch er annimmt, dass die 100 comites aus 
je 100 familien erwählt seien. Das. 8. 56. uo(e 12. 
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zu verstehen, was In der Volksversammlung vorge- 
nommen wird. 

Diese tbätigleit der priester in der volksversamm-- 
long finden wir bei den heidnischen Sachsen noch 
im achten Jahrhundert wieder^). Doch erfahren wir 
nur, dass die Volksversammlung mit opfern begonnen, 
habe. Auf die christlichen priester ist davon nichts 
übergegangen, wenn man nicht eine eigenthümlichkeit 
eines kleinen friesischen gaues, des Brokmerlan- 
des, abrechnet, welche später wird erwähnt werden« 
Dagegen finden sich durch das ganze mittelaller 
die drei demente der gerichtsverfassung wieder, die 
bei Caesar und Tacitus angedeutet sind: volksver« 
Sammlungen, richter, und gewisse andere personen, 
welche dem richter consilinm et auctoritas sind, welche 
als ein rath desselben erscheinen und zugleich ,die 
eigentliche Ursache seiner gewalt ausmachen. 

Der richter ^) wurde vom volke gewählt und ohne 
Zweifel aus der mitte der gemeinde, der er vorgesetzt war. 
Wir kennen indessen diesen zustand der freien volks- 
waU fast nnr noch in den nachrichten von den heidni- 
schen Sachsen und in dem schon erwähnten Brokmer- 
lande , denn im allgemeinen ist der richter in den ein- 
heimischen quellen ein königlicher beamter geworden. 

Die Volksversammlungen wurden nach Tacitus 
bei neu- und vollmond gehalten. Wir finden später 
zwei verschiedene arten von Versammlungen, von wel- 



6) HucB^LD Vita 8Cti. Lebuini c. 4. bei Pertz moD. bist, 
germ, 2, 361. 

7) Ueber seine ursprünglichen und ältesten namen ven 
weise ich auf Grimm rechtsalterth. S. 750 — 758. 
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eben die eine regelmässig alle vierzehn tage gehalten 
zu werden pflegte, die andre aber nur zu einzelnen 
bestimmten zeiten, gewöhnlich dreimal des jahrs. Der 
gemeinschaftliche name fiir beide versammlnngen war 
ding, mahl, mallus, placitum. Der unterschied zwi- 
sehen ihnen bestand aber in folgendem. Zu der 
seltnem Versammlung wurde niemand besonders vor- 
geladen, sondern entweder der tag derselben war ein 
für allemal bekannt oder es geschah nur eine allge- 
meine Verkündigung, und jedes mitgiied der ge- 
meinde war bei strafe verpflichtet, in dieser Versamm- 
lung zu erscheinen. Hingegen in der andern Ver- 
sammlung, welche je nach 14 tagen gehalten wurde, 
brauchte nach den meisten rechtsquellen ^) niemand 
zu erscheinen, der nicht geladen war, und geladen 
wurde niemand, der nicht ein besonderes geschäft 
dort hatte. Jene erste Versammlung heisst wegen der 
wegfallenden besondem Vorladung das ungebotene, 
diese das gebotene ding. Doch kommt auch für 
jene der ausdruck botding vor, den man durch 
die hSafig vorhergehende allgemeine verkündung 
zu erklären pflegt« Freilich erscheinen dann aus- 
drücke, wie bannenda bodthing in Friesland, baden 
botding in Stade, als tautologien; daher ist vielleicht 
die meinung vorzuziehen, wonach botding überhaupt 
nur gesetzliches, befohlenes gericht, mallas legitimus 
heisst 9). BeukeR AndREAE ^0^, der ebenfalls auf diese 



8) Anders in Baiem und Schwaben. Davon weiter unten. 

9) Oelrichs de botding et lodding. Traj. adViadr. 1750. 
4. pag. 8. §. 4. 

10) De origine juris muntcipalis irisici. Trajecti ad Rh. 
1840. pag. 383. 
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tautologie aufmerksam macbt, erklärt es Ton boda^ 
der böte, als das geriebt des kaiserlicben bevoUmäch* 
ttgfen. Doch mag dies dabin gestellt sein. Ancb 
der ausdruck lodding, liodtbing, friesiscb liodawarf, 
weicbes so viel beisst, als volksgericbt, bezieht sich 
auf das ungebotene ding, weicbes die form der volks-* 
yersammlung durchaus beibehielt. Doch scheint er 
hie und da im spatern mittelalter eine andre beden- 
tung angenommen zu haben. In Werben bestand 
nämlich neben dem botding ein lodding, welches 
ebenfalls ein ungebotenes ding war, das vier wochen 
nach jedem botding gehalten %vurde. Oelrichs ^^) 
vermnlhet nicht ohne grund, dass dieses lodding ur- 
spränglich ein blosses nachgericht, afterding, gleich 
dem friesischen fimelthing, gewesen sei, d. h. ein ge- 
richl zur beendigung der auf dem botding zum wei- 
tern verfahren ausgesetzten Sachen. Dasselbe konnte 
um so leichter zu einem wahren ungebotenen dinge 
werden, da während des botdings alle untergeordne- 
ten geriehte ruhten, und man nun das botding sich 
bis zur beendigung des loddings ausgedehnt dachte, 
mithin auch alle seit dem botding entstandenen rechts-* 
Sachen durch die fortsetzung desselben, das lodding, 
entschieden werden mussten. 

Nur das ungebotene gericht kann als eigentliche 
Volksversammlung gelten, es heisst daher aach aus- 
schliesslich malhim legitimum, echteding, ehaftding. 
Das gebotene ding dagegen, welches die gewöhnliche 
gerichtssitzung bildete, war nur ein ausschuss, gleich- 
sam ein abbild der Volksversammlung. Schon die all- 
gemeinste kenntniss menschlicher Verhältnisse lässt 
11) Loc. cit. pag. 51. sq. 
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vennüthen, dass die rechtspflege nidit in den händeu 
der voILsgemeinde ausschliesslich werde gewesen sein. 
Denn die berufang derselben kann nicht häufig ge-* 
schehen, und dennoch ist das geschäft des friedestif- 
tens der art, dass es in den meisten fällen keinen 
aufschub von einiger erheblichkeit duldet. Es giebt 
selbst falle, fiir welche der geringste Verzug von den 
bedenklichsten folgen sein kann. Es muss daher ir- 
gend etwas andres geben, das in den gewöhnlichen 
fällen die stelle der Volksversammlung vertritt, und 
dies ist das gebotene ding. In diesen Versammlungen 
finden wir nun. aber einen unterschied zwischen den 
an dem geschäfte des rechtsprechens •theilnehmenden 
personen, der auf das vorhin angedeutete dritte ele* 
ment der altdeutschen gerichts Verfassung hinfuhrt. Das 
salische gesetz ^^) unterscheidet nämlich zuerst unter 
den anwesenden rachinburgen zwischen residentes 
und adstantes. Jene, die eigentlich zu gericht sitzen- 
den, haben das geschäft des richtens, sie allein sind 
dazu verpflichtet, denn sie allein entrichten busse, 
wenn sie ihr urtheil verweigern, und sie allein em- 
pfangen busse von der partei, die ihr urtheil anficht, 
ohne es entkräften zu können. Die adstantes, die 
nur zufällig anwesenden, der umstand, scheinen zwar 
einen gewissen antheil an der gerichtlichen Verhand- 
lung genommen zu haben, doch ist die art und weise 
ihrer theilnahme aus dem salischen geselze selbst nicht 
zu errathen. Eben so wenig erfahren wir darüber, 
auf welche weise die rachimburgi residentes bestimmt 
wurden; nur das geht aus den bestimmungen des 



12) Lex8al.t.60. Damit stimmt übereio lex Ripuar.SS, 3. 
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gesetzes hervor, dass sie der zahl nach sieben 
wai*en ^^). 

Die weitere ausbildung dieser nrtheiler steht zn 
sehr unter dem einflnsse des königthums, als dass sie 
hier schon erörtert werden dürfte. Wir beschrän- 
ken uns vielmehr darauf^ noch kurz das verhältniss 
dieser nrtheiler, dieser rachinburgi residentes zu dem 
frithborgin seiner ältesten gestalt zu betrachten. Ich halte 
nämlich diese männer ihrem Ursprünge nach fiir nichts 
anders, als die häupter der einzelnen familien, neben 
denen die übrigen freien und unabhängigen familien* 
glieder den umstand bilden. Wenn jedes familien- 
haupt in der Versammlung des fritbborgs seine fa- 
milie vertrat, so sieht man leicht, dass die zahl von 
sieben artheilem mit nothwendigkeit aus der zehn- 
theiligkeit des frithborgs folgte, da von den zehn häup- 
lern eins als zehnthaupt, und zwei andre, jeder als 
Vertreter der parle!, die seiner familie angehörte, auf- 
traten. Vielleicht erklärt sich auch hiei^us die mehr- 
fach vorkommende alte sitte, dass niemand im gerichte 
ohne vorsprechen auftreten durfte. 

§. 17. 

Vtrhaltnitt twiseKen den htstandtKeilen des 

volksgeriehts. 

Was nun das verhältniss zwischen richter, zu 
gericht sitzenden rachinburgen und umstand anlangt, 
so ist jetzt als zweifellos anzunehmen, dass die resi- 
dentes die alleinigen nrtheiler über das thatsächliche 



1 3) Tunc Septem de illis ralhhiburgiis coUocato sole IX 
8ol. culpabilis unusquisque judicetur. — uniciiique de 
Septem rathinburgUs DC denar. qui faciunt soL XV, solvat. 

8 
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sowohl, als über das recht waren. Sie fanden das 
urtheil bald so, dass sie sich zu einer abgesonderten 
berathung zonickzogen, bald so, dass einer zuerst 
seine nieinung sagte und dann eine umfrage ergab, 
ob die übrigen ihm beifielen oder ob die stimmen 
sich theilten. Der richler berief die gerichtssitzung, 
leitete sie, fragte das urtheil. Wenn dasselbe gefan- 
den war, sprach er es aus, und erst hierdurch wurde 
es zu einem eigentlichen rechtsspruche. Endlich war 
er es, dem die Vollziehung des urtheils oblag. Es 
ist aus den hegungsformeln des spätem mittelalters 
bekannt, dass der richler keine einzelne handlang 
voi*nahm, ohne dass er darüber einen ausspruch der 
urtheilfinder veranlasst hätte. Man nimmt dem ge- 
mäss allgemein an, der richter sei ohne allen einfluss 
auf das urtheil gewesen. Dies scheint mir aber ganz 
unmöglich. Es ist nämlich in mehreren stellen von 
bestechungen der richter die rede, welche auf ihr 
urtheil von einfluss sein könnten. In einigen dieser 
stellen wird nun zwar ausdrücklich der einfluss der 
bestechung darein gesetzt, dass der richter gar kein 
gericht über einen bestimmten fall halte, oder dass 
er die parteien zum vergleiche zwinge, oder dass er 
das urtheil nicht vollziehe oder wohl gar sich ein 
begnadigungsrecht anmasse. In andern stellen kann 
man den ausdruck judex auf einen urtheiler beziehn ^). 
Dagegen giebt es mehrere stellen, die ganz entschie- 

1) Lex Bajuw. 2, 18. Lex Burgund. addit. I. 3, 2. 
Edict. Theod. 1. 2. 91. Auch die bestinimungen des brok- 
merbriefs über den richter, der unrechtes urtheil gibt, blei- 
ben noch ausser acht, da die Verfassung der Brokmer erst 
später aufgeklärt werden kann. 
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den davon sprechen, dass in folge von beslechung 
ungerecht geuriheilt werde, und bei denen ausserdem 
die beziehung auf den richter selbst ausser allem zwei- 
fei ist. Dahin gehören folgende: 

]ub emus , ut nullus optimatntn, major domus, do« 
mesticus, comes, grafio, cancellarius vel quibuslibet 
gradibus sublimalus in provincia ripuaria in judi- 
cio residens niunera ad Judicium pervertendnm non 
recipiat 2). 

Sciant optimales, comites, consillarii, domestici 
et majores domus nostrae, cancellarii et tarn Biir- 
gundiones quam Romani civitatum aut pagorum 
comites, vel judices deputati omnes — nihil de 
causishis, quae actae aut judicatae fuerint, aliquid 
accepturos, aut a litigantibus promissionis vel prae- 
mii nomine quaesituros. — Quod si quis memora- 
torum corruptus contra leges nostrasaut etiam juste 
judicans, de causa vel judicio praemium conviclus 
fueril accepisse, — capite puniatur^). 

So viel, däucht mich, ist aus diesen gesetzen klar, 
dass der richter einen gewissen einfluss auf die bil- 
dung des urtheils hatte, obwohl man den umfang 
dieses einflusses daraus nicht erkennen kann. Es ist 
auch wohl zu beachten, dass späterhin keineswegs 
der grundsatz anerkannt wurde : jedes von den Schöf- 
fen gefundene urlheil sei der rechtskraft fähig. Im 
jähre 1253 wurde zu Utrecht, im hofgerichte königs 
Wilhelm von Holland zu recht gewiesen: 



2) Lex Ripuar. t. 88 (90). 

3) Lex Burgund. in praeF. 

8* 
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Sententiae scabinonim contra privilegia regia latae 
nee vim habent nee firmitatem ^). 

Volle erläuterang giebt nun aber der Schwaben- 
Spiegel : 

Der richler sol -^ urteil -— nicht selb vinden und 
sol auch nicht kein widerwerflen. Hoeret er ein 
urteil sprechen, die in nicht recht duncket und 
nier Icute wann in, die sol drey zuo dem minsten 
sein, die soll er wenden, als ferr er mag. Und 
mag er ir nicht erwenden, er dinget wol die urteil 
an den herrn, von dem er daz gericht hat, und 
hat er joch die minderen volge, so tuot er es 
doch wohl 5). 

Es geht daraus hervor, dass der richter befugt 
war, den ausspruch der urtheilfinder zu venverfen 
und die Verkündigung des urtheils zu verweigern, 
wenn er glaubte, dass das urtheil gegen das recht 
sei, und wenn seine ansieht von drei m'annern aus 
dem umstände unterstützt wurde. Er musste dann 
eine neue berathung und abstironiung veranlassen, und 
wenn das nicht zum ziele führte, bei dem oberrich- 
ter belehrung nachsuchen. Zwar kann man in an- 
schlag bringen, dass diese beslimmung nur in den 
jüngsten recensionen des Schwabenspiegels enthalten 
ist, und dass sie daher sowohl, als jenes utrechter 
hofgerichtsurlheil als ein sieg der richterlichen gewalt 
über die alte freiheil der urtheilsfinder angesehen 
werden könnte. Allein, wenn wir einmal nicht um- 
hin können, einen einfluss des richters auf den inhalt 



4) Pehtz nion. hist. germ. 4, 367. 

5) Schwab, landr. (Lassb.) 172 I. b. 
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der urtheilsprüche anzunehmen , so giebt es in der 
thsit keine erklärung dieses einflusses, die besser 
mit der Stellung der urtheilfinder sich verträgt 

Man kann daher in dei: Stellung des richters zu 
den urtheilern die grundzüge der jetzigen Stellung 
des richters zn den geschwornen erkennen. Die 
urf heiler sollten die wahrheit erkennen , der richter 
aber über aufrechthaltung des rechts wachen. Es 
setzt aber eine gewisse hohe der juristischen bildung 
voraus, wenn man in allen fallen thatsache und recht 
genau zu unterscheiden weiss, und je nach der 
läge der dinge wird der eine oder andre theil gele- 
genheit finden, sein gebiet zu erweitem. In England 
gab es eine zeit, wo die richter bei einer anklage 
wegen pasquills den geschworenen das recht abspra- 
chen, zu beurtheilen, ob eine schrift pasquill sei oder 
nicht, bis auf den antrieb von Fox eine parlaments- 
acte ihnen im jähre 1791 dies recht ausdrücklich 
zuerkannte ^. Umgekehrt wird in jenen älteren Zei- 
ten des mittelalters das urtheil der schölfen über die 
thatsache auch das urtheil über die anwendung des 
gesetzes in sich enthalten haben, und dem richter 
wird daher eben die befugniss nur geblieben sein, 
welche der Schwabenspiegel einräumt, zu beurtheilen, 
ob das gefundene urtheil den rechten gemäss sei oder 
nicht, und nach den umständen es zu verkünden oder 
zu verwerfen. 

Es handelt sich nun noch um das verhält- 
niss des umstandes zu den urtheilfindem. Dabei 
kommen zwei dinge in betracht, nämlich einmal 



6) AiGKAshistoiredujury. Paris 1822.8. chap. 20 pag. 196. 
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die frage, ob der gegensatz zwischen urtkeilfindem 
und umstand anch in den echten dingen vorkam, oder 
ob er auf die gebotenen dinge beschränkt war, dann 
'aber die frage, in welcher weise der umstand au fdie aus- 
spräche der urtheiler oder des richters einwirken konnte. 

Die erste frage weiss ich nicht mit entschiedenheit 
zu beantworten. Wenn in dem echten dinge, als in 
einer Volksversammlung, alle anwesenden stimmen, so 
erscheinen besondere urtheiler als eine überflüssige 
einrichtung, und in der that mögte man glauben, dass 
in Baiern und Schwaben nur deswegen eine be- 
stimmte anzahl von urtheilfindern fehlte, weil dort 
die regelmässigen vierzehntägigen gerichtssitzungen den 
Charakter von echten dingen beibehielten ^). Indessen 
würde auch das dasein von urtheilfindern aus der 
oben gegebenen ansieht von der ursprünglichen be- 
sehaffenheit der Volksversammlungen genügend erklärt 
werden können. 

Die Wirksamkeit des umstandes lässt sich auf 
zwiefache weise denken, nämlich theils so, dass sie 
von einzelnen umstehenden geübt wird, theils so, 
dass der umstand als masse handelt. Von der erstem 
art der Wirksamkeit ist eben erst ein beispiel vor- 
gekommen, da nämlich einzelne von den umstehenden 
den richter unterstützen, der einen ausspruch der ur- 
theiler fiir ungerecht erklärt. Ausserdem war es 
aber ein recht eines jeden umstehenden, sofern er 
nur zu der Volksgemeinde gehörte, dass er einen aus- 

7) Lex Bajuw. 2, 15. Lex Alaniann. 36, 2. In der 
letztern stelle darf man wohl nicht mit EiciiuoRiy st. u. r. g. 
§. 75. note c. einen unterschied zwischen placitum und con* 
ventas anuebmen. 
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Spruch irgend eines der urlheiler schelten und von 
dem richter die erlaubniss erbitten durfte, seinerseits 
dessen platz einzunehmen. 

Schilt ir ordel en ir genot, he sal des bankes bidden, 
en ander to vindene; so sal jene upstan de't ordel 
vant, unde ,dese sal sik setten in sine stat, unde 
vjnde, dat inie recht dünke ^). 
Dies lässt sich weder auf die partei beziehen, da 
diese nicht selbst urtheil finden konnte, noch auf 
einen andern urtheiler, da dieser nicht erst die bank 
zu erbitten brauchte, sondern nur auf die umstehen- 
den. Im Schwabenspiegel ^) fehlt dieser satz an der 
entsprechenden stelle aus dem einfachen gründe, weil 
im südlichen Deutschland keine besondern urtheiler 
bestanden. 

In masse erklärte ebenfalls der umstand seinen 
beifall oder sein niisfallen in beziehung auf ein ge- 
sprochenes Uliheil. In der regel scheint eine solche 
erklärung nicht noihwendig gewesen zu sein, da es 
überhaupt vom zufalle abhing, ob und wie viel um- 
stehende da waren. Nicht selten wird in urtheilsbrie- < 
fen die billigung des umstandes ausdrücklich er- 
wähnt ^^), häufiger aber bloss die anwesenheit vieler 
nicht besonders zu nennender personen angedeutet. 



8) SäcLs. landr. 3, 69. f. 3. 

9) ScliVväb. landr. 145 Xassb. — LandrechUbuch Ru- 
prechts v. Fheising 105. 

10) Sententia Rudolphi regia ai. 1275 bei Pertz mon. 
bist. germ. 4, 403. „judicatum omnium astantium applau- 
dante caterva.'' Sententia Adolfi regia ai. 1293 daselbst 
8. 460. „a curiae nostrae proceribus extitit finaliter diffi« 
niluui et ab astantibus approbalum.^' 



120 Kap. IL BeschafTeDbeit der ältesten gerieb te« 

Man sieht also hieraus, dass ein urlheil nur dann 
zu Stande kommen konnte, wenn richter, urlheiler und 
umstand sich geeinigt halten, und die urtheiler erschei- 
nen gleichsam als der möglichst geringste bestand- 
theil der Volksgemeinde, welcher aber nicht, wie ein mo- 
derner repräsentant, dietheilnahme anderer ausschliesst. 

§. 18. 

VtrKaliniss mehrerer volhsgeriekte %u einander. 

Wir haben gesehen, dass die gemeinden in kIei-> 
nere und grössere kreise abgetheilt waren, so dass 
immer eine grössere volksgemeinde mehrere kleinere 
in sich enthielt, also eine grafschaft mehrere hunderte, 
eine hunderte mehrere zehnten. Selbst TacitüS, der 
ohne alle Unterscheidung nur von Volksversammlungen 
einer art spricht, unterscheidet doch kleinere bezirke, 
pagi und vici, für welche jene Volksversammlungen 
Vorsteher und richter zu wählen haben. In welchem 
Verhältnisse standen nun jene niedern und höh^rn ge* 
richte zu einander? 

Wenn man von den jetzigen zuständen ausgeht, 
so liegt es sehr nahe, an die möglichkeit einer beru* 
fung' von dem ausspruche des niedern gerichts an 
das höhere zu denken, an eine appellation im 
neuem sinne des worts i). Allein von dieser findet 
sich vor der karolingischen zeit keine spur, und was 
man seitdem davon antrißt, weist auf neuem Ursprung 



1) In den Volksgesetzen, zumal den longobardischen heisst 
appellatio eine jede klage. Petre, te appellat Martinus , «so 
beginnen die meisten der beispiele, die der longobardiscben 
Sammlung zur erlaulerung beigefügt und unter dem namen 
von Formeln bekannt sind» 
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hin, der auf dem einflusse des königthums beruht. Es 
kann daher von ihr erst im folgenden kapitel gehan-' 
delt werden. Dennoch muss es schon früher möglich 
gewesen sein, die abänderung eines urtheils zu er- 
wirken, aber nur in der volksgemeinde, von welcher 
das urtheil ausgegangen war. Denken wir nämlich 
daran, welchen einfluss der umstand auf den aus* 
Spruch der nrtheiliinder hatte, so werden wir kaum 
zweifeln, dass es der partei muss möglich gewesen 
sein, die thätigkeit des umstandes durch ausdrückliche 
auflbrderung zu veranlassen. \Yenn schon ein ein- 
zelner aus dem umstände einen qrtheilfinder schelten 
und sich an seine stelle setzen durfte, so musste es 
auch der partei erlaubt sein, die meinung eines ein- 
zelnen urtheilers zu tadeln, und — da er selbst nicht 
urtheil finden konnte, auf irgend eine zulässige weise 
zwischen sich und dem gescholtenen urtheiler eine 
entscheidung herbeizuführen. Wenn auf die billi- 
gung des urtheils durch den umstand das entschie- 
denste gewicht gelegt wird, so ist es zu erwarten, 
dass die partei befugt war, sich gegen den ausspruch 
der urtheiler auf die meinung des umstands zu beru- 
fen, und da die anwesenheit eines umstandes bei den 
gebotenen gerichten vom zufalle abhing, so kann man 
verniufhen, dass von einem solchen eine berufung an 
das echte ding statt gefunden habe. 

Von dieser art finden sich nun zwei einzeln 
stehende beispiele, die unter sich auf den ersten blick 
gar keine Verwandtschaft zu haben scheinen. Das 
eine ist in dem alamannischen volksrechte ^) enthalten. 



2) Lex Alaraann. 41 (42), 3. 



122 Kap. !!• Beschaffeulieit der ältesten gerichle. 

Der wesentliche inhalt der stelle ist folgender : Wenn 
eine parte! den aussprach des urtheilers schilt und 
sich auf das urtheil anderer beruft, während doch 
das urtheil des ersteren recht war, und wenn 
dann andere urtheiler das urtheil des ersten bestätigt 
haben, so büsst der, welcher das urtheil schalt, dem 
gescholtenen urtheiler mit 12 Schillingen und dart 
das urtheil nicht weiter anfechten, quia sie convenit 
duci et omni populo in publico concilio. Hierin er- 
kennt ROGGE ^) eine neue einrichtung, in die sich der 
herzog mit dem volke vereinigt hatte; dagegen EICH- 
HORN ^) liest mit einigen handschriften statt duci : ju- 
dici und übersetzt die Schlussworte so: weil die ver- 
sammelte gemeinde im echten dinge das gefundene 
urtheil bestätigt hat. So viel geht nun ganz unbestreit- 
bar aus der stelle hervor, dass es möglich war, von 
dem ausspruche eines urtheilers sich auf die meinung 
anderer zu berafen^ so dass von diesen andern ein 
zweites urtheil gefunden ward. Es ist aber nicht 
darin ausgedrückt, was dann geschah, wenn das 
zweite urtheil von dem ersten abweichend ausfiel. 
Unmöglich konnte dasselbe dem ersteren ohne wei- 
teres vorgehen, da der gegentheil hätte mit gleichem 
rechte das zweite schelten und sich auf die meinung 
des erstem urtheilers berufen dürfen. EICHHORN stützt 
nun auf seine Übersetzung der Schlussworte die be- 
hauptung, dass in einem solchen falle das echte ding 
habe entscheiden müssen, welchem von beiden urthei- 
ten der vorzug gebühre, während ROGGES deutung 
derselben es ganz in zweifei lässt, welcher weg zur 

3) Gericlitsvrcsen. S. 92. 

4) St. u. r. gesell. I. §. 80. uote d. 
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entscheidung in einem solchen falle eingeschlagen wurde. 
So natürlich es nun auch ist, eine entscheidung der 
ganzen volksgemeinde anzunehmen^), so scheint doch 
ROGGES Übersetzung den worten angemessener. Das 
aufiallende, was darin liegt, dass die hier besprochene 
Vorschrift aus * dem ganzen alamannischen gesetze als 
eine neue gesetzgebung besonders hervorgehoben wird, 
erklärt sich dann, wenn man annimmt, dass fräher 
das durch ein zweites urtheil bestätigte urtheil von 
neuem habe gescholten werden können, und so fort, 
bis es zu einer entscheidung zwischen zwei entgegen- 
stehenden urtheilen gekommen sei, oder bis die ganze 
gemeinde ihre Zustimmung erklärt habe. 

Das andere beispiel einer aiifechtung des urtheils 
ohne berufung an ein höheres gericht findet sich 
zwar in einer sehr späten quelle, trägt aber den Cha- 
rakter eines uralten herkommens an sich. Es ist das 
ziehen an die rechte band und an die meiste menge 
des Sachsenspiegels, welches für eine besondre sitte 
der Sachsen ausgegeben wird, aber dennoch auf einen 
grundsatz zurückgefiihrt werden kann, der ursprüng- 
lich allen germanischen völkem gemein war. Sach- 
sen ist nur der theil Deutschlands, in welchem er 
sich länger als anderwärts erhalten hat, während er 
ausserhalb Deutschlands auch noch in dieser zeit nicht 
ohne beispiel war. Die worte des Sachsenspiegels lauten : 
Schilt en Sasse en ordel unde tiüt he's an sine 
vordem hant unde an die meren menie, he mut 
dar umme vecblen selbe. sevede sinergenoten wider 



5) Diese aunabme scheint auch durch sUchs. laudr. 
19. 1^^. 2. gerechirerligt zu werden. 
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andere sevene; svar di mere menie sege vichtet, 

die behalt dat ordel ^). 
Zwar war dieses rechtsmittel nur noch zulässig, um 
ein kaiserliches urtheil anzufechten, denn an dem- 
selben orte heisst es: 

Um ordel ne mut man niergen vechten, denne 

vor deme rike. 
Aber ohne zweifei rührte diese beschrankung nur 
daher, dass zur zeit des Sachsenspiegels beru» 
fung an das höhere gericht möglich war, und man 
muss daher annehmen, dass zu einer zeit als jene be- 
rufung noch nicht galt, man sich allgemein dieses 
mittels bedient habe, um ein urtheil zu entkräften. 

Es ist nun aus den angeführten worten nicht 
zu entnehmen, wer die sieben sind, gegen welche hier 
gefochten wird, ob es der gegner ist mit sechs kämpf« 
genossen, oder ob es die urtheilfinder sind, deren zahl 
gewöhnlich sieben betrug. Ich glaube das letztere 
annehmen zu dürfen und finde hIefür eine besläli- 
gung in dem richtsteige landrechts, nach welchem 
die sieben urtheiler, gegen deren ausspruch eine be- 
rufung an das kaiserliche gericht zur band genommen 
wird, mit den parteien vor diesem gerichte erschein 
nen müssen, worauf dann gegen das urtheil des kai- 
serlichen gerichts, welches den sprach derselben bestä- 
tigt, noch der zug an die rechte band und die meiste 
menge gestattet wird. Durch diese annähme findet 
nun auch das verfahren seine erklärung. Ich halte 
nämlich die sechs, mit denen der verurtheilte ficht, 

6) Sachs, lancln 2, 12. {. 9. Vergl. das. 1, 18. §. J. 
Görlitzer rechtsbuch in Koehlers ausg. S. 12. z. 16 — 18 u. 
s. 17. z. 31 — 34. 
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nicht fiir eidhelfer oder etwas dem ähnliches, sondern 
far genossen, welche ein anderes, demselben günstiges 
urtheil finden. Diese werden den ursprünglichen 
urtheilem gegenübergestellt, so dass nnn zwei nrtheile 
mit einander im Widerspruche stehen, ohne dass es 
formelle oder materielle gründe gäbe, für den Vorzug 
<les einen oder des andern zu entscheiden. Sonach 
liegt hier dasselbe verfahren zum gründe, welches in 
jenem alemannischen gesetze angedeutet wurde, und 
es ist hier nur das mittel angegeben, durch welches 
man unter den beiden urlheilem entschied. 

Dieses mittel war der gerichtliche Zweikampf. 
Dieses sogenannte gottesurtheil hatte überhaupt seinem 
Ursprünge nach die bedeutung einer entscheidung 
durch das recht des stärkern, auf welches man zurück^ 
kommen musste, wenn alle andern mittel der entschei- 
dung fehlten« In diesem sinne kam es überall dann 
vor, wenn beide theile gleich gute gründe und be- 
weismittel für sich hatten, und das war eben hier 
der fall ; der Zweikampf war aber gegen die uriheiler 
selbst gerichtet, weil die finder des ersten und zwei- 
ten urtheils einander gegenseitig beschuldigten, unrecht 
geurtheilt zu haben, und also selbst einander als par- 
leien gegenüber standen. Derselbe grundsatz spricht 
sich ganz deutlich in einem sehr ähnlichen verfahren 
aus, welches ein gesctz Ludwigs des frommen 
in einem andern falle vorschreibt. Wenn nämlich 
kläger und beklagter eine gleiche anzahl von zeugen 
oder eidhelfem gegen einander aufgestellt hatten, so 
dass jeder theil dem andern vorwarf, dass seine zeu- 
gen oder eidhelfer falsch seien, so sollte von den 
zeugen oder eidhelfem eines jeden theils nur einer 
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kämpfen, . und von den beiden känipfem allein sollte 
den unterliegenden die strafe des falschen Zeugnisses, 
Verlust der hand treflTeit, während die, welche nicht 
in person gefochten hatten, ihre hand mit gelde lösen 
konnten, weil sie nicht den tlem Zweikampfe vorher- 
gehenden eid geleistet hatten ^. Es erhellt hieraus, 
dass vor Ludwig dem frommen in einem sol- 
chen falle alle zeugen oder eidhelfer des klägers ge- 
gen die des beklagten gefochten haben. Die anwen- 
dung dieses ganz allgemeinen rechtssatzes auf die ur- 
theiler hat aber durchaus nichts befremdendes, da 
auch die letzteren ja nur bestimmt waren , über das, 
was sie für wahr hielten, auszusagen, und also leicht 
mit zeugen und eidhelfern verglichen werden konnten. 
Dass dieser gesichtspunkt der richtige ist, wird 
nun auch durch die weise bestätigt, in welcher jene 
sächsische form des urtheilsscheltens in den gewohn- 
heiten von Beauvoisis^) vorkommt, di^ ßEAUMANOIR 



7) Capit 1. ai. 819» c. 10. Meyer Esprit, origine et pro- 
grh% des institutions judiciaires 1, 334. macht hieraifs^ dass 
jeder; der für einen andern im Zweikampf auftrete, wenn 
er unterliege, die band verlieren solle, wovon das gesetz 
kein wort enthält. 

8) Quant aucuns apele de faux jugement, et il atant 
tant que li jngeinens est prononci^s, et que tuit li Loumes 
se sont accorde au jugement , et li apeliers dit aprez : chis 
jugemens est faus et mauves, et pour tel le fera en le court 
de cheens ou la ou droit me nierra, en tele maniere d'apel 
il convenroit, que il se combalist tout sens encontre tous 
les houmes, se tuit li houmes ofTroient a fere le jugement 
bon* Se il avenoit que chil, que vouroit apeler de faux 
jugement, si hastoit si d'apeler, que il ne se feussent pas 
a€ord<^s au jugement fors deux ou trois ou plus, et non 
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im j. 1283 anfgezeichiiet hat. Dort war die partei 
verpflichtet, gegen alle urtheiler zu fechten, wenn sie 
es versäumte, den ersten oder zweiten zu schelten, 
der seine meinung ausspi*ach und statt dessen wartete,, 
bis der spruch zum urtheil des gerichts erhoben war. 

§. 19. 

Ausschliessliche thätigkeit der höhern gerichie. 

Kehren wir aber nun zu dem verhähnisse zwi- 
schen den höhern und niedern gerichten zurück und 
fragen 9 was denn fiir die thätigkeit der hohem ge- 
richte übrig blieb, so werden wir fast allein auf fol- 
gerungen aus spätem verhähnissen und aus der 
beschaffenheit des frithborgs verwiesen. Auch das an- 
gelsächsische recht lässt uns hier im dunkeln. Es 
sagt nur, dass die hunderte zu ende bringen solle, 
was die zehnt nicht endigen könne, und dies kann 
man etwa von den fällen verstehen, da die urtheiler 
sich über einen ausspruch nicht einigen können, oder 
da der frithborg nicht stark genug ist, ein widerspän- 
stiges mitglied seinen beschlüssen zu unterwerfen. 
Ausserdem dürfen wir eine reihe von Verhältnissen 
annehmen, die von jeher der thätigkeit der niedern 
gerichte ganz entzogen waren. Zunächst gilt dies 

pas tout les houmeSy et il apeloit en le maniere, que 11 
est dit dessus^ il convenroit, que 11 se coihbatist h. tous 
chaus, qui «e seroient accord^ au fugement, et non pas k 
chaus, qui n'auroient pas encore dit leur acprt dou juge« 
uient. Coutumes de Beauvoisis par BeaumanoiRi heraus- 
gegeben von Gaspard Thaumas de la thaumassieae 1690. 
chap. 61. pag. 313. Ich bin auf die stelle aufmerk- 
sam geworden durch Herv^ th^orie des mati^res ffodales 
et censuelles. Paris 1785. 8. 1, 243. 
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von den Streitigkeiten aller derer, die einen so beträchtli- 
chen grundbesitz hatten, dass sie mit ihren hörigen eine 
eigne friedensbürgschaft bildeten, welche von der Ver- 
bindung mit der zehnt sich frei erhielt, während sie 
der hunderte oder doch wenigstens der gemeinde des 
ganzen yolks angehören musste, mit einem worte, 
von dem alten besitzadel. Hierin kann man den grund 
der spätei*n befreiung des adels von den niedern ge- 
richten vermuthen. Sodann gab es eine reihe von 
Verhältnissen, deren beurtheilung und entscheidnng 
das ganze volk eben so sehr anging, als die 
zehnt, in welcher sie entstanden waren, und die viel- 
leicht wegen dieses allgemeinen interesses nur in der 
Versammlung des ganzen volks, also nur in dem höch- 
sten echten dinge behandelt werden durften. Dahin 
scheint zunächst die anstellung der richter gehört 
zu haben. Die Worte des TaCITUS lassen dies ver- 
muthen und die spätere Verfassung des Brokmerlandes 
kann zur bestätigung dieser meinung angeführt wer- 
den. Ferner sind dahin diejenigen fragen zu rech- 
nen, Von deren entscheidung es abhing, wer mitglied 
der Volksgemeinde sei und wer nicht, weil niemand 
mitglied der zehnt sein konnte, ohne der hunderte 
und dem ganzen volke zu gleicher zeit anzugehören. 
Daher konnte über den familienbesitz, das heisst über 
echtes eigenthum und über freiheit eines menschen nur 
vor den höhern gerichten, vor der ganzen volksge- 
meinde verhandelt werden ^). Eben dort musste nach 

1) Ut ante vicarium et centenarium de proprietate aut 
libertate Judicium non terminetur aut adqulratur, nisi sem- 
per in praesenlia missorum imperialium aut in praesentia 
comitum. Capit. 1. ai* 810. c. 2. 
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dem salischen gesetze^) die Übertragung von echtem 
eigenthnm mindestens wiederholt werden, und der 
Sachsenspiegel ^) liess dieselbe zwar vor jedem gerichte, 
aber doch nur im echten dinge* zu, obgleich die un« 
temehmungen der geistlichen und weltlichen grossen 
im neunten Jahrhundert der aufrechthaltung dieses 
grundsalzes keineswegs günstig gewesen waren ^), 
Endlich liegt es in der natur der sache, dass allein das 
höhere gericht dann thätig werden konnte, wenn ein 
streit zwischen mehreren untergeordneten gemeinden 
ausbrach, so dass also nur eine hunderte den streit 
zwischen zehnten, und nur die gemeinde des ganzen 
Volks den streit zwischen hunderten schlichten konnte. 
Yielleicht darf man dem aber auch die fälle gleich- 
setzen, da der streit zwar zwischen einzelnen vorfiel,, 
diese aber verschiedenen zehnten oder hunderten an- 
gehörten. Dann nämlich wird der einzelne eben so 
durch das haupt seiner zehnt vertreten sein, wie wir 
angenommen haben, dass in der Versammlung der 
zehnt jeder einzelne in dem haupte seiner familie einen 

2) Tit. 49. Beseler erbvertrage, 1, 96 f. hält die affa- 
tomie mit unrecht^ wie mir scheint, für eine Singularität. 
Das neue dabei war wohl nur, dass man die vorläufige 
bestellung eines salmanns vor dem tunginus gestattete. 

3) Sachs, landr. 1, 62. §. U 

4) Es ist hier nicht der ort, Beselxrs ansieht über die 
nothwendigkeit des gerichtlichen Verfahrens bei der auflas- 
sung (erbverträge 1, 38 f.) zu widerlegen. Nur darauf 
mache ich aufmerksam, wie seltsam es wäre, wenn eine 
Singularität des salischen gesetzes nach einer Zwischenzeit, in 
welcher ganz entgegengesetzte grundsätze geherrscht hätten, 
unter ganz andern Verhältnissen im zehnten Jahrhundert ein 
gemeiner deutscher rechtssatz geworden sein sollte» 

9 
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försprecker gehabt habe. In dieser weise hätte sich 
also die äussere form der volksgenieinde überall gleich 
gestaltet, nur dass in der Versammlung des ganzen 
volks die hundertbäuptert in der Versammlung der 
hunderte die zehnthäupter, in der Versammlung end- 
lich der zehnt die familienhäupter den engem ratb, die 
principes, gebildet hätten, welche nach Tacitus über 
geringere angelegenheiten berathschlagten. 

§. 20. 

Dit murkgeriehie. 

Es wurde am Schlüsse des ersten kapitels gezeigt, 
wie sich die markgenossenschaften neben den verbin* 
düngen der familie und der volksgemeinde verbalten ; 
eben so muss jetzt das aus der markgenossenschaft 
hervorgehende markgericht in seinem Verhältnisse zu 
den herrschaftlichen und freien gerichten dargestellt 
werden. Zwar ist dort die ansieht ausgesprochen, 
dass die markgenossenschaften als Verbindungen einer 
etwas jungem zeit anzusprechen seien, deren entsle- 
hung der der friedegilden verglichen werden könne. In- 
dessen ist diese ansieht auf die betrachtung ihrer Stel- 
lung zu den übrigen gerichten nicht von einfluss, und 
es dürfte an diesem orte um so mehr nöthig sein, auf 
diese letztere hinzuweisen, als wir uns vor einer Ver- 
wechselung der markgerichte und Volksgerichte recht 
sorgfältig zu verwahren haben. 

Ein markgericht war nichts anders, als die Ver- 
sammlung der markgenossen, die in ähnlichen formen, 
wie andere Versammlungen, die zwecke ihrer Verbin- 
dung wahrnahm, also ihre Statuten ins gedächtniss 
zurückrief, neue anordnungen machte, über berechti- 
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gungen an der mark entschied, und vor allem über mark- 
frevel richtete. Ob ein solches markgericht mit irgend 
einem andern zusammenfiel, war eben so zufällig, als der 
umfang der. mark selbst. Dagegen hing es von der be- 
schafFeoheit der markgenossen ab, ob das markgericht 
mehr der analogie eines hofgericbts, oder mehr der eines 
Volksgerichts folgen sollte. Wenn nämlich die mark- 
genossen sämmtlich hörige oder auch freie hintersas- 
sen eines und desselben herm waren — denn, da 
das markgericht es nur mit dem schütze der benutzung 
von grund und boden zu thun hatte, so waren in 
beziehung auf dasselbe unfreie imd freie hintersassen 
in ganz gleicher läge • — in einem solchen falle war 
die thätigkeit des markgerichts von der aufsieht des 
herm als echten eigenthümers abhängig. Dieser war 
daher der gebome vorsitzer und leiter des genchts, 
der gebome obermärker oder holzgraf, und wenn man 
markfrevel strafte, so geschah dies kraft seiner berr« 
schafllichen gewalt Bestand dagegen die mark aus 
echten eigenthümern, oder war sie mit unfreien ge- 
mischt, so bildete sich das markgericht mehr nach 
art des Volksgerichts aus. Kein wunder daher, dass 
man in den roh entwickelten formen solcher markgerichte 
nicht selten die grandlagen deutscher gerichtsverfas- 
sung erhalten zu sehen glaubt. In diesem letztem falle 
gab es keine Strafgewalt, als eine auf vertragsmässige 
Übereinkunft gegründete, und keinen gebornen m^rk- 
richler, sondern nur einen solchen, den man freiwillig 
wählte. Freilich erkoren auch freie marken sehr häu- 
fig erbliche richter und kamen damit allmählig zu der 
läge unfreier marken herab. Der erste anlass hierzu 
mag der gewesen sein, dass man überall gegen aus- 

9* 
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märker nur auf dem wege der selbsthülfe verfahren 
konnte^ also durch pfändung, fehde oder gewall, da 
eine Verbindung mehrerer marken zu einer grössern 
genossenschaft nicht bestand. Deshalb roogte man 
es häufig fiir yortheilhaft halten, dass man ^inen 
mächtigen schntzherm an die spitze der mark stellte. 
Auf diese weise ist denn freilich heutiges tages alle 
freie markverfassung nntei*gegangen. 

Die Volksgesetze sprechen nicht von markrecht 
und markgericht, und der Sachsenspiegel redet allein 
von pfändung eines ausmärkers ^). Gäbe man auch 
ein höheres alter der marken zu, so könnte man den- 
noch als grund davon angeben, dass das landrecht 
nicht unmittelbar verbindlich (ur die markgenossen- 
Schaft war. Diese verfugte lediglich über ihr eigen- 
thum, und deshalb durfte keine gesetzgebung , in ihr 
verfiigungsrecht eingreifen. Ich halte es unter jeder 
Voraussetzung fiir unrichtig, mit ROGGE^) gewisse 
stellen der volksrechte bloss aus dem gründe auf den 
markfrieden zu beziehen, weil hier eine gewisse classe 
von vergehen, die alkrdiügs auch als bräche des 
markfriedens vorkommen können, mit ausserordentlich 
niedrigen bussen in^ vergleich gegen andre bedroht 
werden. Die einzige quelle des markrechts sind die 
weisthümer und Willküren der marken, in denen 
bald altes herkommen, bald neue Verabredung nieder- 
gelegt ist. Diese quelle beginnt erst nach der zeit 
der rechtsbücher, und es ist sehr zu bezweifeln, ob 



1) Sachs, landr. 2, 47. §. 4. Sve sin ve drift up ene 
andere marke uppe gemene weide, wert he gepandit, he 
gift 868 penninge. 

2) Gerichtswesen. 8- 42—45. 
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die commarcbani der volksrechte sich schon in der- 
selben genossenschaft sollten befunden haben, welche 
wir später über einen theil von Deutschland verbrei- 
tet sehen^). 

§. 21. 

y^rtteker der villeiu 

Wenn eine villa mit der zehnt oder hunderte 
zusammenfiel, so konnte der richter dieser volksge- 
meinde allenfalls auch richter des orts, Vorsteher des 
orts oder der villa, judex loci, rector loci, villae 
heissen, ohne dass dieser ausdruck auf einen besou- 
dern charakter eines solchen beamten hinwiese. Al- 
lein dies wird nur höchst selten der fall gewesen 
sein , meistentheils begriff vielmehr die zehnt oder 
hunderte mehrere villen in sich. ^« Wenn dagegen 
eine villa aus lauter unfreien eines herrn bestand, so 
konnte dieser ihr einen beamten vorsetzen, der seine guts- 
herrlichen rechte ausübte und mithin das amt eines ver« 
Walters und richters zugleich bekleidete. Es war dies der- 
selbe judex, den wir auf den königlichen domainen bereits 
kennen gelernt haben. Für ihn wurde vorzugsweise der 
name villicus gebraucht. Doch davon soll hier noch nicht 
die rede sein. — In andern fällen bei freier oder ge- 
mischter bevölkerung konnte das beisammenwohnen zu 
einer engem Vereinigung fuhren, welche den näch- 
sten bedürfnissen des öffentlichen lebens in ihrem en- 
gem kreise abzuhelfen suchte, und zur erreichung die-» 



3) Diese allgemeinen andeutungen werden vollkommen 
genügen, zumal da wegen der Verfassung der marken auf 
V. LoEw über die markgenossenschaflen. Heidelberg 1840. 
8. verwiesen xjrerden kann* 
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ses Zweckes konnte em besonderer beamter entweder 
von der villa erwSblt, oder von einem hohem beam- 
ten ihr vorgesetzt werden. Auf diese weise würde 
eine ortsgenieinde mit einer besondern gemeindever« 
fassung entstanden sein, welche von der Volksgemeinde 
getrennt war, Dass solche ortsgemeinden unter lei- 
tung eines bauermeisters bereits zur zeit des Sachsen- 
spiegels bestanden haben, ist bekannt, und es wird 
nicht leicht jemand den dort envähnten bauemieister 
für einen unterrichter halten, da die art von gerichts- 
barkeit, welche ihm zugestanden wird^ sich auf das 
deutlichste als eine ganz singulare ausnähme charak- 
terisirt. Aber die einrichtung dieser gemeinden muss 
viel älter sein. In beziehung auf ganz freie gemein- 
den finden sich einzelne spuren derselben im salischen 
gesetze. Dies ist einmal die schon oben berührte 
Vorschrift, welche jedem bewohner einer villa das 
recht giebt, den unbefugten eindringling zu vertreiben, 
dann aber auch der tunginus oder tunzinus, dessen 
nur in diesem volksrechte erwähnung geschieht. Die 
form dieses wortes deutet auf eine ableitung von tun, 
villa, dem vorkommen nach scheint aber auf den er- 
sten blick ein richter gemeint zu sein, zumal da mehr- 
mals eine handlung sowohl vor dem tunginus als vor 
dem cenlenarius soll vorgenommen werden können. 
Vergleicht man jedoch die fälle, in welchen der tun- 
ginus thätig ist, so bemerkt man bald: es sind solche 
falle, bei denen es nicht auf Schlichtung eines Streites, 
sondern nur auf erreichung einer gewissen Öffent- 
lichkeit ankommt. Dieser zweck erfordert gar nicht 
die mitwirkung eines gerichls als solchen , sondern 
lediglich die mitwirkung einer person, welche durch 



Vor»t€iier der viiieii. §. 21. i^& 

eine gewisse ößenllieke siellung im stände ist, einer 
handlun^ ailgemeine gewissheii su verschaffen, Mur, 
weil der richter nothwendig mit diesem charakler verse- 
hen ist, pflegen vor ihm solche haudlungen vorgeoom- 
men zu werden , ja man hat sie fiir einen theil der 
Gerichtsbarkeit angesehn. Es ist daher recht wohl 
denkbar, dass solche handlangen vor dem ortsvorste-* 
her vorgenommen werden durften, wenn die öfTentlich* 
keit derselben allein in dem interesse der uachbarn 
lag. Diese eigenschaft nun tragen allerdings die fälle 
an sich, in denen wir den tunginus auftreten sehn. 
Es sind folgende: 

1) Wenn jemand eine wittwe heirathen will, so 
soll der centenarius oder der tunginus eiue Versamm- 
lung ansagen, in der er einen schild uud drei nien* 
sehen bei sich haben muss. Dort erscheint der freier 
mit drei seugen,* und erlegt den reippus, das ist drei 
Schillinge und einen denar; diesen reippus erhält der 
nächste männliche verwandte der wittwe, oder, wenn 
sie keine verwandte hat, ihres mannes ^). Unstreitig 
war diese öffentliche form deshalb eingeführt, weil 
die wittwe zwei familien zugleich angehörte und es 
ihr dadurch leicht wurde, sich heimlich und eigen- 
mächtig dem mundium des nächsten verwandten durch 
heirath zu entzichn. Die ermittelung des vomiunds 
konnte aber eben &o wohl in dem engern kreise der 
villa erreicht werden, als in der volksgemeinde, und 
deshalb wurde die wähl zwischen dem richter und 
dem gemeindevorsteher freigestellt. 

2) Vor denselben personen und unter beobachtüng 



1) Lex aal, lit. 47 (46). 
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derselben äussern formen Lonnte eine vergabung des 
ganzen oder tbeihveisen Vermögens vorgenommen wer- 
, den , wenn sie nur dazu diente , einen sahnann 
zu bestellen, der die eigentliche aoflassung namens 
des veräussernden vornehmen sollte, mit der einzigen 
ausnähme, dass an die stelle des reippus das werfen 
eines Stabes oder halmes in den schoss des empfan- 
gers trat. Die wirkliche auflassung mnsste jedoch 
binnen z^volf nionaten in det höchsten volksge- 
meinde nachgeholl werden^). Die erste handlung ist 
offenbar nur eine vorläufige auflassung, an der die 
Volksgemeinde kein weiteres interesse hat, als dass ihre 
Wahrheit fest steht, dass sie der Volksgemeinde glaub- 
würdig bezeugt werden kann. Sie ist nur formell 
eine nachahmung der auflassnng in der volksgemerade, 
welche für diesen zweck hinreichend in der ortsge- 
meinde vertreten werden konnte 3). Bemericenswerth 
ist auch, dass bei dieser gelegenheit das volksrecht ein- 
mal den centenarius, das andre mal aber den theada, 
d. i. das Volk, den thiod, als solchen bezeichnet, vor dem 
ausser dem tunginus das geschäft vorgenommen werden 
könne, ein sicherer beweis, wie es scheint, dass der tun- 
ginus nicht gleich dem centenarius als Vorsteher der 
Volksgemeinde, des thiod, angesehen werden konnte. 

3) Diesem falle ist sehr ähnlich der, da jemand 
sich von der Verbindung mit seinem geschlechte, sei- 
ner sippschaft lossagen will. Dies geschieht ebenfalls 

2) L. c. tir. 49 (48). VergL Beselzr erbvertr. 1, 96 f. 
und oben f. 19 nole 2. 

3) Diese bedeutung des tunginus enthält wohl auch die 
erklärung, w^eshalb später in den Städten die auflassung 
nicht im gerichte, sondern vor dem raihe geschah. 
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durch beobachlung einer gewissen förmlichkeit, welche 
aus gleichen gründen sowohl in der volLsgemeindef 
als vor dem tanginus vorgenommen 'werden kann ^). 

Verschieden von allen diesen fällen ist ein vier- 
ter, in welchem der HEROLDsche text einen tunzinus 
handeln lässt, während andre texte einen judex an des- 
sen stelle setzen ^). Die lesart tunzinus ist um so auf- 
fallender, da derselbe text an andern orten tunginus 
schreibt, dennoch ist eine Verschiedenheit zwischen 
diesen beiden personen schwerlich anzunehmen. Aus- 
serdem scheint es unsrer annähme zu widerstreiten, 
dass hier wirklich von der behandlung einer rechts- 
Sache die rede ist. Wenn nämlich jemand, der dem 
aridem eine Zusicherung gegeben hat, diese nicht 
halten will, so tritt folgendes [verfahren ein: Der 
kläger ladet ihn vor, und fordert den tunginus aul^ 
ihm den gegner nach salischem gesetze zu verpflich- 
ten. Der tunginus thut dies, und darauf muss der 
kläger „zeugniss geben'', dass sein gegner keinem an- 
dern eine schuld bezahlen oder ein pfand geben solle, 
bis er ihm sein versprechen gelöst habe. > Hiemit 
ist das verfahren vor dem tunginus beendigt. Der 
kläger muss darauf seinen Schuldner in dessen Woh- 
nung dreimal in drei verschiedenen terminen zur Zah- 
lung auffordern, und zwar jedesmal vor zeugen. 
Wenn dann der Schuldner dennoch in einer „gesetz- 
lichen gerichtssitzung" sich zu zahlen weigert, so wen- 



4) Lex saL tit. 63. Das in mallum aut in tuDgtnium 
des einen tesites bezeichnet denselben unterschied, wie 
dem andern das in mallo ante tunginum aut centenar 

5) Lex. sal. 53 (52), 2. 
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det sich der kläger an den grafen des gaues und for- 
dert diesen auf, die execution gegen seinen Schuldner 
als gegen einen nach dem gesetze geständigen oder 
vorgeladenen zu vollstrecken. — Hieraus geht nun aber 
hervor, dass das verfahren vor dem tunginus noch 
gar nicht eine eigentliche gerichtliche Verhandlung 
war, da es noch gar kein urtheil herbeiführte, vireil 
sonst der beklagte in keinem falle hätte als legitime 
adraallatus, also in contumaciam verurtheilt werden 
können. Vielmehr erscheint jenes verfahren nur als 
ein vorläußges, welches den hauptzweck hatte, die 
ortsgemeinde zu warnen, dass niemand sich mit einem 
mitgliede derselben einlasse , gegen welches bereits 
von einem andern ansprüche erhoben wurden, und 
also dadurch den erfolg der zukünftigen execution 
zu sichern ^). Zufälliger weise konnte freilich diese Ver- 
handlung dazu fuhren, dass der Schuldner vor dem 
tunginus seine schuld anerkannte und dadurch zu 
einem legitime jactivus wurde. Allein nothwendig 
war dies nicht, da er sonst nicht mehr hätte . als 
legitime admallatus betrachtet werden können. Das 
eigentliche gerichtliche verfahren folgte vielmehr erst 
in dem Volksgerichte vor dem grafen nach. Es geht 
demnach auch aus dieser stelle mindestens kein beweis 
hervor, dass dem tunginus eine wirkliche gerichtsbar- 
keit zugestanden hätte, vielmehr wird durch die wahr- 
scheinlichste erklärung derselben die meinung, dass un- 

6) Wenn der Schuldner insolvent war, konnte er nur 
einem der glaubiger zu hals und halfter gegebe* 
Daher war ein verfaliren nützlich, welches di' 
von der ersten schuld, die eingeklagt werden 
kenutniss setzte. 
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ler diesem beamten nichts anders, als der spätere 
baaermeister zu versieben sei, sogar unlerstnlzt. 

Die Angelsachsea kannten ebenfalls einea beam- 
ten , dessen namen hierher scheint bezogen werden 
zn müssen , den tungerefa , d. i. den grafen des 
tnn, der villa. An einer stelle wird dieser ausdmck 
geradezu fiir villicus gebraucht ^) und es bleibt zwei- 
felhaft, ob hier der Übersetzer sich einen blossen ver- 
Walter einer herrschaftlichen villa, oder den gcmeinde- 
vorsteher in einer freien villa gedacht habe. Der 
lateinische text kann sogar bloss einen hörigen, einen 
lassen gemeint haben. An einem andern orte habe 
ich aber den ausdruck tungerefa noch nicht aufgefun- 
den, obgleich FuiLLlPS^) denselben nnbedenklich für 
gleichbedeutend mit dem zebnthanpt, GrIMM 9} da- 
gegen zwischen dem sciregerefa und dem hundredes 
ealdor in der mitte stehend nimmt 

In gemischten gemeinden konnte eine Vereini- 
gung ihrer verschiedenen bestandtbeile sehr viel schwe- 
rer zu Stande kommen. Da waren freie, dann hürige 
des königs, hörige von kirchen und von einzelnen 
adligen, und es entstand daher leicht eine sonderung 
dieser bestandtbeile , so als ob nur zufällig mehrere 
Villen an einander gerückt waren. Dennoch musste 
am ende das bedürfniss nach einer Vereinigung zu 
einer einzigen orlsgetneinde filMbar i\frden, sobald 
die bevölkemn« bedeuicnder wurde. Deshalb verord- 
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nele Karl der kahle im j. 864^^), an einem sol- 
chen orte sollten die königlichen beamten mit den kö* 
niglichen gntervenvaltern und den herrn der einzelnen 
haupthöfe zusammentreten und aus ihren verschiede- 
nen untergebenen gemeinschaftliche aufseher über 
münze, mass und gewicht und dergleichen erwählen. 
Wie wichtig die gemeinde Verfassung der gemischten 
Villen späterhin wurde, darüber wird weiterhin noch 
geredet werden. 



10) Edict. pistense c. 8. 9. 20. bei Pertz mon. hist. germ. 
3| 490. 492« EiCHHORs in der zeitscbrlft f. gescliichtl. 
rechtswisBenscli. i, 218 und das. note 103. 



Drittes kapitel. 
Einfluss des konigthums auf die Gerichtsverfassung. 



Einleitung, 



Für die genauere künde der deutschen gerichte 
lind ihrer cinricbtung sind uns nur aus den Zeiten 
der königsherrschaPt quellen geöffnet. Es ist daher 
hier der ort, auf eine beschreibung der gerichte wei- 
ter einzugehen und das gemälde auszufüllen, welches 
im vorigen kapitel angedeutet wurde. Dabei dürfen 
wir aber jetzt das gerüste fallen lassen, mit dem wir 
bisher unsre darstellung der allgemeinen gerichtsver« 
Fassung umgeben haben, um auf dem eigentlichen 
mittelpunkte der bisherigen erörterungen weiter zu 
bauen. Wir beschränken unsre aufmerksamkeit auf 
die herrschaftliehen gerichte und die Volksgerichte, 
da das Familien gericht in der zeit, von der wir hier 
reden werden, kaum eine spur zurückgelassen hat, 
und die markgerichte nach der oben entwickelten an- 
sieht zu den gemeinrechtlichen beslandtheilen der deut- 
schen gerichtsverfassung nicht gehören. Das verhält« 
niss zwischen der beschaflenheit der einzelnen nie- 
derlassunjgen und dem gerichtswesen wird uns im 
folgenden kapitel noch einmal beschäftigen. 

Wir stellen übrigens, abweichend von dem bis- 
herigen, die Volksgerichte voran, weil sie in ihrer frü- 
her vollendeten ausbildung den herrschaftlichen ge^ 
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richten durchaus zum musler gedient haben. Auf 
diese weise werden die letztern in manchen beziehan - 
gen sehr kurz behandeh werden können, so dass eine 
blosse Verweisung auf das frühere gentigt. Die Schil- 
derung beider arten von gerichten wird übrigens wie- 
der von denselben gesichtspunkten ausgehen, welche 
im vorigen kapitel der beschreibung der volksgerichle 
zum gründe gelegt und im anfange des §. 15. aufge- 
stellt worden sind. 

§. 23. 

Die volksgeriehte» 

Dass die btirgschaft des friedens nicht mehr al- 
lein auf der Verfassung der volksgemeinde, sondern 
zugleich auf der macht des königs und seines ernann- 
ten richters beruhte, zeigt sich vorzugsweise darin, 
dass die strafende gewalt des königs sich allmählig 
weiter ausdehnte. Wenn zur zeit der volksrechte die 
einzelnen Strafbestimmungen, welche in beziehung auf 
gewisse verbrechen, namentlich raub vorkommen, 
sich noch aus der alten ansieht erklären liessen, 
dass der Verbrecher als feind des Volkes verfolgt 
werde, so erscheinen später wahre strafen so allgemein, 
dass sie nur aus einer gewalt des königs, ähnlich der 
heisrschaftlichen , abgeleitet werden können. Was 
von dem alten compositionensysteme übrig bleibt, hört 
sogar auf, den charakter eines Versöhnungsmittels an 
sich zu tragen, indem es zu einer busse, einer geld- 
strafe wird. Diese Umwandlung erblicken wir bereits 
im Sachsenspiegel auf einer sehr hohen stufe, aber 
auch schon fiir das karolingiscbe Zeitalter wird sie 
entschieden genug dadurch bezeichnet, dass die straf- 
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mittel, gefangniss und galgen, als unzertrennbar von 
der richterlichen gewalt erscheinen i). Dennoch 
währte es lange, ehe man in peinlichen sachen allge-* 
mein zu einem verfahren von amtswegen kam. Ob« 
gleich die volksrechte und nach iBnen auch noch die 
capitularien ein solches in einzelnen fällen vorgeschrie* 
ben hatten^), stellt der Sachsenspiegel den grund- 
satz auf: 

Man ne sal niemanne dvingen to neuer klage, der 
he nicht begunt ne hevet. Manlik mut sines sca^ 
den wol svigen, de wile he wel 3). 

Er verpflichtet nur bei erhobener klage oder erhobe- 
nem geriifte zur fortsetzung der klage. Mit diesen 
gruudsätzen stimmen andere rechtsquellen durchaus 
überein ^). Der Schwabenspiegel selzt aber schon hinzu : 

Daz gerihle hat aber sine vorderunge hin ze je- 
nem, der den vride gebrochen hat, darnach und 
diu schulde ist^). 



1) Capit. 2. aL 813. c. 11, Ut comites unusquisque 
in suo comitatu carcerem habeant. Et judices atque vlcarii 
patibulos habeant. Das letztere mag sich freilich mehr auf 
die Vorsteher der königlichen viUen, also auf die gerichts- 
barkeit über unfreie beziehen, denn in dem folgenden cap. 
12. ist hinsichtlich der homines boni generis nur von der 
districtio carcerandi, exiliandi die rede. 

2) Die bestimmungen der capitularien stehen jedoch mit 
den geistlichen eendgerlchten im nähern zusammenhange, 
weshalb erst im fünften kapitel von ihnen die rede sein kann. 

3) Sfichs. landr. 1, 62. §. 1. 

4) So das l>ei Lassbzro Schwabenspiegel, landr. 97. note 
57 citirte Ireiburger stadirecht. 

5) Schwab, landr. 97 a (Lassb.). 
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Man kam um diese zeit dem inquisitionsprocesse 
immer näher, ohne eigentlich den grondsatz zu verlas- 
sen, der nur ein verfahren auf anklage gestattete. Dies 
geschah nämlich auf die weise, dass man irgend eine 
person verpflichtete^ die anklage zu erheben. Natür- 
lich konnte diese pflicht sowohl auf den beschädigten, 
als auf eine gerichtsperson gelegt werden, und unter 
den gerichtspersonen konnte man wieder zwischen 
dem richter und den urtheilem wählen. Ein leiten- 
des princip ßJLT diese wähl gab es nicht, und in der 
that kommen an verschiedenen orten und in verschie- 
denen rechtsquellen alle einzelnen möglichkeiten vor ^. 
Das kleine kaiserrecht verpflichtet den beleidigten zur 
anklage : 

Ein iclich mensche sal wissen, daz der keyser hat 

geboden unn gesaczt, daz eyn iclich mensche sal 

vor den keyser bringen, waz eme geschit czu leyde 

von den andern, und en thede he dez nicht, der 

keyser seczte en mit rechte in sin finstemisse, und 

ist derselben busze schuldig, dy der yene schuldig 

is, der den frede an eme gebrochin hat 7). 

Viel gewohnlicher ist es, dass eine gerichtsperson zur 

anklage verpflichtet wurde. Bei den vehmgerichlen 

war dies bekanntlich der fall mit den urtheilern ^\ 

und ich glaube nicht, dass man darin gerade eine 



6) Yergl. ALaurer gerichlsverfass. s. 151. §* 119. 

7) Kaiserr. 1, 13. Unter der finslernisse möchte ich 
die acht und nicht mit Sehckenbero ein gefiingniss verstehen« 

8) Dass dieses nicht, vrie Wig^nd fenigericht, s. 66. 
284 — 290 vrill^ schon von den urtheilern der karolingi- 
schen zeit anzunehmen sei, ist nachgewiesen von Bikrer 
beitr. z. d. gesch. des inquisitions-processes^ s. 129 f. 
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nachahniung der geistlichen setidgerichte sehen darf. 
Die pflicht zur anzeige, welche den nrtheilem im send 
oblag, beruhte anf dem eigenthümlichen zwecke dieses 
iostitnts, und wir werden später sehn, in welcher 
weise sie sich auf weltliche gerichte ausgedehnt hat. 
Aber ganz verschieden von dieser blossen denuncia- 
tionspflicht ist die pflicht zur anklage, bei welcher dem 
ankläger auch der beweis oblag. Zu dieser letztem 
hat gewiss nichts, als das bedürfniss geführt. Dass 
bei den vehmgerichten diese pflicht gerade den ur« 
theilern zufiel, mag mit der eigenen ausbildung zu- 
sammenhängen , welche das verfahren wegen band- 
hafier that bei ihnen erlitt und von der unten noch 
die rede sein wird. 

Ganz abweichend davon lag in der Stadt Bam* 
berg dieselbe pflicht dem richter ob: 

Und in welhem gerichte ein mort geschiht, er sey 
gefreunt oder nicht, und der niht clager hat von 
freunden, noch von nimant, daz heisset ein eilender 
mort. Und da schol der schultheiz umb clagen 
nnd clager seine von rehls wegen und schol daz 
reht vordem ö). 
Dieser grundsatz musste ganz entschieden dahin fuh- 
ren, dass ^^so jemandt eyner übelthat durch geoiey- 
nen leumut berüchtiget, oder andere glaubwirdige 
anzeygung verdacht und argkwonig,** ein solcher 
„durch die oberkeyt vonn. ampts halben angenommen 
würde i^)." Aber freilich war dies der alten regel 

9) Bamberger stadtreclit. §. 170. bei Zosrn. das alte 

bamberger recht. Heidelberg 1839. Urkundenbucli 8. 49. 

10) PeioL halsgerichtsordn. art. 6. Landfrieden v. 1495 

{. 5. Doch mu$8te selbst dann, Mrenn man von amtswegen ver- 

10 



s» 
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gerades weges enlgegeti, dass nieiiiand zugleich klä- 
ger und richier sein solle. Besser wussle die Stadt 
Hameln dieses princip sowohl, als den satz, dass nie-* 
mand zur klage gezwungen werden solle, aufrecht 
zu erhalten , indem sie den diener des raths , den 
praeco oder bideDus zum öffentlichen ankläger macht. 
In dem privilegium herzogs Ernst Ton Brann- 
schweig vom jähr 1335 hersst es: 

Item si duo Tel plures commiserimt delictum qua- 
lecunque, et si nullus eomm detulerit querimoniam, 
judex non poterit illum artare ad querimoniam, 
sed preco civitatis accusabit illos pro tali delicto 
in plebiscito, quod dicitur echteding, et iliud ple- 
biscitum servabitur ter in anno ^^). 
Der praeco wurde nach derselben Urkunde von den 
consuln ernannt und scheint daher von dem gerichis- 
diener verschieden gewesen zu sein. Dies institut, 
welches unwillkührlich an den öffentlichen ankläger 
der französischen gerichte erinnert, schliesst sich wie- 
derum dem riigegerichte des Sachsenspiegels ^^) an, 
welches jedoch hier noch übergangen ist, weil es un- 
ter dem einflusse der geistlichen gerichtsverfassung 
zu stehen scheint. 



fuhr, einer der schöfTen als ankläger fiingiren. Peinl. ger. 
ord. art. 88. Dieser wurde als fürsprecher angesehen. Htenin 
schliesst sich wieder die liamburgsche einrichtung, nach 
welcher einer der vorsprakea auf öCFendlche kosten zur 
Fortsetzung der klage verordnet wurde, wenn der ankläger 
dieselbe nicht weiter verfolgen wollte. Bieher a. a. o.s. 142. 

11) LvDrwio reliqu. mauuscr. 10, 29. Ich kenne die 
stelle durch Oelrichs de botding et lodding, p. 55. note 19. 

12) Sachs, landr. 1, 2. $• 4. 



Forni der volksgerkbte. Die ortsrichlcr. §. 24. 147 

§. »4. 

Ferm der viksgeriehie» Die erisrickier* 

Der königliclien gerichle waren dreierlei: zuerst 
solche, welche unmittelbar von der alten zehntheili- 
gen friedensburgschaft stehen geblieben waren, man 
kann sie die ortsgerichte nennen, dann solche, welche 
den kleinem und grossem Völkerschaften oder L'in- 
desabtheilungen vorstanden , unter denen vorläufig 
statt aller die der grafen genannt werden mögen, 
und endlich solche, welche unmittelbar von dem kö- 
nige oder doch von einem beamten verwaltet wurden, 
der nur ausnahmsweise den könig in seiner abwe- 
senheit vertrat. 

Von den gerichten der ersten arl war im fränki- 
schen reiche an jedem orte nur eins übrig geblieben, 
obwohl dasselbe in drei verschiedenen theilen des 
reichs verschiedene namen führte. Zwei von diesen 
namen erinnerten unmittelbar an die alte zehntheilung, 
nämlich die decanien in der Lombardei und die cen- 
tenen oder centen in dem übrigen fränkischen reiche 
mit ausnähme von Sachsen. Sie unterschieden sich 
von den alten zehnten und hunderten also dadurch, 
dass der decanus und centenarius (für letzteren kommt 
auch der deutsche name hunno ^) vor) nicht mehr 
vom Volke gewählt, sondern vom könige nach dessen 
willkühr eingesetzt waren, und dass neben dem lon- 



1) Der merkwürdigkeit wegen mag es angeführt wer* 
den, dass HfiuiiiAinf Mueller, in seinem buche über der 
lex salica alter und heimath, den hunno für einen läufer, 
d. i. trabanten des königs, und centenarius für eine auf irr- 
thum beruhende Übersetzung desselben hSlt. 

10* 
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gobardischen decanos kein centenarius, neben dem 
fränkischen centenarias regelmässig kein deeanus vor- 
kam. Die letztere behauptung widerstreitet freilich 
der gewöhnlichen annähme. Allein in den fränki- 
schen capitularien wird ein decanus nur an zwei 
stellen genannt, und an beiden stellen ist er offenbar 
ein unfreier dienstmann. Das einemal heisst es näm- 
lich in der instruction Karls des grossen fiir die 
Vorsteher seiner villen : 

Ut majoras nostri, et forestarii, poledrarii, cellularii^ 

decani, telonarii, et ceteri ministeriales ea 

faciant et sogales donent de mansis eorum^). 

Das andere mal werden ebenfalls die dienstmannen, 

ministeriales, der bischöfe, äbte, äbtissinnen und gra- 

fen näher bezeichnet mit den worten: 

Hi sunt falconarii, praepositi, decani et alii. 
Wenn dagegen Walafäid Strabo^) von den 
centenariis, qui et centuriones et vicarii, unterbeamte 
unter dem namen decuriones et decani, qui sub ipsis 
vicaiiis quaedam minora exercent, unterscheidet, so 
könnte man allerdings daraus schliessen, dass die de- 
canie auch in Franken nicht überall oder nicht ganz 
früh untergegangen sein mögte. Unmöglich kann sie 
aber ein ganz allgemeines und gewöhnliches Institut 
gewesen sein. Dass der abt von Aue nicht überaus 
zuverlässig ist, zeigt die art und weise, wie er die 
vassi dominici aufliihrt. Wenn man nur durch ihn 
den vassus kennte, so müsste man diesen fiir einen pro- 



2) Cap. Ca roll M. de villis c. 10. 

3) De exordiis rerum ecclesiasticarum c 31. bei Cakciavi 
barbar. leg. ant. 2^ 402. UI. 
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vincialpfalzgrafen halten^ und doch erklärt sich seine 
darslellting; ans dem, was oben (§. 14. s. 93.) über 
die Gerichtsbarkeit der vassi bemerkt ist. Eben so 
ffni konnte Walafrid allenfalls den longobardischen 
decan oder selbst einen hof recht liehen beamten her- 
beiziehen, um seine vergleichung der kircblichen und 
weitlichen beamten zu TervoUständigen. 

In der Lombardei hat man den scnidasios (ar 
den centenarius gehalten, weil man einen beamten 
«wischen dem grafen und dem decanus vermisste, in- 
dem man in dem letztern nur den in Franken angenom- 
menen decan erblickte. Die wahre Stellung des scul- 
dasius, welche eine gar nicht hierhergehorige ist, 
wird indessen späterhin nachgewiesen werden. Dort 
wird es sich vielmehr zeigen, dass derselbe ledig- 
lich ein hofrechtlicher beamter war, der dem de- 
canus so wohl gleichgesetzt, als an ränge untergeord- 
net sein konnte. Daher erklärt es sich vollkommen, 
wenn von einem judex die rede ist, der mehrere scul- 
dase unt«r sich hat^), oder wenn dem judex ein hö- 
herer rang eingeräumt, wird, als dem sculdasius ^)t 
wenn femer der sculdasius dem ortsrichter entgegen 
gesetzt wird^. Dagegen ist es eine ganz willkübr- 
liehe deutung, wenn nian judex gerade nur vom gra- 
fen verstehen will, da hiermit entweder ganz allge- 



4) Leg. Luitprandi 4, 8« Si homines de subuno ju* 
dtce^ de duobus tarnen sculdais etc. 

5) L. €• 4, 29. wo der sculdasius für seine person nur 
balb so viel mann zum beere stellt, als der judex. 

6) Leg. Rotbarts 35. praedictt XL sol. per sculdasium 
aut )udicem, qut in loco ordioatus fuerit, exigantur. 
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mein jeder richter ohne ansnahme^) oder auch vor- 
zugsweise der ortsrtcbter ^) beEeicbnet werden kann. 
Erst seit der eroberong KarU des grossen wer- 
den auch in, longobardischen gesetsen bisweilen cen- 
tenarien genannt 

Man mnss also den longobardiseben deeanns 
iür dieselbe person halten, als den fränkischen cente- 
narius, obwohl es dahin gestellt bleiben mag, cb der 
umfang des gerichtsbezirks bei beiden im durchschnitt 
derselbe war. Der spatare deutsche namc iiir den 
centenarius war äbrigens centgraf, da man in Deutsch* 
land überhaupt jeden königlichen richter über eine 
freie volksgem«nd(S graf zu nennen pflegte , ein aus* 
druck, dessen Ursprung bis jetzt noch ein et)^moIogi* 
sches räthsel ist 9). Derselbe ausdruck kehrt auch in 
der sächsischen benennung dieser beamten wieder. In 
Sachsen hiessen sie nämlich gaugrafen, gogreven. 
Ein gau war im nordwesten Deutschlands ein weit 
kleinerer bezirk, als im übrigen fränkischen reiche. 
Die vier kirchen des kleinen friesischen Büstringer- 
Jandes hiessen die vier gaukirchen, tha fiuvver ga- 
stherekon, und Karl der grosse machte aus den 
zehn gauen, welche er unter dem Sprengel des bi- 
schofs von Bremen vereinigte, zwei, deren namen al- 
lein sich erhalten haben. Die sächsischen gografen 
zeichnen sich dadurch aus, dass sie regelmässig von 
ihren untergebenen gewählt wurden, und selbst da, 

7) Leg. Ottouis 2, 13. Sculdasios, comites, judices« 
8 Leg. LuitprandiO, 31. Judex aut sculdais aut 

saltariiis vel decanus* 

9) S. darüber Hicbtboveh altfries. wörlerb. u. d. w. greva. 

Gaimm rechtsalterth. 7ö3. 
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wo die waU abgekommen war, Statten deimoch d!e 
eiDgesessenen der gografscbafi ein mdersprachsrecht 
bei ihrer emennung. Der sachseoapiegei sagt: 

An goscap n'is mit rechte ntn len noch neu volge, 
wend il is der lantlüde vri witkore, dat se gogre- 
ven kesen to jewelker gaen dat oder to bescedeuer 
tief. 
Jüngere bandschriften selaen hinzo: 

Liet se eti berre aver, be sal dar lenrecbtes sinen 
manne und sinen kinderen af plegeo, il ne breken 
in beiden die lantlüde mit irme rechten köre ^^). 
£s scheint 'demnach, dass Karl der grosse bei 
der eroberung Sachsens die alten, yom volke gewähl- 
ten beamten gelassen, und nur mehreren einen gemein- 
schaftlichen höhern beamten vorgesetzt habe. Doch 
musslea' von diesem letatem die gogreven, auch wenn 
^ie vom volke gewählt waren, bestätigt werden ^^). 

Alle dieae beamten wurden ausserdem auch un- 
ter dem allgemeinen naroen von vicarien der gleich 
zu nennenden gra&n, yicarius comitis oder viceconies 
begriffen* Der ansdruck vicarius hat sich in dem 
burgundischen viguier^^), der ansdruck vicecomes im 
vicomte erhalten, von denen freilich nur jener ein 
beamter nach dem ursprünglichen sinne des Wortes ist. 

§. 25. 

Die kiktren koniglieken riekier. 

lieber den orlsgerichten standen die gerichte der 

10) Sachs, landr. 1, 5G. 

11) Sachs, laudr. 1, 58, $. 1. 

12) Saviony ge8ch.d.rüm. rechts im mittelaller (1. ausg.) 
2, U3. 370. — (2. ausg.) 1, 274. Eicuhoan d. st. u. r. 
gesch. (4. ausg.) 1, $. 24 s. 182. 
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grossem landesbezirke, in welche das fränkische reich 
gefheilt war. Dies waren zunächst die grafs^rhaften, 
comeciae. Ob die grafen aus den genossen eines 
königlichen gefolges hervorgegangen sind, wird sich 
schwerlich mit Sicherheit entscheiden lassen. Aller- 
dings kommen sie nur in begleitnng der eroberun- 
gen vor, und sie sind eben so sehr heerfiibrer als 
richter, indessen dürften diese beiden umstände für 
sich wenig entscheiden. Die lateinische bezeichnung 
comes wird nicht leicht jemand mit dem comes eines 
princeps bei TacituS, mit der theilnahme an einem 
dienstgefolge, in Verbindung bringen wollen, da die ro- 
mische bezeichnung der Statthalter und anderer Staats- 
beamten durch comites bekannt genug ist. Liesse 
sich aber am byzantinischen hofe ein ypa^/oi nach- 
weisen, so wäre die vorgeschlagene ableitung des 
ausdrucks graf von diesem worte ^) in der that be- 
friedigend, da es bekannt ist, dass die fränkischen 
könige in ihrer - hofhaltung mehrfach den byzantini- 
schen hof zum muster genommen haben. Dass der 
name graf nur in erobeiien ländern auftritt, rührte 
also vielleicht nicht sowohl daher, dass die würde 
desselben aus der eroberung hervorgegangen wäre, als 
vielmehr daher, dass die eroberer den namen sammt 
der würde unter den einrichtungen der römischen 
provinz vorgefunden und vpn den eroberern aufgenom- 
men hätten. Das institut selbst erklärt sich vollkom- 
men aus der grosse der neuen reiche, welche ein 



1) Diesen verschlag haben Richthoveh im alliries« Wör- 
terbuch und Herrmann Mvelleh, der lex salica alter und 
heiinalli, zu gleicher zeit gemacht. 
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inonarch nur durch das mittd von statlhalterschaften 
regieren konnte. 

Die Verhältnisse der grafen und ihre gr schichte 
sind zu bekannt, als dass es hier am rechten orte wäre, 
beides ausführlich zu entwickeln. Für die Verfassung 
der gerichte ist nur das von bedeutung, und mag da- 
her daran erinnert werden, dass die grafschaflen seit 
dem ende des neunten Jahrhunderts in Frankreich, 
und seit dem zehnten in I>eutschland erblich und 
auf diesem wege zu landesherrschaften geworden sind. 

Zu den grafen sind auch die markgrafen, bürg- 
grafen und pfalzgrafen zu rechnen. Die markgrafen 
sind ihnen ganz gleichzustellen. Das besondre, wel- 
ches sie auszeichnet, ist ihre militairische Stellung als 
Wächter der grSnzgrafschaften. Hieraus und ans der 
geschichte der uberelbischen marken, namentlich der 
mark Brandenburgs erklären sich die eigenthümlich- 
keiten, welche der Sachsenspiegel und dessen glosse 
den markgrafschaften zuschreiben. Nach der glosse 
fehlt nämlich in der mark der stand der schöfTenba- 
ren. Dies folgt einfach aus der eroberung slavischer 
provinzen, in denen es. einen einheimischen freien rit- 
terstand — denn dies waren die schöfienbarfreien — 
nicht gab, und nur vasallen und dienstmannen als 
solche, welche einen zukünftigen ritterstand begrün- 
den konnten, sich niederliessen. Am merkwürdigsten 
war es aber, und schon dem glossator unverständ- 
lich, dass der markgraf bei „sein selbes hulden'* din- 
gete^), was GaupP, wie es scheint, richtig dahin deu- 
tet, dass der markgraf seine gerichtsbarkeit nicht vom 



2) Sachs, landn 3, 65. $. 1 
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konige zu lehen empfing. Ich machte dies so erklären. 
Unter der mark ist im Sachsenspiegel ohne zweifei die 
mark Brandenburg verstanden. Diese aber w^r von den 
grafen, welche die altmark besassen, durch eroberung 
gegründet, und Albrecht der bär, der sich zner^ 
markgraf von Brandenburg nannte, mag deshalb die 
eroberten länder als frfeies eigenthum angesehen ha- 
ben, über welches daher die gerichtsbarkeit nicht vnni 
kaiser zu lehn giog* Diese mark gehörte also nicht 
eigentlich mehr zum reiche, und der markgraf war 
nur dadurch reichsförst, dass er in der regel eine 
grafschaft innel*halb des reiches zugleich besass« und 
vom kaiser mit der altmark belehnt war. Dies, 
meine ich , war denn auch der grund , weshalb der 
markgraf keinen bann vom könige hatte und wes^ 
halb von einem grafengerichte, das ein markgraf 
y^rlieh^ nicht an den markgrafen, sondern an des kai- 
sers gericht die berufung ging 3). Man hätte ja sonst 
eine rechtssache vom deutschen boden weg in wen- 
dische lande ziehen dürfen. Dass der markgraf übri- 
gens nur die halbe busse des grafen hat, kann man 
hieraus schwerlich erklären, wohl aber aus dem man- 
gel der schöfreubaren , welche zur zeit des Sachsen- 
spiegels ohne zweifei die einzigen waren, die beim, 
höchsten banne im gerichte erscheinen mussten. Diese 
Verhältnisse der mark haben sich freilich später ganz 

3) Nenes gesculdenen ordeles mut man tien ut ener grafscap 
iD ene marke, al hebbe die greve de grafscap vou denie mark- 
greven; dit is dar umoie, dat in der marke nein koninges 
ban n^is, unde ire recht tveit ; dar unime aal mau is vor dat 
rike tien. Sachs, landr. 2, 12. §. 6. Vergl. Gaufi* misc«!- 
leo des deulschen rechls. Breslau. 1 830« 8« no.15. 8.123 f. 
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geändert. Nach dem richtsteig ist das höchste gericht 
in der mark des Jcaisers kammer zu Ajig»*münde. 
Ohne Zweifel stammt dieses gericht aus der zeit hec» 
da kaiser Karl IV. die mark Brandenburg erwarb. 
Es wird noch in einer hiesigen handschrift des rieht- 
Steigs votn j. 1474 erwähnt, doch ist daraus schwer* 
lieh zu folgern, dass es auch Unter dem hohenzoller- 
sehen hauci^ noch fortbestanden habe. 

Die burggrafen sind beamle, welche eineeioen be- 
(estigten platzen als befehJshaber voi^s^zt waren, 
und wenigstens in den meisten fällen an diesen orten 
zugleich die gerichtsbarkeit versahen. Ihre Stellung 
hing wesentlich davon ab, ob sie unmittelbar von 
dem kaiser oder etwa von einem grafen oder mark- 
grafen eingesetzt waren. Im ersten falle standen sie 
an ränge den grafen gleich, und ihre bürg war gleich- 
sam als eine von dem allgemeinen grafsehaftssystem 
ausgeschlossene kleine grafschaft zu betrachten. Im 
letzten falle hingegen blieben sie von dem grafen 
oder markgrafen abhängig und. standen nur dem cen*- 
lenarins oder gografen gleich. Burggrafen , welche 
den letztem untergeordnet gewesen wären , sind viel* 
leicht selten vorgekommen. In den marken mogte 
vermöge ihrer militairisehen läge der burggrai des 
wichtigsten ortes eine besondre Wichtigkeit fiir den 
markgrafen erlangen. Es lässt sich vermuten, dass 
der markgraf seinen hauptsitz da wird genommen ha- 
ben, wo der festeste und sicherste platz war, und eben- 
daher wird der burggraf dieses hauptsitzes der regel- 
mässige Vertreter des markgrafen in seinem gerichtje 
gewesen sein, wenn dieser abwesend oder sonst be- 
hindert war, und selbst ausserdem wird er als rath- 
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geber oder beistand des markgrafen neben ihm im 
l^erichte plalz genommen, haben. Auf diese weise 
erhielt er beim markgrafen dieselbe Stellung, weiche 
^vir sogleich beim pfalzgrafen in beziehnng znm kai* 
ser und späterhin beim schuhheissen in beziehnng 
zum ordentlichen richW werden kennen lernen, und 
auf diese weise erklärt sich daher mit leichtigkeit 
die bekannte Zusammenstellung des Sachsenspiegels: 
klaget man over den richtere, he sal antwerden 
vor deme scultheiten, wen die scultheite is richtere 
siner scult; als is die palenzgreye over den keiser 
unde die burchgreve over den marcgreven ^). 
Man darf indessen diesen burgsitz in der mark nicht 
für gleichbedeutend halten mit den Stapelplätzen, 
welche Karl der grosse fiir den handel mit dem 
auslände anordnete, und welche nicht in den noch 
unsichem marken, sondern unter dem schütze der- 
selben hinter ihnen lagen ^). 

War eine solche bürg eine kaiserliche pfalz, so 
hiess der ihr vorgesetzte oft ein pfalzgraf und stand also 
einem unmittelbar vom kaiser angesetzten burggrafen 
ganz gleich. Indessen erhielten die pfalzgrafen durch 
diese unmittelbare beziehnng zum kaiser eine eigen- 
thümliche bedeutung, von welcher jedoch dann erst 



4) S&dis. kndr. 3, 52. §. 3. 

5) Caplt. 2, ai. 805. c 7. De negotiatoribus qui par- 
tibus Sclavorum et Avarorum pergunt, quousque procedere 
cum suis negotiis debent, id est, partibus Saxoniae usque ad 
Bardenwich, übt praevtdeat Hredi, et ad Schesla, übt prae- 
videal Madalgoz. Ad Magadoburg praevideat Hatte. Ad Er* 
pisfurt praevideat Mada1gaudus.| Ad Foracheim, ad Breen»- 
berg et ad Lauriacum Warnarius. 
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ausiiifarlicher die rede sein kann, wenn wir vorher 
noch diejenigen regelmässigen beamten werden be- 
tracblet haben, die zu verschiedenen zeiten über die 
grafen gesetzt waren. 

Die grafen standen in der ähesten zeit unmittel- 
bar unter dem könige. Es ist bekannt, dass Karl 
der grosse eine aufsieht über sie anordnete, indem 
er liir grossere bezirke von zeit zu zeit einem grafen 
und einem bischofe den auftrag gab, diese bezirke 
gemeinschaftlich zu bereisen, dort vierteljährliche volks-- 
Versammlungen zu halten, beschwerden des volks ge- 
gen die grafen zu hören und abzustellen und die 
ganze amtsthäligkeit der grafen zu mustern ^). Indes- 
sen wurde die regelmässige wähl dieser missi domi- 
nici, Sendgrafen oder wahboten sehr bald vernachläs- 
sigt und um die mitte des neunten jahrhnnderls ver- 
schwinden sie ganz. Dasselbe institut findet sich in 
England unter dem namen der justices of eyre^, 
reiserichter. Diese mussten in einem siebenjährigen 
cyclus alle grafschaften des relchs besuchen, indessen 
bei ungewöhnlichen veranlassungen wurden auch 
ausserordentliche commissarieu in das reich geschickt. 



0) Banhiza hist. jurispr. iiidiciar. Rom. et Germ« p. 36. 
nimmt ohne allen grund an , diese missi regii hallen die 
grafen und centenarien auch absetzen können. Dies beruht 
vermuthlich auf einer Verwechslung zwischen centenarien 
und scabinen, die sogar noch l>ei Tittmahv gesch. der d. 
slrafges. vorkommt. 

7) Eyre, eire, das allfranzösische erre, das sich noch in 
einigen redensarten erhallen hat, scheint dein deutschen ir- 
ren und dem lateinischen Jre verwandt. 8. über diese wan- 
dernden richter die rotuli hundredorum, praef. 
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Sie besldnden noch im spätern mittelaiter und ihr 
hauptzweck scfaeini gewesen zu sein, zu untersuchen^ 
wo etwa ein „quo waranto" anhängig zu machen 
sei, d. h. wo jemand fiscalisches gut ohne besitztitel 
inne habe und also zum nachweis seines geweren 
angehalten werden müsse. 

In Deutschland traten dagegen schon seit der nritte 
des neunten Jahrhunderts an die stelle dieser send«- 
grafen die herzöge^), weiche stehende beantte waren 
und in ihrer person die ämter des heerfuhrers und 
des oberrichters vereinigten. In der letzteren hin» 
sieht führten sie aufsieht über die rechtspflege der gra- 
fen und richteten ausserdem über diese in allen den 
fdllen, in welchen der kaiser sich nicht die person* 
liehe entscheidung vorbehalten hatte. Bei ihrer er«- 
nentinng mag man dem wünsche der grafmi einen ge- 
wissen einfloss gestattet haben, wenigstens war dies 
bei der wähl des ersten schwäbischen herzogs der 
fall ^). Dagegen darf man die erzählung von der er- 



8) In Baiem hatte bekanntlich sdion fräher das alle 
königsliaus der Agilolfiuger und eben ao bei den Friesen 
ihr anführer Radbod seit der fränkischen eroberung eine 
gleichartige Stellung eiiigenoronien. Ueber den letzlern s. 
Uhgeh gesch. des öfTentlichen rechts zw. Ntederrhein und 
Ntederelbe bis um 840. §. 6. note 20. Eben so hat es 
in Gallien unter den Merovingern herzöge gegel>en, von 
denen sich aber schwerlich wird ausmachen lassen, ob sie 
auch eine richterliche gewalt gehabt haben. Histoire gini^ 
rale de Languedoc (par de Vic et Vaissette) I, 700. Eich« 
HOAN St. und r. gesch. 1, 460. {.83. 

9) Sueviae principum assensu statuitur Alemannis dux 
primus Purchardus. Ekkehardi IV. casus 8. Galli bei 
Pertz mon. hist. germ. 2, 83. (Aus Eichhoait st. u. r. gesch.) 



Die höheren königlichen richten §. 25. 159 

bebung des nachmaligen königs Heinrich I. zum 
berzoge von Sacbsen nicht hierher ziehen *^). Sie zeigt 
nur, wie er es schon wagen konnte, die nachfolge in 
das herzogthuni, mit hülfe seiner Tasallen als ein recht 
in anspruch zn nehmen, das der kaiser zwar nicht 
als solches anerkannte^ aber doch ihm nicht mehr 
ohne eigne gefahr entziehen durfte. Als indessen die 
grafen mächtig genug geworden waren, den herzögen 
gegenüber eine gewisse Selbstständigkeit geltei^d zu 
machen, traf das interesse derselben mit dem der kai- 
ser in Untergrabung der erblich gewordenen her- 
zogswürde zusammen. Bekannt sind die ereignisse, 
durch welche nach und nach die herzogthiimer ge- 
sprengt wurden, so dass zur zeit des interregnums 
nur noch der name ohne die sache fiir den complex 
von grafschaften und eigenen besitzungen geblieben 
war, den die herzogliche gcwalt unter ihre unmittel- 
iKrre herrschaft gebracht hatte. 

Später mögen jedoch die kaiser hin und wieder 
das bedürfniss von mittelspersonen zwischen sich und 
den grafen gefühlt haben. Es kommen beispiele vor, 
dass sie einzelne reichsfiirsten als landvögte oder land- 
richter über grössere beziAe des reichs setzten ^*). 



10) Saxones veto hu)ii8ceniodi simulatiombus non adten- 
debant, sed suadetMint duci suo, ut si hpnore paterno eum 
nollet sponte bonorare, rege invito, quae vellet obllnere 
posset. Widukindi res gestae Saxon. 1, 21. Vergl. vov 
GvENDEARODE V. d. statsverfassung unter Otto I. 3, 30. 8. 147. 

11) So bestellte könig Adolph von Nassau Im jähre 
1292 Johann, herzog von Lothringen, Braband und Lim- 
burg zum advocatus principalis et rector et judex generalis 
ad exercendum omnia, que pacis obdervanliaro respictunt, 
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Doch ist es keinem mehr gelungen, seine Stellung za 
einer erblichen zu erbeben, da die übrigen verhält* 
iiisse schon zu sehr befestigt waren und ausserdem 
sowohl der kaiser als die fiirsten, %velchen sie vorge- 
setzt wurden, eifersüchtig genug darüber gewacht ha- 
ben mögen, dass sie nie mehr, als. ein bloss person- 
liches amt in anspruch nehmen durften. Vielleicht 
war es eine vorsieht, welche hierauf abzweckle, dass 
sie als landfriedensrichter angesehen wurden, d. h. 
als Wächter eines zwischen dem kaiser und den iiir- 
sten verabredeten landfriedens, welche nicht sowohl 
eine vom kaiser verliehene gerichtsbarkeit verwalteten, 
als vielmehr nur die aufrechthaltung eines geschlos- 
senen Vertrages, eines bündnisses sichern sollten. 
Vielleicht war dies auch nur die form, unter der aU 
lein die fiirsten einem höhern kaiserlichen richter un- 
terworfen werden konnten. Sie unterschieden sich 
aber durch die kaiserliche ernennung von jenen 
landfriedensrichteru , die ein fiirstenbund ohne kai- 
serliche autorität vertragsmässig anordnete und die 
nichts anders waren, als was man späterhin austräge 
oder austrägalrichter genannt hat. Ich mögte glau- 
ben, dass manche der landrichter, judices terrae s. pro- 
vinciales, und landvögte, advocati terrae s« provincia- 
les jener zeit nicht verschieden von jenen kaiserlichen 
landfriedensrichtern gewesen sind ^2)/ 



in den Mosel- und Rhetniandeu bis zur see. Pertz mon. 
liist. germ. 4, 459. 

12) So der graf von Leiningen, welcher unter kaiser 
Rudolph I. im jähre 1277 judex provincialis im Elsass war. 
SEscKEiniEAo v.d. kaiseil, höchsten gerichtsbarkeit. s. 11. $.6. 
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Ob unter dem landgrafen , den der sachseospie^ 
gel neben andern grafen nennt ^3), ein riehter dieser 
art verstanden wird, oder ob darunter, wie EICHHORN 
meint, nur ein graf gemeint ist, der nicht nrit der 
grafschaft als fabnlehn, sMidern nur mit dem gericht« 
Stabe beliehen sei, wage ich nicht zu entscheiden. 
Könnte man das erstere annehmen, so liesse sich 
daraus der name der thüringischen landgrafen, als 
inbaber eines grossem bezirks, der mehrere grafschaf« 
ten umfasste, und wohl auch die bedeutung des thüringi- 
schen landgerichts zu Mittelhausen ^^) genügend erklären. 

§. 26. 

ÜHmitielhmre geriektMharkeit des kitnigs. 

Für die rechtshändel, welche unmittelbar an den 
könig gebracht wurden, hatte derselbe eigene beamten, 
welche bei weniger bedeutenden Sachen im namen 
des königs zu gericht sassen, dagegen, so bald die 
Sache von einiger Wichtigkeit war, namentlich wenn 
sie die grossen des reichs betraft), dem könige als re- 
(erenten und rathgeber zur seite standen^). Dies 



13) Palenzgreven unde landgreven dingen under konin» 
ge« banne, als die greve. Sachs, landr. 3^ 64. §. 6. 

14) 8. über dieses Pfeffingzr Vitrianas illustratus. 
Goth. 1731. foL 4, 681. Sevckshbero a. a. o. anhang s. 
12. §. 6. BvDER de judicio Thuringiae provindali mittel- 
hutaiio habe ich nicht benutzen können. 

1) Cspir. 3« ai. 812. c. 2. Neque comes palatii nostri 
potenliores causas sine nostra jussione finire praesumat, sed 
tantum ad pauperum et minus potentium justitias faciendas 
sibi seist esse vacandum. 

2) Cum calciaretar aut amiciretur) non tantum amicos 
admittebat, verum etiam^ si comes palatii litem aliquam esse 

11 



162 Kap. IIL Ein&a88 des kl>riigtliiuii8. 

waren die pfalzgrafen, comites palatii. Sie haben in- 
dessen KU verscbiedenen zeiten eine sehr verschieden- 
artige Stellung eingsnommen ^). 

Der Erzrbischof H i n c m a r von Rheims the ilt m 
einem brieft an die grosse» des reichs eine darrtel- 
lung des hofes Karls iies grossen mit, die von 
dem abte Agelard ton Coripei verfasit ist* Hier er- 
scheint der comes pLalatü in der angegebenen Stellung 
am hofe des konigs.^)^ Unter den Merowingem da-* 
gegen mag der major: dbmus nicht sehen diese ge- 
schähe mit ihnen gelheilt haben. . Aus den urkanden 
erhellt aber, dass die köuige schon iii den merowin- 
gischen zeiten oft mehrere comites palatii zu gleicher 
zeit gehabt haben, ja, dass bisweilen zwei comi- 
tes palafii bei einer und derselben gerichtssitzung an- 
wesend waren, und dasselbe findet sich unter Lud- 
wig dem frommen und Kaf*I dem kahlen^). 
Im gründe ist es nicht von erheblichkeit, dass Age- 
lard nur ehien comes palatii nennt, und dennoch 
mehrere zu gleicher zeit vorkommen, denn die rege! 



diceret, quae sine ejus jussu defiairi non posset, statim llti- 
gantes intt^ucere jiisatt, et velüt pro tribimali aederet^ Ute 
cognita sententiaaidixit. EiNUAAm vita Karoli magui c.24. 

3) lieber ikie gesthichte s. PfEFFwoEa Vitriarius ilhiBtra- 
tu8 1 , 935. . . • 

4) HiHcauKi epist« 14. c: 21. ii| opp. Päd» 164^. % 
208. Comüis autem palatii — in koc mäxime sdllicitudo erat, 
ut oniiies coptenlionea legales, quae alibi .Ortae propter aequi- 
tatis Judicium palatium ajggrediebantur, juste ac rationabiii* 
1er determinarety aeu perverse judicata ad aequilatis Irami«- 
lein traduceret. 

5) Nacliweisungen aus Mabillon de re diplomatica 2, 
217 finden sich bei Pfeftukuh a. a. o« 



Unmiltelbare gerichtsbarkeilder kötiige. §. 26. 163 

konnte immerhin sich mit einem begnügen, während 
das bedürfniss dann nnd wann verdoppelnng dessel- 
ben forderte. Indessen wäre es möglich, dass damals 
schon neben dem pfalzgrafen, welcher am hofe des 
komgs zubrachte, in einzelnen provinzen pfalzgrafen 
in einer der spätem ähnlichen siellang vorgekommen 
wären ^ obwohl aus den Urkunden ein solcher untere 
schied nicht zu erkennen ist. 

Seit dem. zehnten Jahrhundert erscheinen nur 

noeb pfalzgrafon in den einzelnen provinzen, während 

ä\t' am hofe des konigs ganz verschwinden. Ihr urü 

sprang und der umfang ihrer thätigkeit sind gleich 

dankel, und narocntHch gilt dies von ihrem verhält-« 

nisse zu den herzögen* Der Sachsenspiegel bringt 

sie nämlich mit diesen in eine gewisse Verbindung: * 

Jewelk dödesch laut hevetsinen palenzgreven : Sas-* 

seil, Beieren, Vranken unde Svaven. Dit waren 

alle koningricke; seder ivandelde man in den na« 

' men unde biet sie herthogen, seder sie die Romere 

bedvüngen ^). . 
Eichhorn 7) erklärt nun zwar diesen aussprucb für 
eipe folgerung aus^ dem zustande, der sich zufaU 
lig damals gebildet hatte, er macht darauf aufmerk- 
sam, dass auch Kämthcn eigene pfalzgrafen hatte. 
Indessen, wenn auch die erklärung des pfalzgrafen 
aus den vier bauptnationen eine werthlose abstraction 
isl^ so darf man die beziebung zu den herzogtbümem 
doch nicht übersehen. Auch Kämthen war ein her- 
zogthum, eben so Lothringen, wo gleichfalls pfalzgra- 



6) SSchs« landrecbt 3, 53. §. 1. 

7) St. u. r. gesch. IL (. 221. note aa. 
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waren die pfalzgrafen, comites palatii. Sie haben In- 
dessen EU verscliiedenen zeiten eine sehr verschieden- 
arlige Stellung eingemmmen ^). 

Der Er^bischof Hi n cm a r von Rbei ms theik in 
einem briefe an die grosse» des reicbs eine darstel- 
lung des hofes Karls des gro$s>en mit, die von 
dem abte Agelard von Corvei verfas^t ist» Hier er- 
scheint der comes palatii in der angegebenen steUun^ 
am hofe des konigs ^)i Unter den Merowingem da^ 
gegen mag der major dbmus nicht selten dijese ge- 
Schäfte mit ihnen geibult haben. Aus den urkanden 
erhellt aber, dass die köuige schon in den merowin- 
gischen zeiten oft mehrere comites palatii zu gleicher 
zeit gehabt haben, )a, dass bisweilen zwei comi- 
tes pnlafii bei einer und derselben gerichtssilzung an- 
wesend waren, und dasselbe findet sich unter Lud- 
wig detä fromm en und Kai'l deni kahlen^). 
Im gründe ist es nicht von erheblichkeit, dass Age- 
lard iiur einen conies paliatii nennt, und dennoch 
mehrere zu gleicher zeit vorkommen, denn die rege! 



diceret, quae sine ejus jussu defiairi non posset, statim liti- 
gantes introducere Jiisatt, et velüt pro tribimali sederet,. lite 
coguita setitenliaaidixit. Eikhahih vita Karoli magui c.24. 

3) lieber ilire gesehichte s. PfCFFuiGCR Vitriarius ilhistra- 
tU8 1, 935. 

4) HiHcuARi epiat. 14. c: 21. in, opp. Paris 1645. % 
208. Comitis autem palatii — in hoc mäxime soliicitudo erar^ 
ut oniiies copteolionea legales, quae alibi Ortae propter a^qui- 
tatis Judicium palatium aggrediebantur, juste ac rationalHii« 
ter determinarety aeu perverse judicata ad aequitatia Irami* 
lern traduceret. 

5) Nacliweiaungen aua M.4Biu<oir de re diplomatica 2, 
217 finden aicli bei PrErriNO£A a. a« o« 
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konnte immerhin sich mit einem begnügen, während 
das bediirfniss dann nnd wann Verdoppelung dessel- 
ben forderte. Indessen wäre es möglich, dass damak 
schon neben dem pfalzgrafen, welcher am hofe des 
konigs i^ubrachte, in einzelnen provinzen pfalzgrafen 
in einer der spätem ähnlichen siellang vorgekommen 
wären ^ obwohl ans den Urkunden ein solcher unter«- 
scbied nicht zu erkennen ist. 

Seit dem. zehnten Jährhundert erscheinen nur 

noch pfalzgrafen in den einzelnen provinzen, während 

äie- am hofe dds* königs ganz verschwinden. Ihr ut^ 

sprtng und der nmfting ihrer thäiigkeit sind gleich 

dunkel, und namentlich gilt dies von ihrem verhält-« 

nissiß zu den herzögen« Der Sachsenspiegel bringt 

sie nämlich mit diesen in eine gewisse Verbindung; ' 

Jewdk dttdesch laut hevetsinen palenzgreyen : S^-* 

seil, Beieren, Vranken unde Svaven. Dit waren 

alle koningricke; seder ivandelde man in den na- 

' men unde biet sie berthogen, seder sie die Homere 

bedvtingen ^). 
Eichhorn^) erklärt nun z>tär diesen aussprucb für 
eiqe folgerung aus dem zustande, der sich zufäU 
lig damals gebildet hatte, er macht darauf aufmerk- 
sam, dass auch Kärathen dgene pfalzgrafen halke. 
Indessen, wenn auch die erklärung «des pfalzgrafen 
aus den vier hauptnationen eine werthlose abstraction 
ist^ so darf man die beziehung zu den herzbgtbümern 
doch nicht übersehen. Auch Kämthen war ein her- 
zogthum, eben so Lothringen, wo gleichfalls pfalzgra- 



6) SSchs. landrecbt 3^ 58; (. !• 

7) St. u« r. gesch. IL §. 221. note aa. 

11* 
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wird sich fichwerlich: mit be3tiiniiithdt nachweisen 
lassen, ob sie gerade die obersten yenvall^ oder auC- 
seher über die königlichen guter einer proTins gewe- 
sen sind. Gewiss ist nur, dass nicht, alle Vorsteher 
königlicher pfaizen, und noch viel weniger alle Vor- 
steher königlicher besilzungen pfalzgrafen waren, ob- 
wohl ihnen zu gleiche zeit die gra£schaft^ in der 
die königliche besitzung lag, anvertrauet sein könnte. 
In Sachsen gab es bekanntlich fiinf pfalzen, und den« 
noch weiss der Sachsenspiegel nur von einem p&iss-» 
grafen. Wenn späterhin ausser dem landgrafen von 
Thüringen auch das sächsisch * wittenbergische haus 
die rechte der sächsischen pfalzgrafschaft in anspruch 
nahm, so war dies nur eine glücklichere prätension, 
als jene Heinrichs des wunderlichen, der sich 
als nachkomme Heinrichs des löwen-*— denn 
anders iässt es sich nicht erklären — herzog von Braun«^ 
schweig und pfalzgraf von Sachsen in Urkunden und 
auf siegeln nannte. 

Diese Stellung der pfalzgrafen musste freilich 
die eifersucht der herzöge rege machen, dagegen war 
sie aber auch nicht geeignet, den pfalzgrafen ähnliche 
rechte zu verschaffen, wie sie andere fursten in jener 
zeit erlangten, da die persönliche abhängigkeit vom 
könige zu deutlich ans licht trat Hätten nicht die 
Witteisbacher sich auf den stuhl des gestürzten 
Weifen geschwungen, wäre nicht die pfalz am 
Rhein den H o h e n s t a u f e n ein gelegenes amt erschie- 
nen, königliche venvandte zu versorgen, die pfalzgrafen 
von Baiern und Franken wälzen in derselben unbe- 
ileulsamkeit versunken, als die von Schwaben und 
Sachsen. £s erklärt sich aber auch aus dieser stel- 



UnmittellMre geriolilsbarkctt der kikkig^* '§. 26. 167 

lung, dafis der pfalzgraf am Rhein als Inhaber der 
meisten und ältesten kaiserlichen pfaizen selbst dann 
als verlreter des königs iimgirte, wenn der thron des 
königs unbesetzt war^, und man kann zweifelhaft sein, 
ob das andere reichsvicariat mehr auf das reiehs- 
marscballamt oder anf die pfalzgrafschaft der sächsisch- 
witlenbergischen linie gegrändet wurde. Schön im 
jähre 1274 erkannten die stSnde auf einem reiehstage 
zu Nürnberg, dass dem pfalzgfafen am Rhein das 
richteramt gebühre, wenn der könig gegen einen fiir- 
sten wegen beeinträchtigüng von reichsgut oder we- 
gen sonstigen unrechls wider reich oder könig klage ^^). 
Eben dieselbe Stellung machte ihn zum richter über 
den könig. 

Zur zeit kaisers Friedrich II. bestand keine 
pfalzgrafschaft mehr in dem allen sinne, man musste 
denn die der grafen von Tübingen ausnehmen. Statt 
dessen wurde im landfrieden des jahrs 1235 ein hof- 
richter angeordnet, welcher den kaiser, wenn er be- 
hindert wäre, vertreten und täglich zur anhötiing der 
klagen und beschwerden bereit sein sollte. Es scheint, 
dass dieser hofrichter so wenig einen bestimmten 
aufenthahsort hatte, als der kaiser selbst. Vermuth- 
lich hielt er sich dann, wenn der kaiser im reiche 
war, an dessen hofe auf, und ausserdem wird er von 
einer kaiserlichen pfalz zur andern gezogen sein. 
Diese einrichtung wurde mehrfach erneuert, unter an- 
dern von Rudolph von Habsburg. Als indes- 
sen die Habsburger und Luxemburger in ihrem 
streben fiir begründung und befestigung einer haus- 
macht dem übrigen reiche immer mehr entfremdet 
10) Pehtz nioii. bist. germ. 4, 400. 
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^vurden, fehlte auch wieder den deuf sehen volksstäm- 
men . der einheimische kaiserliche riehter. Die Be- 
schwerden, dass ihre Sachen an den kaiserlichen hof 
in dessen erUande gezogen würden, häuften sich im- 
mer mehr, allein erst unter Maximilian L fanden 
sie durch errichtung des reichskammergerichts ihre 
erledignng« Kein wunder daher, dass im vierzehnten 
und fünfzehnten Jahrhundert einerseits die stände sich 
eigene gewillkiihrte landfriedensgerichte schufen, an- 
drerseits kaiserliche gerichte, welche ursprünglich wohl 
nicht mehr, als grafengerichte gewesen, aber aus ver- 
schiedenen gründen zu keiner landeshoheit gelangt 
waren, ihre thätigkeit ausdehnten, als ob sie kaiser- 
liche pfalzgrafschaften wären. Auf diese weise erhob 
sich in Westfalen die macht der freien grafschaften, 
die man unter dem namen der vehnigerichte kennt, 
und eben so, vielleicht unter begünstigung der kaiser» 
die der landgerichte in Franken und Schwaben, zu 
Nürnberg, Rot weil, Isny und andern orten, deren 
seltsame Stellung als provinzial - mchsgericbte sich zum 
theil bis in das vorige Jahrhundert neben dem reichs* 
kammergerichte erhallen hat^^). Indessen liegt eine 
entwickelung ihrer entstehung, beschaffenheit und wei- 
tem geschichte unserer aufgäbe zu fern, als dass wir 
uns hier ausführlich über dieselben auslassen dürften. 

§. 27. 

Die urikeiier. 

Seit Karl dem grossen führen die urtheilfin- 

11) Die beschaffenheit derselben, besonders des kaiserli- 
chen landgerichts zu Rotweil, ist am besten zu übersehen 
bei Bavsiza delineatio hisioriae jnrisprudentiae judiciariae 
rom. et germ. VindolMnae 1764. 8. 
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der im IräDkiscben reiche den iianien scoiiini^ schoflen, 
snd es ist eine sehr gewohnliche meinuiig, dass von 
ihm ihre einricbtung herrühre. Dass die fanctioti 
dieser urtheiler von der der alten rachiiubiirgi resi- 
dentes nicht verschieden gewesen sei, wird seit Sa- 
viGNYS trefflicher ausnihmng allgemein anerkannt. 
Man findet daher das neue der karoliogischen ein- 
richtung darin, dass ein ständiges und sogar erbli- 
ches schofienamt errichtet sei. In den ältesten zeiten 
nämlich könnte man es dem zufalle überlassen haben, 
wer sich eben bei der gerichtssitzung einfand, und es 
wäre dann sache des Vorsitzenden richters gewesen, 
unter den anwesenden die fähigsten und tüchtigsten 
auszuwählen, um mit ihnen einen rath zu bilden, 
der anstatt der Volksversammlungen handeln konnte. 
Auf diese weise geschah es noch in spätem Jahrhun- 
derten in Baiern, wie V. MAURER ^) an mehreren bei- 
spielen nachgewiesen hat. Es hing dann freilich vom 
zufalle ab, wie viele oder wie wenige eben zugegen 
waren, und man fand es daher nöthig, späterhin die 
bairischen richter dadurch zu beschränken, dass man 
sowohl die höchste als die niedrigste zahl derer ge- 
setzlich bestimmte, welche von dem richter zugezogen 
werden durften. Eine gleiche wähl der urtheiler 
fiir den einzelnen fall findet sich in dem schwitzer 
gassenrath, „bestehend aus den ersten sieben landmän- 
nem, welche durch die gasse kommen, wo die par- 
teien zu entscheidung ihres haders an der gericfatsstätte 
sitzen," welchen JOHANNES VON MUELLER^) beschreibt. 

i) Gesch. des altgerni. öfrentlich - mündl. gericblsver- 
fahreus. Heidelberg 1824. 4. S. 103 f. 

2) Schweizergescb. 1» 425. (Aus Grimm recblsalterlb.) 
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Man darf daher wohl anriebmen, dass die stän- 
digkeit desschöffenamtes nicht mehr der ersten stufe der 
statsentwickelung angehört , dennoch aber scheinen nicht 
genügende gründe voHianden zu sein, die einridhttingerst 
Karl dem grossen «jzuschreiben. Man beruft sich 
zwar auf ein gesetz desselben, in welchem es heisst : 

Ut missi nostri scabinios, advoca los , notartos per 
singula loca eligant et eorum noniina, quando re- 
versi fuerint, secuni scripta deferant. 

Ut nuHus ad placitum banniatur, nisi qui cau- 
sam suam quaerit, aut si alter ei qnaerere debet; 
exceptis scabinis septem, qui ad omnia placita 
adesse debent^). 

Aber die fassung eben dieses gesetzes zeigt ganz 
unleugbar, dass durch dasselbe die schoflen nicht 
erst neu eingeführt sind, sondern dass der geselzge- 
ber sie als etwas ganz bekanntes erwähnt. Das ganze 
gesetz will überhaopt nichts neues anordnen, son- 
dern nur verhüten, dass die gehörige besefzung der 
gerichte nicht versäumt werde. Karl der grosse 
hatte schwerlich so kurz und ohne alle nähere be- 
schreibung verordnen können: man solle scabinen er- 
wählen, wenn man nicht schon scabinen gekannt 
hätte. Der umstand, dass der name : scabini, schoflen, 
vor Karl dem grossen nicht vorkommt, beweist nichts 
weiter, als dass durch Karl des grossen redeweise 
dieser ausdruck im fränkischen reiche der gewöhn- 



3) Cap. 3. ai. 803. c. 3. 20, wiederholt im cap. wor^ 
matiense ai. 829. sect. 3. c. 5. Ferner findet es steh in 
leg. Longob. Caroli M. 116, in der satnnihiag des airts 
Ansegisvs 3, 33. 40, und in der des Beredict Lcvita 2, 238. 
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liehe geworden ist. Für die iirtheilfinder J^ommeit die 
verschiedeiisteo namen vor. Ich will hier gar nicht an 
die allgemeinen beseichnuugen : rachimburgi residenles^ 
boni homines, meliores et veraciores hemines u. dergL 
erinnern, denn diese können nicht eigentlich als tech« 
nische ausdrücke aufgeführt werden. Ms solche finden 
sich in den nordischen reichen die nSßn, nämnd, die er-* 
nannten, bei den Angelsachsen die witan, . welche auch 
in Deutschland in den wissenden der vehmgerichte, dem 
Gölnischen wimchtgedinge und andern wiederkehren, 
in Frieslaud endlich kennt man orkenen, orkunden, 
Urkunden, Jeder dieser ausdrücke ist in seiner weise 
bezeichnend, keiner aber bezieht sich so unmittelbar 
auf den eigentlichen beruf des urtheilfindens, wie der 
iiame scabinen, schaflende. Skyfian hiess bei den 
Friesen, denen der uame schöiTen fehlte, das urtheiU 
finden selbst. Es ist daher wohl erklärlich, dass die- 
ser äusdruck im laufe der zeit in einem lande zu 
einem technischen werden konnte, während er antangs 
vielleicht mit vielen andern gleicher art gewechselt ha-^ 
ben mogte, so dass also die fränkischen volksrechie 
noch den ganz allgemeinen äusdruck rachimburgi iiir 
die residentes und adstantes gebrauchen mussten, da- 
gegen zu Karls des grossen zeit der äusdruck 
scabinen schon gewöhnlich war. 

Es fehlt überall der beweis, dass vor Karl 
dem grossen eine. einrichlung noch nicht bestanden 
habe, nach der bei jedam gerichte beständig eine an- 
zahl männer ausgewählt war, welche, so oft es nö^ 
thig, bereit sein sollte, auf geheiss des richters uriheil 
zu finden. Wir haben gesehen, dass die rachimburgi 
residentes ebenfalls schon die pfllcht hatten, auf ge« 
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beiss des Hehlers urtlieil zu finden, und vras die er* 
nennung derselben betriflt, so sind ivir hinsichtlich 
ihrer völlig im dunkeln gebheben. Eben so wenig fin^ 
den wir aber auch irgendwo eine andeutung, dass diese 
emennung für längere zeit unter Karl dem gros- 
sen neu eingefühlt wäre, und ich glaube daher wirk* 
lieh, dass unter den residirenden rachimburgen der 
fränkischen volksrechte und den scabinen gar kein un- 
terschied ist, als der name, mindestens, dass wir 
nicht berechtigt sind, ohne beweis einen unterschied 
anzunehmen, da in dem wesentlichen des begrifls und 
überhaupt in allem, was wir von ihnen mit sicher* 
heit behaupten können, die grusste Übereinstimmung 
herrscht. 

Der einfluss Karls des grossen und seiner 
gesetzgebung beschränkt sich also darauf, dass das In- 
stitut der schoflen auch auf die neu erworbene länder 
übertragen und der name derselben allgemein ver- 
breitet wurde. Doch hat auch dieser einfluss nicht un- 
bedingt und überall statt gefunden« In Friesland fehlt 
in den beiden innersten und freiesten provinzen, Rüst- 
ringer- und Brokmer-Iand, die sache, in den übri- 
gen provinzen wenigstens der name. In Baiem feh- 
len name und sache ebenfalls, und erst in spätem 
Zeiten werden doii höchst selten Schöffen erwähnt, 
regelmässig angeordnet sind sie aber in diesem lande 
nie gewesen. Gerade dieses ist vielleicht der sicherste 
beweis, dass die schoflen ihre entstehung nicht einer 
allgemeinen anordnung Karls des grossen zu dan* 
ken haben, denn es wäre in der that unbegreiflich, 
aus welchen gründen ein so grosser bezirk, dem der 
kais^r so oft nahe war, und den er selbst mehrere 
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mal darcbreiste, von der befolgung einer solchen vor« 
Schrift sich sollte frei erhallen haben. 

Die ernennung der schoflen geschah übrigens nach 
der Vorschrift Karls des grossen dnrch die send-' 
grafen auf den von ihnen abgehaltenen grossen volksver* 
Sammlungen, ob auf lebenszeit oder für eine kürzere 
dauer, lässt sich für jene zeit wohl nicht entscheiden. 
Ge^viss ist nur, dass der sendgraf die schoflen auch 
absetzen konnte, bei der wähl derselben aber die volks«- 
gemeinde zu rathe ziehen niusste ^y Später war das 
Schöffenamt ohne zweitel ein lebenslängliches. Indes* 
sen wären die missi regii weder jeden augenblick ge« 
gen wartig, noch auch nur in^mer ernannt, und es 
verstand sich daher wohl eigentlich von selbst, dass 
in eiligen fallen oder wenn eben keine missi da wa^ 
ren, die richter, wenigstens die grafen selbst befngt 
sein.musslen, ihre schöfTen zu erwählen. Solch einen 
fall hatte Ludwig der fromme im äuge, als er 
den grafen gebot, zu der nächsten gerichtssitzung sei* 
ner sendgrafen je zwölf schoflen mitzubringen, und 
diese anzahl, wo sie nicht vollständig sei, vorher zu 
ergänzen ^). Als die sendgrafen ganz abgekommen wa* 
ren, konnten nur noch die grafen, oder etwa die her« 
zöge an ihrer stelle die schöfTen ernennen und mit 
der ausbildung der landeshoheit wurde auch die- 
ses recht ein landesherrliches, das aber doch, gleich 
dem richteramte, nur vermöge kaiserlicher Verlei- 
hung ausgeübt werden konnte^). So lange schöf* 

4) Cap. 3. ai. 803« c 3. 

5) Cap. 2. ai. 819. c. 2. 

6) Scliwab. landr. 117 c. Nienuin sol urteil sprechea, 
wan der dar zuo erwelt wirt unde im dar nach erloubet 
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Ten bestanden h»ben, blieb es die regel, dass die scböC- 
Ten von dem richter ernannt worden. 

Es verdienen aber ein paar stellen nähere beleuch- 
tnng, die, oberflächlich betrachtet, dieser regel geradeza 
entgegen zu stehen scheinen. Die eine ist aus BENE- 
DICTS capitutarien - Sammlung lind lautet folgender* 
massen : 

Peregrina jadicia generali sanctione 'prohibemas^ 
quia indignum est, ut ab extemis judicetur, qtii 
provinciales et a se electos debet habere judices^« 
Man könnte nänilicb auf den ersten blick die 
peregrina judicia'fur gasigerichte ^) und diejudices 
für die schöfTen nehmen, und also auf eine wähl oder 
wenigste'ns eine auswahl der sehöflen durch die par- 
feien scbliessen. Allein das capitulare gehört zu den 
nnächten fabrikaten der geistlichkeit, * aus denen Be* 
NEDICTS sanmiinng zum grössten thetl zusaramenge« 
setzt isK Zuerst kommt es in den capitulis des metzi- 
sehen bischofs Angilramnus vor, und in den brie- 
len des pabstes Julius wird es als ein ci^non der 
iricäischen kirchenversammlung angeführt^). Beide, 
Angilramnus und pabst Julius sind durchaus 
verdächtige zeugen; so viel geht aber aus diesem ur-> 

wirt. Daz urlob git der kuinig^ unde swelh herre gerihte 
von im hat. 

7) Cap. t, 30d. 

8) S. über diese gast^ oder notfagerichte, cours des pied<* 
pouldreux , courlS of pipoudres , pedia pulverisati curiad 
Gaimm rechtsalterlh« s. 838« 

9) Capitula ab Hadriano papa Ingilramno tradita, 

c. 49. bei Mansi collectio concilior. 12, 904« Vergl. die 
noten des tarraconensisehen erzbiscIioTs Ahtovius Augüsti- 

srus das» 924. 
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Sprunge und vorkciminen des capitnlars hervor, dass 
es nur auf kirchliche Verhältnisse gedeutet wer- 
den darf. JSs ist nSnilich eines von jenen stücken, 
dqrcfa welche die geistüchkeit zur begründung eines 
eigenen geriabtsstandes zu gelangen , suchte , so dasa 
alle gerichtsbiirkeit der laien üfaer sie ausgeschlossen 
würde. Die peregrina judtcia, ^velche hie^* verboten 
werden, siipd die weklichen gerichte, und die provin- 
ciales sind die geistliehen der provinz oder diöcese« 
welcher die parteien angehören, Sie sind electi ju- 
dices, weil nach dem kirchenrechte jener zeit den 
parieien die wähl unter den geistlichen ihrer diöcese 
frei stand. 

Dagegen steht in unleugbarem Widerspruche mit 
allen andern nachrichten ein weniger beachtetes rechts- 
buch, das sogenannte kleine kaiserrechl: 

Onch holt der kcyser den gesworn dy geweit gege- 
bin, daz se eynen sollin kysen an dy gerichte czal, 
ob eyner von todes weyn abe git, nymant anders 
dqn sy under enn kysen. Sint geschrebia stet: 
wer der schöppen stul besiczit , der sal den geseU 
len kysin, ob hers bedarff^ö). 

Dies Selbstergänzungsrecht des schöfTencollegiums. 
kann nur particularcecht und aus irrthum fiir gemei- 
nes recht ausgegeben sein. Es ist bekannt, dass 
dasselbe in Städten sehr häufig vorkam 9 und wenn 
das kleine kaiserrecht wirklich am Niederrhein ent- 
standen und dort vorzugsweise im gebrauch gewesen 
wäre 11), so liesse sich denken, dass dieser aus- 

10) Kaisern 1, 10. 

11) Maviiehbreghea deutsch, privatrecht. 1. 1^^. 54 iioteSl. 
8. 135. 
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Spruch in der bekannteo kölnischen rathsverfassnng 
seinen Ursprung habe. 

Der Sachsenspiegel kennt ferner ein erUiches 
schöflcnamt ^^). Er redel jedoch nur von schoflen- 
bar freien, d. i. vom freien riUersfandCf und ZOBCL ^3) 
bemerkt, dass dies nur in etnigen gegenden sich finde. 
Es steht dem in Städten voi*kommenden selbslergan- 
znngsrechte sehr nahe, da dieses letslere häufig auf 
gewisse familien eingeschränkt nvar. 

§. 28. 

Bedingungen des seköffenmmtes. 

Die älteren rechtsquellen machen an den schof« 
fen keine andern anspräche, als dass er mitglied der 
Volksgemeinde ^), vollkommen an seineqi rechte ^) und 
ein einsichtsvoller, rechtlicher und wahrheitliebender 
maon ^) sei. Alles dies ist bekannt, und es bedarf kaum 
der erwähnung, dass das kleine kaiserrecht dasjenige 

12) Sachs. landr. 3, 26. Bissen (scepen) stui ervet die 
vader uppe sinen eldeeten sdne; of lie des sones ntcbt ne 
lievet) so erft he ine uppe sinen nesten unde eldesten even- 
bürdigen svertniach. Das fragment eines reclilsbacbs bei 
Si'ANGENBEAo boitr. ZU den teutschen rechten, s. 222. §. 302. 
sagt noch entschiedener: 8 wer zu schepfen wirt erwelit^ 
daz erben t sine sune, im ist her zu sinen tagen coinen nicht, 
so setze her sines vater mac eynen an sine stat. We hat 
er des nicht, s# neme hM* siner muter mac. 

13) Zu siichs. landr. 2, 12.notem. ausg. v. 1595 M. 191. 

1) Sie heissen proprii vicinantes, pagenses in dem capit. 
Saxon. ai. 797. c. 4. bei Pertz 3, 76. 

2) Der begnadigte Verbrecher war unfähig zum schüiTen- 
amte. 

3) Die Schöffen heissen oft boni homines^ meliores et 
veraciores homines. 
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altera) foinlert, in dem der mann zu völliger Selbst- 
ständigkeit gelangte, oder nach der spräche andrer rechts- 
quellen zu seinen tagen kam. Der sachsenspieg^el for- 
dert ferner in gewissen fällen, dass der schofle mit 
der partei in keinem Verhältnisse der treue stehe, es 
mag nun die Verpflichtung zur treue auf einem dienst^ 
Verhältnisse oder aber auf venvandlschaft beruhen. 
Ordel ne mut en man ok nicht vinden over sinen 
herren, uude over sinen man, unde over sine mage, 
dar't in an ir lief oder an ir gesunt oder an ir 
ere ga 5). 

Hiervon ist jedoch natürlich der fall ausgenom- 
men, da die Verpflichtung zur gegenseitigen treue ans 
der rechtsgenossenschaft selbst entspringt, >vie dies 
bei den vasallen eines herrn im lehngerichte statt findet* 
Aber zwei erfordernisse enthält der Sachsenspie- 
gel, die einer nähern betrachtung bedürfen. Das eine 
ist das der rechtsgenossenschaft^), über welche er 
von den altern abweichende grundsätze aufstellt, das 
andre dagegen ist ein in den altern quellen nicht er- 



4) 1, 10. Ein iclich sceppe sal sin in den jähren der 
bescheydenheyt nach dez keysers saczunge, daz ist veyre 
unn czwentzig jähr* Andre rechte bestinuiiteu bekanntlich 
diese altersstufe anders. 

5) Sachs, landr. 2, 12. §. 1. Dies ist nur von den 
Schöffen zu verstehen, von dem richter wird der entgegen- 
gesetzte grundsatz sogar ausgesprochen. Die koning unde 
jewelk richtere mut wol richten over hals unde over hant 
unde over erve jewelkes sines mannes unde mages, unde 

ue dut dar an weder sine trüwe nicht. Sachs, landr. 3, 
78. f. 1. 

6) Dreter von den Wirkungen der genossenschart. §, 2. 

in der Sammlung vermischter abhandl. 3, 1152 f. 

. 12 
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wähntes, n'amlieh das eines gewissen grundbcsitzes. 
Die veränderten grundsätze über das erforderniss der 
recfatsgenossenschaft hängen indessen auf das genaueste 
zusammen mit den durch die landeshoheit herfaeige> 
führten Veränderungen in den Standesverhältnissen. Es 
kann daher von ihnen zweckmässig erst im folgenden 
kapitel die rede sein, wo die^e Veränderungen selbst 
werden vorgeführt werden. Dagegen muss von dem 
erfordernisse des grundbesitzes schon hier um so 
mehr gehandelt werden, da die frage entsteht, ob diese 
bedingung eine neue durch die veränderten Ver- 
hältnisse herbeigeführte ist, oder ob nur durch zufali 
uns keine ältere nachricht darüber ist aufbewahrt 
worden. 

Der Sachsenspiegel giebt es nicht mit directen 
Worten an, dass der besitz von einem gewissen roasse 
echten eigenthums bedingung sei, um auf Fähigkeit 
zum schöffenamte anspruch machen zu können. Al- 
lein dies lässt sich aus zwei stellen mit völliger ge- 
wissheit schliessen. Es heisst nämlich von dem schöf- 
fenbaren manne: 

In deme gerichte mut he antwerden, dar sin hant- 

gemal binnen leget ^). 
SchöfTenbar hiessen im Sachsenspiegel bekanntlich 
die, welche von den freien leuten allein noch unver- 
mischt mit unfreien und hörigen übrig geblieben wa- 
ren. Sie bildeten den theil des ritterstandes, der 
auf dem wege war, die dienstmannen in sich aufzuneh- 
men. Rittermässige gehurt war daher ein erforder- 
niss, um schöffenbar zu sein. Diese erkannte man 



7) Sachs, landr. 3, 26. §. 2. 
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an dem wafFengemälde , welches von vater auf söhn 
vererbt wurde, vmA dessen anerkennting in furnieren 
den beweisf fiir die sfandesgenossenschaft gab. Unsre 
stelle sagt nun: der scböflfenbare mann muss in dem 
gerichte zu recht stehen, kann vor dem gerichte ver- 
klagt werden, in welchem sein handgemal, sein waf- 
fengemälde, liegt. Dieser ausdruck ist kaum zu ver- 
stehen, wenn m^fk nicht annimmt, dass man sich das 
wafTengemäide, das Wahrzeichen des ritters als ver- 
bunden gedacht habe mit grundbesilz, und es liegt 
nicht fem, hier besonders die sitte in erinnerung zu 
bringen , dass die Wappenschilder oder wappenzei- 
chen über den thoren der bürgen ausgehauen oder 
gemalt wurden. Ganz unbedenklich wird aber diese 
annähme, wenn man folgende stelle hinzu fiigt: 
Togat aber die scepenen binnen euer grafscap, die 
koning mut wol des rikes dienstman mit ordelen 
vri laten, unde to scepenen dar maken, dur dat 
mau rechtes bekome unde koninges ban dar halden 
möge. He sal aver des rikes gudes also vele to 
cgen in geven, dat sie scepenen daraf we* 
sen mögen; ir jewelkerae dri hoven oder mer. 
Dat gut mut he wol nemen ut deme gude der 
grafscap, svar it die greve ledich hevet, dur dat 
der scepenen egen in die grafscap irstorven is 8). 
Hier ist es geradezu ausgesprochen, dass der frei- 
gelassene dienstmann dadurch fähig werde zum schöf- 
fenamte, dass er ein gewisses mass von des rei- 
ches gut zu eigen bekomme, nämlich mindestens drei 
hufen; ferner, dass dieses gut von dem in der graf- 



8) Sücbs. landr. 3, 81, §. 1. 

12 
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scbaft liegenden gute genommen werden solle, und zwar 
von solchem gute, welches durch das aussterben einer 
schöfienbaren' familie erledigt i^t. Endlich geht aus 
den Worten „dat sie scepenen dar af wesen roogen^^ 
hervor, dass eben dieser grundbesitz es ist, der zu 
dem schöfTenamte berechtigt. 

Es fragt sich nun: wo hat dieser grnndsatz, 
dass zum schöflenamte im Volksgerichte ein gewisser 
grundbesitz erfordert werde, seinen Ursprung? und 
diese frage lässt sich freilich nicht aus ^historischen 
Überlieferungen mit entschiedenheit beantworten. Man 
kann allerdings für die spätere entstehung einen grund 
angeben, den nämlich, dass nur beträchtlicher grund- 
besitz den schöfienbaren ihre damalige Stellung gesi- 
chert hatte. Allein es wäre, wenn auch vielleicht 
nicht erweislich, doch mindestens denkbar, dass ein- 
zelne familien sich durch lehnbesitz in derselben stel- 
hmg erhalten hätten, ohne dass sie mit echtem eigen- 
thum angesessen gewesen wären. Nimmt man 'da- 
gegen die ansieht an, welche oben über die form 
und das wesen der friedensbürgschaft aufgestellt ist, 
so wird man es nicht unwahrscheinlich fmden, dass 
jenes erforderniss eines gewissen grundbesitzes zum 
schöfTenamte so alt ist, als das schöflenamt selbst, 
und dass der grund desselben allein in der ältesten 
beschaffenheit der volksgemeinde liegt, nach welcher 
grundbesitz überhaupt erfordeil wurde, um einer 
Volksgemeinde anzugehören. 

Durch diesen Zusammenhang des grundbesitzes 
mit dem schößenamte erklärt sich dann schliesslich 
auch die erblichkeit des schöflenamtes und das auf 
gewisse familien eingeschränkte recht der sclbsler- 
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giBzung, welche im vorigen paragraphen erwähnt 
worden. 

§.29. 

Ueher die anzahl der sehöffeu. 

Die Schöffen ßnden sich in den einzehien ge- 
richten regelmässig in der anzahl von sieben und 
zwölf. Die letztere zahl ist ausserdem die gewöhn- 
liche bei den verwandten nordischen völkem und den 
Angelsachsen. Eine solche Übereinstimmung lässt auf 
irgend einen gemeinschaftlichen Ursprung dieser zah- 
len schliessen, und es wird vielleicht nicht ohne In- 
teresse sein, wenn sich die aufmerksamkeit einmal 
auf diesen punkt wendet. Freilich wird der umstand, 
der in dieser beziehung allgemein eingewirkt haben 
muss , in einer sehr entfernten zeit zu suchen sein, 
durch deren dunkelheit er unsern äugen entrückt wird, 
in einer zeit, deren geheim nissvoller Sagenkreis und 
götlerdienst oft zwar, aber nicht immer mit gluck, 
benutzt wurden, um erscheiuungen hellerer tage zu 
erklären. In unserm falle würde es wenig befriedig 
gen, wenn wir auf nichts zurückgewiesen würden, 
als auf eine besondre heiligkeit bestimmter zahlen, 
einen Zusammenhang derselben mit mythen und cul- 
tus der vorchristlichen zeit ^). Wir haben schon 
oben (seite 113.) gesehen, wie die siebenzahl aus den 
einrichlungen der angelsächsischen friedensbürgschaft 
erklärt werden kann, und nach dem, was an einem 
andern orte (seite 129. 130.) gesagt wurde, darf es 
auch nicht wunder nehmen, wenn wir eben diese 

1) So Dreter V« d. nutzen der heidn. gottesgelahrtheir. 
§, 10, in der Sammlung vermiscliter abbandi. 2, 822. 
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zahl in höheren gerichten, wie in niedern wieder fin- 
den. Die zwölfzahl lässt sich freilich auf dieselbe 
weise nicht erklären. Doch ist es vielleicht möglich, 
in derselben grundlage der deutschen gerichlsverfas- 
sung ihre deutung aufzufinden. Dazu ist jedoch nö- 
thig, vor altem das verhältniss zwischen der zwölf- 
und siebenzahl aufzusuchen. 

Dass es regel war, dass jede gerichtssitzung 
mit mindestens sieben Schöffen gehalten werde, ist oben 
schon för die zeit der fränkischen volksrechte, wie för 
die Karls des grossen nachgewiesen. Aber die- 
selbe regel hat sich auch später lange erhalten. Der 
Sachsenspiegel äussert sich zwar nicht ausdrücklich 
darüber, aber er lässt die regel errathen, indem er 
sagt: 

Svar man aver egen gift oder sat, oder enem 
manne tügen wil an sin recht, oder an sin lif, oder 
an sin gesunt, dat de man .vor gerichte verlovet 
hebbe, oder ime verdelt si; des mut die richter 
selve sevede so gedaner lüde, de erae ordel vinden, 
getüch sin ^). 

Hier ist von dem bezeugen einer handlung die 
rede, welche vor gerichte vorgenommen ist, und die- 
ses zeugniss kann nur von dem gerichte selbst gelei- 
stet werden. Die angäbe derjenigen leute^ welche 
das zeugniss leisten sollen , ist daher unbedenklich 
zugleich für eine angäbe der personen zu halten, 
welche eine vollständige gerichtssitzung bilden, und 
als solche werden eben ein richter und sieben, die 
das urtheil fanden, genannt. 



2) SKcbs. landr. 1, 8. $. 1. 
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Dieselbe regel findet sich ia den laudbüehem 
der mark Brandeoburg 3) und der graubündlner land-« 
Schäften Davos und Klosters ^)^ ferner in dem schwa- 
beospiegei ^), wo der zusatz: 

ist ir mere, daz ist oucb guot, 
nicht befremden kann, endlich in Karls V. peinlicher 
haisgeriohtsorduung ^)« Auch Verdoppelung det sie- 
benzahl zu 14 koainit vor, obwohl selten; bisweilen 
Verminderung derselben zu sechsen, ja zu fimieii, in- 
dem man den riehter und ausser diesem auch wohl 
noch einen oder den andern theilnehnier des gerichts, 
der nicht schÖße war, mitzählte^. 



3) Herausg. v* v. Herzbero. b. 37. 
4^ Lassberg schwabeuspiegel, note 77. 

5) Landrechtsb. Ruprechts voir Freisikg. 80. Schwab, 
landr. 97 (Wackerv.), 117 (Lassb.)« 

6) Art. 84. Andre beispiele hat voh JMaurer gesch. des 
gerichtsverfahrens« s. 71. 116« 

7) V. Maurer a. a. o. In den dort angeftihrlen beispieleti 
von (ünf Schöffen kommen neben diesen immer noch mehrere 
andere personen vor, namentlich zvfei versitzende riehter und 
in mehreren fallen noch ausserdem zwei vassi dominici, welche 
noch vor den Schöffen genannt werden. Es scheint zu den ehren- 
dtensten der königlichen Vasallen gehört zu haben, dass sie an 
den regelmässigen dingen, selbst an den gebotenen, erschie- 
nen, luden longobardischen gesetzen Karls des grossen 
heisst es nämlich c. 49. Ut nullus alius de liberis homtnibus ad 
placitum vel ad malluni venire cogatur, exceptis scabinis et 
vassis comitum, nisi ille qui causam suam quaerit aut si al- 
ter illt quaerere debeat, et ille qui respondet. Sie konn- 
ten daher immer zur Vervollständigung der schöflenzahl 
benutzt werden. Ein merkwürdiges beispiel einer Vermin- 
derung der Schöffen bis auf vier, bei dem die art der zäh- 
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' Ueber die einfiibrung der zwölfzahl in den nor- 
dischen reichen bestehen zwei yerschiedene erzäfalun- 
gen. Die beiden isländischen edden geben an, ak 
Odin ans Troja gekommen, habe er die zwölf älte- 
sten des Tolks als priester und zugleich als richter 
eingesetzt. Die habe man diar, d. i. götter oder gott-- 
ähnliche m'anner, oder drotnar, d. i. herm, genannt ^. 
I<ach der erzählung des Saxo GrammATIGUS hin- 
gegen wurde das zwölfergericht in Dänemark durch 
Regner Lodbrpk, der im neunten jahrhundi*rt 
herrschte, eingeführt. Ueber diese erzählung wird 
noch weiterhin die rede sein. Die allgemeinheit der 
zwölfzahl bei den nordischen und angelsächsischen 
YÖlkern hat BuDER^) nachgewiesen. Es ist aber 
wichtig, zu beachten, bei %velchen gerichten sie sich 
in den angelsächsischen reichen findet. Ein geseta des 
königs Edgar schreibt vor: 

To aelcere byrig XXXIII sjn gecoreiie to gewit- 

nesse. To smalum burgum and to aelcun hun- 

drode XII, buton ge ma wyllan ^0). 



lung nicht undeutlich bezeichnet ist, findet sich im wester^ 
lauerschen Friesland: di schelta ende di aesga ende di pre- 
8ter ende fyower dis koninges orkenen, hja saun; der schult- 
heise und der asega und der priester und vier des königs 
Schöffen y sie sieben« Schulzenrecht. §. 41. bei Richthovev 
fries. rechtsqu. 393, 

8) Dheteh V. d« nutzen der heidn. gottesgelahrtheit. 
f. 4. n. 7. in den verm. abhandh 2 , 618. — Der», bei 
Spahgenberg beitr. z. künde der teutsch, rechtsalterth. oIm« 2« 
p. 6. — BuDEA in der gleich anzuführenden diss. (• 1. 

9) Diss. de judicüs duodecimviralibus. 

10) In Jeder Stadt sollen 33 zu schOffen erwählt wer^ 
den; in kleinen Städten und in feder hunderte 12, ausser 
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Im fränkischen reiche begegnen uns zwölf Schöf- 
fen zuerst in folgender Verordnung Ludwigs des 
frommen: 

Yull domnus imperator, ut in tale placituro, quale 
ille nunc jnsserit, veniat unusquisque comes et ad- 
ducat secum duodecim scabinos, si tanti fuerint 
Sin autem, de melioribus hominibus iHius comitatus 
suppleat numeinim duodenarium^^). 

Durch dieses gesetz ist die Vorschrift Karls des 
grossen, dass zu den gebotenen gerichten niemand 
ausser den sieben schöiTen geladen werden solle, nicht 
abgeändert, vielmehr erscheint die letztere fortwäh- 
rend als allgemeine regel, neben welcher hier nur 
eine ausnähme för einzelne fälle eintritt. Diese aus- 
nähme ist aber nicht etwa so zu verstehen, als solle 
jedes grafengericht fortan mit zwölf schöffen gehal- 
ten werden, und eben so wenig redet es von einem 
einzeln stehenden falle, vielmehr ergiebt die ganze 
fassung der worte, dass von einer besondern art der 
gerichtssitzungen, tale placitum, quale nunc jusserit, die 
rede sei, vmelche zwar von den gewöhnlichen verschie- 
den, aber doch weder neu eingeführt, noch ohne 
Wiederholung in zukünftigen zeiten sein konnte. Na- 
mentlich wird vorausgesetzt, dass die zwölf schößen 
regelmässig zwar vorhanden, hie und da aber doch 
wohl nicht vollzählig sein würden. Diese ausseror- 
dentlichen gerichtssitzungen waren nun aber ohne 
zweifei die der missi regii, welches sich daraus er« 

wenn mehr wollen. Ges. Edgars suj^l. 6, Statt XXXIII 
dürfte zu lesen sein XXIIII, nicht aber XXXVI, wie Phil- 
lips gesch. d. angels. rechts, 170 note 472, vorschlägt« 
11) Cap. 2. ai. 819. c. 2. 
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glebt, dass eben in dem jähre dieser Verordnung eine 
besonders ausführliche instruction fiir dieselben erlas* 
sen wurde ^^). Es scheint nämlich, als habe Ludwig 
der fromme bald nach seinem regierungsantritte 
den versuch gemacht, dieses institut der kaiserlichen 
sendgrafen, nachdem es in den letzten jähren seines 
grossen vaters bereits in verfall gerathen, in der ur- 
sprünglichen gestalt- wieder herzustellen. Dennoch 
vermogte er nicht, dasselbe mit energie aufrecht zu 
erhalten. Bereits im jähre 823 wurde verordnet, dass 
zu dem placitum des missus nur drei oder vier Schöf- 
fen mit jedem grafen sich einfinden sollten ^3). 

Auf eine ganz ähnliche weise kommt die zwölf- 
zahl bei den heidnischen Sachsen vor. Der lebens- 
beschreiber des heiligen Lebuin erzählt von ihnen, 
sie hätten zu Marklo an der Weser eine jährliche 
Volksversammlung gehalten, zu welcher jeder gau zwölf 
abgeordnete je aus dem adel, den freien und den laz- 
zen gesandt habe ^^). Hier erhalten wir gleichsam 
eine Verknüpfung des nordens mit Deutschland und 
dem fränkischen reiche, da einerseits die Verwandt- 
schaft der Sachsen mit den Dänen höchst wahrschein- 
lich ist, andrerseits die ähnlichkeit der zwölf abgeord- 
neten mit den zwölf Schöffen des fränkischen geset- 
zes, welche ebenfalls aus jedem gau zu einer grossem 
Volksversammlung sich einfinden , auf der band liegt. 
In ganz gleicher weise treffen wir die zwölf männer 
aus jeder grafschaft vor Wilhelm dem eroberer 

12) Capit. 5. aL 819. 

13) Capit. ai. 823. c 28. 

14) HucBALD vita 8cti. Lebuini bei Pchtz mon« bist« 
gerni. 2y 361. 
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ver&ammell, um die angelsächsischen geselze Eduards 
des bekenn^rs zu erneuern. Die erzäfalung HUC- 
BALDS wird indessen von denen nicht als glaubwür- 
dig anerkannt 9 welche einen ahsächsischen adel 
nicht gelten lassen wollen ^^). Allein eben das auf- 
fallende der ganzen erzählung macht es wahrscheiUi* 
lieb, dass dabei ältere nachrichten benutzt seien. 

Auch im spätem mittelalter war die zwölfzahl 
neben der siebenzahl nicht ungewöhnlich^^); häufig 
findet sie sich in den lehngerichten ^^) und mit we- 
nigen ausnahmen in den Städten, in denen sie nicht sel- 
ten zu vier und zwanzig verdoppelt ist. Auch in 
den höhern landgerichten scheint sie vor^uherrsehen ^^). 
Endlich finden sich auch hier Verminderungen in der- 
selben weise, wie bei der siebenzahl ^^). Uebrigens 
giebt es auch fälle, in denen an eine znrückfiihrung 
auf jene zahlen gar nicht gedacht werden kann. Na« 
mentlich sinkt seit dem spätem mittelalter die zald 
der urtheiler in niedern gerichten auf vier, drei, ja 
in Jüngern zeiten auf zwei herab. So bestehen noch 
heutiges lages in dem unweit des ausflusses der Elbe 
im königreich Hannover belegenen ländchen Hadeln 



15) ScHAVMANir gesell* d. biedersächs. volks« .73. 

16) SchwSb. landr. 172. Lassb. Ez ist etwa gewonheit, 
daz man zwelf manne nimet, die suln gerilltes helfen. 

17) Die haadscbriften des schwäb. lehnrechts (aii. 84 
Lassb.) schwanken zwischen sieben und zwölf. 

18) Einzelne beispiele sind bei Buder und AIauaer au 
den angef. orten nachzusehen. 

19) Sachs, weichb. 10. (Ludovici). Der schoeppen sol- 
len eilff sein und der Schultheis der zwölfTte. Eben so 
hatte das kaiserliche hofgencht zu Rolweil elf beisitzer. 
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kirchspielsgerichte, welche nach der alten weise ein- 
gerichtet, und theils mit drei, theils mit zwei schoflen 
besetzt sind. Solche fälle sind aber wohl nur als 
beweise für den verfall des Instituts der schoflen an- 
zusehen und mögen daher nicht als eigentliche aus- 
nahmen von der alten regel betrachtet werden. 

§. 30. 

UrMprnng der zwölfzakl der sek^ffen» 

Es ist eine sehr verbreitete meinung, dass die 
zwölf zahl die ursprüngliche, und die siebenzahl aus 
dieser abgeleitet sei. Die hauptsächlichste stütze die- 
ser ansieht, welche unsrer erklärung der siebenzahl 
direct entgegen steht, ist die erzählung der edda, und 
die allgemeine Verbreitung der zwölfzahl wird ent%ve- 
der so erklärt, dass sich dieselbe vom norden aus über 
andere germanische völker ausgebreitet habe, oder so, 
dass jene odinssage einen gemeinschaftlichen uralten 
gebrauch aller germanischen stamme in seinem Ur- 
sprünge nachweise. Allein die edda verdient hier 
wenig berücksichtigung, weil es etwas zu natürliches 
und gewöhnliches ist, dass der Ursprung eines instituts, 
dessen geschichte verloren ist, mit den ältesten ge- 
schichten und sagen in Verbindung gesetzt und an ein- 
zelne heroen oder götter angeknüpft wird. Grimm 
nimmt denn auch auf diese erzählung gar keine rück- 
sicht, sondern stellt nur die vermuthung auf, dass 
man wohl zu der siebenzahl herab gekommen sein 
möge, weil sieben die mehrzahl unter zwölfen aus- 
machen. Diese meinung scheint sogar eine directe be- 
stätJgung zu fmdcn in einer stelle des schwedischen 
rechts, die BUDER mit den worten anliibrt : 
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Hwem thesse tolf eller siu af them fälla, vari fallr^). 
Allein hierin liegt nichts weiter, als dass, wie das 
schwäbische landrecht sich ausdrückt^ die mindere 
menge der mehreren folgen soll. Inderthat würde diese 
entstehung der siebenzahl voraussetsen, dass man bei 
sieben schoflen einstimmigkeit erfordert hätte, und 
davon ist nirgend eine spur, vielmehr alles dagegen, und 
umgekehrt findet man wieder bei zwölf schöifen, dass 
nicht sieben, sondern acht, nämlich zwei dritlheile, al- 
lein haben entscheiden können. Es fand also hier 
eine Verschiedenheit der gewohnheiten statt, welche 
schwerlich eine so allgemeine regel durch blossen 
missbrauch würde haben entstehen lassen. 

Vergleicht man das verhällniss der beiden zah- 
len zu einander, so findet sich,, dass im fränkischen 
reiche die siebenzahl die ursprüngliche und allge- 
meine ist, die zwölfzahl dagegen später und vorzugs- 
weise in gewissen einzelnen Verhältnissen auftritt. Die 
fälle, in denen die letztere in den altern zeilen vor- 
kommt, stimmen aber darin überein, dass nicht die 
zwölf schoflen flir sich ein gerichtaus machen, sondern 
mit den schoflen andrer Volksgemeinden zu einer grös- 
sern Volksversammlung sich vereinigen. Als die königli- 
chen sendgrafen abkamen, und die grafeu mächti- 
ger wurden, waren die ungebotenen grafendinge als 
Vereinigungen mehrerer gauen anzusehen, und es scheint, 
als ob etwa auf diese die zwölfzahl übertragen wäre, 
während in dem gebotenen dinge des grafen und in 
allen niedem geriehten fortwährend sieben schoflen 



1) Loc cit« §. 40. „Wen diese zwölf oder sieben von 
ihnen verurlheilen, der sei schuldig." 
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geiiiigten. Späterhin scheitit die geg^nwart von zwölf 
Schöffen zwar nicht allgemein, aber doch hänfig- 
in hohem gerichten erfordert ea sein. Zu solchen 
höhern gerichlen konnte man gewissermassen auch 
die lehn- und stadt-gerichte zählen. Jenen waren we- 
gen der ursprünglichen beschränkung der heerschilde 
bekanntlich nur ritterbürtige unterworfen, und die 
Vasallen des sechsten faeerschildes konnten zwar als 
richter zu land«> und hofrecht, nicht aber zu lehn- 
recht auftreten. Aus diesem gründe durfte man ihnen 
einen höhern rang zuschreiben, als den gewöhnlichen 
niedem gerichten. Die Stadtgerichte dagegen waren 
durch exemtion von der grafschaft entstanden, sie 
konnten daher als kleine ausgesonderte grafengerichte 
angesehen werden, indem das Stadtgebiet gleichsam 
zu einem kleinen gau erhoben war^). Diese betracfa. 
tungsweise wird sogar durch die formellen sogenann- 
ten gödinge unterstützt, die man in vielen Städten 
noch in sehr neuer zeit alljährlich abgehalten hat. 
So lässt sich erklären, dass in diesen beiden arten 
von gerichten die zahl der schöffen besonders häufige 
zwölf war. Zu beachten ist dabei auch, dass die an-- 



2) Vielleicht könnte man aber auch die elfzalil des 
sächsischen weichbllds aus einer Zusammensetzung der sieben 
Schöffen mit den vier Vorstehern der obersten gilde erklä- 
ren. Merkwürdig ist es wenigstens, dass gerade die^ vier- 
zalil sich mehrfach in den stfidtischen gilden findet. So in 
Schleswig quatuor seniores det civitate (Wilda gildewesen, 
s. 74.), ebenso in Hetheby (das. 153.), vier schaffer in Lü- 
beck (das. 225.), die vier esclievins oder jurez der kauf- 
mannsgllde zu Paris (das. 242. note 3), die ferlhingmanni 
der gilde zu Berwick (das. 377.). 



Ursprung der zwölfsabl fler schütTeD. f 30. 191 

gelsäcbsischen geselze, wo sie diese zahl fordern, nur 
von den gerichten der hunderten und der stadte re* 
den. Jene aber kann man an ränge wohl den deut< 
sehen grafengerichten gleich setzen, da unter ihnen 
noch die zehnten standen. Auf diese weise niögte 
Grimms meinung zu modificiren sein, nach welcher 
die zwölfzahl für besonders feierliche gerichtssitzun- 
gen erforderlich gewesen wäre. 

Hier ist noch auf das recht Frieslands auf- 
merksam zu machen. Dort scheint nämlich, wie in 
vielen andern dingen, so auch in dieser beziehung 
der älteste zustand bis in das spätere mittelalter ^ich 
aufrecht erhalten zu haben. In dem westerlauerscben 
rechte, welches sich vor dem übrigen friesischen rechte 
durch entschiedenes vorherrschen der grafengewalt 
zeichnet, werden die urtheiler als die zwölfe bezeich- 
net 3). Dem ungeachtet werden bei allen gerichtlichen 
handlungen nur sieben thätig, welche oft die sieben 
von zwölfen genannt werden^). Hier scheint sieben 
nicht die mehrzahl von den zwölfen zu bezeichnen, 
sondern vielmehr das alle verhältniss foiizubestehen, 
wonach der graf „zwölf des königs orkunden" ernannt 
haben musste, von diesen jedoch (lir die gewöhnli- 
chen fälle nur sieben berief. Dies würde genügende 
erklärung finden, wenn man — was freilich bedenklich 
ist — mit BeuKER Andreae ^) annehmen dürfte, dass 
in Friesland bis in das zwölfte Jahrhundert hinein das 

3) Vom wergelde« Righthoyev frieaische rechtsquellen 
8. 414. 416. 418. 

4) Ich verweise auf die artikel sigun und orkunda 
in RiCBTHOVENS altfriesiscbem wörterbuche. 

5) De origiue juris municipalis frisici* p. 383. 
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Institut der königlichen sendgrafen bestanden halte. 
Uebrigens daif dies verbältniss nicht verwechselt 
werden mit dem, welches unter andern im bamher^ 
ger stadtrechte ^) vorkommt , wo der beschluss von 
zwölf Schöffen gefasst werden muss, aber nur sieben 
als die meiste menge zu untersiegeln brauchen. 

Nach diesen Vorbereitungen wenden \vir uns zu 
dem versuche, fiir den Ursprung der zwölfzahl eine 
erklärung zu geben. 

Die westgothländischen tolftungar kann man dazu 
nicht benutzen, denn, nicht zu gedenken, dass die 
westgothländische eintheilung überhaupt als eine neuere 
und ungewöhnliche erscheint, so könnte doch das aus 
zwölf tolftungam bestehende attung höchstens durch 
acht freibürgen vertreten werden, und, was wichtiger 
ist, die zwölfzahl findet sich bei den Angelsachsen, 
wo die zehnlheilung noch vollkommen besteht und von 
einer zwölftheilung des landes keine spur ist. Geht 
man aber auf den frithborg zurück, so wird man an 
die einrichtung erinnert, wonach derselbe sich und 
seine nachbarn durch einen eid von vier frithborgs- 
häuptem und acht frithborgsgliedem von der that und 
flucht des Verbrechers reinigen musste. Diese zwölf 
handeln weder als schoflen, denn sie richten nicht 
und schaffen keinen frieden, noch auch als eidhelfer, 
denn sie schwören nicht für und mit einem ange- 
schuldigten, sondern ihre handlung erscheint lediglich 
als eine Versicherung, dass sie und ihre frithborge 
ihre pflicht gethan haben. Daher haben sie den eid 



6) ZoETFX das alte bainl>erger recht« Urkundenbucli s. 
5. 7. J. !• 9. 10. 
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wahrscheinlich Dicht vor einem schöflengerichte, son- 
dern allein vor dem hohem richter gelastet Wie 
sich hieraus die zahl der schößen entwickelt hat, 
zeigt die fränkische geschichte deutlich. Als der 
frithborg Terfiel, und seine Verpflichtung auf die cen- 
tene überginge die noch dem namen nach, aber wohl 
ohne alle beziehung auf die zahl bestand, da konnte 
man nicht mehr bei der grosse der centenen einen eid 
von vieren derselben fordern, man forderte daher den 
eid von zwölfen aus einer centene, aber ohne weitere 
bestimmung über ihre aoswahl. So das oben (seite 
56) angeführte gesetz Child£BERTS. Als aber auch 
die Verpflichtung der centenen unterging, fiel noth- 
wendig zugleich dieser eid weg. Die schöfTen wur- 
den aber einer ähnlichen aufsieht unterworfen, als 
Karl der grosse die sendboten einführte, und so 
kamen in das placitum des kaiserlichen missus die 
zwölf schoflen neben dem grafen, um nothigenfalls je- 
nen zwölfer -eid leisten zu können. Wenn endlich 
die kaiserlichen sendboten eingegangen waren oder, 
wie in Engtand, ihre thätigkeit allein auf die wahr* 
nehmung der königlichen gerechtsame beschränkten, 
so musste in der that der herzog oder graf die<^ 
selbe aufzieht fuhren, und so konnten hie und da 
die zwölf schöfTen in die hohem gerichte kommen, 
von denen sie dann wohl auf Stadt - und lehn - gerichte 
übertragen wurden. 

Dieses verhältniss scheint sogar durch die zwölf 
friesischen orkunden bestätigt zu werden, welche in 
dem theile Frieslands gerade vorkommen, der am ent- 
schiedensten die gewalt der holländischen grafen an- 
erkennen musste, in dem westerlauerschen Frieslande, 

13 
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und von denen dennoch gewöhnlich nur sieben als ifaälig 
erscheinen, während in allen übrigen friesischen ländern, 
wenn überhaupt die zahl der urlheilfinder angegeben 
ist, deren sieben genannt werden. 

Es ist erwähnt worden, dass in Dänemark die 
twölf schoflen von Regner Lodbrog eingeführt 
seien, und es ist schliesslich onoch zu erörtern, in 
welchem Verhältnisse diese thalsache zu unsrer an- 
nähme steht. Saxo Grammjlticus 7) erzählt oamlich 
von ihm: 

Praeterea, ut omnis controversiarum lis, semolis 
actlonuni instrumentis , nee accusantis impetitiane 
nee rei defensione admissa, duodecim patrum ap* 
probatoruni judicio mandaretnr, instituit. 
Die frage ist, worin das wesen dieser nenerung lag. 
SCUILDENER ^), dem ich diese und die gleich an^uföbr 
rende stelle verdanke, setzt es in die beseitigung 
weitläuftiger Verhandlungen oder gar aller künstlichen 
beweismittel und in die einfiihrung einer entscheidung 
nach der blossen moralischen Überzeugung der nämnd 
oder der näfln. Nach den worteu des Saxo wurden 
aber nur abgeschaflt „die Werkzeuge <Ier that, so 
dass weder der angrifl* des anklägers, noch die ver- 
theidigung des schuldigen zugelassen werden sollte.*' 
Dies kann man nur entweder von dem fehderecfale 
oder von dem gerichtlichen Zweikampfe verstehen. 
Nun ist aber das letztere deshalb unzulässig, weil 
später bei einer ganz andern gelegenheit die sitte des 



7) Danorum regiun heroumque historiae* Paris. 1514. 
4. IIb. 9. fol. 91 a. 

8) Guta-lagh. Greifswald. 1818. 4. 8. 162 sp. 2. 



Ursprung ' der zwölfisahl der schüfren« f. 30. 195 

Eweikampfes abkam und das gottesnrfheil des ^uhen* 
Aen eisens an dessen stelle trat, denn derselbe Saxo 
erzählt : 

Quo (miraculo Popponis) evenit, lU Dani, abrogala 

daeilorum consueludine, pleraque causarom judicia 

eo experimenti genere (eandenti ferro) constatnra 

deeemerent; eontroversiai'uni examen rectius ad ar- 

bitriom divinum, quam ad hnmanam rixam relegan- 

dum putantes^). 

Also bleibt nur die^ abschafTung des febderechts 

übrig. Mit diesem aber fiel die ganze grundlage der 

friedensburgscbaft, und man darf daher wohl schlies-- 

sen, dass die Vernichtung dieser allzu demokratischen 

Verfassung Regners eigentliches augenmerk gewesen 

sei, und dass er daher in der siebenzahl der schöfTen 

auch nicht das andenken an die alte zehntheiiuog 

habe erhalten wollen, indem er vielmehr die bisher 

nur in einzelnen fäUen angewandte zwölfzahl zur r^- 

gel erhob. Diese gesetzgebung des RegnerLodbrog 

mag aber die Ursache sein, weshalb wir überhaupt 

in den nordischen reichen die siebenzahl vermissen. 

§. 31. 

Die tfeseiikundigen* 

Von den urtheitem wurde ursprünglich keine 
andere rechtskenntniss erwartet, als eine solche, wie 
sie ein jeder in der erf abrang des gemeinen lebens 
sich erwarb. Allein diese kenntniss genügte nicht, 
so bald man geschriebene gesetze hatte, nach denen 
man richten sollte. Als freilich das schöffenamt sich 



9) Lib. 10. fol. 101 a. 
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ztt einem lebenslänglichen amte ausbildete, konnte man 
auch von den schoflen diese kenntniss envarteo, und 
es fehlt nicht an nachrichten, welche in der that zei- 
gen, dass die sch(>fl*en sich um eine besondre rechts* 
kenntniss bemüht haben. Der Verfasser des Sachsen- 
spiegels war bekanntlich ein landgerichtsschöße. Vins 
jähr 1013 klagt Udalrich, graf von Ebersberg, 
dass man zu seiner zeit diese kenntniss vernachläs- 
sige, während es noch in den zeilen seiner Jugend 
för schimpflich gehalten sei, wenn ein mann von an- 
gesehenem Stande — - und ein solcher war ja vorzugs- 
weise in der läge, in hof- und landgerichten als 
schofle zugezogen zu werden — ia diesen dingen sich 
unwissend gezeigt habe ^). In der altem zeit indes- 
sen, da man bei den schoflen oder den rachinburgii 
residentes diese kenntniss nicht erwarten durfte, kann 
es nicht befremden, ausser nchter und schoflen in 
den geriehten männer zn finden, welche sich aus- 
schliesslich dem berufe widmen, aus den geschriebe- 
nen gesetzen die nöthige belehrung zu erlheilen. Diese 



1) Sigebertus et Theodoricus ac deinde Carolus jura 
dictabant, quae sl quis potens ac nobilis legere ignoraret, 
ignominiosus videbatur, sicut in me coaevisque meis appa* 
ret| qui jura didicimus. Moderni vero filios suos negliguat 
jura docere. Chrouicon Eberspergenae in Oefelii rer. K>oi- 
car. Script, 2, 10. Was hier von Sigebert und Tlieo- 
d e r i c h gesagt v?ird, bezieht sich ohne zweifei auf die volks- 
rechte. Unter Sigebert ist unstreitig der letzte königder 
Ripuarier gemeint und Theoderich ist derselbe, dem eine 
bekannte vorrede das ripuarische, alemannische u. bairische 
volksrecht zuschreibt. Vergl. Biener gesch. d. inquis* proc. 
8. 127 f. Buchher das öiTentliche gerichtsverL s. 108. bat 
zuerst die stelle ans licht gezogen. 
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bedeutmig ist in den älteren zeiten den sa^baronen 
der beiden fränkischen und den judices der beiden 
süddeutschen volksrechte beizulegen. Von den sa- 
g^baroneh hat dies mit aller erreichbaren wahrschein* 
lichkeit VON MAURER^) nachgewiesen, und dib deu^ 
titng, welche EICHHORN 3) ausserdem für möglich hält, 
dass sie nämlich iiir die gebotenen gerichte dasselbe 
gewesen wären, was die racbinburgen für die un* 
gebotenen, findet in dem umstände ihre Widerlegung) 
dass auch pueri regis, also unfreie, dieses amt beklei- 
den konnten^). Die vermuthung dagegen, welche 
Beuker Andreae ^) mit einem etymologischen grande 
nnterslützt, dass die sagibaronen Schiedsrichter, hol- 
ländisch segsmanne, gewesen seien, ist schon von 
Maurer zurückgewiesen. Von dem bairischen und 
alemannischen judex ist es weit weniger zu bezweifeln, 
dass sie zu dieser classe gesetzkundiger rathgeber ge-* 
hört haben, und diese annähme wird %'orzuglich durch 
die Vorschrift ausser zweifei gesetzt, dass der richter 
neben dem judex auch den liber legis zur band ha- 
ben soll^). Da indessen in diesen ländeni neben 
dem judex keine besondem Schöffen bestanden, dage- 



2) Gerichtsverfahren, f. IG. s* 19. 

3) St. u. r. gesch. I. {. 75. 

4) Lex sal. 57 (56) 2* Die lesart, Dacb welcher auch 
der graf puer regia sein konnte, beruht ohne zweifel auf 
einem durch die Überschrift des titeis veranlassten irthume 
des abschreibers. Diese Überschrift; ist aber offenbar nur 
nach dem ersten paragraphen gemacht und beweist für 
den Inhalt des übrigen titeis gar nichts* 

5) De origtne jinis municipalis frisici p« 417 nota 2. 
0) LiCX Bajuw. 2; 15. §. 2. 
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gen imoier die ganze gemeinde versammelt war, so 
erhielt hierdurch der judex die besondre stelloog, dass 
er jedesmal der war, der das urtbeil zuerst fand und 
wies, welches dann von der iibrigen^ gemeinde bestä- 
tigt oder gescholten warde. 

Bekannt ist endlich ein ebenfstlls hierher ^hö- 
render lögsögumadr in den nordischen reichen. 

In den spätem zeifen entstand ein ähnliches be- 
dürfniss nach besondem gesetzkundigen rathgebern 
da, wo entweder keine stehenden Schöffen in den 
gerichten waren, oder wo die nöthige rechtskenntniss 
bei den Schöffen nicht zu finden war. In einem 
theile Frieslands nahm der asega ^) eine ganz ähn- 
liche Stellung ein, wie jene bairischen judices. Da 
sie aber nur in dem theile Frieslands vorkommt, der 
den grafen unterworfen war, so hängt sie wahrschein- 
lich mit gewissen Veränderungen der gerichtsverfas- 
sung zusammen, von denen weiter unten erst die rede 
sein kann. In den übrigen theilen de^ reiches zog 
man entweder einzelne rechtskundige beisitzer zu, oder 
man half sich mit anfragen bei andern gerichten, 
welche in dem rufe grösserer rechtskenntniss standen. 
Solche beisitzer kommen im zwölften Jahrhundert in 
Italien unter dem namen judices palatini vor.' Dort 
wird hofgericht gehalten 

habito consilio episcoporum, ducum, marcbionum, 



7) Die Ableitung des asega oder nesga von den Aseo 
bei Drcter v. d. nutzen d« beidn. gottesgelabrtheit, §. 4* 
n. 7. in der samniL verm. abb. 2, 621. 622. ist vrobl mit 
recht in vergessenbeit geratben. 
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comilum fiiniul et palatlnorum judiruni et alioruni 

procerum 8). 

In Deutschland kommen so fi*üh keine gelehiie 
beisitzer vor. Aber im vieraehnlen Jahrhundert finden 
sich bereits in Urkunden der reichsgerichte ausdirUckei» 
welche man darauf deuten könnte. Im, jähre 1301 
ward von dem rpthweilschen hofrichter Egloff von 
Wartenberg ein brief ausgestellt über ein urtheil, das 
„erlhailt ward von rittern und von richleren, die da zuge-^ 
geh waren". In einem andern urtheilsbriefe vom j. 1492 
heissen sie ,^rilter und urtailsprechere^ünd in einem drit- 
ten von demselben jähre werden nur urlheilsprecherge^ 
nannt ^). Indessen ist hier noch eine zwiefache andere 
deutung möglich. Man kann nämlich entweder die aus* 
drücke der beiden ersten Urkunden für tautologien haU 
len, oder aber den ausdruck richter in der ersten, und 
urtheilfinder in der zweiten auf die mirglieder des 
vothweilischen stadirathes beziehen, welche nach der 
Verfassung des vorigen Jahrhunderts beisitzer dieses 
hofgerichts waren. 

Bekannt ist dagegen die eintheilung der hohem 
reichs- und andrer gericht^ in eine adlige und eine 
gelehrte bank, welche seit dem ende des fünfzehnten 
Jahrhunderts üblich wurde. Diese hat ihren Ursprung 
offenbar in dem bedürfnisse nach rechtskundigen 
rathgebem, welche man unter den bisherigen Schöf- 
fen nicht finden konnte. In diesen fallen wurde das 



8) Curia Roncaliae ai. 1154 u. 1158 bei Pertz moo. 
bist, germ* 4, 96. 113. 

9) Senckenberg von der kaiserl. höchsten gerichtsbarkeit. 
Beil. 8 a, 12 u. 13. 
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bedürfniss nach rechtsbelehniog hauptsächlich begriin- 
det durch das Umsichgreifen des römischen rechts^ des- 
sen kenntniss man nur bei stadirten erwarten durfte. 
Dasselbe bedürfniss machte sich in den Städten gel- 
tend, allein hier war es meistens der Stadtschreiber 
oder syndicus, den man aus dem gelehrten stände 
irählte und mit dessen rathe man sich begnügte. 
Aber auch schon vor dem eindringen des römischen 
rechts hatte die grössere Verwickelung der rechtsver- 
hältnisse und die dadurch eintretende Seltenheit der 
rechtskenntniss zu berufungen und anfragen bei an- 
dern gerichten, oberhöfen und schöppenstiihlen , ge- 
führt, und die Verbreitung des römischen rechts än- 
derte hieran nur so viel, dass an die stelle der ober- 
höfe, wenigstens, wenn es nur rechtsbelehrung galt, 
in der regel die juristenfacultäten der einzelnen Uni- 
versitäten traten. Allein diese dinge sind im allge- 
meinen bekannt genug, und es virird fiir unsem zweck 
genügen, an sie erinnert zu haben. 

§• 32. 

ytrk&ltHiss %wisthei\ höhern und nitdern Berichten* 

Die abstufung der gerichte erhielt durch das 
königthum in dreifacher weise eine neue bedeutung. 
Zunächst entstand dadurch, dass alle richter vom kö- 
nige angestellt wurden, die Vorstellung, dass alle 
richter nur Stellvertreter desselben, und wiederum 
die niedern richter Stellvertreter Ats nächst höheren 
seien, und dass also auch ihre thätigkeit aufhören 
müsse, so bald und so lange die Ursache der Stell- 
vertretung fehlte. 

Svenne die greve kumt lo des gogreven dinge« so 



• » 
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sal des gogreven geriobte neder sin gvleget. Also 
is des greveii) svenne die koning in sine grafscap 
knrot, dar se beide to antwerde sin. Also is je- 
welkes richteres, da die koning to antwerde is, die 
klage ne ga denne uppe den koning^). 

Es war daher ein bedeutender schritt fnr die 
selbstständigere Stellung der geistlichen fiir&ten, als 
die Friedriche auf die ausiibmig eines jeden rechts 
in den Städten derselben verzichteten, mit alleiniger 
ausnähme der gerichtsbarkeit für die zeit einer aus- 
geschriebenen reicbsversammlung und der nächsten 
acht tage vorher und nachher^). Oelrichs^) hält 
die sitte für uralt, dasa 2ur zeit, 'wenn das höchste 
echte ding in einem lande gehalten wurde, und eine 
Zeitlang vorher und nachher, alle andern gerichte des 
landes ruhten. Es ist allerdings unmöglich, dass ne- 
ben einer aligemeinen Volksversammlung gleichzeitig 
kleinere Volksversammlungen gehalten werden, und 
in so fem kann man dieser meinung seinen beifall 
nicht versagen, aber man wird auch zugestehen müs- 
sen, dass dem ganz etwas anders zum gründe liegt, 
als eine abhängigkeit der niedem gerichte von den 
höhern. 

Es war übrigens sehr gewöhnlich und vielleicht 
sogar die regel, dass die grafen umher reisten und 
an den gerichtsstätten der einzelnen centenarien oder 
gografen gericht hielten. 

1) Sachs, landr. 1, 58. §. 2. Vergl. das. 3, 60. §1 2. 3. 
Schwab, landr. 133. 134. (Lassb.). 35. 36. (Serck.).^ 

2) Fr i derlei IL imp. coDfoederatio cum principibus ec- 
clesiasticls ai« 1220. c. 10. bei Pertz inon. 4, 237. 

3) De bolding et lodding p. 59. §. ull. 
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Eine zweite Veränderung in der Stellung der ^- 
richfe zu einander war die, dass ein unterschied ent- 
stand zwischen peinlichen und bürgerlichen gerichten. 
Im zweiten kapitel haben wir gesehen, dass gewisse ge- 
genstände nur in der allgemeinen volksversaminlnng be- 
handelt werden dtirfteü^ weil sie von interesse {3lv das 
ganze Tolk waren/ Hiereu kamen jetzt andere gegenstände 
aus dem gründe, weil die könige dieselben wegen ihrer 
besondem Wichtigkeit nur den höhern beamten an- 
vertrauten« Dahin gehörten namentlich die strafen an 
leib, leben und Freiheit. Schon Karldergrosse gebot : 
Ut nullos homo in placito centenarii neque ad 
mortem neque ad libertatem suam aniittendam -*— 
judicetur.' Sed ista aut in praesentia comilis vel 
missorum nostrorum judicentur ^). 
Dadurch entwickelte sich eine eigenthümliche ge« 
riehtsbarkeit, die hohe gerichtsbarkeit oder der blut- 
bann, deren inhaber im allgemeinen diejenigen strafen zu 
erkennen hatte, die man später strafen zu hals und hand 
im gegensalze der strafen zu haut und haar nannte, und 
man gestand diese gerichtsbarkeit nur dem grafen zu, 
oder wer diesem gleich war. Im einzelnen muss jedoch 
die grenze zwischen dieser und der niedern gerichts* 
barkeit nicht zu allen zeiten und an allen orten ge- 
nau dieselbe gewesen sein, obgleich eine gewisse all- 
gemeine Übereinstimmung nicht zu verkennen ist. 
PljF£NDORF ^) sucht den grund dieser Unterscheidung in 
einer stelle des Theo dosi an i sehen codex ^), welche 

4) Capit. 3. ai. 812. c. 4. — Lib. capitt. 3, 79. 

5) De jurisd. gerin. p. 2« s. 2. c* 1. §. 41. pag. 172 sq. 

6) L* 8. Th« cod. de |urisdicr. et ubi quis convenirt 
debeat. 2, 1. 
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florch das wesigothische breviariom zu aligeraeiner 
anwendung gelangt sei. Sie* unterscheidet nämlich 
red parvas ac niinimas von cansts criminalibus, . quas 
dignus faorror inscriptionis impleterit, und die west-^ 
gothiscbe interpretation verweist die erstem an die 
medtocres judices, die lelzlem dagegen an den.rectöp 
provinciae. Diesen nnierschied erläutert er durch 
eine steile des ÜLPIIN^), welcher sagt: 

Levia crimina audire et dtscutere de piano jprocon-* 
sttiem oportet, et vel liberare eos, quihns objiciuntnt» 
vel fustibtts castigare, vel flageUis servos verberare» 
Er schlickst nänilichy dass bei dem, was Ulpian hier 
leichte verbrechen nennt, es charakteristisch gewesen 
sei, dass sie de piano , das heisst sine inscriptioue 
behandelt und s^ugleich fustibus vel flagellis bestraft 
seien. Nun bezeichne jenes die niedere gerichtsbar«- 
keit nach der redeweise des breviars, dieses aber 
komme mit den strafen zh baut und haar uberein. t-^ 
Wahr ist es, dass das breviarium im südlichen Frank- 
reich grosse Verbreitung gefunden hat, dennoch ist 
es nicht sehr wahrscheinlich, dass es einen so allge- 
meinen rechtssatz im fränkischen reiche sollte erzeugt 
haben. Auch bedürfen wir einer erklärung dieser art 
gar nicht Die bestimmung Karls des grossen ist 
so natürlich, als* dass wir nach einer weitern quelk 
derselben zu suchen hätten^ und aus ihr lassen sich 
die weitern gränzbestimmungen zwischen peinlichen 
und nicht peinlichen strafen auf natürlichem wege 
ableiten. Zur zeit der rechtsbücher hat sich freilich 
das ganze verhältniss wieder wesentlich geändert, aber 



7) L. 6. D. de aceus.el ioscriiit. 48, 2, 
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unter dem einflusse von Verhältnissen, von denen hier 
noch nicht die rede sein kann. 

Eine dritte Veränderung, welche sich mit der 
Stellung der gerichte su einander zugetragen halte, 
bestand darin, dass es möglich wurde, das urtheil 
eines gerichfs durch das eines höhern gerichts absu- 
ändern. Das alamannische voiksrecht stellt das ver* 
hältniss der höhern beamten zu den niedem noch so 
dar, d<iss jene lediglich darauf beschrankt sind^ 
die letztern zu unlerstützen, wenn sie zu schwach 
sind^ einzelne personen zum gehorsam zu zwingen ^). . 
Indessen war die möglichkeit der beschwerdeföhrung 
durch die einfiihrung königlicher richter hinlängliek 
vorbereitet. Denn aus dieser folgte mit nothwendig- 
keit eine aufsieht des königs auf die pflichtmässige 
amtsföhrung seiner beamten, und eben so nothwendig 
mnsste es dem einzelnen gestattet werden, gegen diese 
ihre anitsföhrong beschwerde zu erheben. Die he- 
schwerde nahm daher den charakter einer klage ge- 
gen den richter an, und sie musste eben deshalb auf 
solche tälle beschränkt sein, in denen von dem rieh-* 
ter eine thätigkeit erwartet werden durfte. Sie konnte 
zum beispiel darauf gerichtet sein, dass der richter 
sich nachlässig oder unthätig bewiesen habe, oder 
darauf, dass er einen ausspruch der Schöffen ohne 
grund abgeändert oder nicht vollzogen, oder, wo er 
dazu verpflichtet gewesen wäre, nicht abgeändert 
hätte, aber sie konnte nie darauf gerichtet werden, den 



8) Et si est talis persona; quam cQmes in placlto, vel 
cenleDarius, vel inissus comitis distringere non potest, tunc 
eum dux legitime dislringat. Lex Alan. 36 (37), 6<. 
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iohall des schöflenurlheils direct anzufechten. Aus 
demselben gründe verfiel der unlerliegende richler 
ebensowohl, als der unterliegende beschwerdeführer 
jedesmal in eine busse, zum deutlichen zeichen, dass 
man die beschwerde wie eine klage gegen den rieh* 
ter behandelte. In diesem sinne finden wir die be« 
schwerdefiihrnng zuerst bei den Westgothen. König 
Receswind verbietet, dass man sich unmittelbar au 
ihn wende, wenn man gegen die nnparteilichkeit des 
richters verdacht hege. In einem solchen falle, sagt 
er, sollen die richter den bischof zuziehen; dann fiigt 
er hinzn: 

Et qui suspectum judicem habere se dixerat, si 
contra eundem deinceps fuerit querelatus, completis 
prius, quae per Judicium statuta sunt, sciat sibi apud 
audientiam principis appellare judicem esse permis- 
snm. Ita nt si judex vel sacerdos reperti fuerint 
neqniter judicasse, et res ablata ^uerutanti restitua- 
tnr ad integrum, et a quibus aliter, quam veritas 
habuit, judicatum est, aliud tantum de rebus pro* 
priis ei sit satisfactum. Si certe injuste contra ju- 
dicem querelam intulerit, et caussam de qua agitu^ 
jttste judicatum fuisse constiterit, dampnum quod 
judex sortiri debuit, petitor sortiatur; et si non 
habuerit unde compositionem exsolvat, C. fiagelKs 
extensus publice in ejusdem judicis praesentia ver« 
beretur. Nam si forte qiiisquam pro utilitate regia 
aliquid scire se dixerit, aditus ei ad conspectum 
nostrae gloriae negari non poterit^). 
In den schiussworten ist deutlich genug ausgedrückt, 



9) Lex Wisigoth. 2, 1. c. 23. VergL das. c. 31. 
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dass der gesetzg^eber in der klage gegen den Hehler 
nur eine dennnciation gegen die aoilsföhrang dessel- 
ben erblickt, welche eben so sehr dem ofTeRtlicben 
Interesse dient, als dem des besehwerdefuhrers selbst 
In der Lombardei mag es dem einflusse des römi- 
schen rechts zuzuschreiben sein^ dass man diese an- 
sieht veriiess und zu einer appellation im römiscben 
sinne gelangte. Dort beschränkte konig Luitprand 
die busse des richters auf den fall, dass derselbe 
gegen, geschriebenes gesetz geurtheilt habe, oder Jbtss 
er in einem falle, wo per arbilrium geurtheilt sei, nicht 
schwören könne: 

quod iniquo animo aut cormptus praemio eanssam 
ipsani non judicasset, nisi sie ei legem comparuit 

Im fränkischen reiche scheint das institut der 
sendgrafen am meisten zur ausbildung der berufungen 
beigetragen zu haben. Sie waren unmittelbar dazu 
bestellt, beschwerden gegen den grafen anzunehmen 
oder nach umständen an' die person des königs zu 
bringen, und yon ihnen musste, als sie allmäblig 
abkamen, das recht, beschwerden anzunehmen, an- 
mittelbar auf die hohem beamten übergehen. Am 
deutlichsten spricht sich über die Stellung der send- 
grafen in dieser hinsieht das capilulare Saxonum vom 
jähre 797 i^) aus: 

Hoc etiam statuerunt, ut qualiscunque causa infra 
patriam cum propriis vicinantibus pacificata fuerit, 
ibi «olito more ipsi pagenses solidos XII pro distric- 



10) Leg. Lultpr. 4, 10. 

11) C. 4. bei Pehtz mou. 3, 67. 
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tione recipiant. — * Si auteui in praesenUa roisso- 
rum regalium eausae definitae iuerini, «-^ suprasori- 
ptos sol. Xll. ipsis pagenses habeant concessos: et 
pro hoc, quia missus regalis ex liac re fatigaiua 
fueril, alios XII sol. inde recipiat ad partem regis. 
Si autem ipsa caasa ad palatimn in praesentia regia 
ad definienduDi foerit perducta, tunc utrique sol. XII 
— eo, quod infra patnani defmita ratio non fuerit, 
ad partem regis faciant componere. — 
Unter den proprii vicinantes oder ipsi pagenses ist 
ofienbar nichts andres zu verstehen, als eine volks- 
gemeinde, welche in den kaum eroberten sächsi- 
schen provinzen noch nicht die bestimmtere form der 
schöflengerichte angenommen hatte. Durch Karls 
des grossen eroberung war nun an die spitze die- 
ser pagenses ein königlicher ricbter gesetzt und durch 
diesen die beschwerdeRihrung beim missus und beim 
könige selbst möglich geworden, über welche hier 
bestimniungen gelrofTen werden mussten. Wie we^ 
nig aber das System der beschwerdefuhrung zu einer 
wahren appellationsinstanz ausgebildet war, das zeigt 
sich in dem gänzlichen roangel einer rechtskraft 
Das capitulare Saxonum fährt nämlich fort: 

Nani si fuerit aliquis, qui in patria, juxta quod sui 
coovicini judicaverint, seque paciiicare noJuerit, et 
ad palatium pro hujus rei causa venerit, et ibi fue- 
rit judicatum, quod jostum Judicium judicassent, 
in prima vice, ut sopra dictum est, sol. XXIV ad 
partem regis componat. Et si tunc inde rediens 
se paciiicare et justitiam facere renoerit, et iterum 
pro ista causa ad palatium fuerit convocatus et de- 
judicalus, bis XXIV sol. componat. Si vero nee 
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dam correptas, tertia vice pro eadem re ad pala- 

tlum remeaverit, Iriplani cooipositionem exinde fa- 

ciat ad partein rtgis. 
Die Wiederholung derselben bescbwerde war also ins 
unendlicbe möglieb, und nur durch immer erhöhte 
geldbussen wusste man davon abKuschrecken , denn 
selbst bei. dem dritten male wird noch nicht ausge- 
sprochen, dass eine vierte nicht mehr denkbar sei. 
Indessen mag man das auch stillschweigend angenom- 
men haben, da allerdings das gesete hier nur die 
bestimmung der succumbenz - gelder oder sportein vor 
äugen hat 

War nun einmal ein System der aufsieht und 
beschwerdefnhrung so weit durchgeführt, so lag es 
nahe, einen schritt weiter zu gehen und dem 
richter der hohem Volksgemeinde dieselbe aufsieht 
über den der niedern gemeinde, also dem richter der 
gaugemeinde, dem grafen, dieselbe aufsieht über 
das hunderthaupt, den cenlenarius zu geben, wie sie 
der missus über jenen hatte. Wirklich muss dies zu 
Karls des grossen zeit oder bald nachher gesche- 
hen sein. Lothar I. ordnet iur Italien an: 

Yolunius, ut comites nostri licentiam habeant in« 

quisitionem facere ^^) ; 
und dann beruft er sich wegen der behandlung sol- 
cher vicarii und centenarii, die aus geldgler das volk 
mit zu vielen Zusammenberufungen belästigen, auf 
Karls des grossen Verordnungen. Auch schon 
Ludwig der fromme redet in seinen longobardi- 
sehen geselzen ^^) von einem centcnarius comitis, so 

12) Leg. loiigob. Lothar. I. c, 60. 

13) Leg. loDgob. Ludovici pii c. 46. 
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dass doch der erstere in einer gewissen abhängigkeit 
TOD dem letzteren gedacht werden muss. In den 
rechtsböchern erscheint jedoch erst das System der 
berufung in ganz entschiedener ausbildung, so dass 
ganz allgemein der satz aufgestellt wird: von dem 
niedern richter geht die bernfung in jedem falle an 
den nächst hohem ^^). Zwar wird fortwährend eine 
busse von der abgewiesenen parlei an den richter, 
dessen urtheil angefochten wurde, entrichtet ^^), und 
es ist also der ursprüngliche gesichtspunkt der klage 
gegen den richter noch beibehalten, indessen ist nicht 
ersichtlich, dass noch ein unterschied gemacht wäre 
zvinschen einer anfechtung des niateriellen inhalls eines 
urtheils und einer beschwerde über eine ungerechte 
handlung, eine Pflichtverletzung des richters. Im er- 
stem falle konnte man die beschwerde allenfalls als 
gegen sämmtlicbe Schöffen gerichtet ansehen, zumal, 
da man die stelle des Sachsenspiegels auch so verste- 
hen kann, als ob der die busse erhielte, der das ur- 
theil gefunden habe. 

Bei dieser ansieht von dem wesen der berufung 
könnte man sich denken, dass die beschwerde nicht 
immer von iustanz zu instanz habe gehen müssen, 
sondern dass man auch habe einen hohem richter 



14) 8Sch8.1andr. 2, 12« f. 4. Scliw&b« laiidr. 114.(La88b.). 
Unde ist, daz man einem man ein urteil wider wirfet^ die 
8ol man ziehen an einen hoeheren richter, ze jungest an 
den kiunig« 

15) Sachs. landr. 2, 12. ji|^5. Die dat ordel schilt, ne 
vulkumt he's nicht, he mut dar umme gewedden deme rieh- 
tere unde jeneme sine bute geven, des ordel he bescnlden 

hevet. 

14 
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vorbeigehen können, um sich sofort an einen noch 
hohem zu wenden. In jedem falle war dies wenig- 
stens dann möglich, wenn man erwarten konnte, dass 
sich der letzlere an dem orte des gerichls einfand 
und dadurch die unter ihm stehenden gerichte nie- 
derlegte. In diesem falle konnte ja sogar die sacke 
von aniang her bei dem höhern richter angebracht 
werden. Aber auch ausserdem könnte man er- 
warten, dass es erlaubt gewesen wäre, sich sofort 
an den höhern richter zu wenden, nicht etwa, weil 
der niedere die justi« verweigere oder behindert 
werde, sondern nur, weil man ein besseres zutrauen 
zu dem hohem habe. Dieses letztere verbot^ wie wir 
vorhin bemerkt haben, das westgothische gesetzbuch. 
Wie es damit im fränkischen reiche gehalten sei, dar- 
über weiss ich keine auskunft zu geben. Erinnert 
man sich jedoch, welche Stellung die kaiserlichen 
landgerichte und die westfälischen vehmgerichte spä- 
terhin eingenommen haben, wie sie darauf ansprach 
machten, mit allen andern gerichten, hohen und nie- 
dem, zu concurriren, wie man mit mühe ihre ein- 
griffe in fremde gerichtsbezirke auf den fall der ver- 
weigerten Justiz einzuschränken suchte, und wie sich 
fursten und Städte durch privilegia de non evocando 
gegen sie schützten, so wird man geneigt sein, anzu- 
nehmen , dass es allerdings in der regel fiir erlaubt 
gehallen sei, die niedern richter vorbeizugehen. 

Zum schluss ist noch daran zu erinnern, dass 
die reichsbeamten und ^e freien herrn, mit einem 
Worte, die furstenmässigen personen einen stand bil- 
deten, der nur dem kaiser oder seinem pfalzgrafen 
oder hofrichter untenvorfen war. Doch darf man 
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diesen Vorzug des gerichtsstandes kaum dem einflusse 
der königlichen gewalt zuschreiben, da wir gesehen 
haben, dass höchst wahrscheinlich schon der ursprüng- 
liche adel, aus dem diese personen hervorgingen, 
durch seinen ausgedehnten grundbesitz von den klei- 
nem volksgeroeinden abgesondert war, und daher nur 
in der Versammlung eines ganzen volks eine stelle 
als mitglied der Volksgemeinde einnehmen konnte. 

§33. 

nüekbliek. 

f 

Vergleichen vnr die bisher beschriebenen stufen 
der entwickelung, so sehen wir, dass die gerichtsbar- 
keit über freie eine wesentlich neue grundlage er- 
halten hat. Die Vorsteher der gerichte wurden nun 
nicht mehr von der voiksgemeinde gewählt, höchstens 
wurde bei der wähl auf den wünsch der voiksge- 
meinde rücksicht genommen, immer jedoch so, dass es 
mehr den anschein einer politischen massregel, als den 
einer berechtigung des volks hatte. Dadurch erschien 
der könig jetzt als alleiniger inhaber und quell aller 
gerichtsbarkeit, er mogte sie nun selbst oder durch 
seine beamten üben, und diese letztem niogten durch 
erbliches recht oder als persönliches amt das gerichl 
besitzen. 

AI werlik gerichte hevet begin von köre; 
dieses Sprichwort mag einer erinnerung an die alte 
volkswahl entsprungen sein, die zeit der rechtsbucher 
konnte es nur in einer andern weise nehmen.. Be- 
merkenswerth. ist daher die art, wie die Spiegel den 
satz auslegen. Der Sachsenspiegel fiigt hinzu: 

dar umme ne mach nen sat man richtere sin, noch 

14* 



212 Kap. HL EiofluM des kuniglliuiiit* 

nenian, he iie si gekoren oder belent richlere, 
oder, wie andere handschriften lesen: . 

her en si geborn oder belenet richter ^), 
und bexiehi daher die kur auf den könig: dagegen 
das schwäbische landrecht verlässt diese deutang 
und bezieht die kur auf die Volksgemeinde, freilich 
in einer weise, in der man von wähl nur sehr un* 
eigentlich reden kann. Es sagt: 

daz ist also gesprochen, das dehein herre sol den 

liuten keinen richter geben, wan den si wellenl ^) ; 
und bezieht das sprichwoii also auf das blosse wi- 
derspruchsrecht der gemeinde gegen die richterwahl. 
Das sogenannte landrechtsbuch RuprechtsvonFrei* 
sing^) begnügt sich sogar in der neuesten redaction, 
dieses widersprochsrecht anzuführen, lässt aber das 
Sprichwort, welches bis dahin an der spitze sland^ 
aus. Der abschreiber mogle nicht recht mehr begrei- 
fen, wie man einen solchen rechtssatz als wahr hin* 
stellen könne. 

Im Zusammenhang mit dieser Veränderung in der 
person der richter stand nun auch eine andre, welche 
das verhältniss zwischen den richtern und der volks- 
gemeinde betraf. Es war nämlich nicht etwa die be- 
deutung der Volksgemeinde auf den richter überge- 
gangen, sondern die thätigkeit der volksgemeinde und 
ihrer Stellvertreter hatte vielmehr ebenfalls eine ganz 
andre bedeutung erhalten« Bisher war die volksge- 
meinde es gewesen, welche durch ihre Verbindung 

1) Sachs, landr. 1, 55. §. 1. 

2) Schwab, landr. 86. Lassb. 

3) y. Mavaer Stadt und landrechtsbuch Rupr. v. Frais. 
1, 61. s. 73. 
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den frieden wirkte, und ihr erwählter Vorsteher hatte 
nur als ftihrer ihrer berathungen und als Vollstrecker 
ihrer beschlüsse gedient, und in beiden fällen nur 
kraft ihrer vollmacht und also in ihrem namen ge- 
handelt. Die Volksgemeinde oder der ansschuss, der 
ihre stelle einnahm, blieb nun zwar ferner der theii 
des gerichts, welchem die fassung der beschlüsse an- 
heim fiel, allein durch ihre beschlüsse war kein friede 
bewirkt, so lange der richter ihnen nicht dadurch 
Wirksamkeit verschaffte, dass er sie durch sein gebot, 
den bann, den er vom konjge empfangen hatte, zu 
befehlen des königs als dessen bevollmächtigter erhob. 
Die^ Versammlung der urtheiler war daher herab ge* 
sunken zu einem rathe des richters, dessen beschlüsse 
dieser freilich in der regel zu den seinigen machen 
rousste. 

Die möglichkeit, dass durch die gerichte ihr 
zweck erfüllt werde, lag daher jetzt allein in der ge- 
walt des konigs, dessen beamter als der eigentlich 
befehlende, richtende und vollstreckende erschien. Der 
köntg hatte also die bnrgschaft für den frieden aut 
sein haupt übernommen. Dadurch hatte er freilich 
die gesammtbürgschaft aufgelöst und das ganze reich 
zu einem grossen frithborg gemacht, nicht mehr zu 
einem frithborg, in dem sich alle gegenseitig den 
frieden verbürgten, sondern zu dem frithborg eines 
herrn, der ein schütz aller seiner untergebenen ist. 
Dies sprach der angelsächsische könig Edward aus. 
„Da er seine weisen zu Eaxanceasler ermahnte, dass 
sie sich alle berathen mögten, wie ihr friede besser 
geschützt werden könnte^ als es bisher geschehen 
war, da fragte er sie: wer sich der busse uuterwer- 
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fen und in derselben Genossenschaft sein wollte, 
m welcher er, der köpig, wäre, und das lieben, was 
er liebte, und das verabscheuen, was er verabscheute, 
sowohl zar see, als zu land. Da beschloss man fer* 
ner: dass niemand einem andern sein recht verweis 
gere^)." Derjenige, welcher die beschlüsse des ge- 
richts gegen den widerspenstigen ausführte, war da- 
her in der regelt) nicht mehr ein beauftragter der 
volksgemeiude , sondern ein diener des richters, ein 
böte des herm, ein fronbote, und es ist wohl nicht 
blosser zufall, dass die namen des riehters und sei- 
nes abgesandten im mittelalter &o vielfach sich gegen- 
seitig vertauschen ^). 

Diese beiden Systeme der freien vtJksgemeinde 
und der königsherrschaft ringen durch das ganze 
mittelalter mit einander, und dieser kämpf ist die in» 
teressanteste seite jener zeit der ihrer auflösung ent- 
gegen strebenden Widersprüche. Es. durfte nicht 
schwer sein, eine reihe der interessantesten einzeln* 
heiten anzusammeln, die entschieden an die alte frei- 
hielt zurück mahnen. In den Städten vorzugsweise 
treten erscheinungen hervor, von welchen man die 
zurückfuhrung der alten freiheit erwarten könnte. 
Dahin gehört zum beispiel, was sich in jenem be- 
rühmten sitze des angesehensten der westfälischen 



4) Edwards ges. IL (ConciL exoniense.) 1« 2« 

5) Freilich erhielt sich vielfach die sitte, dass einzelne 
handlungen dieser art von den Schöffen oder einem theil 
derselben ausgeführt werden mussteo; vorzüglich aber nur 
dann^ wenn es wichtig war, sichern beweis einer solchen 
faandlungzu erlangen. 

f>) GiuMM rechlsalterth* s. 766. 
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freisttihle fand, dass die gemeiude von Dortmund ihren 
richter selbst, und jedesmal nur auf ein jähr wähhe^). 
Zwei dinge finden sich aber, die wir nicht überge« 
ben dürfen, weil sie deutliche erinnerungen an ältere 
zeit und Verfassung sind, von denen die eine fast in 
ganz Deutschland sich bald in dieser, bald in jener 
form scheint erhalten zu haben, die andre aber we- 
gen ihrer innern bedeutsarakeit nnsre beachtung iu 
besonderm masse fordert Von diesen soll in den 
folgenden beiden paragraphen die rede sein. 

§.34. 

Gericht über kandkufte ikai. 

Die älteste bestimmung über handhafte that ent- 
halt das gesetz Childeberts II, welches bereits oben 
(seite 103) abgedruckt worden ist. Der inhalt des- 
selben ist dort ebenfalls schon genauer angegeben; 
hier ist aber der ort, das verhältniss dieses merkwür- 
digen gesetaes za der übrigen Verfassung und zu spä- 
tem rechtlichen bestimnningen zu erörtern. 

Die bestimmung Childeberts lässt sich nur 
durch die annähme befriedigend erklären: die fiinf 
oder sieben zeugen, welche aus eigner Wahrnehmung 
urtheilen, werden durch ihren eid, den sie dem rich- 
ter leisten, selbst zu urtheilern, da sie alle eigenschaf- 
ten von solchen haben und nicht als zeugen oder 
eidhelfer einer partei auftreten. Sie ersetzen die volks- 
gemeinde, die den criminosus, wie ihren feind, ver- 



7) Daetcr nebenstuuden. s. 417. Die Statuten spreclieo, 
was wohl zu ' beachten ist, keineswegs von einer blossen 
wähl des richters durch den ratb. 
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fdgt. ROGG£^) hat diesen zusanimenhang mit der 
übrigen gerlchtsverfassung nicht erkannt und hat sich 
deshalb nicht anders zu helfen gewusst, als dass er 
das ganze fiir ein machwerk der geistlichkeit erklärt, 
welches sie dem könige aufgedrungen habe. Allein 
seine gründe sind wenig haltbar. Die erinnemog 
des Schlusssatzes an ein >vort des apostels Paulus^) 
liegt nicht sehr nahe, und dass in den fönf oder 
sieben männem eine anwendung von den römischen 
testamentszeugen enthalten sei, welche die'kirche all- 
gemein gemacht habe, ist unerweislich. Am wenig- 
sten kann dafiir das capitulare von 789^) angeführt 
werden, derin in diesem gesetze ist eben nur von 
letztwilligen disposilionen zu gunsten der geistlich- 
keit die rede. Die fünf tiodicillar- und sieben testa- 
ments- zeugen sind daher an diesem orte in derselben 
weise zusammengestellt, wie dies in dem westgothischen 
breviarium geschieht. Eine anwendung dieser zeu- 
genzahl auf andre Verhältnisse lässt sich daraus nicht 
erweisen. Dagegen erklären sich in unsrer stelfas 
die fiinf oder sieben zeugen ganz gut aus der bezie- 
hung zu der gewöhnlichen zahl der urtheiler, welche 
durch sid vertreten werden sollten. Childebert nennt 
die gewöhnliche anzahl der urtheiler, neben ihr aber 
noch eine andre kleinere, welche in diesem exorbi- 
tanten falle ausnahmsweise schon genügen soll. Viel- 
leicht bezieht sich aber auch die letztere ^zahl auf 



1) Gerichtswesen. 8. 234. 

2) Rom. 2, 12. Quicumque enün sine lege peccaverunt, 
sine lege perlbunt* 

3) Cap. 3. ai. 789. sect. 2. c, 1. 
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gegendeo, in denen, wie im südlichen Frankreich, 
nur fiinf urtheiler üblich waren. 

R00&£'s irrthnm ist daraus entsprungen, dass er 
theils die beziehnng auf die handhafte that, die frei* 
lieh nur undeutlich durch den schlnsssatz ausgedrückt 
ist, theils aber auch den Zusammenhang mit jungem 
instituten verkannte. Schon die aufnähme des Chil- 
debeiischen geselzes in der Sammlung des BENE- 
DICT Levita^) beweist fiir das fortbestehen des 
grundsatzes. Aber noch entschiedener kehrt er in 
den rechtsbüchern und andern jungem quellen wie^ 
der, obwohl nicht immer in unveränderter form. 

Zuerst kommt hier ein mericwürdiger aussprach 
des kleinen kaiserrechts in betracht. Es heisst dort: 
Der kayser hat ouch gefryet dy sceppin, daz se 
über nimandes lip sollen orteylin, der en hat ver- 
worket. Sint geschrebin siet: dez keysers oszer- 
weiten soUent ober dy nicht orteyln, dy man uss 
dem riebe werffen sal. Ouch stet anderswo ge- 
screbin, we nie todin sal, den en darfT mymant or- 
teyln, wanne syne that sal en orteylin ^). 
Unmöglich kann dieses heissen, dass die peinlichen 
g[^erichte ohne Zuziehung von schöffen abgehalten wer- 
den sollten, denn das gegentheil ist zu bekannt Dass 
es sich vielmehr nur auf die handhafte that beziehen 



4) 3, 267. Khvst bei Pxrt« mon. 4, B. 27. verweist 
hierbei auf die alte Sammlung von poenitential-canonen, 
die in Martkiub et Durand thesaurus novus anecdotorum 
4, 31 «^ 55. abgedruckt ist, und nimmt also ebenfalls 
einen kirchlichen Ursprung dieses gesetzes an. Allein ich 
habe dort keine entsprechende stelle auffinden können* 

5) Kl. kaiserrecht« 1, 10 am ende* 
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kann, geht theil& aus dem zusatse hervor, dass die 
tbat selbst anstatt der Schöffen urtheilen soll, theils 
aas dem andern ausspruche desselben rechtsbuchs: 

Waz dy richter unn dy scböpfFen vonvaz wissen, 
. daz endarfT nymant erwynnen an dem gerichte 

mit clage noch dez keysers rechte^). 
Ferner findet die sache ihre erklärung in den sa- 
sätzen zu der siebenzehnten von den allgemeioen frie- 
sischen küren, den sogenannten sieben wenden^. Es 
werden nämlich hier solche fälle aufgezählt, in iveU 
chen ein verbrechen als offenbare that anzusehen und 
daher der handhaften that gleichzusetzen ist. In 
diesen fällen soll keine ' entschuldigung , kein gegen- 
beweis des thäters zugelassen werden, sondern das 
zeugniss derer^ welche die that oder den umstand 
sahen, der der that gleichgesetzt wird, reicht hin, nm 
den schuldigen ohne weiteres zu verurtheilen ^). 

Der Sachsenspiegel behandelt die faandhafle ihat 
auf etwas andre weise. Er erlaubt nämlich, in einem 
solchen falle, wenn der wirkliche richter nicht zur 
band ist, der eile wegen einen mann zu erwählen, 
der einstweilen anstatt des richters handelt Die wähl 
soll jedoch von den be wohner n der nächsten dörfer 



6) Kaiserr. 1, 4. 

7) RiCHTHOYEN friesisclie rechtsquellen s. 32 — 39. 

8) Vergl« RoGOE gerichtswesen 8. 220 f. Mit recht deu- 
tet derselbe hierauf s. 223. die Iiestiinmuug der lexRipuar« 
41, 2* Si qui8 a contubernio probabiliter ligatus super res 
alienas fuerit, eum ad excusatioaem nou permittimus. Das 
Childebertscbe geseu beweist aber gegen ihn, däss man 
das coutuberniuin nicht für eine gesamiatbiiiigschaft ^ eine 
geuieinde halten niuss. 
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und zwar wenigstens von drei dörfern zasamnien ge- 
Iroflen werden* Er drückt sich darüber aus: 

Bejegenet aver en hanthaftich dat von düve oder von 
rove, dar en man mede begrepen wirt, dar mut 
man wol umme kesen enen gogreven, to niinnest 
' von dren dorpen, die gaen dat to richtene, of man 
des beleäden richteres nicht hebben ne mach. — Ne 
wirt en dief oder en rovere binnen dage unde 
binnen nacht nicht verwunnen , so ne hevet de 
gogreve nen gerichte dar an, so sal richten die 
- beiende ricbtere. Dit is geredet umme den gogreven, 
den man küset to eme ungerichte in der hanthaf- 
ten dat, to richtene desselven dages^). 

Ganz auf ähnliche weise, wie in jenem gesetze 
Childeberls, hatten die schoflen der spätem west- 
rälischen freigerichte das recht, wenn ihrer drei oder 
vier einen Verbrecher in handhalter that antrafen, 
denselben auf der stelle zu richten. 

Wor man eynen obeltetigen mann an fryscher tad, 
das ist, nach westfelischer spräche, mit habender 
haiid und gichtigem munde ankomit und befindet, 
den mögen dry, vier, addir mehr fryschepphen mit 
der fiyschen tad und an der stede zu stund wol 
vorrumen und von yme richten. Komit her abir 
von dannen, so sal man yme darnach darumme 
nichtis thun, her en sie denne zuvor erfolgit, berlagt, 
vorfemet und verfurt an den fryen stuln mit dem 
heymlichin gerichte, also recht ist in der stillen 
achte 10). 

9) Sachs, ländr. 1, 55. 57. 
10) Vehmgerichtsordnung v« 1408. art. 20. bei Mueller 
reichstagstheater Maximilians L s. 477. 
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voii>eigehen können, um sich sofort an einen n 
hohem zu wenden. In jedem falle war dies weiii^ 
stens dann möglieh, wenn man erwarten konnte, da 
sich der letzlere an dem orte des gerichts ein(a 
und dadurch die unter ihm stehenden gerichte i 
derlegte. In diesem falle konnte ja sogar die s« 
von antang her hei dem höhern richter angebi 
werden. Aber auch ausserdem könnte man 
warten, dass es erlaubt gewesen wäre, sich & 
an den höhern richter zu wenden, nicht etwa, 
der niedere die justi« verweigere oder behiu 
werdc^, sondern nur, weil man ein besseres zutr;. 
zu dem hohem habe. Dieses letztere verbot^ wie . 
vorhin bemerkt haben, das westgothische gesetzbi; 
Wie es damit im fränkischen reiche gehalten sei, ü 
über weiss ich keine auskunft zu geben. Erini 
man sich jedoch, welche Stellung die kaiserlicl' 
landgerichle und die westfälischen vehmgerichte spH 
terhin eingenommen haben, wie sie darauf aospnic 
machten, mit allen andern gerichten, hohen und nit 
dem, zu concurriren, wie man mit muhe ihre ei. 
griffe in fremde gericbtsbezirke auf den fall der v< 
weigerten Justiz einzuschränken suchte, und wie s* 
fiirsten und Städte durch privilegia de non evocar * 
gegen sie schützten, so wird man geneigt sein, an- 
nehmen , ^aiss es allerdings in der regel fnr erla* 
gehallen sei, die niedern richter voi*beizugehen. 

Zum schluss ist noch daran zu erinnern, ^ 
die reichsbeamten und ^e freien herrn, mit ein 
Worte, die fdrstenmässigen personen einen stand L^ 
deten, der nur dem kaiser oder seinem pfalzgra: 
oder hofrichter unlenvorfen war. Doch darf ma 
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In andern gerichten dieser art verurtheilte man 
ohne allen beweis den angeschuldigten zum tode, 
>yenn derselbe schon einmal durch eid, und ein zwei- 
iesnial durch feuerprobe sich von einer gleichen an- 
schuldigung hatte reinigen müssen ^3). Diese gerichte, 
denen man häufig ebenfalls den namen der vehmge- 
richte gab, haben sich sogar hie und da bis in das 
sechzehnte Jahrhundert hinein erhalten. Noch weiter 
ging m<in in Nürnberg, Kempten und einigen andern 
orten, wo der rath das recht hatte, die leute hinzu- 
richten, wenn den mehrern theil desselben auf seinen 
eid dünkte, dass sie schädliche leute und besser todt 
als lebendig seien i*). 

Die veranlassung zu diesen ausartungen liegt frei- 
lich wohl in dem verwirrten zustande seit dem soge- 
nannten Interregnum, der fast nothwendig zu gewalt- 
samen massregeln trieb. Aber jede ausartung setzt 
einen normalen zustand voraus, von dem sie ausge- 
hen kann. Man darf daher sich nicht begnügen, das 
seltsame und ungewöhnliche fiir eine ausgeburt furcht- 



tliat liezieht. Dieses letztere war vielmehr ein den allen 
processualischen grundsätzen entsprechender formeller beweis 
der tliat, der nur durch einen stärkeren beweis/ ohne zwei- 
fei durch einen zwölfer -eid entkräHet werden konnte. 

13) SriTTLER gesch. des fiirstenth. Hannover. 1, C6. note n. 
Aus dem allerdings weit glaubwürdigem berichte bei Rebt- 
MEiVR braunschweigscbe chronica s. 626» geht indessen 
nicht hervor y dass man unter irgend einer Voraussetzung 
ohne beweis geurtheilt habe. Freilich redet der eine von 
Celle und der andre von Braunschweig, und mag die aus- 
artung nicht überall gleichen schritt gehalten haben. 

14) BiENEa gesch. d. inquisit. processes. 138 f. 
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nemaii, lie ne si gekoren oder belent richtere, 
oder, wie andere liandschriften lesen: . 

her en si geborn oder belenet richter ^), 
und besticht daher die kur auf den könig: dagegen 
das schwäbische landrecht verlässt diese deutaog 
und bezieht die kur auf die volksgeroeinde, freilich 
in einer weise, in der man von wähl nur sehr un* 
eigentlich reden kann. Es sagt: 

daz ist also gesprochen, das dehein herre sol den 

liuten keinen richter geben, wan den si wellent ^) ; 
und bezieht das sprichwoii also auf das blosse wi- 
derspruchsrecht der gemeinde gegen die richterwahl. 
Das. sogenannte landrechtsbuch RuprechtsTonFrei* 
sing^) begnügt sich sogar in der neuesten redaction, 
dieses widersprochsrecht anzuführen, lässt aber das 
Sprichwort, welches bis dahin an der spitze stand, 
aus. Der abschreiber mogte nicht recht mehr begrei- 
fen, wie man einen solchen rechtssatz als wahr bin- 
stellen könne. 

Im Zusammenhang mit dieser Veränderung in der 
person der richter stand nun auch eine andre, welche 
das verhältniss zwischen den richtern und der volks- 
gemeinde betraf. Es war nämlich nicht etwa die be- 
deutung der volksgemeinde auf den richter überge* 
gangen, sondern die thätigkeit der volksgemeinde und 
ihrer Stellvertreter hatte vielmehr ebenfalls eine ganz 
andre bedeutung erhalten. Bisher war die volksge- 
meinde es gewesen, welche durch ihre Verbindung 

1) Sachs. landr. 1, 55. $• 1. 

2) Schwab, landr. 86. Lassb. 

3) V. Maurer Stadt und landrechtsbuch Rupr. v. Preis, 
f , 61. 8« 73. 
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den frieden wirkte, und ihr erwählter Vorsteher halte 
nnr als Hihrer ihrer berathiingen und als Vollstrecker 
ihrer bescbiüsse gedient, und in beiden fillea nur 
kraft ihrer vollmacht und also in ihrem namen ge- 
handelt. Die volksgenieinde oder der ausschass, der 
ihre stelle einnahm, blieb nun zwar ferner der tbeil 
des gerichts, welchem die fassung der bescbiüsse an- 
heim üel, allein durch ihre bescbiüsse war kein friede 
bewirkt, so lange der Hehler ihnen nicht dadurch 
Wirksamkeit verschaffte, dass er sie durch sein gebot, 
den bann, den er vom könjge empfangen hatte, zu 
befehlen des königs als dessen bevollmächtigter erhobt 
Di» Versammlung der urtheiler war daher herab ge- 
sunken zu einem rathe des richters, dessen bescbiüsse 
dieser freilich in der regel zu den seinigen machen 
mussle. 

Die möglichkeit, dass durch die gerichte ihr 
zweck erfüllt werde, lag daher jetzt allein in der ge- 
walt des königs, dessen beaniler als der eigentlich 
befehlende, richtende und vollstreckende erschien. Der 
kÖnig halte also die bürgscbaft für den frieden auf 
sein haupt übernommen. Dadurch hatte er freilich 
die gesammtbürgschaft aufgeiSst und das ganze reich 
zu einem grossen fnthborg gemacht, nicht mehr zu 
einem (rithboi^, in dem sich alle gegenseitig den 
frieden verbürgten, sondern zu dem fnthborg eines 
herrn, der ein schütz aller seiner untergebenen ist. 
Dies sprach der angelsächsische konig Edward aus. 
„Da er seine weisen zu Eaxanceaster ermahnte, dass 
sie sich alle beralhen mÖgten, wie ihr friede besser 
geschützt werden könnte, als es bisher geschehen 
war, da fragte er sie: wer sich der busse unlerwcr- 



d 
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fen und in derselben genossenschaft sein viroUle, 
in welcher er, der köpig, wäre, und das lieben^ %vas 
er liebte, und das verabscheuen, was er Terabscheute, 
sowohl zur see, als zu land. Da beschloss man fer* 
ner: dass niemand einem andern sein recht verweis 
gere^y Derjenige, welcher die beschlüsse dc^ ge^^ 
richts gegen den widerspenstigen ausführte, -war da- 
her in der regel ^) nicht mehr ein beauftragter der 
volksgemeiude , sondern ein diener des richters, ein 
böte des herm, ein fronbote, und es ist wohl mchi 
blosser zufall, dass die namen des riehters und sei- 
nes abgesandten im mittelalter so vielfach sich geg^en- 
seitig vertauschen ^). 

Diese beiden Systeme der freien volksgemeinde 
und der königsherrschaft ringen durch das ganze 
mittelalter mit einander, und dieser kämpf ist die in- 
teressanteste Seite jener zeit der ihrer auflösung ent- 
gegen strebenden widerspräche. Es. dürfte nicht 
schwer sein, eine reihe der interessantesten einzeln* 
heiten anzusammeln, die entschieden an die alte frei^ 
iieit zurück mahnen. In den Städten vorzugsweise 
treten erscheinungen hervor, von welchen man die 
zurSckßihrung der alten freiheit erwstrten könnte. 
Dahin gehört zum beispiel, was sich in jenem be- 
rühmten sitze des angesehensten der westläliscbeo 



4) Edwards ges. IL (ConcU. ezoniense.) 1. 2. 

5) Freilich erhielt sich vielfach die sitte, dass einzelne 
handlangen dieser art von den schöfFen oder einem tbeil 
derselben ausgeführt werden mussten; vorzüglich aber nur 
dann, wenn es wichtig war, sichern beweis einer solchen 
faandlungzu erlangen. 

6) GamK rechtsalterth* s. 766« 



RSckblkk. §. 33. 215 

freistühle fand, dass die gemeinde von Dortmund ihren 
richter selbst, und jedesmal nur auf ein jähr wählte ?). 
Zwei dinge 6nden sich aber, die wir nicht iiberge-* 
ben dürfen, weil sie deutliche erinnerungen an ältere 
zeit und Verfassung sind, von denen die eine fast in 
ganz Deutschland sich bald in dieser, bald in jener 
form scheint erhalten zu haben, die andre aber we- 
gen ihrer innern bedeutsamkeit unsre beachtung in 
besonderm masse fordert. Von diesen soll in den 
folgenden beiden paragraphen die rede sein. 

§.34. 

Gericht über handkafte ikmi. 

Die älteste besttmniung über handhofte tfaat ent^ 
hält das gesetz Childeberts II, welches bereits oben 
(seile 103) abgedruckt worden ist. Der inhalt des- 
selben ist dort ebenfalls schon genauer angegeben; 
hier ist aber der ort, das verhältniss dieses merkwür- 
digen gesetaes zu der übrigen Verfassung und zu spä- 
tem rechtlichen bestimmnngen zu erörtern. 

Die besttmmung Childeberts lässt sich nur 
durch die annähme befriedigend erklären: die fünf 
oder sieben zeugen, welche aus eigner Wahrnehmung 
urtheilen, werden durch ihren eid, den sie dem rich- 
ter leisten, selbst zu urtheilern, da sie alle eigenschaf- 
ten von solchen haben und nicht als zeugen oder 
eidhelfer einer parlei auftreten. Sie ersetzen die volks- 
gemeinde, die den criminosus, wie ihren feind, ver- 



7) Dreter nebenstundeo. s. 417. Die statuteo spreclien, 
was wohl zu ' beachten ist, keineswegs -von einer blossen 
wähl des richters durch den ralh. 
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folgt. R0G6£^) hat diesen zusaniinenhang mit der 
übrigen gerichtSTerfassung nicht erkannt und hat sich 
deshalb nicht anders zu helfen gewusst^ als dass er 
das ganze fiir ein niachwerk der geistlichkeit erklärt, 
welches sie dem könige aufgedrungen habe. Allein 
seine gründe sind wenig haltbar. Die erinneruag 
des Schlusssatzes an ein wort des apostels Paulus^) 
liegt nicht sehr nahe, und dass in den fiinf oder 
sieben m*ännern eine auwendung von den römiscben 
testamentszeugen enthalten sei, welche diekirche aU- 
geroein gemacht habe, ist unerweislich. Am wenig- 
sten kann dafür das caphulare von 789^) angefahrt 
werden, denn in diesem gesetze ist eben nur von 
letztwilligen disposilionen zu gunsten der geistlich- 
keit die rede. Die fünf codicillar- und sieben testa- 
ments- zeugen sind daher an diesem oiie in derselben 
weise zusammengestellt, wie dies in dem westgothischen 
br^viarium geschieht. Eine anwendung dieser zeu- 
genzahl auf andre Verhältnisse lässi sich daraus nicht 
erweisen. Dagegen erklären sich in unsrer stelle 
die fünf oder sieben zeugen ganz gut aus der bezie- 
hung zu der gewöhnlichen zahl der nrtheiler, welehe 
durch sie vertreten werden sollten. Ghildebert nennt 
die gewöhnliche anzahl der urtheiler, neben ihr aber 
noch eine andre kleinere, welche in diesem exorbi- 
tanten falle ausnahmsweise schon genügen soll. VicU 
leicht bezieht sich aber auch die letztere ^zahl auf 



1) Gerichtswesen. S. 234. 

2) Rom. 2, 12« Quicumque enim sine lege pecca venia t, 
siue lege peribunt. 

3) Cap. 3. ai. 789. sect. 2. c. 1« 
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gegenden, in denen, wie im südlichen Frankreieh, 
nur fiinf urlheiler üblich waren. 

Rog&e's irrthnm ist daraus entsprungen, dass er 
theils die beziehung auf die handhafte that, die frei- 
lich nur undeutlich durch den schlusssatz ausgedrückt 
ist, theiis aber auch den Zusammenhang mit jungem 
Instituten verkannte. Schon die aufnähme des Chil- 
debeiischen gesetzes in der Sammlung des Bene* 
BICT Levita^) beweist für das fortbestehen des 
grundsatzes. Aber noch entschiedener kehrt er in 
den rechtsbüchern und andern jungem quellen wie^ 
der, obwohl nicht immer in unveränderter form. 

Zuerst kommt hier ein merkwürdiger ausspruch 
des kleinen kaiserrechts in betracht. Es heisst dort: 
Der kayser hat onch gefiyet dy sceppin, daz se 
über nimandes üp sollen orteylin, der en hat ver- 
worket. Sint geschrebin stet: dez keysers oszer- 
weiten soUent ober dy nicht orteyln, dy man uss 
dem riebe werfTen sal. Onch stet anderswo ge- 
screbin, we nie todin sal, den en darf! mymant or- 
teyln, wanne syne that sal en orteylin ^). 
Unmöglich kann dieses heissen, dass die peinlichen 
gerichte ohne Zuziehung von Schöffen abgehalten wer- 
den sollten, denn das gegentheil ist zu bekannt. Dass 
es sich vielmehr nur auf die handhafte that beziehen 



4) 3, 257. KirvsT bei Pxrtz mon. 4, B. 27. verweist 
hierbei auf die alte Sammlung von poenitential-canonen, 
die in Martsits et Durahd thesaurus novus anecdotorum 
4, 31 «^ 55. abgedruckt ist , und nimmt also ebenfalls 
einen kirchlichen Ursprung dieses gesetzes an. Allein ich 
habe dort keine entsprechende stelle auffinden können. 

5) lU. kaiserrecht. 1, 10 am ende. 
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kann, g«ht theils aus dem znsatze hervor, dass die 
that selbst anstatt der schöffen urtheilen soll, theils 
aus dem andern ausspruche desselben rechtsbuchs: 
Waz dy richter unn dy schöpffen vorwaz wissen^ 
daz endarff nymant erwynnen an dem gerichte 
mit clage noch dez keysers rechte ^). 
Ferner findet die sache ihre erklärung in den za- 
Sätzen zu der siebenzehnten von den allgemeinen frie* 
sischen küren, den sogenannten sieben wenden^). Es 
werden nämlich hier solche falle aufgezählt, in wel- 
chen ein verbrechen als offenbare that anzusehen ond 
daher der handhaften that gleichzusetzen ist. In 
diesen fällen soll keine * entschuldigung , kein gegen* 
beweis des thälers zugelassen werden, sondern das 
zeugniss derer ^ welche die that oder den umstand 
sahen, der der that gleichgesetzt wird, reicht hin, um 
den schuldigen ohne weiteres zu verurtbeilen ^). 

Der Sachsenspiegel behandelt die handhafte that 
auf etwas andre weise. Er erlaubt nämlich, in einem 
solchen falle, wenn der wirkliche richter nicht zur 
band ist, der eile wegen einen mann zu erwählen, 
der einstweilen anstatt des richters handelt Die wähl 
soll jedoch von den bewohnern der nächsten dörfer 



6) Kaiserr. 1, 4. 

7) RiCHTHOYEH friesische rechtsquellen s. 32 — 39. 

8) Vergl. RoGOE gerichtswesen s. 220 f. Mit recht deu- 
tet derselbe hierauf s. 223. die bestimmuDg der lex Ripuar. 
41, 2. Sa quis a contubernio probabiliter ligatus super res 
alienas fuerit, eum ad excusationem non permittimus. Das 
Childebertsche gesetz beweist al>er gegen ihn, däss man 
das coutubernium nicht für eine getammtbüiigschaft i eiiia 
geuieiude halten niuss. 
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und Ewar wenigstens von drei dörfern zusammen ge- 
Iroflen werden. Er drückt sich darüber aus: 

Bejeg«net aver en hanihaltich dat Ton düve oder von 
rove, dar en man mede begrepen wirt, dar mut 
man wol umme kesen enen gogreven, to roinnest 
von dren dorpen, die gaen dal to richtene, of man 
des beleäden richteres nicht hebben ne mach. — Ne 
Wirt en dief oder en rovere binnen dage unde 
binnen nacht nicht verwunnen, so ne hevet de 
gogreve nen gerichte dar an, so sal richten die 
' beiende richtere. Dit is geredet umme den gogreven, 
den man käset to eme ungerichte in der hanthaf- 
ten dat, to richtene desselven dages^). 

Ganz auf ähnliche weise, wie in jenem gesetze 
Childeberts, hatten die schöHen der spätem west- 
fälischen freigerichte das recht, wenn ihrer drei oder 
vier einen Verbrecher in handhalter that antrafen, 
denselben auf der stelle zu richten. 

Wor man eynen obeltetigen mann an fryscher tad, 
das ist, nach westfelischer spräche, mit habender 
band und gichtigem munde ankomil und befindet, 
den mögen dry, vier, addir mehr fryschepphen mit 
der fiyschen tad und an der stede zu stund wol 
vorrumen und von yme richten. Komit her abir 
von dannen, so sal man yme darnach darumme 
nichtis thun, her en sie denne zuvor erfolgit, berlagt, 
vorfemet und verfiirt an den fryen stuln mit dem 
heymlichin gerichte, also recht ist in der stillen 
achte 10). 

9) Sachs, landr. 1, 55. 57. 
10) Vehmgerichtsordnung v. 1408. art. 2tl. bei Muraler 
rekhstagetheater Maximilians L s. 477. 
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wie seine besebäftignng bezeichnet wird, und die be- 
slrafung von verlefzongen seiner amtspflicht. 

Redjewa scheint auf den ersten blick ratfageber 
zu heissen, und daför hat es GrimM genommen. Al- 
lerdings könnte man den urtheiiem oder der Tolks- 
gemeinde gegenüber den richter als einen rathgeber 
bezeichnen, da er ohne zweifei befugt war, ihnen mit 
seiner rechlskunde zu hülfe zu kommen. Aliein reda 
kann sich eben so wohl auf den richterspruch bezie- 
hen, und da, wo keine andre person als eigentlicher 
richter neben ihm steht, erscheint es passender, ihn 
als den spruchertheiler, urtheilgeber zu bezeichnen. 
In dem übrigen Friesland, wo er zu dem ersten der 
schoflen, zu dem gesetzkundigen rathgeber und Spre- 
cher derselben herabgesunken ist, kann der ausdruck 
redjewa eher in dem sinne als rathgeber genommen 
werden, und dennoch ist er dort meist mit dem aus- 
drucke asega, gesetzsager, vertauscht, der in den frie- 
sischen gauen, welche am hartnäckigsten ihre freiheit 
bewahrt haben, in Rüstringen und Brokmer - land, 
nicht vorkommt, Es ist also nicht möglich, aus dem 
namen an und fiir sich auf das dasein von schoflen 
oder andern urtheilfindern neben dem richter zu 
schliessen. 

Die thätigkeit des richters wird bezeichnet durch 
reda und ketha, aussprechen und verkünden 9), und 
hierin ist allerdings deutlicher die thätigkeit dessen 
bezeichnet, der nur das von andern geschaflene ur- 
theil auszusprechen und durch die verkündung an 



9) Eni« skel hi reda, and enis skelre ketha. Brokiii. 
brief. J. 38. 
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die {gemeinde oder die parteien in kraft zu setzen 
hat. Das urtheil selbst heisst rede oder dom. Be- 
sondre beachliing verdient der letztere ausdruck. 
Grimm setzl näailich dorn , tuom als den aussprach 
der schoflen^ dem bann als dem ausspräche des rieh- 
fers entgegen. Ware dieses genau, so könntt man 
daraus folgern, dass der brokmer r^djewa das ge- 
schäft der scbößen und des richters zugleich versehen 
habe. Allein es ist zweierlei zu beachten, einmal, 
dass der brokmerbrief nie einen baMan nennt, und 
zweitens, dass in dem übrigen Frieslande von bann 
mid dom noch der leate kür mitersrhieden wird. 
Dom ist vielmehr der eigenriiche ausdruck iiir das 
tti'tbeil, zu dtesen voller Wirksamkeit nur da erst der 
bann hinzukommt, wo die kJhiigUche gewalt ein- 
floss erlangt hat. Es wird noch später von diesem 
Verhältnisse bei einer andern gelegenheit die rede 
sein. 

Einigermassen wichtig ist die bedeutung von dorn 
(ur die beurtheilung der strafe pflichtvergessener rieh« 
ter. Der brokmerbrief ^ö) sagt hierüber: 

Von rediena uiidome. Thi redieva ne mot sinne 
dom naut wenda, bi achta mercum and bi tha 
hnse. And enis skel hi reda, and enis skelre ketha. 
And hwasa delt enne unriuchtne dorn, sa recht hi 



10) {. 38. Von redjewen undom. Der redjewa darf 
seinen dom nicht wenden, abändern, bei acht mark und bei 
seinem hause. Und einmal soll er sprechen und einmal 
soll er verkünden. Und wenu er einen unrechten dorn 
ertheilt, so reicht er den leuten acht mark, und sein haus 
verbrenne man, und er sei von dem etde, auitet all zu 
band, auf der stelle. 
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tha liuduin achta merc, and sin hus beraema^ and 
of tha ethe al te hond« 
Etwas abweichend ist die strafe in den fallen be- 
sttm nit, die tichtega genannt werden. Hierüber findet 
sich folgendes: 

Werlh hi vr wnnen, thct hi vnrincbte rct hebbe» 
sa resze hi tha lindiim. achta nierc to fretha, and 
thet hus thera linda, and thi redjeua of tbaethe^^). 
Es entsteht nun die frage: was heisst unrecht 
richten? was ist ein nndom ? : Es ist nämlich Kiveierlei 
fleukbar; Die falschheit des uriheilspruches kann be^ 
nrtheilt werden entweder nadi dem Inhalt demselben, 
oder nach der form iseiner entstehung« Betrachten 
wir zunächst den ersten fall. Wenn der inhalt des 
urtheilspruches in betracht kam, so wurde bei den 
richtern eine besondere rechtskenn Iniss, und ausser- 
dem eine völlige gewissheit des rechts vorausgesetst, 
und dennoch erscheint die strafe ganz unniässig, da 
jeder irrthum zur folge haben konnte^ dass dem rieh- 
ter das haus niedergebrannt wurde. In der that, das 
richteramt wäre selbst zur strafe geworden. Nicht 
befremdend ist es, wenn in deutschen gerichten der- 
jenige, dessen urtheil verworfen wird, eine busse er- 
legen muss, aber im übrigen ist es ein allgemeiner 
grundsatz, dass rechtsunwassenheit zu entschuldigen 
sei. Indessen diese allgemeinen gründe, welche schon 
die richtigkeit einer solchen auslegung sehr verdäch- 



11) Brokmerbrief. §. 44. Wird der richter überwun- 
den, dass er unrecht gesprochen habe, so reiche er den leu« 
ten 8 mark für den frieden, und das haus sei der leute^ und 
der richter sei vou dem eide. 
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fig machen, finden aucli noch eine starke stütze in 
deni broknierbriefe selbst, wenn es heisst: 

Hwersa toene redieua kethat a tuihalna, sa skelma 
tia to tha brewe; and hweder kethere sat nnriucht 
het, sa resze hi tha lindum tnia hageste merc ^^). 

Hier ist zwar nicht von einem nrtheilspruche die 
rede, sondern nur von der Verkündigung eines ge^- 
richtS| wie sich aus der Verbindung mit dem vorher- 
gehenden ergiebt, und die zwei richter mn^s man sich 
etwa als solche denken, die entweder das amt eines 
abgesetzten richters verwalten, oder dber beide an- 
spräche auf das richteramt machen, vielleicht weil je«- 
^er von ihnen von einem theile des volks gewählt 
war. In solchen fällen soll der brokmerbrief entschci*- 
den , und der unterliegende soll 2 matk ' besablen. 

Allein es geht doch jedenfalls daraus hervor, dass 
ein irthnm eines richters, überhaupt eine hand- 
lung desselben gegen das materielle recht nicht un- 
bedingt den oben angeführten Strafbestimmungen un- 
terlag. 

Dagegen ist die andre annähme, dass die form 
der entstehung allein darüber entschi^^den habe, ob 
ein urtheilspruch richtig oder falsch zu nennen sei, 
in jeder weise befriedigend. Zuerst mögte nämlich 
einiges gewicht darauf zu legen sein, daSs unriuchtene 
dorn gleich gebraucht wird mit undom. Ein uiidom 
kann wohl kaum etwas anders sein, als ein ausspruch, 



12) §, 43« Wenn zwei richter zwiespältig verkünden, 
80 soll man sicli zu deni briefe zidien; und welcher rich- 
ter unrecht gesprochen hat, der reiche den leulen zwei 
höchste iiiark« 
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der zwar fiir einen dorn ausgegeben wird, dennoch 
aber gar keiner ist, weil er näniiicb nicht in der ge- 
hörigen weise zU stände gebracht wurde. Dann kom- 
men aber auch die übrigen fälle in betracht, in wel- 
chen den richter dieselbe strafe triflft Es sind näm- 
lich folgende drei: wenn ein redjewa oder talemon 
der bestech ung überfuhrt wird, wenn ein redjewa in 
den gerichtssprengel eines andern eingriffe tbut, und 
wenn die beisitzeüden redjewen die bürgscbaft nicht 
annehmen wollen^ welche der erleglen mnss, der «ch 
bei ihnen über einen undom beschwert ^^V In allen 
diesen fällen ist es nichl der inhalf des urtheils, son- 
dern die form desselben, welche die strafe herbeiführt 
Es wäre also etwa das unter einem undom zu verste- 
hen, wenn der richter ohne Zuziehung der urtheilfin- 
der gegen den aussprach derselben ein urtheil fallen 
oder den ausspruch derselben ohne . Unterstützung 
des unistandes abändern wollte. In solchen fällen 
wäre die handlung des richters eine Tcrlelzung der 
Verfassung, und dadurch würde die strafe von 8 mark 
fiir den verletzten frieden, die Verbrennung seines 
faauses, also die ausstossung des richters aus der ge- 
meinde, und die abselzung desselben ganz begreiflich. 
Nimmt man diese ansieht als die richtige an^ 
so findet nun auch das doppelte verfahren gegen einen 
solchen richter seine erklärung. Einmal nämlich wird 
folgendes verfahren vorgeschrieben: 

Weimar enne rediewa on spreca umbe enne undom, 
sa skelma hine on spreca thes selwa deis, ther hi 
ret auda warve^ and wernia oppare siede inna 



1 3) Brokmerbrief f 3. 33. 35. 36. 
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warve; and tfaene thichtega to endgiande, er imi of 
tha wanve gunge; and tfai redjewa skelse halda, 
fher him alra nest is, fher thenne undom edelet 
het. — Sa skelin tha thre thenne doni a hond nima, 
and skiriane, hwedder hi enne riochne dorn d«kt 
hebbe, sa naul ^^). 
mWüI man einen richter ansprechen um einen un«- 
dorn, so soll man ihn ansprechen des selben ta->- 
ges^ da er den sprach that in dem warf, und bürg- 
stihaft leisten auf der stelle in dem warf; und die 
anklage gegen ihn ist zu endigen, ehe man von dem 
warfe geht; und der redjewa soll sie, die bürgschaft, 
empfangen, der dem am aller nächsten ist, weicher 
xlen undom erthetk bat — - So solkn die drei den 
dorn zur band nehmen und entscheiden , ob er einen 
i-eefaten dorn ertheilt hat oder nicbf". Diese stelle be- 
zieht sich offenbar nur auf solche fdllle , in welchen 
die vier redjewen gemeinschaftlich handelten. In an- 
dern fällin dagegen, z. b. da der richter in einem 
fremden gerichtsbezirke oder ohne zuziehen von ur- 
theilfindern handelte, konnte wohl nur die klage ge- 
gen den richter vor den talemännern erhoben werden. 
Ob nun aber in fällen, die nicht unter den be- 
gi*iff der tichlega gehörten, die urtheilfinder ebenfalls 
die drei andern redjewen waren, *oder aber andre 
männer, die der richter aus dem volke aufrief^ wird 
sich schwerlich entscheiden lassen. Das letztere ist 
das wahrscheinlichere, weil fälle vorkomnien,^ wo sich 
die partei auf das urthcil der erst zusammen zu be- 
rufenden andern redjewen bezieht, um das urtheil 



14) Brokmerbrief §. 33. 
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eines ' eiozelnüD redjewen anzufechten — - beweis g^e- 
nug^ dass nicht bei jeder gerichtlichen Verhandlung 
alle vier redjewea vereinigt waren. Dies geschah 
nämlich dann, tvenn die pa^tei eine abweichuog in 
den lesaften der verschiedenen abschriften des brok- 
nierbriefs behauptete. Umgekehrt gab ^s aber auch 
fälle, wdche unter jeoea begriff der tichlega fielen, 
und dennoch nicht von dta vier redjewen, sondern 
von ddr volksgenieinde gerichtet werden dürfen, wenn 
nimlich in dem brokiuerbriefe i^ichts über sie vero^- 
uet war^^), 

'Man wifd mit.ieichtigkeit aus ^eser darstellang 
erkennen, welche^ analogien nnd welche abweichungen 
z\«^ischeu der gerichts Verfassung des Brokmerlandes 
und der des. übrigen Deutschland^ stattfindet, und es 
wird/uns erspart werden können, bei einer nachwei- 
sung derselben im einzelnen ups. länger aufzuhallen. 

§.36. 

• ...» 

Die ktrrs^haftlicKen. .geriehte. 

Für die ausbildung der herrschaftlichen gewalt 
zu einer wahren hofgerichtsbarkeit musste das bei- 
spiel der könige und ihrer grossen beamten um so 
wichtiger werden, als gerade bei ihnen die nächste 
veranlassung zu dieser ausbildung gegeben war. Bei 
ihnen fand sich nämlich einestheils grösserer zusam- 
menhängender grundbesitz, welcher an sich den un- 
mittelbaren einfluss der leidenschaften milderte, da 
die Verwaltung nur ins grosse und allgemeine gehen 



15) Brokinerbrief |^^. 173. 174. bei RicHTHOviar hinter 
§. 168. 8. 175. 
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konnte, und das interesse sieb weil mebr auf erbaU 
tung des ganzen, als auf rasche benutzong des ein- 
zelnen richtete. Andrerseits standen hier neben den 
Tcrwaltem unfreier villen andre beamte über freie, 
und oft mochten beide in einer person vereinigt sein. 
Dadurch musste es leicht geschehen^ dass der ver- 
ivalter der unfreien viila bei der behandlung von 
rechtsstreitigkeilen sich nach dem muster des freien 
beamten richtete, und dass er überhaupt, so viel dies 
die Sachlage gestattete, die Verfassung der volksge- 
meinde in der villa nachzuahmen suchte, zumal, wenn 
die bewohner derselben wegen besonderer dienste, die 
sie leisteten, oder vermöge früherer freiheit, welche sie 
aufgegeben hallen, oder aus irgend einem andern gninde 
ansprach auf eine bessere behandlung machen durften, 
als die Unfreiheit an sich gefordert haben ivurde. 

Diese weise der entwickelung, so wahrscheinlich 
sie ist, lässt sich jedoch in unser» quellen nicht ver- 
folgen. Sie mag nicht bei allen arten der unfreien 
gleichmässig eingetreten sein, am frühesten %vohl bei 
den liten, dann bei denen, die sich in den schütz 
eines andern begaben und dadurch unter vorlheilhaf- 
ten bedingungen hörig wurden, zuletzt bei den soge- 
nannten mancipien und eigenen lenten. Ein solches 
neben einander bestehen verschiedener stufen der aus- 
bildung lässt sich aus folgenden worten eines angel- 
sächsischen gesetzes schliessen: 

Si tuus geneat, id est villamis, furetur et aufugial, si ha- 
beas plegium, admoneas eure de angildo, si non habeas^ 
redde tu angildum et non sit ei remissius in aliquo^). 

1) Leg. Alvredi regis etGodrini Daci regia Eastän- 
gliae c 3. 
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Hier ist das pjegiiun, die schutzherrsrhan , bereits 
vollständig zur gerlchtsherrschaft ausgebildet, während 
es vill^ni gab, die nicht im plegio sich befanden, uod 
fiir welche daher der herr unfiiiltelbari wie iiir einen 
deutschen servus, selbst einstehen niusste. 

Betrachtet man nun aber die Ursachen, welche 
die herrschaftliche gewalt zu einer (ornilichen gerichts- 
, barkeit umgestalteten, so bemerkt man bald, dass diese 
Umgestaltung nur da vollstäudig vor sich gehen konnte, 
wo der umfang eines mit unfreien und hörigen be- 
setzten hofes von einiger bedeutung war, während 
derjenige, welcher nur wenige unfreie unter sich hatte, 
mit diesen in einer so engen persönlichen berührung 
stand, dass er nicht leicht etwas von der ihm ur- 
sprünglich zustehenden willktihr wird aufgegeben ha- 
ben. Diese belrachtung fuhrt auf die vermulhun|^t 
dass ein theil der unfreien und hörigen immer von 
der hofgerichtsbarkeit. ausgeschlossen geblieben sei, 
und in der that kann man hieher die eben angeführten 
bestimmungen des angelsächsische« rechts beziehen. 
Man könnte nun aber ferner glauben, dass dieser theil 
der unfreien, da er später ganz verschwunden ist, 
durch den schütz, den der könig allen schotzbedürf- 
tigen personen angedeihen \\e$&^ unter die gerichts- 
barkeit der Volksgemeinde gleich den freien gekom- 
men sei. Allein hiervon findet sich keine spar. 
Vielmehr ist es bekannt, dass seit dem neunten Jahr- 
hundert fast alle freien, welche nur einen geringfü- 
gigen grundbesitz hatten, sich in den schütz oder 
die hörigkeit eines mächtigern begaben, weil sie nur 
dadurch eine sichere und vortheiihafte Stellung be- 
wahren konnten. So kam es denn, dass eine unfrei* 
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heit, welche nicht einer wahren gerichtsbarkeit des 
härm unterworfen war^ vöfiig verschwand, Sobald 
man aufhörte, kriegsgefangene der freibeit zu berau- 
ben und überhaupt einen wahren handel mit unfreien 
zu treiben. Denn, was hie und da unter dem namen 
der leibeigenschaft in Deutschland zurückbUeb, das 
kann man eine Unfreiheit im altern sinne nicht nen- 
nen, und am wenigsten hat es för die ger ich ts Verfas- 
sung eine eigenthümliche bedeutung behalten. 

Eine besondre beachtung verdient hier eine be- 
bauptung, welche sich sehr gewöhnlich bei den schrift- 
steilem findet, nämlich die, dass sehr früh die straf- 
ge%valt der herm ausschliesslich auf die königlichen 
gerichte übergegangen sei« Was die köoige hätte 
bewegen können, die Strafgewalt über die unfreien 
ihren herm zu entziehen, waren zwei umstände, einmal 
die leichtigkeit , mit welcher verbrecherische unfreie 
unter dem schütze eines gleich verbrecherischen 
herrn der gei*echten strafe entfliehen, ja von ihren 
herm benuUt weisen konnten, um verbrechen zu be*^ 
gehen, deren urheber diese nicht scheinen wollten. 
Dann aber auch die ansieht, däss der könig schntz- 
herr aller hüUbednrftigen sei, namentlich also derer, 
welche ungerechter behandlung vo«i Seiten ihrer herrn 
ausgesetzt %varen. 

Zuerst schärft könig Chi Idebert II. 2) ein, dass 

2) Decretio Childeb. a 595. c. 10. Nach dem sali- 
sehen gesetze geschah die auslieferung , wie oben gezeigt 
ist, an den beleidigten selbst. Das citat bei Pufekdokf de 
jurisdictione germanica p. 1. s. 5. c 1. §, 86« pag. 339, 
nach welchem schon das salische geaetz die aualiefening an 
den richter befiehlt, ist jedenfalls unrichtig» 
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jeder seinen yerbrecheriscben knecht dem ricfater auf 
verlangen ausliefern solle. Aber hiemit war freilich 
das verhältniss mehrerer unfreien desselben berm 
nicbt geändert. Erst das Zeitalter der Karolinger 
scheint die verschiedenen menscbenclassen einander 
näher gebracht au haben. Während für die Wesfg;o- 
then schon die könige Chindaswind und Egica das 
gesetzt) erlassen hatten, dass die herrn, welche ver« 
stümmelhde und todesstrafen über ihre unfreien yer- 
bängfen, vor dem königlichen richter die rechtmässig- 
keit der strafe nachweisen sollten, erlaubte sich in 
Franken Karl der grosse noch keinen eingriß in 
die unbeschränkte gewalt des herm, denn als er da- 
von spricht, dass niemand unter dem vorwande, einen 
rauher auf handhafter that ergriffen, eu haben, einen 
andern hängen solle, ertvähnt er bloss freie und 
fremde sdaven, gegen welche dieses vergehen geäbt 
werden könnet), wahrend es nahe gelegen hätte, 
auch die eigenen sdaven zu erwähnen, wenn er von dem 
herrn die beobachtang eines förmlichen gerichtlichen 
Verfahrens hätte fordern dürfen. Nur die geistlichkeit 
war bemüht, der willkühr der herrn einen dämm ent» 
gegen zu setzen. Schon das concitium zu Agde im 
jähre. 506 drohte mit schweren kirchenstrafcn dem, 
der seinen unfreien tödten würde, ohne dass der be- 
weis seiner schuld geliefert wäre. Aber fiir die welt- 
liche geselzgebung blieb dies ohne einfluss. BENEDICT 
Levita suchte durch seine Sammlung ähnliche grund- 
sätze zu verbreiten. So heisst es bei ihm: 



3) Lex Wisig. 6, 5. c. 12. 13. 

4) Capit. 2, ai. 808. c. 2. 
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Qui percQSseril senrum säum vel ancillam lapide vei 
virga, et moriuus faerit in manibas ejus, reus erit. Si 
autem uno die supervixerit vel duobus, noa sub«* 
jacebit poenae: quia pecunia ejus est ^). 

Si quis servum proprium sine conscientia judicis 
ceciderit, excommuDicatione vel poenitentia bieunii 
reatum sanguinis emundabit ^). 

Die erste stelle ist dem pentateucfa, die letztere dem 
eben angeführten agathischen eoncil, c. 62, entnommen. 
Es spricht sich aber in ihnen aus, wie weit die 
geistlichkeit gehen durfte, ohne bestehendes za zer- 
stören. Weit entfernt, den herrn das recht über 
leben und tod ihrer unireien abzusprechen, ver- 
langt sie nur eine geregelle ausübung desselben. Wie 
bald auch solche ansichten in das leben übergehen 
niogten, sie %varen nicht geeignet, dem rechte der herrn 
etwas zu entziehen. Wenn daher im karolingischen 
Zeitalter den gutsherm und gutsherrlichen beam- 
ten befohlen wird, dass sie verbrecherische hörige, 
namentlich rauher und morder, den richtem über freie 
ausliefern sollen, so ist dies nur eine emeuerung je- 
her Verordnung Childeberts, welche sich lediglich 
aut den fall bezieht, dass der freie den unfreien eines 
andern herrn in anspruch nimmt; keineswegs aber 
gebt daraus eine beschränkung der gutsherrlichen ge- 
walt hervor. Noch der Sachsenspiegel 7) erlaubt ganz 
unbedingt dem herrn, seinfti verurtheilten hörigen da- 
durch dem gerichte zu entziehen, dass er schwört: 



5) Lib. capit. 6 (2), 11. 

6) Lib. capit. add. 4, 49. 

7) Sachs, landr. 1, 18. §. 2. 

16 
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der verurlheille sei sein eigener mann und unschul- 
dig. Dieser lelzlere eid halle wohl nur die bedea- 
tung, dass der herr sich dadurch selbst von der strafe 
und von der verjiflichlung, den hörigen ausauliefem, 
befreite. Der z,usatz aber,* dass der nnfreie dennoch 
rechtlos und ehrlos bleibe, welcher in der quedlin- 
burger handschrift fehlt, zeugt oflenbar von einer 
schon veränderten ansieht eines, spätem abschreibers. 
Dem Schwabenspiegel fehlt bereits eine entsprediende 
stelle. Indessen wurde noch im j. 1245 vom grafen 
Wilhelm von Holland das recht der herrn, ihre 
zinsleute aus dem gerichte der stadi Hartem zu zie* 
hen, anerkannt, obwohl mit der beschränkung, da«s 
der herr versprechen musste, binnen vierzehn tagen 
selbst unpartheüsch über seinen zinsmaim zu richten^). 
Durch die pflicht zur ausliefemng der sehuldigen 
unfreien gestaltete sich nun allerdings die Strafgerichts- 
barkeit des herm ganz eigen thömlicht sie bescfaränkle 
sich auf die fälle, in denen er selbst oder ^in ande- 
rer unter seinen unfreien der beleidigte oder bescbä* 
digte war. Während die Zuständigkeit des volksgierichls 
immer nach der person des beklagten beurtheilt wurde, 
kam es daher im herrschaftlichen gerichte immer zu- 
gleich auf die persou des klägers an. Indessen konnte 

8) Urk. bei Aston Matthaeus de uobilitate 4, 9. Si 
censiialcs domini alicujus a me vel a meo sculteto ad Judi- 
cium cilali fuerint, dominus eorum specialis poterit eos de 
judlclo eripcre ita, quod promittat certa fide, infra quinde- 
nam debere juste judicarel Quod si non fecerit, de cetero 
non poterit eos eripere ab oppidi jurisdictiooe. Aus Pot- 
GiEssER de statu servorum. Das bucli von Mattjiakus habe 
ich nicht einsehen können. 
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auf grosseren besitzungen dock durch eine gute ein- 
ricbtung der herrschaftlichen gerichte bewirkt werden, 
dass die meisten auswärtigen kläger sich sofort au 
diese wandten, ehe sie den weilläufügen und bei 
luächtigen berrn nnsichern weg der klage auf auslie- 
ferung betrafen. So konnte sich ein« wahre strafge- 
rjchtsbarkeit des herrn bilden, welche von der des 
volksgerichts in der erscheinung nicht verschieden war 
In besitzungen von geringerer bedeutung hingegen 
wird das Strafgericht des berrn leichter auf ein blos- 
ses züchtigungsrecht eingeschränkt sein, da hier die 
berührungen seiner unfreien mit auswärtigen häufiger, 
und die ausliefemng gegen den minder mächtigen 
herrn leichler zu erreichen war. So mochte es kom^ 
nien, dass so häufig peinliche gerichtsbarkeit von der 
bürgerlichen getrennt wurde. 

Jeroebr die Verhältnisse sich ausbildeten, ein theil 
der grossen seinen besitzstand durch Privilegien zu 
befestigen suchte, ein anderer theil in vertragen neue 
einrichtungen sich gefallen liess, desto mehr musste 
die Vorstellung von der eigentlichen Ursache der herr- 
schaftlichen gerichtsbarkeit sich verdunkeln. Dem 
Sachsenspiegel scheint dieser begriff zu fehlen. Sein 
aussprach : dass alles weltliche gericht von kür her- 
komme, wird als beweis angefahrt, dass man nur aus 
Verleihungen eine gerichtsbarkeit hergeleitet habe. 
Man hat aber bei solchen folgerungen oft vergessen, 
dass der Sachsenspiegel ein laudrecht ist, nnd daher 
die Verhältnisse der unfreien und hörigen nur in so 
weit berührt, als sie auch im landgerichte zur spräche 
kommen können. Man darf daher schwerlich von 

dem, was er über gerichte sagt und worunter er ohne 

16* 
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zweifei nur die gerichte ober freie verstehl, auf die 
gerichle über unfreie einen schluss niacben. Eine ent- 
Scheidung des reichstags zu Nürnberg vom jähre 1294 
scheint zu beweisen, dass man die bedealung der 
herrschaftlichen gerichtsbarkeit noch nicht vergessen 
hattet). Man nahm wenigstens darin auf die per- 
sönliche läge des klägers ganz in der weise rücksicht, 
wie es nur nach den eben dargelegten grundsätzen 
bei den herrschaftlichen gerichten vorkommen konnte. 
Die sehr verbreitete meinnng, als ob die herr- 
schaftlichen genchte ohne kaiserliche Verleihung kein 
peinliches strafrecht gehabt hätten, muss nach der 
bisherigen ausfohrung ohne »weifel verworfen wer- 
den. Seit dem interregnum ist ihnen indessen nickt 
selten dieser theil der gerichtsbarkeit entzogen, und 
zwar nicht allein durch Verhandlungen mit einzelnen 
herrn, sondern oft sogar durch vertrage mit dem adel 
ganzer provitizen. Doch scheint dies mit der ent- 
Wickelung der landeshoheit in Verbindung zu stehen, 
von der im folgendem kapitel erst die rede sein wird. 

§.37. 

F^rm der herrgekafiliehtn gerichle. 

Sobald die herrschaftlichen gerichte sich vollstän- 



9) Quarte fuit quesitum pro ipso comite, si alicujus do- 
mini familia in oppido, cujus dominium spectat ad ipsum, 
male tractatur verbis vel factis, utrura dominus loci vel 
scabini ipsius debeant factum hujusmodi judicare. Et ob- 
tentum fuit communi sententia; quod potiu8 speotat ad do- 
minum Judicium hujusmodi, quam ad scabinos predictos; 
nisi forsan ipsi cives per libertatem concessam ab ipso do- 
niino vel a suis predecessorlbus contrarium doceant. Acta 
cnnae nurembergensis bei Pehtz 4, 461. 



Form der Iierrschaftlicben gericlite. {. 37. 245 

dig ausgebildet haben, erLeunen wir in ihnen, so 
weit unsre nachrichten reichen, eine durchgängige 
nachbildung der volksgerichte. Es wiederholt sich 
namentlich der gegensatz von nrtheilern und richtern, 
und eben so der von gebotenen und ungebotenen ^) 
dingen* Diese theilnahme der gerichtseingesessenen 
an dem geschäfte des richters scheint zwar mit dem 
Ursprünge der herrschaftlichen gerichtdbarkeit in ge* 
radem Widerspruche zu stehen, indessen ist es be- 
kannt genug, dass die schöfTen selbst dann das ur- 
theil sprachen, wenn das iifteresse des herrn in frage 
kam. Ein grosser theil der bekannten dorf* und 
hofweisthiimer hat ja gerade den zweck, die rechte 
des herrn ausser zweifei zu setzen. 

Von den urtheilern ist nichts anderes zu sagen, 
als was oben von den urtheilern in den volksgerich- 
ten gesagt wurde. Sie heissen ^uch hier schöfTen. 
lieber die art ihrer ernennung und ihre anzahlt) ist 
eine aligemeine regel nicht aufzustellen, und selbst die 
weisthümer lassen sich selten darüber aus. Es lässt 
sich denken, dass sie meistentheils von dem herrn 
oder dessen beamten ernannt, sind , dass in kleinern 



1) So heissl es in einer schenkungsarkunde des abis IT d a 1- 
rich vom j. 1071 im codex lauresham. diplonu 1, 194: 
ut famQiam ejusdem curiae ab omni gravediue et molestia 
ioimuneni redderemus, a tribus principalibus mallis, qui 
vulgo uDgebotending vocantur, quibus ad curtim Liutershu- 
sen anoualim manniebaotur, utrorumque consensu eam 
omoifflodis alisolvimus« (Aus Schiltea de curiis dominica- 
libus)* 

2) Sieben schößea^ die der herr setzt und entsetzt, fin- 
den sich unter andern bei Gjkimm >Yeislhümer 2, 344. 
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faofgerichten das schöfTenamt auch leicht mit den ho- 
fen erblich wurde, und dass überhaupt nur die hof- 
besilzer zu schödfen genommen sein werden. Alles 
dies sind dinge, über die uns die hofrechte am sel- 
tensten belehren. 

Richter ist in den herrschaftlichen gerichten na- 
türlich der herr oder ein beaniter desselben. Der lelz> 
tere fuhrt gewöhnlich den namen viilicas, weil in den 
meisten fallen die hörigen eines herm in willen ver- 
einigt und von andern bewohnem des landes abge- 
sondert mögen gelebt haben« In der deutschen spräche 
kommen dafür die ausdrücke vor: meier, Schultheis« 
und amtmann. Von diesen bezeichnungen des herr- 
schaftlichen richters muss jedoch ganz besonders ge- 
handelt werden, weil die benennung schultheiss na- 
mentlich in mehreren Verhältnissen wiederkehrt, deren 
verständniss allein davon abhängt, dass ihre bedeu- 
tung richtig erkannt ist. Daher muss der beleucli- 
tung dieses namens ein besondrer räum gewidmet 
werden. 

Die verschiedenen bezeichnungen der herrschaft- 
lichen beaniten haben sich so geschieden, dass meier 
vorzugsweise fiir einen solchen villicus gebraucht 
wurde, dem nur verw£|Itungsgeschäf(e ohne richter- 
liche gewalt überlassen waren 3), schultheiss dage- 
gen für einen solchen, der zugleich richler über die 
unfreien und hörigen war, also z. b. für den judex 

3) Diese htessen auch wohl vorzugsweise villici, wie z. b« 
in der vita M e i n we r c i bei LEniffitz script« rer. brunswic. an 
mehreren stellen. Vergl. die folgende note. Meier mit rich- 
terlicher befiigniss kommen aber doch ebenfalls vor^ z. b. 
Ghium weist liünier 2, 13. 
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der kohlglichen villen ^\ endlich der name amtniaDn, 
welches ursprünglich, eine ganz allgemeine bezeich«» 
nung fiir jeden officialis ist, bald dem einen, bald 
dem andern beigelegt wurde. 

Der schultheiss war also recht eigentlich der 
herrschaftliche richler. Indessen ist seine Stellung 
bisher häufig verkannt. Die ältere gewöhnliche mei^ 
nung^) hielt ibn für einen richtet unterer instanz, 
ohne röcksicht auf die beschaffen hei t des gerichts 
zu nehmen. EICHHORN^) ahnte die wahre bedeu- 
lung desselben (ur Deutschland, (tRIMM^) für Sach- 
sen, nachdem Haltaus^) schon dieselbe ganz un- 
bedingt aufgefasst hatte, freilich ohne die richter- 
liche Stellung des schnltheissen vönig zu begreifen. 
Aber der lombardische sculdasius oder sculdais ver- 



4) Nulltis judex, qui vulgo scultetus dicihir, nullus 
villicus, qui vulgo major vooatur. Dipl. aus Miraevs no- 
titia eccles. Belg* c. 151. bei Pufevdorf de jurisd. genh. ^ 
p. 785. Es ist von den ministeriales die rede, welche cur- 
tium ministeria, i. e. judiciarias potestates et villlcationes 
per fetidum et haereditario jure velleot obllnere, also von 
hofrechtliclien aemtern. Das buch von Miraeus habe ich 
nicht nachsehen können. Eben so stehen scultett, villici 
neben einander in einer urk. v. 1204. bei Richthoveit alt- 
fries. Wörterbuch, s. 1025 sp. 2. 

5) Pfetpivoer Vitriarius illustratus. Gotha 1731. tom. 4. 
lib. 4. tit. 3. {. 7. not. f. pag. 454 sq. 

6) Zeitschrift f. geschichll. rech is Wissenschaft. 1, 231. 

7) Rechtsalterthfiiner s. 755. Bestimmter ist diese ansieht 
noch ausgesprochen in meiner geschichte des öffentlichen 
rechts zw. niederrhein und niederelbe bis ums j. 840. Göl- 
tingen 1839. 8. §, 15. note 5. 

8) Glossarium germantcum medii acvi s. h. voce. 
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wirrte alles. Mach MuRATORlS^) vorgange hielt Sa^ 
VIGNY^^) denselben fiir einen • königlichen bearaten, 
der zwischen dem grafen und decan in der mitte 
stände und daher dem fränkischen cenlenarins gleichsn- 
setzen wäre. Diese ansieht nahm auch EICHHORN^ ^) an, 
welcher früher ^^) der gewöhnlichen altern ansieht ge- 
folgt war. Die ganz unbegründete meinung des SiS- 
MONDI^^), der den sculdais fiir gleichbedeutend mit 
einem scabinus hielt, konnte natürlich keinen beifall fin- 
den. Es wird indessen zweckmässig sein, diesen Ion- 
gobardischen scnldasius vorerst ausseracht zn lassen. 
Die volksrechte und capitularien iiir das fran- 
kische reich bieten den ausdruck schultfaeiss oder ahn» 
liebes nirgends dar. Allein das capitulare von 779 
unterscheidet im 19. kapitel den comes, den cente- 
narius und den judex comitis,- und eine alte glosse ^^} 
erklärt den letztem mit den worten: id est sculdahis. 
Hieraus geht nun hervor, dass der Schultheis nicht 
eine person mit dem centenarius, sondern vielmehr 
ihm, als unmittelbarer richter des grafen gleichgestellt, 
von ihm unabhängig sein musste. Dies erklärt sich 
kaum anders, als dass man denselben fiir den beam- 
len über die unfreien hält , da der centenarius allge- 
meiner beamter der freien war. Der graf würde also 
neben seinem amte als gaurichter zugleich als vorge- 

9) Antiquilates italicae. 1, 522. 

10) Geschichte des röm. rechts im mitlelalter. i, .242. 

11) Stats 11. rechts-gesch. 4te ausg. 1. (• 74. 

12) Ders. 3te ausg. 1. (. 173* s. 408. 

13) Histoire des r^publiques italiennes du moyen fige. 1, 
90. 397. 

14) Pertz monumenta liist. germ. 3, 38. - 
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setzter aller scbaltheissen atif den königlichen viUen 
erscheinen, eine Stellung, die gar nichts aufifallendes 
hat Auch geht die Verschiedenheit des schultheissen 
vom centenarius aus einer Urkunde vom jähre 1254^^) 
hervor, in welcher dem kapitel des erzstifts Mainz 
das recht eingeräumt virird, den sculdasius in villa 
sua Birgestat als civilrichter ein und abzusetzen, wäh* 
rend sich der aussteller der Urkunde, Godfrid herr 
von Eppinstein, das recht vorbehält, auf eben dieser 
Villa einen centgravium als richter über blutsachen oder 
frevel zu halten. Ganz entschieden erklärt aber ein von 
Haltaus citirtes handschriitliches glossar den schult- 
heiss für den herrschafdichen bearoten mit den Worten : 
Villicus^ cimeyervel scultheiss, i. ville guber- 
nator rel custos vel eciani universe domus. 
Dieselbe Übersetzung von schultheiss durch vilUeus 
findet sich endlich in Urkunden. So verkauft im j. 
1259 ^^) das kloster Fuld^ an den bischof von Min* 
den predium hamelense, id est ipsam civitatem harne- 
lensem, cum attinenciis suis mit der besondern erklä- 
rung: coUatio etiam prepositure et villicationis, 
quod dicitur scultetemme|t, immediale pertinet 
ad eundem (episcopum). Hier ist also das schult- 
heissenamt pertinenz eines pracdium und mithin aus« 
fluss grundherrlicher rechte. Später wurde es von 
der präpositur getrennt, indem es die Stadt an sich 
kaufte und von dem probste zu lehn nahm ^^). Nach 

15) GuDEHUs cod. diplooi. 1, 649« 

16) Origines guelficae. 4, 207. 

17) Item officium sculteti infra civitatem emit civitas 
pro denariis uis et tenet illud in pheodo a praeposito. 
PvFEHDORP observat. I. app. p« 268. 
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wirrte alles. Mach MüRATORlS^) votf 

VIGNYIO) denselben lur einen. kS^^ ^ 

der zwischen dem grafen und ^ß ^ ^ 

stände und daher dem fränkische/ f^ ^ ^ 

setzen wäre. Diese ansieht nah/ £^ ^ F '" 

welcher früher i^) der g^^^^/f l-' |^ ^ ^^• 

folgt war. Die ganz ^^^f^*^^% ^ ^* 

M0NDI13), der den ^^^^it%% ^ ^^ 




zu 



gobardischen scvjrpf -^uferen 

Die Volks/// .«cUy mit dem, was 

kische reich '/ -^u nicht würden genügen 

liebes nirf ^«nia die carie immer von banem, 

untersdb .<<ii(et sei. Daher findet sich der abt bewo- 
nariuf jiiicUichzu erklären, dass die ganze villa inlla- 
erhl",.^^ mit allen zubehörungen unter der gewalt des 
B' ^f . cein solle, so dass ihm alle aoikunfte derselben, 
\Q\Y\cei locatio ville, locatio curie, locatio mansomm, 
liereditas defonctorum , censns litonum , desponsa^ 
(iones puellaram, que vulgariter beddemunt vocantur, 
utilitas etiam silvae adiacentis, 
zukämen. Auch dürfe der custos 

cum litonibus sententionare de utilitatibus et inulili- 
t«')tibiis, quoniam eadem villa ab omni jurisdictione 
advocati, 
als emuuität befreit sei. Daraus gehe also hervor: 
viüicum curie super litones nullam habere po- 
testatem, — sed tantummodo de curia sibi commissa 
persolvere, cetera omnia in dispositione cuslodis stare. 



IS) KiNOLiNGEA gesch. d. hörigkeit. Urk. no. 14. 8.243. 
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^'*cl also derselbe, der anfangs die curia jure 
^ ^ekam, tveiterhin geradezu villicus genannt, 

^ ht ausserdem aus dem inbalte der Urkunde 



t 



^ ^ s der dem scultetns »nvertraueie hof eine 

^. ' besittung, und dass die gerichtsbarkeit 

*^^ ^ 'hwendiger bestandtheil des schuldheis- 

\^^. ^' *i> 'm sie dem custos vorbehalten wurde. 

f%^^ ^eutung aümnit nun auch die efy- 

^ "^ \> -^ huliheiss vollkommen. Das ein- 

^' ^^ TX 

.^"^ ^ "hen der schulden passt viel 

"^ .«lerii der abgaben und das an- 

aen dienstleistungen , welche den hinter^ 
..osen obliegen ^^), als auf irgend eine richterliche 
function, sei es das verfolgen der schuldigen, das er- 
kennen und beitreiben der brüchten und geldstrafeu, 
oder die execution der zuerkannten forderungen. 

Auffallend ist es zwar, dass OlFRlD in sei- 
ner evangelien - harmonie den centurio der vulgata 
durch sculdheizo wiedergiebt An der einen stelle 
ist es der hauptmann, der bei christi kreuze die 
wache hatte ^^), an der andern ^i) bittet der schult- 
heiss Christus, seinen scalc zu heilen. Dies erklärt 
sich aber vielleicht dadurch, dass Otfrid als geistlicher 
zunächst nur die herrschaftlichen beamten seines klo- 
sters im gemeinen leben kannte, oder auch wohl da- 
durch, dass er den gegensatz des niedrigen Standes 
nnd der hohen tngeud durch die wähl eines beamten 

19) Auch diese erklaruDg findet sich schon bei Hal- 
taus a* a. o« 

20) Otfrid's krist. 4, 34. v. 15» Tlier selbo sculdheizo 
irquam es filti heizo. 

21) Das. 3, 3. v. 5. u. 10. 
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i'ei-gebrach.eo t "".."'.'"'"" ^"«^° «egen die 
^-«en entl r^' ^l^'' ^" ^'^•'"»"''« ^- "•»"••- 
''«••ch scuhK • • ,?•' öbei^etrung ,on trJbonus 

Gaili von, olT; '''''*'' '•''• •" '^"" -«'^«^"'«rius s. 
Sei finde»"), giebt gar kdaea »afscbluss 

h^rdei^^ZtZlT"" " r" ^'"*' "'"" •" ^*'' dorn- 
ten dJ """" ^"r""^" ff«n« andern beam 
' ™ ccnteaariua gebraucht wäre 4K„^ j- " 
ist auch gar „ioÄr der fall gewesen ' -[ *" 
das sicherste gegen die von J ' "^'^ *"^'» »"f 
-ns.cht nachweliria«; ' ^'^^"«»' «Vrdhrle 



So viel ist ausser zweifpl .U. i . 
sJus überall f„ der eigenschafi 7 ^'! ^^'^'^S^ ^cuU.. 
Er wird unter der allfl t ' "''""' ''^'^»'eint. 

das justitian. facere w f ihl , "" ^"**'-*"»n 
geschrieben ^5) „„^ er wird 1 ' "'''''^^''^' '^'' 
Michnel 26). Nun .K. « P*"""« Publica be- 

-6*; J^. JPippini 8. Et III •« ij . '"'*^*"* <^«u 
diciaria, ta« .d s„o. pageo.' T'.! T T ^^ '"•"'»«^ i"" 
q-esierint. x.on fecerLfS T" "^ ''""' 'J"' '"•*•'•«•» 

25) L. I^ui.prandi 4 7 rndT""* '"' ~'"P«»'"- 

26) L. Guidoni. aüg 3 '^'* '""«'» '"»'*• 

27) Paul. Diacohus de «esii« T « l , 

R-.or loci i,,iu., q,.e™ «c«ld!hü u»:«**^ T '* ^*- 

**"S«w propria dicuat. 
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ein beaniter unterster instanz, nicht also ein solcher 
verstanden werden , der eine niitlelsperson zwischen 
dem grafen nnd dem decan bildete. Wenn daher 
Zusammenstellungen vorkommen, wie folgende: 

tarn a comitibus, quam etiam a gastaldiis seu scul« 
dasiis vel loci praepositis, 
.Gastaldiüs aut sculdais vel loci praepositos, 
Sculdasii, decani et saltarii yel loci positi ^^% 
so kann man nicht zweifeln, dass .der decanus, gastal- 
diüs, saltarius und scnidasins verschiedene, an ränge 
gleichstehende ortsobrigkeiten , loco positi, sind, von 
denen jedesmal nur einzelne beispielsweise genannt 
werden. Man konnte nun zwar glauben, dass scul- 
dais nur ein hie und da üblicher ausdruck fiir den 
decanus gewesen sei. Allein dies wird schon da- 
durch unwahrscheinlich, dass die übrigen drei benen- 
iiungen auf einen besondern charakter des amtes ge- 
hen. Bekanntlich bezeichnet nämlich decanus den 
gewöhnlichen unterrichter über eine freie gemeinde, 
gastaldiüs den Vorsteher einer königlichen bürg und 
saltarius den holzgrafen ^9). Ganz entscheidend ist 
aber folgendes gesetz des königs Rot bar 3^): 

Si quis sculdasium aut actorem regis occidcrit, 
ulilitatem regis facientem, appretieturpro li- 
bei*o homine, sicut in edicto legitur, et paren- 
tibus legitimis componatur, excepto quod in curte 
regis, qui cum occiderit, componat sol. LXXX, et 



28) Leg. Pippini 8. 10. 

29) lieber den letztern v. SAViGirr gesch. d. röm. rechts 
im mittelaller. 1, 243. note 163. 

30) Leg. Rotharis. 377. 
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si cum batliderit aut ligaverit, simili modo com- 
ponatur pro libero honiiae secuoduni ralio- 
iieni suam^ sicut in edicto coustilulum est, excepto 
in curte regia sit culpabilis so). LXXX. 

Wenn aUo ein königlicher schultheiss im dicnsle 
• des königs getödtet, geschlagen oder gebunden wird, 

I so soll derselbe hinsichtlich des wergeldes und der 

busse, wie ein freier mann geschäizi werden, ausser- 
dem aber soll der thäfer noch 80 schiliinge an die 
' königliche curtis beEahlen, Hieraus gehl zweierlei 

hervor, einmal, dass ein vergehen gegen den schult- 
i heiss dem könige nur als beisitzer einer curtis, einer 

' domaine gebüsst wurde, dann aber auch, dass es 

eines besondern gesetzes bedurfte, um dem schult- 
heiss das wergeld eineä freien mannes ku sichern. 
Daraus folgt denn unwidersprechlich, dass der schult- 
heiss möglicher weise selbst iein unfreier, niithiu ganz 
unmöglich etwas anders sein kann, als ein grund- 
herrlicher beamter, ein herrschaftlicher richten 

Was die veranlassung gegeben hat, den schult- 
heiss iiir eine mittelsperson zwischen dem grafen und 
dem decan zu halten, ist ein gesetz königs Luit- 
p r a n d 5 i), welches lautet : 

De servo fugace et advena homine si in alia judi- 
ciaria inventus fuerit, tunc decanus aut saltarius, 
qui in loco ordinatus fuent, comprehendere eum 
debet et ad seuldasium suum perducai. Et ipse 
sculdasius judici suo consignet etc. 

Qier ist von dem falle die rede, dass ein ent- 
laufener unfreier oder ein diesem gleichzuachtender 



31) Leg. long. Luitprandi 5, 15« 
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fremder, welcher an einem bestimmten orlc des kö- 
iiig^s schütz gewonnen hat, in einem fremden gerichts- 
bezirke aufgegriffen wird. Die Vorschrift, die dem 
beaniten, von welchem er sich betteten lässt, ertheill 
wird, kann man nnu entweder so visrstchen, dass die> 
ser beanite den aufgefangenen an die vorgesetzte be*. 
hörde, den oberrichter übergiebt, damit ihn dieser dem 
ortsrichter zustelle, unter den er gehört, oder aber so^ 
dass die auslieferung unmittelbar an den verwaher, 
dem der flüchtUng untergeben ist, geschieht, der ihn 
dann — wenn er nämlich nicht selbst die nöthige ge- 
richtsbarkeit hat — an den zuständigen richter zur be- 
str4ifung übergeben muss. Die erste erklärungsweise 
würde einen umständlichen geschäftsorganismus vor-* 
aussetzen, den man in jener zeit wohl nicht er^varlen 
darf, und grammatisch ist sie um nichts besser, als 
die zweite, da es der spräche der germanischen rechts-* 
quellen ganz angemessen ist, wenn man das suus beide 
male auf den servus und advena zurückbezieht« Man 
kann also nur die letztere erklärungsweise fiir die 
richtige halten, da sie allein zu der eben nachgewie- 
senen bedentung des schultheiss passt: 

Ein andres gesetz scheint ebenfalls diese dop* 
pelte erklärung zuzulassen, nämlich dieses: 

Si quis sepuhuram hominis mortui ruperit et cor- 
pus exspoliaverit aut foris jactaverit, DCCC. sol. 
sit culpabilis parentibus defuncti. El si parentes 
proximi non fuerint, tunc gastaldius regis aut. scul- 
dasius requirat culpam ipsam et ad curtefli regisi 
exigat 52). 



32) Leg. Rothari8. 15. 
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Hier ist es aufTallencl, dass nur der gastaldios 
und sculdasius genannt sind, und weder der saltarius 
oder decanas, noch ein andrer judex oder loco posi- 
tus. Dies könnte man zwar so erklären, dass der 
scnldais ein höherer richter als diese, ein centenarios 
wäre, und der gastaldius unmitlelbar unter dem gra- 
fen und daher dem sculdais gleich stände. Allein es 
würden bei dieser annähme doch zwei dinge uner- 
klärt bleiben, nämlich, weshalb die sache an einen 
obern richter gehöre und weshalb die strafe an eine 
königliche curtis falle. Die richlige erklärung scheint 
vielmehr diese zu sein. Wenn ein tödter keine ver- 
wandten hatte, welche fiir eine an ihm vollbrachte 
unthat räche oder busse fordern konnten, so war ein 
solcher todter einem familienlosen oder heimathlosen 
gleich, der nur durch die vogtei des königs schütz 
finden konnte. Wenn nun, wie hier geschieht, der 
könig eia für allemal diesen schütz fiir gewisse fälle 
verhiess, so war es natürlich, dass er denselben nicht 
durch die grafen und ihre unterbeamte gewahrte, 
sondern durch solche beamte, welchen die vogteilichen 
oder herrschaftlichen rechte des königs anvertraut 
waren, und dieses waren eben der gastaldius und 
sculdasius. Aus eben diesem gründe wurde denn 
auch die strafe nicht ad fiscum, sondern ad cur- 
tem regis geliefert, d. h. fiir die curtis berechnet, 
welcher der gastaldius oder sculdais vorstand. 

Die hier ausgeführte ansieht über den longo- 
bardischen sculdasius scheint auf den ersten blick 
durch ein gesetz des Guido widerlegt zu werden, 
in welchem es heisst: 

Nemo comes neque loco ejus positus neqne scul- 
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dasins ab arimannis suis aliquid per vim exigat, 

nisi quod constitutum legibus est^^). 
Hier wird von arimannen des seuldasius geredet^ 
nnd bekanntlich bezeichnet dieser ausdruck in der 
Lombardei nur die freien grundeigenthümer. Man 
könnte zwar an die arimannia in der bekannten MAR- 
CULFschen Formel 55J denken, welche ein vasalleuheer 
bezeichnen soll, und man konnte um so mehr geneigt 
sein, die arimannen in unserer stelle für unfreie dienst- 
mannen zu halten, als gleich das folgende kapitel der 
gui donischen gesetze jener in beziehung auf den 
kriegsdienst erwähnung thut. Allein die MARCULFsche 
arimannie steht in dieser bedeutung ganz ohne glei- 
chen da, und ist sogar höchst wahrscheinlich nur eine 
conjectur des PlTHOU^*). Es ist also sehr gewagt, 
dem Worte in unserer stelle einen andern sinn unter- 
zulegen, als den es erweislich in der Lombardei ge- 
habt hat. Indessen ist das auch gar nicht erfor- 
derlich, um unsre erklärung zu halten. Die gesetze 
Guidos sind aus einer zeit, in welcher bereits eine 
grosse Veränderung in der gerichtsverfassung einge- 
treten war, die hauptsächlich darin bestand, dass 
freie und unfreie unter einem richter vereinigt wur- 
den. der dennoch den alten namen beibehielt, so dass 
also namentlich ein schultheiss auch freie unterge- 
bene haben konnte. Von dieser Veränderung wird 
im nächsten kapitel ausfuhrlich die rede sein, und 
eben dort wird sich zeigen, dass die spätere, wenn 

32) Leg. Guidonis Aug. c 3. 

33) Marculfi form. 1, 18. 

34) LoEDELL Gregor von Tour« und Seme zeit. Leip- 
zig 183». 8. 8. 161. note 3. 

17 
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gleich ganz wrSndcrle Stellung des srhuhbcissen 
dennoch nur in der hier naehgewicseneii bedentang 
desselben als herrschaftlicher richter ihre genügende 
eiiclärung findet. 

§• 38. 

Verhaltnisi versekitde ner kerrnyerichie zu einmttder. 

Eine Verzweigung der herrschaftlichen gerichte 
eines hofes zu hohem und niedern gerichien mag 
schon wegen des unifanges d^r besit^ungen eines 
herrn nicht leicht v<»rgekoninien sein. Gegen den 
herrn standen freilich die richter in einem gatis ahn* 
liehen Verhältnisse, wie im volksgericbte der centena- 
rius gegen den grafeu., der graf gegea den könig. 
Der herr trat also id die gerichisbarkeit seines rieb* 
tors ein, wenn er zugegen war, und bei dem herrn 
konnte man sich obne zweifei über den richter be- 
schweren. Eine regelmässige berufung an ein höhe- 
res gericht konnte aber nicht entstehen, so lange man 
nicht eUva das volksgericht als ein solches anerkannte. 
Dieses ausischliessen aller appellation hat sich noch 
in neueren zeiten hie und da erbaltepi namentlich in 
markgerichten und in den meierdingen. Die letztem 
gehören zu einer classe von gerichten, die sich aller* 
dings als eine eigene arl der herrschaftlichen gerichte 
darstellt, aber nicht in einem verhältniss der unter* 
Ordnung zu ihnen steht. Man kann diese clas$e mit 
einem besondern namen als die grundherrlichen ge- 
richte bezeichnen. 

Diese grundherrlichen gerichte entstanden daher, 
dass die gerichtsbarkeit über die unfreien einem an- 
dern beamten anvertraut wurde, als die verwahung 
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der ilcn hörigen eingeräumten ackerhöfe. Der beamte, 
weldiem die letztere oblag, und von dem bereits be- 
merkt worde, dass ihoi vorzugsweise der nanie villi.' 
cus, major, tneier zukam, halle aofsicht darauf zu 
führen, das» die btife bicht durch scblechte wirth- 
schaft verwüstet worden , und dnss die hesilzer der- 
selben sich Dicht ein grösseres recht daran anmasElen« 
als ihne« von dem Herrn eingeräumt war. Ihm 
lunn es zu, dafiir sorge zu tragen, dass die erle- 
digten luSfit an tüchtige wirthe ausgethan und dass 
aiitÜchtige wirthe ihres besitzes entsetzt wurden, . 
dass der alte and kranke bauer einem rüstigen nach- 
folger platz machte und dagegen eine angemessene 
Versorgung erhielt, dass dem söhne eines fleissigen 
ackerwirtbs, der nicht etwa in seines valers stelle 
nachfolgen sollte, und eben so der htnierhliebenen 
witlwe gelegenheit gegeben ^vnrde, sich einen anstän- 
digen lehensQiiterhalt zu verschaflen. Vorzüglich wurde 
aber seine thätigkeit dadurch in anspruch genommen, 
dass er den hofhörigrn die frohndtenste anzusagen, 
deren teistun^ zu beaufsiehtigen, und die beden, Zin- 
sen und sonstige abgaben, welche ihnen auferlegt wa- 
ren, einzunehmen und dem herm zu verrechnen hatte. 
Sein amt umfasste also eine reihe von Verhält- 
nissen, die ursprünglich auf dfi- iinbescln/itikrcn will- 
kübr des herrn beruhten. Allein, sobald sich ein 
beslimmtes hofrecht bildete, wurdon auch sii d"'" ~'~ 
herkommen oder vertrage geregelt, und vrü.f 
der nieier nur nach dem interosse des bemiw 
den hatte, darin mnssle er jclzl durch diKtf* 
der bauern auf hergebrachtes recht , ' ' 
lassen. Eine gelegenheit zur erürterii 
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punkte bot der jährliche termin, an welchem alle hö- 
rigen sich bei dem meier einfinden mosslen, nm ihre 
beden und zinsenzu eiitricfaten. Hierdurch entstand eine 
Versammlung, weiche völlig einem ungebotenen diu^ 
zu vergleichen war, und es konnte sehr leicht hieraus 
ein eigenthümliches gericht werden, welches nur über 
solche rechtsstiisitigketten erkannte, die ihren Ur- 
sprung in der durch den herrn ertheilten gutsver«. 
leihung hatten. Zwar konnte diese art der gerichts-» 
barkeit mit der des schulthejssen verbunden sein, 
und dies war sogar der regelmässige fall. Aber 
es gab theils fälle, in denen die grundherrliche g^- 
richlsbarkeit wirklich einem besondern , gewöhnlich 
niedriger stehenden beaniten anvertraut war, theils aber 
auch solche, in denen eine herrschaftliche gerichts- 
barkeit neben der grundherrlichen gar nicht statt 
fand. Das letztere kam nämlich dann vor, wenn 
grundstucke in einer dem hofrcchte mehr oder weni- 
ger ähnlich»! weise an freie verliehen waren, ohne 
dass diese in persönlichen beziehungen über die über- 
nommenen dienste und zinse hinaus dem grundherrn 
sich unterworfen hätten. 

Von der scheiduug der beiden gerichtsbarkeiten 
nach der erst erwähnten weise hat Grimm ^) ein bei- 
spiel. Im jähre 1468 wiesen heimburgen, geschworne 
und gemeinde zu Bruttig: 

ob ein nachpür zu Protiche rtiit eyme andern umb 
scholt, Scheltwort oder eygen und erbe daselbst 
zu thüude gehaipt hette, der habe durch einen 
geriech ts hotten zu Cochme oder Baideneck den 



1) WeisthSmer. 2,440. 
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laisscn an die geriectt daselbs verheischen, und da 
die Sachen vertedingt; dreffe es aber eygen und 
erbe an, so haben sie miiissexi yre btiissen be- 
tzalcn und sfj die Sachen ge^viist worden an die 
geriecht, da die güiler gelegen sint. Helte aber 
ein nachpiir den andern geslagen oder verwont, 
das were zii Cochnie oder Baldeneck, so ferre klage 
davon qnipme unserm gned. herren von Trire oder 
sinen aniptliiden von siner gnaden wegen gebessert. 
Dieses gericht über eigen und erbe, welches an 
dem orte gehalten wird, an welchem die guter liegen, 
kann kaum etwas anders sein, als jenes grundherr- 
liche gericht. Eben dafiir halte ich das buding, wel- 
ches in einigen uiiunden Heinrichs III. für die 
kiöster Brunweiler und St. Maximin vorkommt. Das- 
selbe wird von dem abt oder dessen viliicus gehalten, 
und dem gerichte des advocatus in so fern entgegen- 
gesetzt, als die aufkiinfte desselben nicht dem advoca- 
tus, sondern dem abte selbst zufliessen sollen^). In 
der einen dieser Urkunden ist davon die rede, 

si cujus bona vel praedia propter aliquam culpam 
vel querimoniam in placitis abbatis, id est budiu- 
gum, dominicata vel phcitata iuerint^). 

In einem andern wird das buding dem gerichte, 
welches der villjcus vel de aedificiis vel de agricul- 
turä hält, darin gleichgesetzt, dass der vogt kein recht 
auf die einkünfte haben soll^). An dem letztern orte 
mögte der unterschied zwischen dem buding und 

2) eil. aL 1053. bei Martehe et Durand coUectio am« 

pliss« 1, 431. ^jr 

3) Ch. at. 1056. in Lvenig spicileg. eccleslasl. 1^ 2J^ 

4) Ch. ai. 1051. bei Martkne 1. c. 1, 429. .^ 
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dem placitutiD de aedificiis \e\ de agricultara nur 
iarin liegen , dass unter jeaein das regelmässige 
jährliche ungebotene, unter diesem dagegen ein ein- 
zelnes gebotenes gericht, welches gelegentlich gehal- 
ten wird, zu verstehen wäre. OelrICüS^) hält zwar 
das buding fiir gleichbf deutend mit botding, aber 
ohne grund. Fiir die hier aufgestellte meinung spre- 
chen (hieüs die täUe, in denen wir das buding thätig 
sehen, theils die Wortbildung. Buding steht nämlich 
fiir bauding, d. h. ein gericht über den bau\ placi- 
lum de aedificiis et agricultura. 

Eben daher möchte ich die budinge, baudinge 
und burdinge zählen, die in mehreren Städten vor-- 
kommen, und die wir fast nur bei der veraussemng 
der städtischen grundstücke thätig sehen. Sie diirflen 
iiberbieibsel der ursprünglichen hofirechllichen verhält-» 
nisse gewesen sein, die nur noch benutzt worden, 
um über den besitz und die richtige leistung des 
wortzinses die nöthige aufsieht zu erhalten. Bis^ 
weilen dienten sie jedoch auch zur aufsieht über 
das statntenmässige bauen der hänser, und waren 
also Strafgerichte über baufrevel, und hin und wie- 
der, obwohl seltner, scbeiut bugeding, bnrding, 
bauerding u. dergl. fiir bürgerding, Stadtgericht zu 
stehen 6). 

Einige arten der grundherrlichen gerichte haben 
sich- unter den namen von meierdingen, probstdingen, 

5) De botding et loddlug. §. 11. So auch von Mauaea 
gericht8verfahreii 8. 154. Die angeführten Urkunden sind 
angezogen von Oklaichs a. a. o. und Potousser de statu 
servonim p. 312. 

6) Haltaus glossar. unter bauding und bauerding^ 
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vogtdiagra, fanbeagerichleH, liügergenchlen u. .dergl, 
bis zu ende de« vongea Jahrhunderts und tbellweise 
sogar doch bis io, unsre Zeilen erhallen. VUN GUE- 
LICH"^ hat hintängliehe beweise beigebrachl, das« 
die hildesbeimischen meierdiogsleule im nilllelaher 
litonen gewescD <iod. Ihre gutsherrscbafi war das 
(Icnnkapilel , welches seine gerichtsbarkeit über die 
tneierdingsJcule durch die in folge der hildesbeioti- 
sehen stinsfehde eingetretenen wechselfälle verloren 
hatte, and spSlerhin, als der ältere zustand wieder 
bergestelU werden sollte, nur diese art der gericbts- 
barkeit wieder erhielt. Ueber die altem Verhältnisse 
der gerichlsbarkeit über diese lileo erfahren wir nichts. 
Es ist jedoch wahcscbfinlich, dass ursprünglich die 
gesamnile gcricbtsbarkeit über dieselben dem erzstifle 
als ihrem herra zustand. Die Irennnng der .grund- 
herrlichen gericbte von den übrigen kann nun aber 
schon dnrch die aoseinandersetzung zwischen bischof 
und kapilel veranlasst, nnd schon damals dem bischof 
oder dessen vogt die genchtsbarkeil über ihre persou 
verblieben sein, während sich seitdem die davon ge- 
trenntm venvaltUDgsrechle des kapitels zu einer gniad- 
herrlirhen gerichtsbatkeit ausgebildet haben mögen. 
Es wäre jedoch auch denkbar, dasa erst die neuere 
reguliroog der Verhältnisse dem kapilel den wichtig- 
slcu theÜ seiner rechte enlzogen h'ätle. Eins oder 
das andre muss die Ursache dieser seltsamen erschei- 
nung sein, -da die lilonen als eine classe der unfreien 
ursprünglich nur den herrschaftlichen gPiiLliIcii un- 
terworfen sein konnten. 

7) Ueber die meiertlingfl des nördlidieD Di:iilec)ilauds> 
Giesten 1S02. 4. 
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Man wird leicht erkenoen, dass za den grandherr- 
lichen gerichten auch die lehngerichte gehören/ Sie 
sind freilich kein ausflass des hofrechts und neben 
ihnen stehen daher keine herrschaftlichen gerichle. 
Sie gehören vielmehr zu den grundherrlichen gerich- 
ten, welche aus der Verleihung von abhängigen be- 
sitzrechten an freie ohiie . personliche nnterwerfang 
entstanden sind. Wenn sie daher gleich nur in eiaeoi 
uneigentlichen sinne bei den herrschaftlichen gerichten 
genannt werden können , so haben sie dennoch mit 
diesem' theile derselben ein und denselben entslefaungs- 
grund, und in diesem sinne trifB die beschreibung, 
welche AlbreGHT von ihrem urspronge macht, mit 
der, welche oben von der entstehung der gmndherr- 
liehen gerichte aus den bäwrerliehen Verhältnissen ge- 
macht wurde, in so weit überein, als überhaupt die 
ähnlichkeit zwischen hofrecht und lehnrecht reicht 
Die abweichungen , welche sich aus der Verschieden- 
heit dieser beiden arten der leihe ergeben, verstehen 
sich zu sehr von selbst, als dass es nöthig wäre, von 
ihnen hier weitläuftiger zu handeln. Uebrigens wird 
man von unseml gesichtspunckte aus selbst denen nicht 
unrecht geben können, welche die lehngerichtsbarkeit 
einen ausfluss der herrschaft über grund und boden ^)i 
oder auch eine nachbildung des hofrechtlichen herr- 
schaftsverhältnisses nennen, wofern man nur nicht 
zu ängstlich an den Worten klebt. Schwerlich ist 
aber die ansieht derer zu billigen, welche die lehn- 

8) Senckehbeho vod der kaiserL höchsten gerichtsbar- 
keit. §• 1« 2. KoFF liessisclie gerichtsverf. s. 249. Des 
letztem vrorte sind bei Eicbhorh st. u. r. gesch. U« §• 303 
oote h, abgedruckt. 
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gerichlsbarkeit auf die schutzherrlichkeit des lehn- 
lierrn gründen wollen ^). Die meinung endlich, welche 
die lehngerichte von der militärischen herrschaft des 
anfuhrers über sein gefolge herleitet ^^), übersieht, 
dass aus diesem elemente qur eine persönliche ge- 
richtsbadceit hätte entspringen können, während die 
Jehngerichte durchaus dinglich waren. Mit den bei- 
den letztern ansichten steht die in naher Verbindung, 
dass die lehngerichte sich erst in jüngerer zeit von 
den allgemeinen gerichten getrennt hätten, während 
sie ursprünglich von diesen nicht verschieden gewe- 
sen seien*^^). 

Dieselbe gerichtsbai4[eit fand auch bei zinalehnen 
statt ^^), und dies ist vidleicht der beste beweis, dass 
die lehngerichte nicht allein dem umfange ihres Wir- 
kungskreises , sondern auch ihrem ursprange nach 
ganz den übrigen grundherrlichen gerichten gleich- 
stehen. Denn die Verleihung der grundstücke ist die 
einzige ähnlichkeit, die das zinslehn mit dem rechten 
lehn hat, und dennoch findet sich bei ihm die ge- 
richtsbarkeit des lehnherrn wieder. Schutzherrlichi^ 
keit nnd gefolgefiihrung rechtfertigen wenigstens diese 
erweiterung der lehngerichtsbarkeit nicht 

9) Haus über den wahren grund der lehnsherrlicben 
geric1itl>arkeit. Würzbiirg 1793. 8. 

10) Von Maurer gerichtsverfaliren. 8. 12. 

11) Eichhorn st. u. r. gesch. IL §• 303 anm. 8. 464. 

12) Lihet der herre vil zinalebn, ich meine zwelf man-* 
nen oder mer, und ist, daz er mit in krieget oder st uuder 
ein ander umb daz ztnslehen, so soll er den mannen für 
sich gebieten und sol ez rillten als umb reht leben. 
Schwab, lehnr. Lassd. 125. 



Viertes kapitel. 

Ferschnebtmg der gerichUbarkeit über freie und 

unfreie» 



§39. 



Bereits bei einer andern gelegenheit (seife 48) 
sind die gründe angeiiihrt, welche zur anflösung der 
friedensbürgschaften ' fuhren mussten, uiid als wirb- 
ligster unter ihnen ist die ergebung der freien in 
ein hörigkeits- und schutzverfaältniss bezeichnet. Dieses 
iibei^hen der freien besikzungen von weniger mäch- 
tigen in die abhängigkeit von einzelnen grossen nahm 
zu den zeiten Karls des grossen ins ungeheure 
zu. In mehreren seiner capituhirien iiihrt er darüber 
beschwerde und sucht dem übel abzuhelfen, aber in 
keinem ist der zustand seiner zeit in dieser beziehmig 
so lebendig geschildert, als in dem dritten capituiar 
des j. 811, wo er die vorwände und miuel aus ein- 
ander setzt, durch welche das volk sich dem kriegs- 
dienste zu enlziehen suchte. ,,Die grafen, sagt er, ha- 
ben keine gewalt über ihre, untergebenen. Die armen 
schreien^ sie seien ihres eigenthums beraubt^ und sie 
schreien nicht minder über bischSfe, äbfe und ihre 
vögte, als über die grafen und ihre centenarien. Sie 
sagen nämlich, wenn jemand sein eigenthum einem 
bischofe, abte, grafen, cichiec oder cenlenarius nidit 
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hingeben wolle, so suchen die eine Ursache aber den 
armen menschen, wie sie ihn in strafen nehmen oder 
beständig zur heerfahrt einzeichnen kennen, -bis er 
vni sein vermögen gebracht, init gutem oder mit 
übelm sein eigenihum hingiebt oder verkauft, während 
andre, die es hingegeben haben, ohne alle belästigung 
zu hause sitzen dürfen. Auch lassen die bischöfe^ 
äbte und giMfen ihre freien menschen zu hause, un« 
ter dem naroen, als ob sie dienstleute wären. -^ 
Andre sagen sogar, daiss sie nur die ärmern aufbie- 
ten und gegen den iVind ziehen heissen, die aber, 
welche ihnen etwas geben können, zu hause lassen. 
— > Andre wieder begeben sieh in den schütz irgend 
f-ines lehnherru, von dem sie wissen^ dass er nicht 
gegen den feind ziehen w^de, — Manche sind, die 
sich nicht von ihrem geschlechte lossagen sollten, 
aber aus allen diesen Ursachen werden sie davon ge- 
trennt." Den geistlichen standen in der kunst der über-» 
redung und den herrschenden begrifTen von frömmig-^ 
keit so bedeutende hülfsmitfel zu geböte, dass der 
kaiser sich zu dem befehle geiiöthigt sah: jeder, der 
sich einer kirche zur dienstbarkeit ergeben wolle, 
solle vorher seine kaiserliche eimvilligung nachsu- 
chen. „Denn, sagte er, wir haben gehört, dass einige 
von diesen nicht eben frömmigkeit antreibt, sondern 
die absieht, dem heerbanne oder einem andern kö- 
uiglickeft dienste sich zu entziehn; manche sollen 
auch von der begierlichkeit derer^ die nach ihren be^ 
Sitzungen verlangen tragen, hintergangen sein^)". 
Auf diese weise konnte eß nicht fehlen, dass aller 



1) Cnpit. 2. ai. 805* c. 15. oder ca^iil. 3. ai. ejusd. c. 17. 
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Ollen die friedensburg[schaften von den besitiLOiigen 
der kirchen, der kaiserlichen beamten und der edlen 
herm durchschnitlen und a^rslückelt wurden. Diese 
neuen besitzungen dehnten sich in solcher masse aus, 
dass sie schon dadurch von aller Verbindung- mit 
der friedensbürgschaft losgerissen wurden ^ und dass 
ihre herrn niemanden über sich erkannten, als den kai« 
ser, und niemanden neben sich, als wer durch eben 
solche vergrösserung seines besitzthums zu gleicher 
unabhängigkeil gelangt war. Die friedensbürgschaft 
ten selbst aber wurden nicht allein durch das ans- 
schaden der grossen und so vieler kleinerei: grund- 
besitzer, die sich unter den schütz der grossen bega- 
ben, geschwächt, sie wurden vielmehr dadurch anf- 
gelöst, dass die übrig gebliebenen kleinern freien 
besitzungen durch zwischenliegende ausgeschiedene 
grundstücke häufig getrennt, und so aus aller nähern 
Verbindung gebracht waren. Nimmt man vollends 
noch arn, dass gleicher umfang des grundbesitzes die 
ursprüngliche grundlage der friedensbürgschaft gewesen 
sei, so ist es noch einleuchtender, wie mit dem viel- 
fachen Wechsel der grundstücke und der längst ein- 
getretenen Ungleichheit der besitzungen zum mindesten 
das wesen der friedensbUrgschaften, das innere band 
derselben ganz und gar verschwinden musste* 

Bei diesem zustande schien in der that das be«- 
dürfniss aller theile befriedigt zu werden, wenn die 
gericfatsbarkeit nicht mehr durch den stand der unter- 
gebenen bestimmt wurde, sondern allein durch die 
landgrenze, wenn sie sich, um mit JUSTUS MOESER 
zu reden, nicht mehr auf die köpfe, sondern auf das 
gebiet abschloss. Dies konnte ganz leicht geschehen, 
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wenn die einrichtung sich trefFen Hess, dass beide 
g^erichte, das über freie und das über nnfreie, in die- 
selbe Hand kamen. Wenn dann gleich ein solcher 
gerichtsherr beide geriehtsbarkeiten aus ganz ver- 
schiedenen gründen, und In ganz verschiedenen eigen-« 
Schäften üble, so war doch ferner für ihn kein grund 
vorhanden, dieselben in der äussern erscheinung aus-» 
einander zu hahen, und die natürliche folge konnte 
nur eine völlige Vermischung und Verschmelzung bei-* 
der geriehtsbarkeiten, ja des freien uiid unfreien stan*- 
des selbst sein« Indessen ging diese entuvickelong 
doch weder rasch, noch gleichmässig vor sich, und 
eben so wenig ging sie aus einem dieses zieles be- 
wussten streben hervor« Vielmehr zeigte sie sich in 
drei langsam nach einander auftretenden momenten, 
von denen wieder einer in dem andern seine grund- 
läge hatte. Dies waren die emunitäten, die landes* 
hobelt und die Städte. Durch diese drei ekmenle 
zusammen kam es etwa zur zeit des Interregnum da- 
hin, dass die begrifle freiheit und Unfreiheit alle be- 
deutung für die gerichts Verfassung verloren hatten. 

§. 40. 

Die emuHiimfen^ 

Wenn in einer villa, die grösstentheils aus hö- 
rigen und hintersassen des königs bestand, sich auch 
einige freie an wohner befanden, so war nichts 
natürlicher, als dass der könig seinen beamten, den 
er über die unfreien setzte, zngleich zum beamten 
über die freien ernannte. Für die letztern trat er 
dann an die stelle des centenarius oder gografen, 
konnte aber dem grafengerichfe unter%vorfen bleiben^ 
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SO wie er. auch seine börigeu uiikr^ebeoen vor die«> 
sem zu vertreten halle. Indessen bestand diese einrieb- 
tung selbst zu den zeiten Karls des grossen 
scbwerlkh gaus allgemein» Es wurde schon früher 
(seite 89) die inslructioa für die vorsieher seiner viU 
leu in b^ziehung auf die g^richdicbeu Verhältnisse 
besprochen, und doit wurde dem judex nur eine ge« 
richtsbarkeit über solche freie vindieirt, die sich in 
die scbulzherrlichkeit djes Königs begeben hatlea. 
Dass er hie u^ da eine weitere aosdehnung seiner 
gewalt bekommen : hätte, könnte mdn allenfalls daraus 
scbliessen^ wenn ihm anbefohlen wird; 

Volumus, Ht de fiscälibuS: vel servis nostris, sive de 
ingenuis, qui perfiscos ant viUas nostras commanent, 
diversi& hooiinibus plenam et integram, qualem ha* 
buerint, redde^e faciaiit josticiam ^). 
Mdn kann allerdings das per fiseos auf viilas com- 
mauere in einem weitem ^sinne neluuen, als von dem 
in fiscis aut villls mauere behauptet wurde, und es 
VieBse sich wohl ein grund denken, dass in jener oben 
beigebrachten stelle der instruction nur von der genchts« 
barkeit über hintersassen die rede sei. Jenes cap. 4. 
hatte nämlich besonders hervorzuheben, dass die freien 
hintersassen nicht eben so behandelt werden dürften, 
aU die hörigen, während sich dies von den übrigen 
Jreien^ welche etwa in der villa gewohnt haben mog- 
ten, von selbst verstand. Wenn man aber annimmt, 
dass der ausdruck des cap. 52. lediglich durch das 
oben angeluhrte cap. 4. erklärt werden müsse, so 
kann man nicht einmal behaupten, dass. der judex 



1) Cap. de vilUs. c. 52. 
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auf der Laroiingischen vilia über freie hintersassen, 
die auch nicht schbtzhörig waren, eine mehr ^h 
grundherrliche gerichtsbarkeit geübt habe. 

Dieses geselz allein kann also die frage nicht 
mit völliger gewissheit entscheiden. Dagegen besitzen 
^\lv von deni sechsten Jahrhundert an ein« reihe von 
Privilegien für einzelne bisthütner, kirchen und ab«- 
teien, durch welche iur die villen derselben die ein^ 
richtong getroffen vnirde, dass die beamtcn dieser 
Stiftungen zugleich richter über die bewohner dieser 
Tillen wurden. Indessen haben diese privilegien nicht 
zu allen zeit en denselben utnfang gehabt, und es wird 
deshalb nölhig, einige derselben einer genauem be- 
traclilung zu unterwerfen. 

Es scheint, als ob die geistlichen slihnngen in defi 
ältesten zelten eines ireibriefsbedmft hätten, um über^ 
all dieselben* rechte über ihre hörigen zu übefi, welche 
andre eigenthünier über dieselben hatten. Es ist 
bekannt, dass die fränkischen könige mit grosser frei- 
heit über die geistlichen guter verfugten und sie mit 
eben so entschiedener willkühr zur bereicherung und 
Belohnung ihrer getreuen venvandten, als ihre eige- 
nen besitzungen. Man weiss, wie KarlMartell den 
hass der geistlichkeit auf sich zog^), so dass diese, uih 
deinen enkel von gleichen Unternehmungen abzuschrek- 
ken, ein bekanntes mährchen ausbrachte, wie er von 
dem heiligen Euchariu^rzu Orleans in dem hölli- 
schen pfuhle gesehen sei. Zwar ist man gewohnt. 



2) Ghron. centiileose 1, 2. bei b'Achert spicileg. eeclei- 
siast* 4* 422. Carolus plurima juri ecciesiaslico detraheos 
praedla .fisoo sociavit ac deinde militibus proprüs dispeirlivir. 
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diese handlungen als folgen der herrscherwiQkühr an- 
zusehen, welche die noth der zeit geboten habe. Aber 
schwerlich würde konig Heinrich I. es gewagt ha- 
ben, ößentlich auszusprechen , dass er das gut der 
kirchen und ihrer diener* werde angreifen müssen, 
falls er länger den gelobten tribut an die Ungarn 
beiahlen solle ^), wenn er es nicht für ein recht der 
kröne gehalten hatte, im falle der noth über das kir- 
chengut zu verfugen. Es scheint daher, als hätten 
die fränkischen könige das kirchenvermögen nur als 
einen theil des königlichen besitzthums betrachtet, 
der, regelmässig zwar fiir den gottesdiensl bestimmt, 
unter umständen ihm auch wieder entzogen werden 
dürfe. Man wende nicht ein, dass es eine alte lehre 
des canonischen rechts war, kirchengut könne zur ab- 
Wendung einer allgemeinen landesnoth, zur loskaufung 
der gläubigen aus der gefangenschaft und dergleichen 
veräussert werden. Eine solche . veräusserung, welche 
immer nur durch den bischof geschehen konnte, war weit 
entfernt von einer Verfügung des königs über dasselbe. 
Die fränkischen herrscher, welche die kirche zu ihren 
statszwecken benutzten, welche die bischöfe selbst er- 
nannten, konnten wohl die kirche als ein statsinstitut 
betrachten, zu dessen erhaltung ein gewisser theil des 
statsvermögens ausgesetzt sei. Unter ihrer herrschaft 



3) Voi hucusque, filios filiasque vestras exspoliavi, et 
aerarium eorum replevi; nuQc templa templorumque mini- 
stros ut exspoliem cogor« — Thesaurnm divinis officiis 
sanctificatum toUamne, et dalx> pro nostra redemptione dei 
inimicis? an certe addam cultui divino pecuoiae Lonorenn, 
ut ab ipso potius rediniamur, qui vere noster extat creator 
pariter et redemptor? Widuusdi res gettae saxon. 1 , 38. 
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erwarb die kirche zuerst grandbesitznogen grSssem 
rnnfangs, und es hat an sich nichts aufFallendes, wenn 
eine Corporation nicht von anfang an das recht, ein 
eignes vermögen zn besitzen, im vollen umfange er- 
langt. 

Wenn man von dieser ansieht ausgeht, wird 
man am besten die form der ältesten königlichen kir* 
cbenprivilegien erklaren. Am ausfuhrlichsten sind 
zwei ziemlich gleichlautende (or den abt Gallus 
EU Anisola, von denen das jüngere von könig Chtl- 
perich vom j. 562 zwar mehrere unleserliche stellen 
enthält, die aber durch das ältere von könig Chi Ide- 
bert I. V. j. 547 ergänzt werden können'*'). Der 
wesentliche beiden gemeinschaftliche inhalt ist fol* 
gender ; 

Abbas expetiit, ut eum et ipsum monasterium una 
cum omnibus rebus et hominibus suis, gasindis, 
amicis, susceptis, vel qui per ipsum monasterium 
sperare videntur, vel unde legitimo redebet mitio 
vel sermone tuitionis nostrae vel mundeburdo nostro 
recipere deberemus. Quapropter per praesentem 
jobemus praeceptum, ut neque vos, neque juniores 
vestri, aut successores vel missi de palatio nostro 
discurrentes Gallum abbatem -— monasterii sui, 
amicis, susceptis, vel qui per eundem sperare vi- 
dentur, vel unde legitimo debet mitio, inquietare, 
nee inferendas sumere, nee de res eomm aliquid 
minuere audeat; sed liceat eis sub sermone nostrae 
tuitionis, vel sub emunitate nostra quiete vivere ^ac 
residere. 



5) BovQUETrer. francic, Script. 4^ 621. 623* 
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Durch diese Urkunde werden ako gewisse an- 
gehörige, des klosters dem einflus^e gewisser perso* 
nen entzogen , und dies gescbieiit dadurch, das8 der 
könig das kloster in seinen sehnte und seine emoni- 
t*ät nimmt. Es fragt sich nur: wer sind die angehörigen 
des klosters, auf welche sich die. Urkunde bezieht, pres- 
sen einfluss werden sie entzogen, und was iiir einen 
sinn hat hier der schütz des königs? Die erste frage 
ist hier die wichtigste, aber auch die schwierigste, da 
die ausdrücke, welche sip entscheid;en müssten, vor* 
zugsweise an dunkelheit Leiden. Ohne allen zweifei 
sind unter den gasindi die unfreien des klosters zu 
verstehen, aber* wer unter den ülxrigcn .ausdrücken 
gemeint sei, darüber wird man sich schwerlich eioi* 
gen. Die amici, suscepti et qui per monasterium 
sperare videntur konnten allenfalls solche sein, die ent- 
weder von dem kloster eine precarei bekommen oder 
bei einer Schenkung an das kloster sich eine lebens- 
längliche precarei vorbehalten haben, und diese aus- 
legung würde mit der ansieht EICHHORNS^) zosam- 
menlreflen, wonach die ältesten Privilegien in der 
erweiterung der herrschaftlichen rechte über freie hin- 
tersassen bestanden haben sollen. Indessen wird man 
einräumen, dass dies nicht nach der weise jener zeit 
ausgedrückt wäre. Viel natürlicher scheinen mir jene 
Worte auf diejenigen bezogen zu werden, welche, ohne 
mönche zu sein, den rest ihres lebens im kloster 
zubringen, um in einem goftgefälligen stände zu ster- 
ben. Der ausdruck endlich: unde legitimo redebet 
mitio, ist ganz unerklärlich. Die glossarien halten 



5) Vergl* unten uote 10. 
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mitium für eine abgäbe, ohne diese meinnng mit be- 
slimmtheit erweisen zu können« Man niüsste in die- 
sem falle annehmen, dass hier mit einem male nicht 
mehr von menschen, sondern von Grundstücken die 
rede sei. Eben so gut, und dies ist fast virahr- 
seheinlicber, kann das mitium etwas bedeuten, wozu 
das kloater selbst verpflichtet ivar. Ich weiss nicht, 
ob man es nicht liir eine seelmesse halten darf, die 
etwa für solche, die sich ins klosler begeben hatten, 
gelesen wn^en musste. 

Das Privilegium betriffi also nach dieser ausle- 
gutg einmal die unfreien und hörigen des klosters, 
und zweitens die bewohner des klosters selbst, sofern 
sie irregulären und laien sind. Dass aber die ge«- 
wohnlichen beamten des königs es sind^ deren einflösse 
diese personen entzogen werden, kann aim wenigsten 
zweifelhaft sein. Dagegen ist es nicht so einfach, 
die wahre Bedeutung des königlichen Schutzes anzu- 
geben. Wenn nämlich das kloster schon vorher über 
sein gesinde dieselben rechte gehabt hätte, wie jeder 
einzelae freie, so hätte es wenigstens für dieses des 
Privilegiums gar nicht bedurft, da wir gesehen haben, 
dass dem herm unbeschränkte gewalt darüber zustand, 
ohne dass der könig oder einer seiner beamten über 
die anwendung dieser gewalt irgend etwas zu sagen 
hatte. Wenn aber das kloster eine gewalt, die es 
bislang nicht hatte, durch das privilegium bekommen 
sollte, so war es sonderbar, diese gewalt auf den be- 
sondern schütz des königs zu bauen , da das kloster 
durch die neue gewalt gerade unabhängig vom kö-* 
nige geworden wäre, indem es von nun an seine un- 
freien und hörigen aus eigenem rechte geschützt hätte. 

18* 



Viertes kapiteL 

Verschmehuny der geriehUbarkeit über freie und 

wfreie» 



§39. 

Einleitung, 



• I 



Bereits bei einer andern gelegenheit (seite 48) 
sind die gründe angeföhrt, wdche zur anflösnng der 
friedensibärgsckaften fuhren mussten, und als wich- 
llgster unter ihnen ist die ergebung der freien in 
ein hörigkeits- und schutzverhähniss bezeichnet. Dieses 
übergehen der freien besilzungen von weniger mäch- 
tigen in die abhängigkeit von einzelnen grossen nahm 
zu den zeiten Karls des grossen ins ungeheure 
zu. In mehreren seiner capitularien iiihrt er darüber 
beschwerde und sucht dem übel abzuhelfen, aber in 
keinem ist der zustand seiner zeit in dieser beziehung 
so lebendig geschildert, als in dem drilten capituiar 
des j. 811, wo er die vorwände und mittel aus ein- 
ander setzt, durch welche das volk sich dem kriegs- 
dienste zu entziehen suchte. ,JDie grafen, sagt er, ha- 
ben keine gewalt über ihre, untergebenen. Die armen 
schreien, sie seien ihres eigenthums beraubt^ und sie 
schreien nicht minder über bischofe, äbfe und ihre 
vögte, als über die grafen und ihre centenarien. Sie 
sagen nämlich, wenn jemand sein eigenthum eiueni 
bischofe, abte, grafen, Ujchlcx oder cenlenarius nicht 
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hingeben wolle, so suchen die eine Ursache über den 
armen menschen, ^vie sie ihn in strafen nehmen oder 
beständig 2ur heerfahrt einzeichnen kennen, '• bis er 
um sein vermögen gebracht, init gntem oder mit 
übelm sein eigenihum hingiebt oder verkauft, während 
andre, die es hingegeben haben, ohne alle belästigung 
zu hause sitzen dürfen. Auch lassen die bischöfe^ 
äbte und grafen ihre freien menschen zu hause, un- 
ter dem naroen, als ob sie dienstleute wären. — 
Andre sagen sogar, daiss sie nur die ärmern aufbie- 
ten und gegen den ieind ziehen heissen, die aber, 
welche ihnen etwas geben können, zu hause lassen. 
-^ Andre wieder begeben sieh in den schütz irgend 
eines lehnherru, von dem sie wissen^ dass er nicht 
gegen den feind ziehen werde. — Manche sind, die 
sich nicht von ihrem geschlechte lossagen sollten, 
aber aus allen diesen Ursachen werden sie davon ge- 
trennt." Den geistlichen standen in der kunst der über-» 
redung und den herrschenden bejgrifTen von frömmig-^ 
keit so bedeutende hülfsniittel zu geböte, dass der 
kaiser sich zu dem befehle genothigt sah: jeder, der 
sich einer kirche zur dienstbarkeit ergeben wolle, 
solle vorher seine kaiserliche einmiligung nachsu- 
chen* „Denn, sagte er, wir haben gehört, dass einige 
von diesen nicht eben frömmigkeit antreibt, sondern 
die absieht, dem heerbanne oder einem andern kö- 
niglichen dienste sich zu entziehn; manche sollen 
auch von der begierlichkeit derer^ die nach ihren be^ 
Sitzungen verlangen tragen, hintergangen, sein^)". 
Auf diese weise konute e$ nicht fehlen, dass dller 



1) Capit. 2. ai. 805* c. 15. oder eapil. 3. ai. ejusd. c. 17. 
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oi*ten die friedensbürg^schaften von den besitzoogen 
der kirchen, der kaiserlichen beaialen und der edlen 
herm durchschnitlen und zerslückelt wurden. Diese 
neuen besitzungen dehnten sich in solcher masse aus, 
dass sie schon dadurch von aller Verbindung* inil 
der friedensbürgschaft losgerissen wurden t und dass 
ihre herrn niemanden über sich erkannten, als den kai- 
ser, und niemanden neben sich, als wer durch eben 
solche vergrösserung seines besitzthums zu gleicher 
Unabhängigkeit gelangt war. Die friedensbürgschaft 
ten selbst aber wurden nidil allein durch das aus- 
scheiden der grossen und so vieler kleinerer gmnd- 
besitzer, die sich unter den schütz der grossen bega- 
ben, geschwächt, sie wurden vielmehr dadurch auf- 
gelöst, dass die übrig gebliebenen kleinern freien 
besitzungen durch zwischenliegende ausgeschiedene 
grundstücke häufig getrennt, und so aus aller nähern 
Verbindung gebracht waren. Nimmt man vollends 
noch an, dass gleicher umfang des grundbesitzes die 
ursprüngliche grundlage der friedensbürgschaft gewesen 
sei, so ist es noch einleuchtender, wie mit dem viel- 
fachen Wechsel der grundstücke und der längst ein- 
getretenen Ungleichheit der besitzungen zum mindesten 
das wesen der friedensbürgschaffen, das innere band 
derselben ganz und gar verschwinden musste* 

Bei diesem zustande schien in der thnt das be- 
dürfniss aller theile befriedigt zu werden, wenn die 
gericfatsbarkeit nicht mehr durch den stand der unter- 
gebenen bestimmt wurde, sondern allein dnrch die 
landgrenze, wenn sie sich, um mit JuSTUS MOESER 
zu reden, nicht mehr auf die köpfe, sondern auf das 
gebiet abschloss« Dies konnte ganz leicht geschehen, 
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wenn die einrichtung sich trefFen liess, dass beide 
gerichte, da» über freie und das über unfreie, in die- 
selbe Hand kamen. Wenn dann gleich ein solcher 
gerichfsherr beide gerichtsbarkeiten aus ganz ver* 
schiedenen gründen, und in ganz verschiedenen eigen-« 
Schäften üble, so war doch ferner für ihn kein grund 
vorhanden, dieselben in der äussern erscheinung aus«^ 
einander zu hahen, und die natürliche folge konnte 
nur eine vollige Vermischung und Verschmelzung b^-* 
der gerichtsbarkeiten, ja des freien und unfreien stau*- 
des selbst sein« Indessen ging diese entwickelung 
doch weder rasch, noch gleichm'assig vor sich, und 
eben so wenig ging sie -aus einem dieses zieles be- 
wussten streben hervor« Vielmehr zeigte sie sich in 
drei langsam nach einander auftretenden momenten, 
von denen wieder einer in dem andern seine grund- 
läge hatte. Dies waren die emunitäten, die landes- 
hobeit und die Städte. Durch diese drei ekmente 
zusammen kam es etwa zur zeit des Interregnum da- 
hin, dass die begrifle freiheit und Unfreiheit alle be- 
deutung fiir die gerichts Verfassung verloren hatten. 

§40. 

Die emuHitmten^ 

Wenn in einer villa, die grosstentheils aus hö- 
rigen und hintersassen des künigs bestand, sich auch 
einige freie anwohner befanden, so war nichts 
natürlicher, als dass der könig seinen beamten, den 
er über die unfreien setzte, zugleich zum beantten 
über die freien ernannte. Für die letztern trat er 
dann an die stelle des centenarius oder gografen, 
konnte aber dem grafengerichte unter%vorfen bleiben^ 
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ben, und doch sollen die letotern nicbt, wie die serri 
und aldiones behandelt werden, ungeachtet sie auf 
Lirchengut sitzen. Der unterschied unter ihnen und 
den libellariis kann nur darin liegen, dass die letz- 
tem ihre libellguter nach hofreeht bekamen, und bei 
diesen mag es etwas ganz gewohnliches gewesen sein , 
dass die kirchen sie nothigten, sich auch für ihre person 
dem hofrechte zu unterwerfen , und also nicht blosse 
hintersassen, sondern schutzhörige der kirche zu wer- 
den, ohne dass sie darum ihre freiheit aufgegeben 
hätten. 

Man sieht also, dass dieses gesetz zur erklarang 
der deutschen emunitäten nicht gebraucht werden 
kann. Es wird vielmehr von der zufälligen beschaf- 
fenheit des besitzthums jeder kirche abhängig gewe- 
sen sein, über was (ur personen sich ihre emunität 
erstreckte. Wenn ihre besitzungen z. b. sehr zer- 
streut lagen, so dass entweder jeder hörige hof eine 
eigene villa ausmachte, oder so, dass in den villen nur 
einzelne böfe der kirche vorkamen, so wird man das 
Privilegium nur för die unfreien und hörigen ertheilt 
haben« Dasselbe war in solchen fällen auch dann 
nicht ohne nutzen, wenn man allgemein die geistli- 
chen Stiftungen für befugt hielt, auch ohne privileg über 
ihre hörigen dieselben rechte zu üben, die jeder freie 
hatte. Denn bei einer solchen beschaffenheit des geist- 
lichen gutes wurde es den gewöhnlichen beamten 
sehr nahe gelegt, nicht immer darauf zu achten, ob 
ein grundstück geistliches gut sei, oder ob jemand zum 
geistlichen gesinde gehöre. Deshalb sagt eine Urkunde 
Ottos III. vom jähre 997 fiir die abtei Elten : 

Abbatiae servus, in cujuscunque comitatu ha- 
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b 1 1 e t , ad alterius comitis noD eat placitum, seä ad 
ejus solummodo, quemcunqae abbatissa sibimet eli- 
gere velit advocatnm ^^). 

Die eingriße der grafen wuinlen aoch wohl da*^ 
mit entschuldigt, dass die vogte der kirche ihre pflicht 
nicht erfüllen könnten oder wollten ^^), und in dem 
Privileg Ottos I. vom jähre 937 für das bisthum 
Hamburg wurde es den ordentlichen richtem nicht 
sowohl als eine befugtiiss zugestanden, sondern als 
eine pflicht auferlegt, die widerspänstigen zur ord-- 
nung zu bringen, wenn der vogt säumig oder zu 
ohnmächtig dazu wäre: 

Ut nullus judex publicus vel quaelibet judiciaria 
potestas aliquam sibi vendicet potestatem in supra- 
dictomm hominibns monasteriorum, -^ nisi advo* 
ratus archiepiscopi, quamdiu eos corrigere 
voluerit Quodsi quispiam illorum incorrigibilis 



it) ScHATEV anual. paderborn. 1, 345. 

12) Solehe vorwIUide sucht das privil. Ludwigs des 

deutschen für set« Stephan in Strassburg v. j. 856. bei 

ScHOE7FU5 Alsatia diplom. 1, 475. abzuschneiden: Nee liceat 

alicui sub pretextu advocatorie occasionis sibi vel in homi- 

nibus vel quibuslibet rebus vel possessionibus eorum aliquod 

}us vendicare, nlsi quem *-* abbatissa — expostulaverit« 

Qui nee palemundum vel aliquas exactiones exercere pre- 

sumat. ScHOEFFLiN veruiisst eine erkläruog des palemundum 

facere. Balmund ist bekanntlkh ein ungetreuer Vormund, 

und da der emunitätsbeamte ein vogt oder Schützer ist, so 

wird auch er durch untreue ein balmund. Das verbot 

geht daher gegen die grafen und centgrafen, welche sich 

unter dem vorwande, dass die emunitätsbeamteii Ihre pflicht 

versäumen, selbst in die angelegenheiten des Klosters zu 

mischen suchen. 
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emnnität von dem emunitätsherm gans unabhängig 
sein würden^ dadurch aber, dass sie von der volks- 
gemeinde, der sie bisher angehört halten, getrennt 
wurden, eine eigene rechtsgenossenschaft unter dem 
emunitätsherm bildeten. Es war wichtig, diese beiden 
classen von freien zu unterscheiden, weil die gerichts* 
barkeit bei jeder von ihnen eine andre natur hatte: 
dort war sie eine hofrechtliche, hier aber eine vom 
könige verliehene. Die Urkunden enthalten eine reihe 
von ausdrücken, die zum theil viel besprochen, den- 
noch zum theil noch sehr räthselhaft sind, und von 
denen meiner ansieht nach je zwei diesen gegensatz 
bezeichnen, und zwar so, dass verschiedene iheile 
Deutschlands ihre besondern ausdrucke in dieser be- 
zieh ong hatten. In Sachsen finden wir vom neunten bis 
zum elften Jahrhundert mundmänner und malmänner, 
in Baiern haben wir barschalke und sindmänner, in 
Franken endlich, und seit dem zwölften Jahrhundert in 
Sachsen pfleghafte und bargilden. Nur der ausdruck 
mundmänner verbreitet sich, obwohl ohne seinen ge- 
gensatz, über ganz Deutschland. Man sieht schon 
aus dieser Zusammenstellung, dass sie ftir das ver- 
ständniss vieler Verhältnisse einige Wichtigkeit hat, und 
wir dürfen uns um so mehr auf einen umständli- 
chem beweis ihrer richtigkeit einlassen, als sie zum 
theil neu, zum theil auch mit den ansichten bewähr- 
ter forscher im Widerspruche ist 

Die älteste Urkunde, in welcher die malmänner 
und mundmänner erwähnt werden, ist das privilegium 
Karls des grossen vom j. 804 für das bisthum 
Osnabrück ^), durch welches diesem geschenkt wird 
1) Abgedruckt bei Moeser osnabr. gesch. L urk. 1. 
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omne regale vel seculare Judicium super servos el 
liddones et liberos malman et mundman et omnes 
utriusque sexus homines eidem ecclesiae pertinentes. 
Bier ist es deutlich genug , dass jene beiden be- 
uennungen alle freien menschen umfassen, welche un-* 
ter einer emunitat begrifiFen werden konnten. Diese 
Urkunde würde daher über den umfang der altem 
Privilegien entscheiden , wenn man über die beden* 
tung der ausdrücke malman et mundman einig wäre, 
und wenn ausserdem nicht über die ächtheit der Ur- 
kunde gestritten würde ^). Dass unter den mundman- 
nen nun schutzhörige zu verstehen seien, lässt sich 
schon aus der Zusammensetzung des worts vermuthen, 
aber auch aus Urkunden beweisen. Ein fritzlarsches 
hofrecht sagt: 

Nullus absque beneficio alicujus homo causa defen- 
sionis, quod teutonice dicitur muntman, sine licen- 
tia advocati fiat^). 
Hiernach nennt man denjenigen muntman, welcher 
eines andern mann geworden ist, um dessen schütz zu 
erlangen. Man kann also auch vasallen dahin rechnen, 
da sie sich in ein der dienstmannschaft gleiches ver- 
hähniss begeben haben, und in diesem sinne ist in 
städtischen privilegien bisweilen von den mächtigen 
die rede, welche sich mit Vasallen, die man ge- 
wohnlich mundmannen nennt , umgeben ^). Doch 



2) C. H(enseler) diss. crit. liistor. de diplomate Carolt 
m. Monasterii. 1721. 4. habe ich nicht zu sehen bekommen. 

3) Hofrecht der familia frideslariensis vom {. 1109. f 9« 
bei KniDLnroER gesch. der hörigkeit. 232. 

4) Friedrichs IL priv. für flegensfourg t. j. 1230 bei 
HuHD AB SuLZENMos metropoHs salisburiensis ed. Oewold« 
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emoiiität von dem emunitätsherm gjins unabhängig 
sein wurden^ dadurch aber, dass sie von der volks- 
gemeinde, der sie bisher angehört hatten, getrennt 
worden, eine eigene rechtsgenossenschaft unter dem 
emunlt'ätsherm bildeten. Es war wichtig, diese beiden 
classen von freien zu unterscheiden, weil die gerichls«- 
barkeit bei jeder von ihnen eine andre natur hatte: 
dort war sie eine hofrechtliche, hier aber eine vom 
könige verliehene. Die Urkunden enthalten eine reihe 
von ausdrucken, die zum theil viel besprochen, den« 
noch zum theil noch sehr räthselhaft sind, und von 
denen meiner ansieht nach je zwei diesen gegensatz 
bezeichnen, und zwar so, dass verschiedene iheile 
Deutschlands ihre besondern ausdrucke in dieser be- 
ziehung hatten. In Sachsen finden wir vom neunten bis 
zum elften Jahrhundert mundmänner und malmänner, 
in Baiem haben wir barschalke und sindmänner, in 
Franken endlich, und seit dem zwölften Jahrhundert in 
Sachsen pfleghafte und bargilden. Nur der ausdrock 
niundmänner verbreitet sich, obwohl ohne seinen ge- 
gensatz, über ganz Deutschland. Man sieht schon 
aus dieser Zusammenstellung, dass sie fiir das ver* 
ständniss vieler Verhältnisse einige Wichtigkeit hat, und 
wir dürfen uns um so mehr auf einen umständli- 
chem beweis ihrer richtigkeit einlassen, als sie zum 
theil neu, zum theil auch mit den ansichten bewahr- 
ter forscher im Widerspruche ist 

Die älteste Urkunde, in welcher die malmänner 
und mundmänner erwähnt werden, ist das privilegium 
Karls des grossen vom j. 804 für das bisthum 
Osnabrück ^), durch welches diesem geschenkt wird 
1) Abgedruckt bei Moeser osnabr. gesch. I. urk. 1. 
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und an das gericht des »mnniiätshemi gphört, oTinp 
doch scbutzhönger zd sein. 

Zwar hal mao sich auf eine bekannle uvkunde 
kaiser Otlos I. vom ]'. 959^ berufen, in welcher 
ein »ins mal genannt wird, end daher die malletilc 
flir eine besondre arl der zinspflicbligen genoninien. 
Allein die woile' dieser Urkunde: 

In coniilalu et legacioue Hennci coniilis ooinem 
jnstitiani et censum, qui sasonice mal vocator, 
— in proprium danius, 
deuten darauf hin , dnss der census mal in genaaer 
Verbindung mit der justitia steht und also nichts an- 
dres ist, als eine reine gerichtsabgabe, welche allen 
gemeinfreien ohne riicksicbt auf höngkeit oder ge- 
meine zinspflicht oblag. Wenn daher an andren 
orten der kÖnig bominibus, famolatum cujusdam mo-' 
nasterii s. ecciesiae facientibus, qui sasonice malman 
dicunlnr, seinen schütz zusagt und sie unter einen 
brsondem mundeburdus stellt 8), so werden unter 
dem famulatus nur genohtsdienste zu verstehen sein, 
um so mehr, da es schwerlich möglich war, solche, 
die bereits dem hofrechte unterworfen waren, dem 
schnlze der Immunität zu entziehen und einem eignen 
kaiserlichen vogte zu unterwei-fen. Wo übrigens eine 
immunität lange bestanden halte, da konnte es allen- 
falls zweifelhaft werden^ ob der dien.st der uialleuie 



7) SAOITTAIIT0S anliquitat. Magdeburg, f- *<^- p- 36. M- 
aciv oeoabr. gesch. i. abschn. 5. §. 25 noie [>. a. 337. ' 
dieser anaicfat und will dennoch hier eine einilieiluni 
geoieinfreien fiodeo, indem er zu sehr an den spulr 
stand sich hlilt. 

8) ScHATLs BDflal. Pfldei-b. 1, 199. 307. 
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gerichisUieiist oder hintersassendienst sei, and daher 
mag es zu erklären sein, wenn kaiser Heinrich III. 
im j. 1039J](ones, •— maalman, vel servos cujoslibet 
conditionis seo coionos unter den ecciesiasticis im 
gegensatze der franci et liberi als homines ecciesiae 
aufzähh ^}. Dieser letztere gegensatz mag dann etwa 
so zu erklären sein, dass nur diejenigen malman- 
nen hiessen, welche in der ersten emunitätsverlei- 
hung begriffen waren, während eine spatere erweite- 
rung derselben noch andre freie hinzuthat, denen 
man diesen namen nicht gab. 

Die barschalke und sindmannen werden in meh^ 
reren Urkunden des zehnten und elften Jahrhunderts 
zusammengestellt, und zwar so, dass sie neben man- 
cipiis und einer classe , die hengistnoti , hengisonti, 
hengisturti, hengiswoteri geschrieben ist, als bestand- 
theile der familia einer kirche genannt werden ^^). 
Es scheint also, dass auch hier durch diese vier aus- 
drücke die aufzählung der emunitätsgenossen erschöpft 
werden soll. Die barschalke erklärt nun eine urkunde^^), 
welche wegen ihres hohen alters --^ sie ist vom }. 825 
«— besondem glauben verdient, da in jener zeit eine Ver- 
mischung der verhälthisse noch nicht eingetreten war: 



9) ScHATsiv Lei, 515. 

10) VA. v. j. 902. 1029. 1039. 1057. aus Uvm nie- 
tropoL ed. Gewold 1, 130. 142. 147. 151. l>ei PFEmHOEii 
L c» p. 979. Es heisst iouuer übereinstimmeDd : cum cur- 
tibus et casis aliisque edificiis, fiimiliis (et) utriusque sexus 
mancipiis, parsdialcis (einmal marschalcia), eindniaiinis, hen« 
gistnotia, cen«Ibu8, campis celt. 

11) GmmM rechtsalterth. s. 310. hat die betreffenden werte 
ans Meichelbeck hlst. friring. l.pars iD8lruro.nro.481 pag.255. 
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Isti sunt liberi honiines, qui dicuntur bnrscalci, qui 
et cum Wagone corani moltis Qomplacilaverunt, ut 
ecclesiasticam acceperunt terrain, de ipsa terra con- 
dixeruDt facere ser?itium — dies tres tribus tempo- 
ribus in anno arant et secant tres dies. 

Es sind also die freien hintersassen, die baren 
knechte ^^) , d. h. die freien dienenden , welche für 
ihre person frei sind, aber sich unter den schütz des 
herrn hegeben habeUi indem sie ein zinsgut von ihm 
annahmen, dieselben, welche wir vorhin als mund- 
mannen kennen lernten. Eben so nahe liegt es aber 
auch, die sindmannen den malmannen gleich zu sez^ 
zen, obwohl der ausdruck sind oder send füt welt- 
liches gericht nicht mit bestimmtheit nachzuwei- 
sen ist ^^). Was nun freilich die hengistooti oder 
wie sie eigentlich heissen mögen, zu bedeuten haben, 
bleilt völlig räthselhaft. Dass es hengistfuotri, hcngst- 
(tilterer seien, ist kaum denkbar, da eine so specielle 
benennung neben jenen allgemeinern gar keine ver- 
anlassung hätte. Sollte vielleicht d\e lesart hengi- 
sturti dem wahren am nächsten kommen, und hage- 



12) Nach Haltaus glossar. v. bar, baer, baem bedeu- 
ten diese werte eine abgäbe, und man könnte daher bar- 
ecalci für gleichbedeutend mit censuales Imlten. Die von 
ihm angeführten stellen haben jedoch immer l>aerne oder 
berne. Ich ziehe daher die deutung als libri servientes vor. 

13) Vergl. EiCHHOHiv in den phil. - bist. abh. d. berliu. akad. ' 
d. wissensch. aus d. j. 1838, s. 377. 378. An eine Verpflichtung 
•y-uni botenlanfen ist aber schwerlich zu denken; eh^r noch 
könnte man die sindmanneu als diejenigen erklären, die vor 
dem abschluas der emunität nur dem send, aber nicht den 
bofgerichten des bischofs tmierworfen gewesen waren •- 

19 
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gilden durch den rlchfer geben die hansingoer kiiren 
vom j. 125219); 

Thetter nen redgeva sinne berjelda urherech ni 
kethe, hi nebbe thene clagere a honda. 

Nach dem brokmerbrief e ^O) soll der richter es 
bezeugen, wenn sein bargilde behauptet, dass ein 
landkauf ausgeführt sei : 

thi redjewa skel tbet wila, ther sin berjelda Sprech, 
thetter cap den se. 
lieber allen einwand deutlich gpeht es dber aus den 
fivelgoer busstaxen hervor, dass unter den bargilden 
nicht mehr und nicht weniger zu verstehen sei, als 
die eingesessenen des gericbts, die dingpflichfigeD. 
Die forme! der eröfTnung eines landgerichts wird hier 
nemlich so beschrieben , dass dem Hehler auf seine 
frage : ob es richtens zeit sei ? geantworlet wird : 
Alsa hit is also fort deis, sa i bi landriuchte hio 
thing heia and halda ur alle uwe berjeldan ; 
worauf er dann spricht: 

Thes grewa ban banne ic ur alle mine berjeldan ^i). 

Dadurch wird nun auch die bestimmnng, welche in band- 

Schriften des hunsiugoer oberrechts vorkommen soll: 

End die rechteren off hoer medezyden sullen nie- 

mant in hoere biergilde overheerig keeden. 



19) f. 29, bei Richthoven frics. rechtsquelien« s. 330. 
„Dem kein ricbter seine bargilden für ungehorsnin erkläre 
er bobe denn den kläger 2ur band«'* 

20) §• 79« bei Richthoven a. a. o« s. 163. 

21) Richthoven a. a. o, 8. 307« z. 25 — 28. „Nach- 
dem es 80 weit tagea seit ist, so könnt ihr bei landrechte 
geriebt hegen und halten über alle eure bargilden. — Des 
graten bann banne ich über alle meine bargitdeoJ' 
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verständlich, indem hier LiergJlde fiir di,c geuosseu- 
stkafl der gerichtseiDgesesseiien selbst genommen 
ist^^), ein umstand, der die ableitung des worts von 
gilde, einuiig, volblRndig rechtfertigt. Die bezeich- 
nung der dißgpflichligen eines gerichts durch bargi)- 
dfn, freie genossen, erklär! sich nämüch, wenn man 
sich das gericht als forlseizung oder eroeuerung der 
alten gcsammlbürgschaQ denkt, wobei es ganz gleich- 
gültig ist, wie viel oder wie wenig diese neue Verbin- 
dung, diese gilde, von der allen Leibehalten haben mag. 
Demnach wären also bargilden die gemeinen 
freien gewesen, welche nicht den Schutz eines andern 
gewonnen halten, eben wie die malmannen und sind- 
mannen. Daher sind es gerade die bargilden, welche 
der gewah der grafen und kaiserlichen richter unler- 
worfeu blieben, als kaiser Heinrich II. dem hochslift 
Wiirzburg die emunitat über den ganzen ducalos und 
die Cornelias orienlnlis Franciae gewahrte ^Sj. Df|> 



23) RiCHTHOVEH fand diese von Halsema in den grooiu- 
ger verliandlungen angeführte stelle in keiner bandscluift, 
und wiiaste sie nicht zu erkl.iren. Fries, recbtsquellen. b. 
351. n. 1. Altfries. würlerb. u. d.w. berjelda. 

23) Dipl. Henr. II. de 1017 bei Leukfeld «nliqii. 
poeldeoses app. 3. f. l.p. 251. Vergl. Eichhohn sI. u. r. 
gesch. IL §. 222. nota n. Diese urkuude leutbiUt einuu 
scheinbaren widerspnicb, indeni sie die gerichtsbarkeit übei- 
die parocbi, quos bargilden vocant, den graten vorbebüll, 
wäbrend sie den iiihalr der allein Privilegien sü aiigicl}!. 
als ob darunter ebuu diese begriffen gewesen waren. Hat 
dipl. Friderici I. Je 1168 In dtu uioo. boic. vol. ^^ 
p. 1. pag. 3S6 fügt ebenfalla der beslüligun^ 
tat biniMi : hoc excepto quod coniiles de Übe 
qui vulgo bargildi vocanlur, in coiuitüs hob! 
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gilden durch den richter geben die hansingoer küren 
vom j. 125219): 

Theller neu redgeva sinne berjelda urhcrech ni 
kethe, hl nobbe thene clngere a honda. 

Nach dem brokmerbrlefc ^^) soll der richter es 
bezeugen, wenn sein bargilde behauptet, dass ein 
landkauf ausgeführt sei : 

thi redjewa skel thet wila, ther sin berjelda Sprech, 
thetter cap den se. 
lieber allen einwand deutlich geht es dber aus den 
fivelgoer busstaxen hervor, dass unter den bargtiden 
nicht mehr und nicht weniger zn verstehen sei, als 
die eingesessenen des gericbts, die dingpflichfigeo. 
Die formel der eröfTnung eines landgerichts wird hier 
nerolich so beschrieben , dass dem richter auf seine 
frage: ob es richtens zeit sei? geantwortet wird: 
Alsa hit is also fort deis, sa i bi landriuchte liio 
thing heia and halda ur alle uwe berjeldan; 
worauf er dann spricht: 

Thes grewa ban banne ic ur alle mine berjeldan^^). 

Dadurch wird nun auch die bestimmnng, welche in band- 

schriften des hunsiugoer oberrechts vorkommen soll: 

End die rechteren off hoer medezyden sullen nie- 

mant in hoere biergilde overheerig keeden, 



19) §• 29. bei Richthoven fries. rechtsquelien. 8. 330. 
„DaM kein richter seine bargilden für uxigehorsakn erklüi^ 
er liabe denn den kläger 2ur band." 

20) ^ 79. bei Richthoven a. a. o« s. 163. 

21) Richthoven a. a. o. 8. 307. z. 25 — 28. „Nach- 
dem es 80 weit tagea seit ist, so könnt ihr bei Jandrecbie 
geeicht liegen und hallen über alle eure bargilden. — Des 
graten bann banne ich über alle meine bargilden." 
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versläadlicb , indem hier biergiMe für di,c geuoseeu- 
scbaÜ der gencblseingesessencD selbst genoronten 
ist 2^), ein umstaad, der die ableitung des worts von 
gilde, eloung, vollsländig rechlfertigl. Die bezeicb- 
iiuiig der dliigpflicbligen eines gericfau 'Jurch bargil- 
den, freie genossen, erklaii sieb nämtich, weun man 
sich das gerichl als fortselzuog oder enieuerung Avr 
alten gesammlbürgschaft denkt, wobei es ganz gleieb- 
giillig ist, wie viel oder wie wenig diese neue Verbin- 
dung, diese ^IdCf von der allen beibehalten haben mag. 
Demnach wären also bargitden die gemeinen 
freien gewesen, welche nicht den schütz eines andern 
gewonnen hatten, eben wie die matniannen nnd sind- 
mannen. Daher sind es gerade die bargilden, welche 
der gewalt der grafen und kaiserlichen richter unter- 
worfen blieben, als kaiser Heinrich II. dem hochslifl 
Würzburg die eniunitat über den ganzen ducatos und 
die Cornelias orienlalis Franciae gewährte ^^). Der 



22) RicBTBOVEH taai diese von Halseha in den groniu- 
ger verlumdliingen aBgeftihrte itelle in keiner handsclirifl, 
und wusate sie nicht zu erkliiren. Fries. recLisquellen. s. 
351. n. 1. AltfHes. vrurlerb. u. d.w. iKrjelda. 

23) Dipl. Henn II. de 1017 bei LsuKPELn anliqii. 
poeldeoses app, 3. §. 1. p. 251. Vergl. Eicuuoiin sI. ii. i-. 
gescb. 11. §. 222. no(e n. Diese urkuude eulliali uliiou 
scheinbaren Widerspruch, indem sie die gericliteb:irketi tibec 
die parochi, quoe bargildon vocant, den grafen voibehiill, 
wäLrend sie den iiilialt der allem privUegien 30 aiigiclit, 
als ob darunter ebeu diese begriffen gewesen -waren. Uua 
dipl. tri derlei I. de 1168 in den uion. boic. vol. 2'J. 
p. 1. pag. 3S6 fügt ebeofalis der beslätiguug jener umunt- 
täl bioKii: boc excepto quod coniiles de liborls liuininibiia, 
tjui vulgo bargiidi vocaiiiur, in cotuilüs babilsiiilbiis siant- 
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Sachsenspiegel gebraucht jedoch den namen biergel- 
den Torzugsweise für die unter einer immnDität Jbe- 
grifTenen freien, welche keine pfleghaften sind, also 
eben so, wie malman und sindman -vorzugsweise 
gebraucht zu sein scheint. Dies geht nämlich dar- 
aus hervor, dass der Sachsenspiegel den biergelden 
einerlei wergeld und busse mit den freien landsassen 
giebt^^), zugleich aber sie mit den pfleghaften un- 
ter einerlei gerichtliche Verhältnisse stellt ^^). Diese 
letzlern können jedoch erst weiter unten erörtert 
werden. Die glosse des Sachsenspiegeln ^^ ' weiss 
freilich aus diesen Verhältnissen gar nichts zu macben, 
denn sie nimmt die biergelden bald für pflegfaafte, 
bald fiir landsassen, deren Verhältnisse der Sachsen- 
spiegel selbst doch in allen stücken, ausser darin un- 
terscheidet, dass sie alle drei frei sind und alle drei 
gleiches wergeld und busse haben. 

Schliesslich seien hier noch zwei auswärtige be- 
nennungen derselben art, wie malmannen, sindman- 

tam justitiam recipere debent. Dies erklärt sich rielleicht 
daher, dass die emunität hier über den ganzen episcopatus et 
ducatud et cometias infra terminos episcopatus vel ducaCus 
sitas ausgedehnt wurde, ohne dass man doch die bestehen- 
den cometiae aufheben woUte«^ IMan verstand also unter 
iKirgilden in der altern emuuilät die freien und nicht pfleg- 
haften eingesessenen derselben, in der neuern erweitening 
derselben hingegen die eingesessenen der diöces, vrelcbe 
bisher von der emunität frei geblieben waren und auch da- 
von frei bleiben sollten« Die bezeichnung der bargilden als 
parocht spricht übrigens für die (oben.note 13, aeite 289) 
vorgeschlagene erklärung der sindmannen. 
, 24) Sachs, landr. 3, 45. {. 4. 6. Vergl. das. 3, 73. }• ^' 

25) Das. 3, 45. §. 4. vergl. 3, 80. §. 1. 

26) Gl. zu Sachs, landr. 3, 26. -^1,2. — 3, 45. - 3, 64. 
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iien und bargilden erwähnt , eile englischen socman- 
iien und die ilal'iänischen sacniannen im gebiete von 
TiTvigi. Man hält sie gewöhnlich fiir freie zinsptlich- 
(ige. Ihre nanien finden aber vielleicht in den sogen, 
leges Edowardi confessoris ^^) ihre erklärung. 
Hier werden nämlich dieeniunitätsherrn so beschrieben : 
Arcbiepiscopl, episcopi, comites, barones et omnes, 
qut habuerinl sacham et socam, thol, theam et 
infanglbefe. 
Was nun dieses sacha et soca, ihol, ibeam et infang- 
thefe bedeute, wird sogleich erllärt, und zwar, was uns 
hier allein angebt, sacha und soca folgendermassen: 
Sacha est, qaod si quiÜbet aliqiieni nominatim de 
aliquo calumnialus fuerit, et ille negaverit, forisfac- 
tura probalionis vel nrgatiunis, si eveneril, saa est. 
Soca est, quod s! aliquis quaeril aliquid in terra 
sua, etiam furlnm, sua est juslitia, si inventum fue- 
rit an nou. 
Man siebt also, diese ausdrücke bezeichneten gewisse 
arten von gerichlsbarkeit, nämlich über schellworte 
und über unrechtmässigen besitz, und daher ist es 
wohl nicht DBwabrscheinlich, dass von diesen bezeicb- 
nungen die der sacmannen, uomini di sacco, über 
welche der bischof von Padua die gerichtsbarkeil un- 
ter dem namen des curte di sacco zu lehn trug, so 
wie die der socmannen hergenommen sind^^). 



bei RnADT grundi-isa des deutschen iirivalrcc)iis. 2ie null. 
9. 50. §. 17. no. 27 — 30. 

27) Leg. Edov. coiifeB». regU AngliaB c. 20 (2t). 

28) Vergl. über diese sacmannen und aociiiamien lltiu^- .. 
uixn slädteweaeo des aullclalters. 1, 11 t. u. 14 f., Vf 
der Busdruck gacman indees durcL sackziasi^ju erklärt u^ 
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§.42. 

Besehaffenkeit der emuuitäisgeriek ie. 

Durch die emunitäten kamen nun diejenigen freien, 
welche denselben unlenvorfen wurden, in eine ganz 
neue läge. Dieselben behielten zwar ohne zweifei in 
materieller hinsieht ihr volksrecht und schieden sich 
in so fern von den hörigen derselben mundat, obwohl 
das neue verhältniss leicht dazu geführt haben wird, 
dass das hofrecht der letztern dem volksrechte der er- 
stem immer ähnlicher wurde. Alleinformell wurden die 
freien von der Volksgemeinde, der sie bisher angehört 
hatten, losgetrennt und mit den hörigen unter einen 
richter gestellt, der dann freilich selbst nicht mehr 
aus den hörigen genommen werden durfte. Diese 
freien emunitätsbewohner bildeten also unter sich 
eine neue kleinere Volksgemeinde, welche dann, wenn 
zwei von ihnen eitien rechtsstreit unter einander hat- 
ten, ganz nach der alten weise zu gericht gingen. 
Wenn aber der streit zwischen einem freien und 
einem hörigen bewohner derselben emunität vorfiel, so 
gestaltete sich das verhältniss anders. Derselbe rich- 
ter nämlich, der über die freie parte! allein zu ge- 
ncht sitzen durfte, war Vertreter des unfreien, während 
die urtheiler oder schöfTen nur freie emunitätsgenossen 
sein konnten, und so musste das gericht die form an- 
nehmen, als ob es über freie und hörige zugleich 
richtete, während es allein aus freien mitgliedcm be- 
stand. Es bildcle sich also ein verhältniss, in wel- 
chem die mitglieder eines höhern Standes nicht allem 
über ihre standesgenossen, sondeni zugleich über d\e 
genossen eines niedrigem Standes urtheilten. Hier 
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li«gl der keim des gtrundsalnes , der im Sachsenspie- 
gel mit den woden ausgt-sprocben isl: 

Scepenbare lüde muten wol ordel vinden over je- 
welken man. It ne mnt aver uppe st nenian orde) 
vinden, dat an ir lief, oder an ir ere, oder an ir erve 
ga, noch ordel scelden, he iie si in evenbordich i), 
der aber freilich erst durch die ausbildung der lan- 
deshoheit zu dieser allgemeiobeit gelangen konnte. 
Wieder anders stellte sich die sache, wenn ein ireier 
emunitätsgeDosse von einem auswärtigen belangt wurde, 
fn einem solchen falle konnte der Ireie nur auf die- 
selbe weise von dem Irerm der mundat oder dessen 
beamten vertreten werden, wie ein anfreier, d. b. 
der herr war verpflichtet, entweder seinen untergebe- 
nen zur genugthnnng anzuhalten, oder ihn auszulie- 
fern, oder aber selbst als beklagter im volksgeiichle 
sich ZQ vertbeidigen. Auf eben diesen grundsitizen, 
die aus der nalnr der sache folgen , beruht es 
auch, wenn K arl der grosse verordnet, dass 
ein Verbrecher, der in eine emunität fliehe, in je- 
dem falle von dem emonitätsherrn ausgeliefert wer- 
den solle, sofern dieser nicht seine Unschuld an der 
flucht beschwören wolle, ja dass, w«nn der Ver- 
brecher trotz dreimaliger anflorderung zurückbehal- 
ten werde, der graf ihn, ohne die freiung zu ach- 
ten , seihst ergreifen diirle ^). Eben daher erklärt 
sich auch das oben angefiihrle beispiel eines ganz 
allgemeinen rechts des graten, in die emunität ein- 
zugi-eifen, wenn der eniuuitntsbeamte zu scliwauh 
war, seine pflicht zu erfüllen. Man siebt also, dass 

1) Säclii. landr. 2, 12. j^. 2. 

2) Cap. 2. ai. "SOS. c. 2. cF. capil. I. ai. 819. 



/ 



298 Kap. IV. VerscIiDielzung der gerichtsbarkelteo« 

die emunität in jeder hinsieht die freien nad unfreien 
einander näher brachte, und die Verschmelzung der- 
selben vorbereitete, welche landeshoheit und slädte 
vollendet haben. 

Die beamten, welche den eniunitäten vorgesetzt 
waren, werden in der regel den nanien der herr- 
schaftJichen beamten beibehalten haben, da die un- 
freien und hörigen den stamm der emunität ausmach- 
ten, an den sich die übrigen bewohner derselben 
anschliessen mussten. In den geistlichen freiungen fin- 
den wir ausserdem die vögte. Es ist schwer und in 
sehr vielen fällen geradezu unmöglich, zu unterschei- 
den, welche vögte blosse schutzvögte, und welche 
wirkliche richter gewesen sind, indessen ist die letz- 
lere cigenschaft regelmässig denen zuzusprechen, welche 
in den emunitätsprivilegien erwähnt werden. Hier 
' interessiren uns nur diejenigen, welche richter 
in der emunität sind. Uebrigens kommt doch auch 
in geistlichen emunitäten neben dem namen vogt 
nicht nur die benennung vicedominus, vizthum, 
sondern selbst der name centenarius vor, der offen- 
bar von der Verfassung der freien grafschaft auf 
grössere emunitäten übertragen ist 3). Gewöhnlich 
hatte eine emunität einen benachbarten grafen zum 
obersten vogt , der dann wieder seine untervögte und 
centenarien bestellte, und diesen waren dann allen- 
falls noch schuhheissen und meier untergeben, oder 

3) Capit. !• aL 802. c. 13. Ut episcopi, abbales atque 
abbatissae advocatos alque vicedominos centenariosque legem 
sctentes et jiistitiam diligentes pacificosque et mansuetos ha- 
beant« Das klosler sct. Maxiaiin in Trier hatte advocatos 
und huunooes. Potoiessea de statu servor. p. 322. 
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es moglen bloss untervögle vorlcomnien und etwa diese 
auch %vohl den namen schultlieissen führen. Lud- 
\vi g der fromme verbot übrigens, dass centeoarien 
aus einer grafschaft zu vöglen gewählt werden solllen^); 
vielleicht war dies ein oft versuchles mittel der cent- 
grafen gewesen , steh der aufsieht ihres vorgeselzlen 
grafen zu entziehen. 

Dass die vÖgte in den allem zeiteo von den 
kÖnigen ernannt wurden , ist bereits oben bemerkt, 
und dort ist auch eine erkläruog dieser ihatsache ver- 
sucht. Von den srhulzvögten ist sie gar nicht zu be- 
zweifeln, da das kirchenrecht den entschiedenen grund- 
salz halte, die schutzherrn der kirche müsslen, wenn 
diese ihrer bedürfe, von dem weltlichen furslen 
erbeten werden 5J, Dass aber dasselbe auch von den- 
jenigen vÖgten ^It, welche emunilätsrichter sind, 
ergieht sich aus der geschichle dieser vögte ganz 
deutlich. Die capilularien drücken sich nämlich niemals 
so aus: dass die bischöfe, äbte und äbtissinnen vögte 
wählen sollen, sondern sie schreiben nur vor, dass 
sie deren haben sollen. Nach einem gesetze Karls 
des grossen aber müssen diese vögte gleich den 
cenlenarien und schöffen unter Zuziehung des grafen 
und des Volks gewählt werden^), und daraus scheint 



4) Cajiit. 5. ai. 819. c. 19. TJt niillua epiecopu«, nee 
abbu, nee couies, nee abbaliasa ceutenarium comilis advoca- 
lum babeal. 

5) CoDcil. African. ai. 424. c. 64 (97). veigl. mil Be- 
SEDtcrr Lev. capit. 3, 392. 

6) Cap. 1. «i. 8t>9. c. 22. Utjudices, vicetWiuiiu, prae- 
iwsiti, cenlenarii, scafaiaei botii et veraces et lunii^utii et' 
coniilt et populo eligantur ad sua müiialeria c^erccndo. 

/ 
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man schliessen %u dürfen, dass ihre wähl dem kaiser- 
lichen sendgrafen übertragen worden sei. 

Es war begreiflich, dass die geistliclieii cmaiii- 
tätsherrn bald danach strebten, wähl und absetzung 
ihrer vögte in ihre band zu bekommen. BENEDICT 
LeviTA hat eine stelle aus dem westgolhischen bre- 
viarium fiir seine Sammlung benutzt, deren Verfasser 
an nichts weniger, als an die vögte der bisthümer 
und klöster gedacht hat, die aber in der neuen form 
und Verbindung nur auf sie gedeutet werden konnte. 
Sie lautet: 

Si advocatus in caussa suscepta iniqua cupiditate 
fuerit repertus, a conventu honestoruni et a jodi- 
ciorum communione separetur, et videat ne judicis 
et assertoris personam accipiat^). 
Indessen möchte diese stelle allein schwerlich viel be- 
wirkt haben; wichtiger war es, dass seit dem neun- 
ten Jahrhundert die einzelnen Stifter und klöster sich 
das recht erwirkten, ihre vögte selbst zu wählen ^). 
Dennoch Hess der grundsatz, dass die kirche nicht 
nach blute dürste, dieses Wahlrecht nicht zu ganz 
vollständiger ausübung kommen. Das recht der pein- 
lichen gerichtsbarkeit blieb für die geistlichen eniu- 
nitätsherrn nur ein präsentationsrecht, indem die \oo 



7) Lib. capit. 7, 157. aus der interpret. zu 1. 1. Tbeod. 
cod. de poslulando. 2, 10. Es ist bier von den rechtsbei- 
ständen die rede, welche ihre clienten nötliigen, ihnen eine 
qiiota litis zu versprechen. 

8) Die absetzung miisste in einem solclien lalle oft durch 
den pabst geschehn. Bulla Eugenii III. für das kioster 
Othinarsheiui vomj. 1153 bei ScHOEffUN Alsat. diplom. 1) 48 t. 
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ihnen angestellten beaniten die Verleihung des blut* 
banns beim kaiser nachsuchen niussten, denn 

bi koninges banne ne niut neman dingen, he ne 
hebbe den ban von denie koninge untvangeh ^). 
Allmählig. aber wurde dieser grundsatz doch 
Tinch dem bedürfnisse und znm vortheile der geist- 
licbkeit gemodelt, bis er endlich ganz erlosch. Nach 
dem Schwabenspiegel befolgte man dabei folgende 
regel : 

Swaz dez gerichtes ist, ^^^ über blfit runsa gat 
und über den totslag, swem daz der bischof lihet, 
den sol er .senden mit sinem brieve an den künig, 
daz er ihm den ban lihe. — unde vorseit der kü- 
nig einest dem bischofe oder so er sinen brief 
sendet, daz er den ban dem richter nüt lihet, so 
richtet der richter ein jar mit rechte ane den ban, 
also ob der bischof sin recht von dem künige 
emphangen hat. — Alse der künig in tüschem lande 
nüt ist, so mugen der phafrenfürslen richter wol 
richten ane den ban, untz in ein brief kumet von 
dem künige; und so der künig von tuschero lande 
vert, so mag er des riches marschalk wol den 
gewalt geben, daz er den ban lihe^^). 

Erst im jähre 1298 stellte pabst Bonifaz VIII. 
den allgemeinen grundsatz auf, dass zwar nicht der 



9) Sachs, landr. 1, 59. $. f. 
10) Schwab, lehnr. 41. Vergl. Schwab. landr. 92 (Lassb.). 
Hiernach ist zu berichtigen^ wenn Eichhorn st. u. r. gesch. 
II. §. 300. anin. 2. s. 438. sagt, dass dieses leihen des ban- 
nes zur zeit der abfassupg des Schwabenspiegels nicht mehr 
wirklicli geschehen, aoodern nur juristische fiction gewe* 
sen sei. 
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bischof selbst, wohl aber sein beamter auch ohne kai- 
serliche Verleihung über blut richten könne: 

Nam licet clericis causas sanguinis agitare non li- 
ceat, eas tarnen (cum Jurisdictionen! obtinent tem* 
poraleni) debent et possunt, nietu irregularitatis 
cessante, aliis delegare ^ i). 

Man kann sich nicht wundern, wenn die vögte 
auf demselben wege, wie die grafen, ihr anit zu einem 
erblichen, ja zu einer wahren landeshoheit zu erheben 
suchten. Jedoch wurden sie von den emunitätsherm 
eifersüchtig genug bewacht, und diese waren ihnen 
viel zu nahe, als dass die vögte so rasch und sicher, 
als die grafen, auf dieser bahn hatten vorwärts schrei- 
ten können. Vielleicht nirgend finden wir die ver- 
fahrungsweise der vögte in dieser hinsieht so deut- 
lich verzeichnet, als in einem von NiESERT ^^) mitgetheil- 
ten schreiben des kapitels zu Borchorst an erzbischof 
Günther von Magdeburg vom j. 1418, in welchem die 
besch werden über die eingriffe des vogls, Ludolf 
von Steinford, zusammengestellt werden. „Zum 
ersten" — klagen die nonnen — „masst er sich an 
den gütern, an denen er die vogtei hat, mehr rechte 
an, als wir ihm daran zugestehen können , indem er 
das gut (ur das seine erklärt, da ihm doch nur Vin 
vogtschilling jährlich von den besetzten gütern zukommt. 
Ferner hauet er uns auf eben diesen gütern holz über 
die masse, und lässt dasselbe von unsern hörigen leu- 
ten in andrer herru länder fahren', und zwar auf 



11) Cap. fin. (3) in VIto. ne cleriGi vel monachi secn- 
laribus negolÜB se immisceant« 3, 24. 

12) Münstersche urkundensammiung« 2^ 29. 
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ihre eigene kost, um dafiir proviant für sein haas an- 
zuschatfen. Eben diese unsre leute schätzt er mit 
unei-schwinglicben autlagen und unredlichen brüch- 
ten, und legt ihnen unerträglichen dienst auf, so dass 
wir unsre parht und einkonimen von denselben ent- 
behren müssen. Ferner vertauscht er unsre hörigen 
leote ohne nnsre vollmacht, ja gegen unser verbot, da 
das recht dazu uns allein sosteht. Wenn ein nitht 
angesessener mann von uns seine Freilassung begehrt, 
so verlangt er von den freilassungsgeldern die bälfte, 
ja oft mehr, da ihm doch von rechts wegen nicht 
mehr als zwölf pfennige davon gebühren. Seine eige- 
nen leute setzt er auf unser erbe, und unsre auf das 
seinJge, und giebt unsem ieuten die freiheit, alles 
ohne unsern willen, da doch beselzung und entsetzung 
uns allein gebührt. Uns ward ein mann weggenom- 
men, den hat er sich ohne unsem willen und wissen 
büssen lassen. Wo er meint, dass unser ausgetha- 
nes gut verwüstet wird, da »iehen es seine vögte ein, 
und sagen, was davon aufkäme, davon bekämen wir 
die hälfte. Oft behalten sie es aber ganz allein, und 
wir sind nicht mächtig, es ohne der vögle willen wie- 
der auszuthun. So entzieht er uns ein iheil unsers 
erbes mit land und leulen, die dazu gehören. Noch 
mehr, er greift uns in unsre eigene freiheil, in der 
ivir wohnen, mit landfolge, piändung und besatzung 
ein. Ja unsre freien leute und guter, die wir xugc- 
kault oder von frommen leulen zum besten ihrer see\e 
bekommen haben, und über die er gar kein voj^t ist, 
greift er mit unredlichen forderungen an, schnt^i sie, 
haut uns unser holz, als ob es das seine sei, und Insf 
es von diesen unsem Ieuten auf ihre eigne kost 
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fremde lande fahren. Selbst onsem priestern haut 
er das bolz ab, mit dem die heilige kirche bewid- 
raet ist; nicht zu gedenken, dass er die verbrief- 
ten zusagen seines eltervaters nicht erfiiilf. Kurz, es 
ist der Ungnade so viel, die er uns thut, dass wir 
sie nicht alle schreiben können." Durch solche und 
andere ^^) mittel konnten dennoch die vögte nie zu el- 
%vas. mehr, als zur erblichkeit der vogtei gelangen, 
diese aber erlangten sie ziemlich allgemein. Viel- 
fache Streitigkeiten zwischen ihnen und den Stiftern 
waren die folge, und diese endeten häufig mit dem 
abschütteln des durch die vögte aufgelegten Joches. 
Wenn die emunitätsherrn nicht etwa ein rechdiches 
erkenntniss gegen die vögte erlangen konnten^ so 
suchten sie durch Unterhandlung die vogteirechte an 
sich zu bringen, und wenn sie beim kaiser einen 
günstigen beistand fanden, erwarben sie sich wohl 
gar ein besonderes privilegium, die vogteien in ihrer 
emnnität wieder an sich zu kaufen ^^). Auf diese 



13) Bekannt sind die nicht seltenen Urkunden, in de- 
nen die vögte versprechen müssen, ihre vogtei uiclit auf 
andre zu überlragen, niclit mehr als eine gewisse zahl un- 
tervögte anzustellen, nicht mehr als drei ungebotene dinge 
zu halten, und dergleichen mehr. 

14) Kaiser Friedrich L ertheilte dem bischof von 
Hildesheim folgendes privilegium: Veniens ad curiam no- 
stram fidelis noster Erpo, confraler vester, ex parte vestra 
et ecclesiae vestrae nobis insinuavit, quod advocati magnam 
in bonis vestris exercent violentiam, et frequentibus rapinis 
ccclesiam vestram afiligere non cessant. Verum quia saluti 
vestrae de jure consulere tenenuir, authorltate dei et nostra 
hoc gratiae vobis iudulgenms, ut si quo modo per pecuniam 
vestram advocatos ab advocaliis reniovere poteritis, et bona 
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weise kamen sie dann endlich wieder in eine läge, 
in weicher sie ihre beamten nach freier willkühr und 
unter solchen bedingungen ernennen konnten , dass 
es diesen unmöglich fiel, über die ihnen anvertraue- 
ten. befugnisse hinauszugehn. 

Wenn eine kirche oder ein klosler von einem 
privalmanne gestiftet, und, wie es geschehen musste, 
gehörig dotirt war, so behielt dieser als patron der 
kirche oder des klosters das recht der vogtei, welches 
wohl nicht immer die blosse schulzvogtei enthielt. 
Ein ähnliches verhältniss war das jenes Stiftes zu 
Borchorst, dessen klagen gegen seinen vogt oben mit^ 
getheilt sind. Dasselbe war von dem erzbisthume 
Magdeburg aus gestiftet, und von diesem war der 
weiten entfernung wegen ein benachbarter edler zum 
obersten vogte ernannt. Deshalb wandte sich das 
Stift an den dortigen erzbischof als den schntzherra 
der emunität. Unter solchen Verhältnissen wurde die 
vogtei leichler eine erbliche, und sie abzuschütteln, 
war oft schwerer, aber früher oder später kehrte auch 
hier ^dieselbe entwickelungsgeschichte wieder. 

§. 43. 

Die landeskokeit» 

Mögen die alleren cmunitätsprivilegien einen um- 
fang gehabt haben, welchen sie wollen, gewiss ist. 



vestra ab eorum exactioifibus injustis liberare, liberam vobis 
inde potestatem concedimus et donamus, et hoc ratum et 
firmum habentes inviolabiliter vobis et ecclesiae Hildeshei* 
mensi seniper curabimus observare« Von Guelich abh. über 
die meierdinge 8. 161. Die Urkunde ist wahrscheinlich 
vom }. 1152, wie daselbst s. 12. nacbgewieseo ^ird. 

20 
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dass seit der mitte des neunten Jahrhunderts die neaen 
erweiterungen und Verleihungen kirchlicher emuni- 
täten sehr häufig sich auch auf solche freie ansge» 
dehnt haben, die keine jhofhörige oder zinspflichtige 
waren, also auf malmänner, sindmänner oder bargil- 
den. Man fing um diese zeit an, die emunilätcn 
nicht mehr auf einzelne vHIen , welche oft zerstreot 
umher lagen , zu beschränken , sondern vielmehr sie 
auf ganze zusammenhängende bezirke auszudehnen, 
und so kam man zu der ansieht, dass durch eioe 
solche freiung die gerichtsbarkeit über ein geschlos- 
senes gebiet als ein privatrecht verliehen werde. 
Kaiser Heinrich II, der heilige, war jedoch 
der ersle, der ganze [grafschaften an bisthümer und 
abteien verlieh, so dass die geistlichen inhaber der* 
selben fortan die kaiserlichen ämter in diesen gra£- 
schaften zu besetzen hatten. Es kam auch wohl vor, 
dass eine grafschaft, welche bereits in der band ihrer 
besitzer erblich geworden war, an einen geistlichen 
fiirsten verliehen wurde, und dies hatte denn freilich 
nicht den sinn, dass die bisherige grafenfamilie ihr 
recht verlieren sollle, sondern der jedesmalige erbe 
wurde nur genöthigt, die grafschaft von dem geistli- 
chen herrn, anstatt von dem kaiser, zu lehn zu nehmen. 
Auf diese weise wurden die territoricn der bis- 
thümer und vieler klöster allmählig geschlossen, so 
dass die bewohner grosser districte ihrer richterli- 
chen gewalt aus ganz verschiedenen gründen unter- 
worfen waren* Ein theil machte die alle emunität 
aus, ein anderer die hinzugekommene grafschaft. Von 
der letztern liess sich wieder ein theil trennen, der 
als besondres kaiserliches domanium den grafeu als 



Die landesboheir. §, 43. 307 

besoldung oder auch bloss zor Verwaltung anvertraut 
zu sein pflegte. Dieser kam nun gegen den bischof 
oder den abt in dieselbe läge, in welcher die frühere 
emunität desselben sich befand. Ausser dem enthielt 
die grafschaft freie und unfreie. Ueber beide wurde 
der bischof jetzt ebenfalls richter, und zwar über die 
einen unmittelbar, über die andern mittelbar dadurch, 
dass er richter ihrer herrn war. Diese richtergewalt 
war zwar lediglich eine aratsgewalt, allein, da sie fiir 
ewige Zeiten mit jenen emunitäten verbunden war, so 
fiel dadurch jedes äussere merkmal einer blossen 
amtsgewalt weg, sobald einmal die herrschaft über die 
emunität den charakter einer wahren gerichtsbarkeit 
an sich trug. Es kann daher nicht befremden, wenn 
man allgemein den bischof oder abt als eigenthümer 
des ganzen territoriums mit inbegi'iff der ihm verlie« 
henen grafschaften und nicht als blossen beamten 
des kaisers betrachtete, freilich nicht als eigenthümer 
nach landrecht, sondern nur nach lehnrecht, zumal 
seitdem das calixtinische concordat vom j. 1122 die 
belehnung mit dem geistlichen amte von der mit den 
regalien geschieden hatte. 

Die Vermischung der grundherrlichen gewalt mit 
der amtsgewalt erfolgte bei den höhern reichsbeamten, 
den grafen und herzögen, welche ihre Unabhängigkeit 
erhielten, ebenfalls dadurch, dass beide ge walten auf 
die dauer in einer band vereinigt wurden. Freilich 
konnte dies bei ihnen nicht durch die Vereinigung in 
einer todten band geschehen, welche nie einer Verän- 
derung unterworfen war, es geschah aber fast eben 
so sicher durch die allraälig zur ausnahmlosen reget 

erhobene erblichkeit jener reichsämter. Das lerrito- 

20* 
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riuni einer grafscbaft oder eines herzogthums haue 
ähnliche bestandtheile, Avie das geschlossene bistbum, 
die gefiirstefe abtei. Da war zuerst der eigenthiim- 
liehe grundbesitz des grafen, welchen man die urspräng- 
liehe emunil'at desselben nennen kann, sodann eine 
andre kaiserliche emunit'ät, welche ilim als besoldung 
oder belohnung znr benutznng überlassen war, end- 
lich die eigentliche grafschofi , über welche er nnr 
die amtsgewalt übte. Die letzlere zerfiel wieder in 
emunitäten des kaisers, oder anderer personen, und 
in freien grundbesitz. Dazu kam endlich noch lehn- 
gut, Toh welchem der graf dem kaiser und reiche 
diente und auf welchem er wieder seine aftervasallen 
hatte. Alle diese stücke waren jetzt dergestalt ver- 
einigt, dass eben so wenig, wie* bei den geistlichen 
(ursten, eine fernere Unterscheidung derselben ein In- 
teresse hatte. 

Kaiser Friedrich II. sah sich genothigt, diese 
Stellung der geistlichen und weltlichen fursten in zwei 
berühmten gesetzen anzuerkennen. Ohne frage liegt 
hierin der grund, dass der Schwabenspiegel bereits die 
Verhältnisse, welche damit im zusammenhange stehen, 
unter einem ganz veränderten gesichtspunkte außasst, 
während wir im Sachsenspiegel die deutlichsten spa- 
ren der altern Verfassung finden. Uebrigens war diese 
Stellung der bischöfe, äbte, grafen und herzöge keines- 
wegs ohne ausnähme. Sehr selten erreichten die bi- 
schöfe die emunität fiir den ganzen Sprengel, der 
ihrem geistlichen amte untergeben war. Bei den 
grafen trat dagegen ein zwiefaches abweichendes ver- 
hältniss ein. Während einigen es gelang, mehrere 
grafschaften zu vereinigen, so geriethen wieder andere 
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in völlige abbängigkeit von andern grafeit oder bi- 
schöfen und herzögen. Diese konnten aber weiter 
keine erbliche grafschafl nnler sich haben, was der 
Sachsenspiegel so ausdrückt: 

An die vierden hant ne mach nen len kunien, dat 

gerichle si over hals unde over hani, wen scuttheit> 

dum allene in der graiscap '). 
In der zweilen band nach dem kaiser ballen n*äni- 
lieh die landesherrn das ihnen Tcrliebene gerichl, 
in der dritten die ihnen unterworfenen erblichen 
grafen. Die landesherrn oder die nnler ihnen ste- 
henden grafen konnten aber die ausübung ihres am- 
tes keinem andern weiter als eigenes recht überlassen. 
Dass aber das schult heissentbum von dieser regel 
ausgenommen war, findet darin seine wahre erklarung, 
dass die Stellung des schultbeissen nicht auf der 
statsverfassung, sondern auf dem grundbesilze oder 
dessen erweiterung zur emunilät beruhte. Die er- 
klarung, dass das scbuttheissenamt von dieser be- 
schränkung ausgenommen sei, 

durch dat nen nchlere nc mach echt ding hebben 

ane scnlleilen, 
bezieht sich auf die Stellung des schullheissen im 
' landgerichte, von welcher im folgenden paragrapben 
die rede sein wird , ist aber schwerlich genügend, 
diese« ausnähme zu rechtfertigen. Die herzöge endlich 
erlangten nie dieselbe Stellung in ihrem ursprüngli- 
chen herzogthume, sondern höchstens eino verrlni- '^ 
gung eines bedeutenden gmudbesifzes nili einigr 
ihnen unterworfenen grafsrbaflen. Dagei^rn nahn 



i) SKcIis. landr. 3, S2. f. 3. 



/ 
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viele edle herrn mit beträchtlichen grondbesitznngen 
eine so vortheilhafte Stellung ein, dass sie diese letz- 
teren zu eigenen eniunitäten erheben konnten, welche 
von jeder gewalt der grafen und bischöfe befreit blie- 
ben , und also unmittelbar unter dem kaiser und 
reich standen. Diese nannten sich vorzugsweise no- 
biles, liberi doniini, edle oder freie herrn. 

§.44. 

Veränderungen in der Gerichtsverfassung. 

Diese ausdehnung der eniunitäten über ganze 
geschlossene terrilorien, der herrschaftlichen gewalt 
über alle classen von menschen hatte zur nothwen- 
digen folge, dass seit der mitte des vierzehnten Jahr- 
hunderts jeder unterschied zwischen freier und un- 
freier gerichtsbarkeit aufliören niusste. Das inter- 
tsst schwand, die verschiedenen bestandtheile des 
laudesgebiets ferner zu unterscheiden, und mit die- 
sem interesse schwand allmählig der unterschied 
selbst. Der Sachsenspiegel kennt noch pfleghaffe 
und biergildeu, und unter%virfl sie beide dorn schult- 
heissen ^), zum sichern beweise, dass er dabei nur 
an die pfleghaften und biergilden der altern eniu- 
nitäten denkt, über welche die herrschaftliche ge- 
richtsbarkeit des schultheissen ausgedehnt war. Dass 
dabei ausserdem an geistliche emunitäten vorzugsweise 
gedacht sei 2), wird sich weiter unten aus den ver- 



1) Sachs, landr. 1, 2. f. 3.-3, 45. f. 4.-3, 64. {.2. 

2] An die entstehenden stadtemunitäten und den stadt- 
schultheissen darf mau hei diesen pfleghaften und hiergeldeo 
des Sachsenspiegels schwerlich denken, wie Schaumanv gescb. 
des niedcrsächsmchen volks, s. 571 f. will, da £ike vom 
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liältnissen der sendgerichte ergeben. Die Stellung der 
biergilden erscheint indessen bereits ziemlich ' schwan- 
kend, und dies erklärt sich daraus, dass sie in der 
ihat den freien insassen der neu erworbenen gerichts- 
bezirke viel näher standen, als den unfreien unter- 
gebenen der alten, eniunität. Man wusste sich daher 
so wenig in ihre Stellung zu finden, dass man sie 
bald wie hörige, bald wie freie behandelte, und sich 
dabei hauptsächlich von der grosse ihres . grundbe- 
silzes leiten liess. Dies schwanken erläutert allein 
dhe merkwürdige stelle, welche, wie Gaupp^) mit 
recht bemerkt, an die bestimmnng des cap. ai. 807 
über den reichsdienst und eben so an den ausspruch 
des Sachs, landrechts über die zu Schöffen zu erbe«- 
benden dienstmannen erinnert, und vielleicht geradezu 
daraus erklärt werden muss. Sie heisst: 

Erstirft en egen von enem biergelden ervelos dre 
huve oder dar beneden, dat hört in dat sculthei- 
tendom, van sweme it erstirft. Van drittich hu- 
ven oder dar beneden, dat bort in die grafscap. 
Is is mer dan drittich huve, so is it dem koninge 
allet ledich ^). 

Es ist kein äusserer grund vorhanden, in dieser 
stelle mit SCHAUMANN^) eine Veränderung des ur- 
sprünglichen textes anzunehmen, und man gewinnt 
durch diese annähme nichls, als dass man jenes 
schwanken der ansieht in eine unbeslimmt spätere 



Repoow nur' landrecht schreibt, und welchbildrechl so we,-, 
nig, als dienstmannenrecht, beliandelt. 

3) Miscellen 8. 31. Vergl. unten §. 46. nole 10. 

4) Sachs, landr. 3, 80. ^. 1 . 

5) A. a. 0. s. 564. nole 42. 
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zeit setzt. Dagegen ist die Stellung der pfleghaAen 
dem Verfasser des Sachsenspiegels vollkommen deuU 
lieh. Er erklärt sie ganz unbedingt fiir frei ^), und 
hält es daher für zulässig, ftir jedes andre geriebt 
einen beamten aus ihnen zu erwählen, bei dem es 
nicht gerade auf Standesgenossenschaft, sondern nur 
auf freiheit im allgemeinen ankommt ^. Eben des- 
halb verlangt er aber auch ausdrücklich, dass der 
schultheiss, der zu seiner zeit regelmässig auch über 
pfleghafte zu richten halte, dieselben eigenscbat 
ten besitze, die von einem richter über freie gefor- 
dert werden 8). Der Schwabenspiegel dagegen keant 
weder pfleghafte noch biergelden, noch irgend etwas 
dem entsprechendes. Zwar ist ihm der allgemeine 
unterschied zwischen freien und unfreien nicht fremd, 
aber auch den salz hat er nicht aufgenommen, dass 
der unfreie von seinem herrn aus dem gerichte ab- 
gefordert werden könne ^). Wir sehen daher jeden 
einfluss der Standesverhältnisse auf die innere be- 
srhaffenheit der gerichte verschwinden. 

Dagegen zeigten sich jetzt einige ganz eigeulham- 
liehe Veränderungen, theils in beziehung auf die Zu- 
sammensetzung der gerichte, theils in beziehung auf 



6) Sachs, landr. 1, 2. §, 1. 

7) Ebendas. f. 3. uoder den (plechhaften) mut man wol 
kesen enen vronen bodeo; of de vrone bode stirfi. 

8} Ebendas. 3, 61. §, 2. It ne mach uemaa scultheite 
sin, he ne si vri iiude geboren von deme lande, dar^t ge- 
richte (Brest, handschr. sciilteteudum) binnen leget. 

9) Vergl. Sachs, landr. 2, 17. 19. mit Schwab, landr. 
178 — 186 (Lassb.). 
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das verhältniss mehrerer gerichte zu einauder. Von 
beiden muss ausfuhrlicher gesprochen werden. 

§• 45. 

y er änderte z]usammensetzun^ der gerichte. 

In beziehung auf die form der gerichte sind drei 
dinge zu berühren, welche der entwickelung der lan- 
deshoheit ihr dasein verdanken, das sind 1) eine 
von der bisherigen verschiedene anwendung der be- 
nennungen, welche für die person des richters ge- 
braucht werden, 2) eine ganz eigenthüniliche Stellung 
des schultheissen in einigen gerichten, und 3) gewisse 
besondre grundsätze über die Standesgleichheit der 
urtheilfinder. 

Die Vermischung der freien und unfreien halte 
zunächst die folge, dass alle benennungen von rieh- 
lern, die bisher einer gewissen klasse von gerichten 
eigen waren, jetzt ganz unbestimmt durch einander 
laufen. Die ortsrichter fiihrlen häufig namen, welche 
ehemals nur eine gerichtsbarkeit über unfreie bezeich- 
net hatten, sie hiessen schultheissen, amtmänner, vögte, 
meier. Dies war vorzüglich da der fall, wo echtes 
eigenthum des landesherm vorwaltete. Dagegen an an- 
dern orten finden wir centgrafen und gografen ; vorzugs- 
weise wohl da, wo die landeshoheit unmittelbar aus einer 
grafschaft hervorgegangen ist, namentlich in bisthümern, 
welche durch Verleihungen von grafschaften ihr ge- 
schlossenes territorium bekommen haben, wie im her- 
zogthum Bremen, wo noch heutiges tages gogerichte 
und gräfengerichte als ortsbehörden vorkommen. Die 
grafengerichte wurden jetzt selten von den graten in 
person abgehalten und deshalb wurden von ihnen 
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beamle angeslellt, welche uninittelbar ihre gerichls- 
barkeit ausübten. Diese erhielten entweder den ganz 
allgemeinen nanien landrichler, oder es ging auf sie 
der name cenigraf oder gograf, viceconies über, seh- 
ner erhielten sie den namen eines heiTschaftlichen 
richters. 

Neben und in diesen verschiedenen gericfaten 
kamen die schultheissen jetzt in sehr verschiedenar- 
tiger bedeutung vor. Während sie bisweilen bloss 
wirthschaftsbeamte blieben, in andern fällen zu blos- 
sen dienern des gerichts oder auch zu blossen dori- 
vorstehern herabsanken, kommen beispiele vor, in de- 
nen sie selbst die peinliche gerichtsbarkeit haben ^), 
und ihnen wohl sogar noch ein andrer beamter, etwa 
unter dem namen eines meiers oder vogts, als civil- 
richter untergeben ist^). Oefter stand ihnen nur 
die civilgerichtsbarkeit zu, oder überhaupt nur eine 
gerichtsbarkeit von ganz geringem nnd willkührllch 
bestimmtem umfange. Ein beispiel dieser art sind 
die schon einmal (sehe 187) erwähnten kirchspiels- 
gerichte des landes Hadeln, deren jedes aus einem 
schultheissen und einigen schoflen besteht, sämmtlich 
ungelehrte, welche von dem ganzen ländchen dem 
landesherrn präs^ntirt werden, und ausser den ge- 
richtseinkünflen und abgabenfreiheit keine besoldong 
erhalten 3). 



1) So In Bacbaracb bei Ghimm weistbünier 2, 211 f. 

2) Z. b. weistbum von Herbizbeim v. j. 1458 eben- 
da 8. 2/22. 

3) PuFENDOKFF proc. civÜ. brunsw. luneb. p. 1. c. 3. §. 30. 
Oestehlet bandbueh des processes r. d. k. Hannover 1« 
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Id den grafeDgerichlen oder landgenchlen spielt 
aber der Schultheis^ eine ganz eigenthüniliche rolle, 
welche jedoch in dessen ursprünglicher bedeulung als 
eniunilälsbeaiDler ihre erklärung findet. Der landrich- 
ter ist immer der beamte über freie, in den kaiserli- 
cben besitzungen ein eigener landricbter oder vogt, 
iD den übrigen grafschaflen der graf oder vogt, oder 
ein gräflicher landrichter. Der schultbeiss, wahr- 
scheinlich nrsprünglich der oberste emunilätsbeamte 
der königlichen and gräflichen besitzungen, ist aber 
bald Stellvertreter, bald gehülfe des grafen oder land- 
richlers. In der erstem eigenschaft erscheint er in 
Friesland unter dem namen skeltata, skelta oder scfaelta, 
Dass er auch hier aus dem emunitälsricbter hen'or- 
gegangen ist, zeigt sich schon darin, dass er im 
Brokmerlande, welches sich immer von der grafen- 
gewalt frei gebalten hat, nie vorkommt, dagegen ganz 
regelmässig im westerlauerscheu Friesland, welches 
sich der herrscbaft der holländischen grafen nicht er- 
webren konnte. Bisweilen, aber seltner erscheint er 
in dem übrigen wesllicben Friesland, mit dem die 
bolländischen grafen lange mit wechselndem glücke 
um die herrscbaft kämpften, und eben so selten im 
Itüstringeru nd Emsinger lande, über welche säch- 
sische herm geboten, doch aber nicht immer ihre 
berrschafl zu behanpleu vermogten. Ehen so deutet 
hierauf, wenn von dem schella gesngt wird, er soj 
des königs und des grafen vogl*), oder »venu er in 



§. 134 a. 559. Hadeler Isndreclil v. iäSi. t , I. bei fV 
CEKOoxn observationes 1. append. p. 5. 6. 

4) Dioe liui'~' * -^iKhella lo oatfueii in fioQV 



316 Kap. IV.- Verschoielzuag der gericlitsbarkeileD. 

einigen friesischen rechtsquellen abwechselnd mit dem 
ausdrucke frana bezeichnet wird ^). Denn , wie vogt 
vorzugsweise einen emunitätsbeamten bezeichnet^), so 
geht irana, fron, ursprünglich auf die herrschaftliche 
gewalt, die aus dem eigenthum an menschen oder an 
grund und boden entspringt. 

Dieser schelta oder frana ist nun durchaus 
Stellvertreter des erblichen grafen, nicht allein in sei- 
ner eigenschaft als richter, sondern auch als einneh- 
mer der öffentlichen abgaben , und selbst als beer- 
fiihrer. Der graf selbst ist höchst selten in person 
thätig. Im westerlauerschen Friesland tritt er nur 
bei der feierlichen besitznahme des landes persönlich 
auf, und allein im östlichen Frieslande sind ihm die 
gerichte über nothzucht, brand, geständigen diebstahl 
und falsche münze vorbehalten. Aller bann ist da- 
her entweder grafenbann oder scheltenbann; so bald 
aber der graf im lande ist, hört des schelta bann 
auf und der graf tritt ganz an seine stelle ^. Die 
holländischen grafen scheinen also die friesischen 



hwant hi dis koninges foged is endi dis grewa. Wester- 
lauersches gesetz vom w^ergelde §. 6. bei Richthoven fries. 
rechtsquellen s. 414. 

5) •OmmelSndisches landrecbt bei Richthoven a. a. o. 
8. 20. DOie 4. frana dat is den schulte, und s. 6. note I. 
frana id est sculletus. Richthoven allfries. Wörterbuch un- 
ter frana s. 757 sp. 1* 

6) Schulzenrecht §, 6. wo eine glosse sagt : feget id 
est procurator regis vel domini feudi, bei Richthovebt fr. 
rechtsqu. s. 388. 

7) Richthoven alsfries. wörterb. unt. asega, fogod^ frana, 
greva, redjewa^ skeltata; talemon. 
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lande nach dem rechte der erobernng nicht als 
einen amtsbezirk, sondern vielmehr wie grundeigen- 
thnm, wie eine emunität der ähesten gattung be- 
handelt zu haben f indem sie den schultheissen ge- 
radezu an ihre stelle setzten. 

Ein ähnliches verhältniss m.nss um diese zeit 
in der lombardei eingetreten sein. In einer Urkunde 
vom j. 1000 befreit k. Otto III. die unterthanen 
des grafen Ra im bald von Tarvisium von der ge- 
richtsbarkeit jedes ducis vel marchionis vel comitis 
seu sculdasi, und befiehlt: 

ut nuUus dux, marchio, comes, vicecomes seu 
sculdasio aut aliqua suromissa persona hanc no- 
strae auctoritatis paginam inquietare vel molestare 
audeat ö). 
Hier scheint der srhullheiss dem vicecomes gleich, 
mithin ebenfalls Stellvertreter des grafen, obwohl des- 
halb noch nicht centenarius oder decanus zu sein. 

Eine ganz andre Stellung nahm der schultheiss 
im landgerichte nach dem Sachsenspiegel ein. Auch 
hier war die gegenwart des schultheissen nothwendig: 
It ne mag nen richtere (jüngere handschriften 
setzen hinzu: de bi koninges banne dinget) echt 
ding hebben ane sinen scultheiten ^); 
nen richtere ne mach echt ding hebben ane scul- 
teilen^O), 

Over achtein weken sal die greve sin ding utlec- 
gen buten den gebundenen dagen to rechter ding- 



8) MuRATORi antiquit. ItaL 1, 628. 

9) Sachs, landr. 1, 59. §. 2. 
10) Das. 3, 52. §. 3. 
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stat, dar de scaltheite unde die scepenen rnide 
die vrone bode si ^ ^). 
Aber der schultheiss war nicbt Stellvertreter des gra- 
fen, und noch viel weniger wurde er durch dessen 
gegenwart überflüssig, vielmehr eröffnete er mit die- 
sem gemeinschaftlich das gericht: 

Darnmme sal he (de richtere) den scultheiten des 
irsten ordeles vragen, of it ding tiet si, unde darna, 
of he vorbeden mute dingslete unde unlust ^^). 
Er erscheint also in ähnlicher Function, als der frie- 
sische ascga im gerichte des schelta. Dennoch war 
er nicht etwa vornehmster oder Sprecher der Schöf- 
fen, sondern beamter des gerichts, denn nur als sol- 
cher konnte er ein zeugniss ablegen, das dem des 
richters gleich galt: 

getüge mit deme richtere, wobei jüngere band- 
Schriften hinzufügen : oder mit dem scultheiten oder 
mit dem vronen boden in's richteres stat^^). 
Daher konnte durch sein zeugniss das des richters 
gebrochen werden: 

Swat en man jegen den richtere getügen sal — • so 

mut he den scultheiten oder den yronen boden 1o 

getüge hebben in richteres stat over den richtere^*}, 

und dadurch wurde dem schultheissen sogar eine 

art von aufsieht und gerichtsl)arkeit über den rich- 

ter eingeräumt: 

wenne üstgei mjin over den richtere, he sal ant- 
werden vor deme scultheiten, wen die scultheite is 

11) Das. 3, 61. f. 1. 

12) Das. 1, 59. f. 2. 

13) Das. 3, 18. §. 1. 

14) Das. 2, 22. §. 1. 
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richtere siner scuU; als is die palenzgreve over 

den keiser unde die burchgreve over den marc- 

greven ^^), 

eine aufsieht, welche der Verfasser des Sachsenspiegels 

fiir den grund hält, weshalb der licbter kein echtes 

ding halten soll ohne seinen schultheissea ^^). 

Dieses verhältniss des grafen zum schuhheissen 
findet sich noch in der Ordnung des landgerichts auf 
dem leineberge bei Göltingen vom j. 1529, obgleich 
das landgericht damals gerade seine ganze frühere 
bedeutung verloren hatte. Herzog Erich I. von 
Calenberg hatte nämhch zu Münden ein hofgericht 
fiir seine ritter und niannschaft errichtet, an welches 
zugleich von dem leinebergischeri landgerichte appeU 
lirt werden konnte, und dadurch die emiedrigung 
des allen landgerichts zu einem blossen gogerichle 
eingeleitet 1^), ein Schicksal, welches in jener zeit alle 
landgerichte nach dem vorgange der ch ursächsischen 
traf. Trotz dieser wesentlichen Veränderung blieben 
grefe und schullheiss fortbestehen, nur dass späterhin 
wenigstens der schallheiss zugleich der stadtschnlt- 
heiss in Göttingen war. Der grefe halle den rang 
vor dem schultheissen, beide eröffneten gemeinschaft- 
lich das feierlich gehegte gericht, dann aber zog sich 
der graf zurück nnd der schultheiss leitete die Ver- 
handlungen allein, denn ihm wnr vorgeschrieben, in 



15) Das. 3, 52. f. 3. 

16) Das. 1, 59. ^. 2. It ne mach nen riclitere — eclil 
ding hebben ane aiDenscullbeilen, vordemehe siklurccLie 
beden sal. 

17) Gkufeh disceptaliooea fbreoses cum obscrvatioiiibc 
Lips. 1737. 4. pag. 595. 697. 
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zweifelhaften fallen den grefen aus der sladt herbei 
zu holen, um bei ihm ralh zu suchen ^3). 

Ein solches verhälfniss mag auch in dem Privi- 
legium der Stadt Goslar vom j. 1200 gemeint sein, 
wo Adolph von Nassau vorschreibt: 

ut judex provincialis, quicunque a nobis in parti- 
bus illis pro tempore fuerit constitutus — eidem 
advocato prorsus faciat justieie complementum ^^), 
und vielleicht auch in Nürnberg, wo in dem Privi- 
legium Heinrichs VIII. vom j. 1313 ^O) der Schrei- 
ber, notar des landgerichts angewiesen wird, dem 
schultheissen , welcher alleiniger richter der Stadt 
war und dieser den richtereid schwören musste, ge- 
horsam zu sein. 

Die erklärung, welche EICHHORN ^i) von dem 
schulfheissen des sachsebspiegels giebt, l'asst sich da- 
her gewiss nicht rechtfertigen. Wenn es nämlich heisst: 
Die keyser ne mach aver in allen landen nicht sia, 
unde al ungerichte nicht richten to aller tiet, da- 
rumme liet he den vorsten grafscap unde de gre- 
ven scultheildum 2^), 

18) Ghufen loc. cit. 814. Das rescript pag. 838 ist 
gerichtet an greven, schulilieissen und scheppen des leinen- 
bergischen landgerichts, und die gerichtsscheine pag. 839 f. 
beginnen : Wy 1. M. eyn gesworen greve und W« D. ejn 
gesworen schulte , des dorGhl. hochgeboren fursten liern 
Ericks iho Brunswik und Lüneburg hertogen unses gne- 
digen heren richter unde bisiiter up dem Leynberghe vor 
Güttingen des lautgerichts. 

19) GoEscHEN goslarische Statuten s. 517. 

20) Goldast constitut. imperial. 1, 323. 

21) Stals- und rechtsgcsch. 11. §. 290. 

22) Sachs, landr. 3, 52. {. 2. 
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so versteht er unter dem schultheissenthuiu solche 
grafschaftcn , welche unter einem fahnlehen standen, 
ein begriff, der weder zu dem^passt, was sonst über 
die schultheissen im Sachsenspiegel vorkommt, noch 
auf irgend eine historische grundlage zurückge(uhrt 
werden kann. Die stelle will nichts anders sagen, 
als dies : weil der kaiser . nicht überall selbst sein 
kann, so überträgt er sein recht auf andre, und giebt 
den fiirsten die befugniss, landrichter in der graf- 
schaft zu bestellen, und diesen landrichtern oder gra- 
fen gestattet er wieder, schultheissen zu ernennen ^^), 
Dass aber der burggraf schultheiss des markgrafen, 
und der pfalzgraf schultheiss des kaisers sei, sagt der 
Sachsenspiegel gar nicht, sondern er fuhrt die Ver- 
hältnisse dieser personen zu einander nur an, um zu 
zeigen, dass es nicht befremdend sei, wenn der schult- 
heiss als untergeordneter über seinen grafen zu rich- 
ten habe 2*). 

Im südlichen Deutschland findet sich der schult- 
heiss in dieser Stellung zum landrichter nicht, wenn 
man nicht etwa einzelne unsichre andeutungen, wie 
die schon erwähnte von dem landgerichte zu Nürn- 



23) Das vorstenlicli schulteiz ambaclit in dem goer- 
litzer rechtsbuch, art. 7. der ausgäbe von Koehleh, hat 
offenbare beziehung auf sächs. landr. 3, 61. §• 2, ohne im 
übrigen die Stellung des schultheissen aufzuklären. Nur 
das geht daraus hervor, dass das schultheissen thum ein von 
einem fürsten abhängiges amt ist. 

24) Sächs. landr. 3, 52. §. 3. — die scultheite is rich- 
ter siner (des richteres) scult ; als is die palenzgreve ovcr 
den keiser, unde die burchgreve over den niarcgreven, näm- 
lich Hehler siner scult. 

21 



322 Kap. IV. Verseil meknng der gerichtsbarkeiten. 

berg, ausnehmen wilK Dennoch ist es gewiss, dass 
auch dort schultheissen vorkamen, die über grös- 
sere districte gesetzt waren, und deshalb mehrere 
gerichtsbezirke mit besondern ortsrichtern unter sieb 
hatten. Der schuhheiss von Saarbrücken hatte nicht 
nur eine gewisse gerirhtsbarkeit in der Stadt, er 
hieh ausserdem das jahrding in dem hofe zu Fol- 
ckelingen, der sich eine freie hofstatt des grafen 
seines herrn nennt. Wenn er dies gericht hielt, so 
übergab ihm der meier von st. Annual seinen genchts- 
Stab, und setzte sich unter ihn mit den schoflen zo 
gericht. Derselbe schuhheiss musste um die erlaub- 
niss angegangen werden, wenn die leute auf der 
vogtei zu Warntwalt bauholz aus des herrn walde schla- 
gen wollten. Der abt von Willrebetlnach musste ihm 
von dem hofe auf der Merlen jährlich einen rock lie- 
fern. Auch in Köüerlhal hielt er das jahrding, und 
auch hier sass der meier mit im gericht ^^y Man sieht 
hieraus ziemlich deutlich, dass der schuhheiss in 
Saarbrücken emunitätsrichter des dortigen grafen über 
einen grössern bezirk war, dass er also eben die 
Stellung einnahm, welche dem schultheissen des säch- 
sischen landgerichts ohne zweifei ursprünglich zukam. 
Wenn deniungeachtet ein gleiches verhältniss «wi- 
schen landrichter und schuhheiss sich im süden 
nicht regelmässig ausbildete, so mag der grund da- 
von in der grossen Zersplitterung der herrschafleo 
durch freie reichsstädte und reichsrillerschafiKche 
besitzungen liegen, welche der ausbildung der lanu- 
gerichte hinderlich, so wie der ausbildung der orts- 



25) Grimm weisthümer 2, 8 — 12. 17. 18* 



Veränderte Eusammenselziing- der gericlite. §, 45. 323 

gerichle förderlich sein musste. Den dSrfern und 
Städten des südens fehlt es daher keineswegs an 
schultheissen, welche sehr h'aufig dort den freien orts- 
rieht er verdrängt haben. 

Das erforderniss der genossenschaft fiir die ur- 
theiler erlitt eine bedeutende modification durch die 
Veränderung der standesverhällnisse, welche zur zeit 
des Sachsenspiegels vor sich ging, und ebenfalls eine 
folge von der ausbildung der landeshoheit war. Man 
weiss, wie sich der alte besilzadel in den stand um* 
gestaltet hatte, welchen der Schwabenspiegel semper- 
frei 2^) nennt, und der aus fiirsten und freien herrn 



26) Da88 dieser ausdruck auf einer blossen missdeutuog 
des ausdrucks synodalis homo in dem landfrieden von 1235 
beruhe, sucht Eichhorn in den abhandl. der berliner aka» 
demie der Wissenschaften von 1838, pbilosophisch-histon 
abtli. s« 361 — 381 zu beweisen. Schon früher in den 
gütting. gel. anzeigen (1840. s. 487.) habe ich die ansieht 
ausgesprochen, dass die Schreibart scheinperfrei, welche 
einige handschriften des schwäb. landrechts haben, den 
Übergang bilde zwischen schöffenbar frei und semperfrei. Ich 
mögte jetzt glauben , dass synodalis homo eine Übersetzung 
von Schöffen bar ist, indem die Schreiber lateinischer Urkun- 
den das süddeutsche semper nicht besser, als durch send- 
bar zu erklären wussten. Eichhorit hat nämlich das statu- 
tum in favorem prindpum von Friedrich II. vom 1. Mai 
1231 übersehen. In demselben wird festgesetzt und 1232 
zu Sibidatnm wiederholt: Ut ad centas nemo synodalis vo- 
cetur. Pertz mon. 4, 282. 292. Hier kann der synodalis nur 
ein solcher sein, welcher den centgerichten nicht unterworfen 
ist, und dies passt auf niemand besser, als afif die Schöffen- 
baren des Sachsenspiegels, welche, wie sich nachher zeigen 
wird, einen beireiten gerichtsstand vor den grafengerichten 

21* 
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zusaniDiengesetzt war, wie daneben die übrigen stände 
sich in eine höhere und eine niedere classe schieden. 



hatten. Nur an diese ist gewiss auch in dem landfrieden 
von 1235 gedacht, und es ist keineswegs zu vermuthen, 
dass der kaiser so ganz den grundsatz von der Standesgleich- 
heit hätte ausser äugen setzen wollen, wie dies nach Eich* 
HOAN die absieht sein soll. Durch den art. 11. sollte 
allerdings der beweis gegen söhne, die sich gegen ihren 
vater empörten , erleichtert werden ; aber das besondere 
des durch diesen art. 11. eingeführten beweisverfahrens 
liegt nicht darin, dass man selbst gemeine freie als zeu- 
gen gegen fiirsten und herrn hätte zulassen wollen, son- 
dern in der beschränküng der nölhigen eidhelfer auf die 
zahl von zweien, und nur hieran ist ohne Zweifel ge- 
dacht, wenn es weiterhin heisst, dass alle theiluehmer 
an der empürung, welches Standes sie auch sein mö- 
gen, per testes juxta forniam predictam überführt wer- 
den sollen. Es folgt hieraus also nicht, dass der ausdruck 
synodalis homo kein slandesverhältniss bezeichne. Nach 
EiCHHOAN soll derselbe „eine person bezeichnen, die ihren 
persönlichen eigenschaflen nach so glaubwürdig sei, dass sie 
im sentgerichte zum synodalzeugen oder sentschöffen quali- 
jQcirt gewesen wäre^'. Wozu denn aber die tautologie : cum 
duobus viris boneopinionis et integri Status, synodalibus homi- 
nibns? Derselbe Beweis von zwei synodales hominesals eid- 
helfer genügte schon nach der constitutio generalis vom }. 
1234 (P*:rtz 4, 301.) gegen solche, die einen gottesfrieden 
verletzten. Diese bestimmung ist in dem landfrieden von 
1235, art. 3 (Peutz 4, 314) wiederholt, und derselbe land- 
frieden, art. 13 (Pehtz 4, 317) schreibt vor, dass solche, 
die geächtete hausen, mit einem eide von sieben synodales 
homines überführt werden sollen. Auch in diesen fällen 
kann das vergehn, von welchem die rede ist, nur von für- 
sten und herrn, oder höchstens von ritterbärtigen, also schöf- 
fenbaren begangen sein, so dass die synodales wiederum als 
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von denen jede beslandtheile aus den freien und 
den unfreien in sich aufgenommen halte. Die hö- 
here classe, die miltelfreien des schwahenspiegels, be- 
steht aus dem theile der freien, der sich bei unab- 
hängig^em grundbesitze in der Übung der ahen heer- 
bannspflicht erhieh, und denjenigen unfreien, welche 
durch kriegsdienst eine vorzügliche Stellung bei ihren 
herm und im reichsheere errungen hatten. Die an- 
näherung beider wurde durch das lehnwesen vermit- 
telt, und die Verschmelzung durch das riMenvesen 
vollendet. Zur zeit des sachsenspiegels^ finden wir 
jedoch kaum erst die annäherung angedeutet, schöffen- 
bare und dienstmannen sind noch durchaus geschie- 
den ; nur den dienstmannen des reichs gestattete man, 
vor dem reiche zeugen zu sein und urtheil zu finden? 



slandcsgenossen erscheinen. JNIan siebt, dass synodalis bomo 
für schüfTcnbar frei, ein zur zeit Friedrichs II. ganz übli- 
cher ausdruck war, obwohl ihn Eichhorn in keinem glos- 
sar fand. Das Schwab, landr. (Lassb. vorw. 4. Wackern. 
2. Sexckenb. 49.) begreift freilich unter den semperfreien 
andre personen, als der Sachsenspiegel (landr. 1, 2.) unter 
den schöffenbaren; er erklärt sie als „die vrien herren, als 
fursten und die ander vrien zeman habent^', mithin als den 
höchsten aller stände, aber gewiss aus keinem gründe, als 
weil der Sachsenspiegel in der entsprechenden stelle eben 
auch die schöffenbaren als obersten stand aufführt. Diese 
nngenauigkeit ist nicht zu verwundern. Setzt doch das 
schwäbische lehnr. gleich im anfange die semperen liute in 
den siebenten heerschild. Auch hier denkt der verf. gewiss nur 
an schöffenbare leute, aber nicht an die schöffenbaren des Sach- 
senspiegels, sondern an die, welche im ortsgerichte schöf« 
fcn sein konnten, also, wie Ruprecht vos Freising landr. 
5. sagt: ein yedlich, der nicht aigenntt ist unnd ain cekind- 
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ausser, wenn es einem schoflenbar freien an leib, ehre 
oder erbe ging ^^). Den dienstmannen der {lirsten aber 
wurde noch nicht einmal allgemein standesgleichheil 
mit denen des kaisers und reichs zugestanden ^^). 
Auch im Schwabenspiegel isl die Vereinigung der 
schöfTenbaren und dienstmannen zu recbtsgenossen 
noch nicht vollendet, nur die dienstmannen der für- 
sten sind denen des reichs allgemein gleichgesetzt. 
Daher drückt er den eben erwähnten salz des säch- 
sischen landrechts ganz im sinne des landfnedens vom 
j. 1235 29) so aus: 

Yrie lüte und dez riches dienest man und der 
fursten dienest man, die mugen über alle vrie her- 
ren und über alle vrie lüte wol gezüge sin, unde 
urteil über si zevindenne; aber die dienest manne, 
die hie vor genennet sint, die mugen drier dinge 
über vrie lüte nüt gezüg sin, daz ez an ir lip oder 
an ir ere oder an ir erve gat, da suln ir geuozsen 
über sprechen ^O). 



27) Sachs, landr. 3, 19. 

28) BrauDSchweig-lüneburgiscbe lierzogsurkunde vom j« 
1235. in origines guelficae. 4, 53. Ceterum ministeriales 
8U08 (0 1 1 o n i 8 de Luneburch) in minisleriales imperii assii- 
nienles, eidem concessimus, eosdem ministeriiiles juribui 
Ulis uti^ quibus imperü uiinisteriales utuntur. 

29) Art. 11. bei Pehtz mon. liist. germ. 4, 316. Viaa 
IUU88 bei dieser stelle nicht übersehen, dass hier ebeofaU* 
nur von fällen die rede ist^ die an ehre und leib gfho* 
Vergl. oben note 26. 

30) Schwab, landr. 278. Lassb. Die Worte „oder an 
ir erve'' fehlen zwar iu dieser ausgäbe, aber oflenbar nut 
durch ein versehen des Schreibers oder herausgeberSy ^'^ 
die vergleichuug mit säcbs. landr. 3, 19. ergiebt. 



VerSoderte uiMmneiiMtzuiig der gerichte. §. 45. 327 

Die niedrigere classe besieht aus den landsassen 
des sehwabenspiegels, in deueu die landsassen des 
Sachsenspiegels mit Jen pflegbaften uod biergilden 
und dem grösslen thelte der unfreien vereinigt sind. 
Von diesen irennl der Schwabenspiegel nur noch die, 
welche er eigene leute nennt, und es scheint, als 
ob unter den letztem nur ein sehr kleiner thelt der 
ebeninligen hörigen and unfreien begrillen werde. 

Wenn man diese veründerungeo In Verbindung 
mit den Veränderungen betrachtet, welche die einricb- 
luQg der gerichte selbst erfahren hatte, so lässl sich dar- 
aus eine stelle des Sachsenspiegels erläutern, die auf den 
ersten aublick etwas sehr auffallendes hat In dersel- 
ben isl angegeben, in welchem sinne von den nrthei- 
lern rechtsgenossenschaft oder Standesgleichheit ge- 
fordert werde, und zwar mit folgenden worlen: 
Scepenbare lüde muten wol ordel vinden over jo- 
welLen man. Il ne mut aver uppe se nenian ordel 
vinden, dat an Ir lief, oder an ir ere, oder an Ir 
erve ga, noch ordel scelden, he iie sl in evenbur- 
dich. Buten koninges banne mut jewelk man over 
den anderen ordel wol vinden unde ordel sceldeo, 
die vulkomen is an slme rechte, um also gedan 
sake, die man aae koninges ban richten mag^i). 
Dies erklärt sich so. Die freien mussten nach der 
Larolingischen Verfassung über leib, ehre und erbe 
in dem grafengerichle , ausserdem vor dem cenl- 
und gografen recht nehmen. Die schÖfTenbaren wa- 
iTu diejenigen freien, welche zur zeit des s.iL-)iseii- 
spicgels sich von der Vermischung mit iiiifrcicii rein 



31) Sachs. loudr. 2, 12. j. 2. 3. 
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erhalten hatten, und eben so waren nur die grafen- 
gerichte von jeder Vermischung mit herrschaftlichen 
gerichten frei geblieben. Beides galt nicht von den 
übrigen freien, noch von den ortsgerichten. Daher 
konnte man (lir die schöfTenbaren nur noch in den 
fällen ebenbürtigkeit der urtheiler fordern, in welchen 
sie vor den grafengerichten ihren gerichtsstand gehabt 
hatten, d; i. in den Sachen, da über leben, ehre und 
echtes eigen, oder, was dasselbe war, unter kSoigs- 
bann gerichtet wurde. In den Sachen dagegen, in 
welchen nicht unter königsbann gerichtet wurde, stan- 
den sie vor den ortsgerichten zu recht, und da 
diese jetzt aus hörigen, pfleghaften, bargilden and 
freien landsassen gemischt waren, so konnte man in 
solchen sachen keine ebenbürtigkeit der urtheiler for- 
dern, so lange nicht ein neuer gerichtsstand auch fiir 
diese gegenstände den schöfTenbaren angewiesen wurde. 
Nun hatten zwar, wie wir gleich sehen werden, die 
schöfTenbaren ihren allgemeinen gerichtsstand um 
diese zeit in den grafengerichten, allein es war denk- 
bar, dass ein schöffenbarer ausserhalb seiner heimath 
vor einem fremden gerichte recht nehmen mussie, 
oder dass ein graf an der gerichtsst'atte und mit den 
Schöffen des orlsrichters zu gericht sass, uiid für 
solche falle, denke ich, war der alte rechtssatz erhal- 
ten. Die nicht schöfTenbaren freien konnten durch die 
Vermischung der ortsgerichte mit den herrschaftlichen 
gerichten selbst in Sachen über leib, ehre und erbe 
von dem ortsrichter gerichtet werden, sofern derselbe 
diese art der gerichtsbarkeit hatte, indessen da alle 
Sachen durch berufunff von ihnen oder selbst durch 
Umgehung an die grafen gerichte kommen konnten? 
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deren urthciler inrmer schöflenbar frei waren, so ent- 
stand daraus die nofbwendige folge, dass die schöf- 
fenb«ir freien auch über die niedern stände urtheil 
finden konnten. Diese erklärung der stelle zeigt dem- 
nach, wie der in ihr ansgesprochene rechtssatz sich 
lediglich der altern regel anschliesst, dass nur ein 
niitglied der volksgemeinde in dem gerichte urtheiler 
sein könne, welches die stelle dieser volksgemeinde 
vertritt. Sie zeigt aber ferner, dass es ungenau ist, 
wenn man allgemein den satz aufstellt, nur standes- 
genossen oder höhere, als diese, wären befugt gewe- 
sen, über einen andern urtheil zu finden oder zu 
richten. Endlich wird hierdurch auch die vorhin an- 
geführte stelle des Schwabenspiegels erläutert, wo von 
den dienstmannen eben das gesagt wird, was nach 
dem Sachsenspiegel von allen denen gilt, die nicht schöf- 
feubar, aber doch vollkommen an ihrem rechte sind. 

§.46. 

ye rändertes verhäliniss der verschiedenen gerichte 

%u einander. 

Das verhältniss der grafen gerichte oder, wie sie 
jetzt häufiger genannt wurden, der landgerichte zu 
den ortsgerichten blieb im ganzen das alte, nur dass 
ihnen jetzt alle gerichte unterworfen waren, ohne un- 
terschied zwischen herrschaftlichert und Volksgerichten. 
Im Schwabenspiegel, wo ^'die Wirkungen der landcs- 
hoheit am meisten durchgebildet sind, finden wir den 
entschiedenen ausspruch: 

Ir suut wissen, daz elliu die gerihte, diu weltlich 
sint, diu muoz man von einem roemescheii kiunige 
enphahen ; da von mag nieman gejeheu, daz ein 
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gerichfe sin eigen si. Swer des gihet, der spri* 

chcl wider recht ^) 
In welcher beziehung dieser aussproch zu den ge- 
richten des rilteradels steht, davon soll indessen noch 
im folgenden paragraphen besonders geredel werden. 
Für unsern nächsten zweck dient er zum beweise, 
dass, was der Schwabenspiegel von dem Verhältnisse 
zwischen niedern und höhern gerichten sagt, auf jede 
art von weltlichen gerichten anwendung leidet, sie 
mögen aus den herrschaftlichen oder den volksgerich- 
ten entsprungen sein. 

Den altern Verhältnissen schliesst es sich an, 
dass das höhere gericht aushilft, . wo das niedere nicht 
mehr stark genug ist. Diese regel ist zu dem be- 
kannten grundsatze ausgebildet: 

Svene die gogreve vervest, die siner goscap an dat 
gerichte titit, getäget he sine vestinge vor deme 
greven, he irwirft des greven vestinge over jenen 
altohant. Siis irwirft ok die greve mit siner 
vestunge des koninges achte ^). 

Der Schwabenspiegel verändert diesen grundsatz 
dahin, dass es nicht einmal einer anzeige beim hö- 
hern richter, sondern nur des ablaufs einer gewissen 
frist bedarf, um die acht über das ganze reich zu 
verbreiten, und also auch andre gleichstehende ge- 



1) Schwab, landr. 103 b. Lassb. Auch schon das 
Sachs, landr. 3^ 26. §. l.sagt: Die koning is gemene rich- 
tere over al. Doch kann dies auch auf eine aufsieht 
des königs über die herrschaftlichen gerichte gedeutet 
werden. 

2) Sachs, landr. 1, 71. 
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richte zu ihrer anerkennung zu verpflichten. Er drückt 
sich daher so aus: 

tuot man einen man ze ahte vor einem richter, 

alse er da inne ist sehs wochen unde einen tag, 

wen bringet in wol uf dem nehsten gerihte wol 

ze ahte; also tuot man in von dem gerihte aber 

in ein anders, also tuot man in wol ze ahte in 

allen den gerihten, diu von dem romeschen kiu- 

nige gelehent sint^). 

Wie die appellation an den höhern richter in den 

rechtsbüchern allgemein anerkannt wird, ist schon 

im vorigen kapitel bemerkt. 

Eine änderung ist jedoch hinsichtlich des Satzes 

eingetreten, dass nur der graf über leben und eigen 

richten könne. Dieser satz bezog sich ursprünglich 

nur auf freie, während die herrschaftlichen gerichte, 

welche mit den freien ortsgerichten verschmolzen sind, 

ihrer natur nach ebenfalls über leben und grund- 

stücke richten konnten. Der Sachsenspiegel erkennt 

daher jenen grundsatz zwar noch als bestehend an, 

aber nur in beziehung auf die schöffenbaren freien. 

Allerbande klage unde all ungerichte mut de rieh- 

tere wol richten binnen sime gerichte, svar he is, 

aue of man up egen klaget, oder up enen scepen- 

baren vrien man ungerichte claget. Des ne mach 

die richtere nicht richten, wan to echter dingstat 

unde under koninges banne '^). 

Von eigen im sinne des Sachsenspiegels kann nur 

bei einem schöffenbaren die rede sein, und unter 



3) Schwab. landr. 103. b. 

4) Sachs, landr. 1^ 59. {. 1. 
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der echten dingstat, welche wörtlich das ungebo- 
tene gericht bezeichnet, kann nur das grafending ver- 
standen werden, da die schöffenbaren, wie wir gleich 
sehen werden, nur diesem untenvorfen waren. Indes- 
sen auch dieser satz nimmt in der süddeutschen be- 
arbeitung eine andere gestalt an. Diese erfordert näm- 
lich ganz allgemein zum gerichte über blut und über 
eigen nichts weiter, als dass der richter den bann, 
d. h. den königsbann oder blutbann erhalten habe: 
Allerleie klage unde allez ungerihte mac der rihter 
rihten, der den ban hat, unde daz in sinem gerihle 
lit, ane ob man umbe eigen klagete, dar urobe 
mac dehein rihter nit gerihten, wan uf der rehten 
dincstat. Daz ist also gesprochen, swa dciz eigen 
lit, da sol man ouch da^r urabe rihten ^). 
Hier ist kein unterschied mehr zwischen höhern und 
niedern gerichtet gemacht, und die ausnähme, die 
hinsichtlich des richtens über eigen aufgestellt wird, 
soll nur so viel sagen, dass das gericht der belege* 
nen sache jedes andere ausschliesse. 

Zugleich lässt aber doch diese stelle zu, dass 
nicht jedes gericht den bann über ungericht und 
eigen hatte, wie das denn auch bekannt genug ist. 
Hiermit scheint es sich so verhalten zu haben. Je- 
mehr sich die weltlichen landesherrn in ihrer neuen 
Stellung befestigten, desto weniger mögen sie geneigt 
gewesen sein, ihren gerichten in eigener person vor- 
zustehen. Wie sie sich in Frlesland hierzu der schult- 



5) Schwab, landr. 75- z. 24. (Wackerx.) Die lesart 
bei Lassb. 92. ist verwirrt, und RurnECHT v. Faeis. 65. da- 
durch, dass er ainein für aigenu setzt, ganz uuverständiich. 
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lieissen bedienten, haben wir bereits gesehen. An an- 
dern orten scheinen sie die ausübung ihrer befug- 
uisse den cent- und gografen regelmässig übertragen 
zu haben. Dadurch kamen diese in den besitz des 
blutbanns. Noch mehr — in den herrschaftlichen 
gerichteu, in welchen sie di^ herrschaft hatten, mogten 
sie nicht sehen die gerichtsbarkeit über leib und le- 
ben dem schultheissen , amtmanu oder vogt entzogen 
und ihrer eigenen entscheidung vorbehalten haben. 
In solchen fällen konnten sie etwa auch ihre herr- 
schaftlichen rechte dem cent- oder gografen anver- 
trauen, der auf diese weise vicecomes und vicedomi- 
nus zugleich wurde. So lässt sich die erscheinung 
ei^lären, dass seit dem dreizehnten Jahrhundert cent- 
gericht der technische ausdruck fiir peinliches gericht 
wird, dem dann die ausdrücke, welche ursprüng- 
lich auf herrschaftliche gerichte gehn, in der bcdeu- 
tung von bürgerlichen gcrichten entgegengesetzt sind — 
ein Sprachgebrauch, der freilich mit dem der karolin- 
gisclieii zeit im geraden Widerspruche steht. 

Daneben bildete sich eine ganz neue bedeutiing der 
grafengerlchte oder landgerichte, die nämlich von privi- 
legiirten gerichten des neu entstehenden landsässigen oder 
ritteradels. Dieser vorzug entwickelte sich zwar unge- 
fähr gleichzeitig, aber doch auf verschiedene weise bei 
den beiden bestandtheilen dieses adels, bei den schöf- 
fenbarfreien und den dienstmannen. lieber den ge- 
richtsstand der schöffenbarfreien enthält der Sachsen- 
spiegel zwei stellen. Einmal sagt er, da er angiebt, 
welches gericht jeder der drei freien stände suchen 
soll: 

De scepenen des greven ding over achtein weken 
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uuder koninges banne; leget man aver en ding* 
ut um ungerichte von dem echten dinge over 
virteinnacht, dat solen se süken, dur dat nngerichte 
gerichtet werde ^). 

Man könnte glauben, dass in dieser stelle die 
dingpflichtigkeit der schöfFenbaren vor dem grafen 
beschränkt würde auf das echte ding und auf dinge 
um ungericht, so dass also wegen schuldsachen 
auch der schöffenbare vor dem gebotenen dinge 
des ortsrichters zu recht stehen müsse. Den Wor- 
ten nach ist diese auslegung xnicht allein zulässig, 
sondern sie empfiehlt sich ausserdem dadurch, dass 
sie sich auf natürliche weise aus den allem rechts-* 
Verhältnissen rechtfertigen und selbst durch eine schon 
oben angeführte stelle^) unterstützen lässt. Man 
kann jedoch hierüber nicht mit entschiedenheit urthei- 
len, ohne folgenden ausspruch zu hülfe zu nehmen: 
In enem utwendigen richte ne antwerdet nen sce- 
penbare vri man nemanne to kampe. In deme ge- 
richte mut he antwerden, dar sin hantgemal bin- 
nen leget. Hevet he scepen stul dar, he is dar 
ok dingplichtich. Die's scepenen stules dar aver 
nicht ne hevet, de sal des hogesten richteres ding 
süken, svar he wonehaft is 8). 
Das verständniss dieser stelle setzt eine Untersuchung 
voraus, in welchen fällen der schöffenbare freie mann 



6) Sachs, landr. 1, 2. §. 2. 

7) Sachs, laudr. 1, 59. {. 1. 

8) Sachs, landr. 3, 26. §. 2. Gaupp miscellen 8. 20. 
niaclit auf diese stelle und ihr verhältniss zu sachs. landr. 
1, 59. u. 3. 55, aufoierksam, ohne sich auf eine erklärung 
ihres innem Zusammenhanges einzulassen. 
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zu kample antwortete. Diese Untersuchung, deren 
mittheilung jedoch ihrer Weitläufigkeit wegen für eine 
andre gelegenheit anfbehtilten bleibt, ergiebt, dass der 
Zweikampf ein entscheidungsmittel war, welches in 
ermangelung anderer beweismittel eintrat und auf keine 
besondre art von rechlsstreitigkeiten sich beschränkte. 
Wenn es nun aber an einem andern orte heisst: 
Svar die man klaget, dar mut he antwerden, of 
man up ine klaget, ane tu kampe wart ^), 
so ist aus der vergleichung dieses satzes mit der vor* 
her angezogenen stelle zu folgern, dass dort unter 
dem utwendigen richte nichts anderes zu verstehen 
sei, als der gerichtsstand der Widerklage, und hieraus 
geht dann wieder hervor, dass in den ferneren Wor- 
ten jener stelle lediglich der regelmässige gerichtsstand 
der schöfTenbaren freien angegeben sei. 

In dieser beziehung ist nun ein unterschied ge- 
macht zwischen solchen schöfTenbaren leuten, die 
einen erblichen schöffenstuhl haben, und solchen, 
denen dieser fehlt. Jene sollen in dem gerichte zu 
recht stehen, in welches ihr schöfFenstuhl gehört, 
diese in dem gerichte des höchsten richters^ unter 
welchem sie wohnhaft sind. Damit ist, deucht mich, 
nichts anders gesagt, als: der schößenbare freie hat 
immer einen bevorzugten gerichtsstand in dem gra- 
fengerichte, unter welchem sein domicil sich befindet, 
derjenige aber, der in einem grafengericbte einen erb- 
lichen schöflenstuhl als pertinenz eines erbgutes hat, 
der hat durch dieses erbgut eben da ein nothwendi- 
ges domicil, wo immer er auch seinen aufenthalt ge- 



9) Sachs, laiidr. 3^ 79. §. 3. 
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nonimen haben mogle. Man wird also den vorzug 
der schöfTenbaren , dass sie in dem grafen- oder 
landgerichte ihren gerichtsstand haben, nicht auf das 
erscheinen im echten dinge, auf peinliche Sachen und 
auf reehtsstreitigkeiten über eigen beschränken dürfen, 
sondern ihn fiir alle Sachen, in denen sie als beklagte 
erschienen, und kein besonderer gerichtssland durch 
die eigenthümlichkeit des processes begründet war, 
gelten lassen müssen. In derselben allgemeinheil 
wurde er auch durch ein gesetz kaiser Friedrichs II 
vom j. 1231 mit den worten anerkannt: 
Ad centas nemo synodalis vocetur ^^). 

Wie aber kamen sie zu diesem vorzuge des ge- 
richtsstandes? Es scheint, dass dies mit dem besitze 
beträchtlicher ländereien,- und dieser letzlere wieder 
mit der Übung ritterlicher lebensweise in Verbindung 
steht. Man erkennt allgemein an, dass der stand der 
schöffenbar freien nach dem Sachsenspiegel mit dem 
der ritterbürtigen freien zusammenfällt, wie das ihre 
Stellung in der heerschildfolge ergiebt. Karl der 
grosse forderte vpn jedem freien, der mindestens 
drei mansi echtes eigenthum besässe, ausrüsfung zum 
heerbann auf eigene kosten , und es ist merkwürdig 
genug, dass nach dem Sachsenspiegel der diensimann, 
den der kaiser zum Schöffen erhebt, ebenfalls min- 
destens drei hufen echtes eigenthum erhalten muss ^^). 



10) Peutz mon. bist. germ. 4, 282. 292, Vergl. über 
den ausdruck syuodalis und über dieses gesetz oben §. 45. 
nole 26. 

11) Gauit miscellen. 27. bebt mit recht diese beziebuog 
zvviscben sächs. landr. 3^ 81. §• 1. und capit. ai. 807. c. 2. 
bervor. 
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Das niass dieser 3 hufen wird sieh schwerlich noch 
mit Sicherheit bestimmen lassen, und es ist jedenfalls 
gering im verhältniss zn dem umfange, den in spä- 
teren Zeiten ein rittergut zu haben pflegte. Indessen 
weiss man, wie kostspielig die ausrüstung eines ritters 
im mittelalter war, und wie sein beruf Übung von 
Jugend auf voraussetzte. Daher konnte niemand in 
jener zeit rilterdienst thun, der nicht ein so grosses 
und sicheres vermögen besass, dass er ohne sorge 
und ohne erwerb durch eigene arbeit zu leben im 
Stande^ war. Dies vermogte nur grundbesitz von be- 
deutendem umfange mit den darauf befindlichen hinter- 
sassen zu leisten, und darin liegt die Ursache, dass nur 
solche sich in dem stände der schöfienbar-freiheit, oder, 
was. dem gleich war, frei von aller guts- oder landes- 
herrlichen vogtei erhielten, welche wegen des umfanges 
ihrer besitzungen nie einer centene oder gografschaft 
unterworfen gewesen waren. 

Einen ähnlichen vorzug des gerichtsstatides er- 
langten um diese zeit die dienstmannen, obwohl es 
nicht durch eine quelle von so allgemeiner gültigkeit 
nachgewiesen werden kann. Die persönliche Stellung 
zu dem herm und die ehrenvolle beschäftigung be- 
wirkten nämlich, dass die dienstmannen von der ge- 
richtsbarkeit der gewöhnlichen herrschaftlichen beam- 
ten befreit wurden. Schon früh finden wir sie regel- 
mässig unter die aufsieht der vier hofamter vertheilt, 
doch fasste diese aufsieht so wenig richterliche befug- 
nisse in sich, als die aufsieht, welche über die unfreien 
handwerker von einzelnen Vorstehern und meistern 
gefuhrt wurde. Es wollte sich aber schlecht schik- 

ken, als die dienstmannen immer höher geehrt, und 

22 
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immer mehr den freien rittern gleich geachtet wor- 
den, dass sie mit dem ackerhaner vor einem und 
demselben richter standen. Dciher finden wir, dass 
einzelne emnnitälsherrn ihren Beamten untersagen, über 
die dienstmannschaft zo richten. Diese erhieh da- 
durch ein eigenes gerieht, in welchem die scböffen 
aus ihrer mitte genommen wurden, und der emani- 
tätsherr oder landesherr selbst zu geriebt sass, oder 
doch einen beamten von mindestens ritterbürtigem 
Stande zu ihrem richter ernannte. Hier und da 
ward einer der vier hofbeamten ein fiir allemal mit 
diesem richteramte beauftragt, ent^veder der truchsess 
oder drost, oder der marschalk ^^). Im herzogthunie 
Bremen , welches darch die trennung von dem bi- 
schofssitze seinen emunitätsherrn verler, bestand noch 
lange ein rittergericht, dessen Vorsitzender richter von 
der rltterschaft selbst gewählt war. 

Als die dienstmannen mit der freien ritterschafi, 
den schöffenbaren freien, zu einem einzigen stände 
sich vereinigten, da war es natürlich, dass eben so 
die landgerichte mit diesen rittergerichten zusammen 
fielen, bis Verhältnisse, deren geschichte nicht mAv 
hier her gehört, von neuem die errichtung besonde- 
rer hofgerichte fiir den landsässigen adel veranlass- 
ten, eine Veränderung, die dann die frühere bedeutnog 
der landgerichte ganz und gar unkenntlich gemacht hat. 

§. 47. 

Urgprung der patrimonialg eriekie. 

Die bisherige darstellung genügt zur erklärung 

12) Gäupen disceptat. for. c. observ. pag. 567 stellt die 
nachweisuDgen über die gericlitsbarkeit des marschalks nheT 
die braunachweigschen dlenstmannen zusammen* 
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derjenigen gerichte, welche sich in den händen des 
kaisers selbst, oder weltlicher und geistlicher fiirsten 
befanden, und man kann davon auch leicht eine an- 
Wendung auf die gerichte der reichsriilerschaft, so 
wie der landsässigen pnllaten machen. Um jedoch 
missverständnisse zu vermeiden, ist es nöthig, eine 
erscheinung in den kreis unsrer betrachtung zu zie- 
hen, welche in ihrer entschiedenen ausprägung erst 
nach dem interregnum sich kund giebt, also in einer 
zeit, deren Verhältnisse nur in sofern für unsern zweck 
ein interesse haben, als sie dienen, die zustände frü- 
herer Zeiten aufzuklären und zu erläutern. Es ist dies 
der viel besprochene Ursprung der patrimonialgerichte 
des landsässigen adels ^). Die bisherigen Schriftsteller 
haben mehr oder weniger darin gefehlt, dass sie ohne 
Unterscheidung der verschiedenen bestandtheile des 
niedern adels gewöhnlich zu einseitig generalisirten. 
Die einen knüpften die patrimonialgerichte unmittel- 
bar an die alten herrschaftlichen gerichte an, weil sie 
keinen grund fanden, aus welchem diese letztern bei 
dem ritterstande hätten fehlen sollen; andre dagegen 
liessen nur eine erklärung durch Verleihung der lan- 
desherrn zu, und hierzu wurden sie theils durch ein- 
zelne beispiele von Verleihungen und ähnlichen vertra- 
gen, theils durch den schon im vorigen paragraphen 
angeführten ausspruch des Sachsenspiegels bewogen, 
ja sie glaubten wohl gar, durch diese erklärungsweise 
ihre treue gegen den eignen landesherrn zu erweisen, 



1) Litteratur bei Glueck aiisKihrl. erlänterung der pan- 
decten. ßd. 3. abth. I. 8. 70 note 36 u. 37. und Mauren- 
»RECHEH deutsch, privatrecht. 1, 788. note 1. 

22* 
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indem sie auf diesen historischen ursprang den satK 
bauten, dass die Patrimonialgerichtsbarkeit in einem 
rechtsstreite über ihr dasein bewiesen werden müsse. 
Der letztere grund kann heut zu tage niemanden mehr 
verleiten, sein urtheil durch irgend eine vorgefasste 
meinung bestechen zu lassen. Auf die andern beiden 
gründe werden wir sogleich zurückkommen. 

Wir müssen davon ausgehen, zu betrachten, 
welchen zustand in beziehung auf die gerichlsverfas- 
sung wir zu jener zeit, als die landeshoheit sich ent< 
wickelte, bei den elementen des spätem landsässigen 
adels erwarten dürfen. Diese demente waren haupt- 
sächlich die dienstniannen und die schöflenbareu 
freien. Die dienstniannen nun hatten viel eher, als 
ihre persönliche freiheit anerkannt wurde, das recht, 
andere unfreie oder hörige unter sich zu haben. 
Ueber diese untergebenen übten sie ohne zweifei die* 
selben rechte, welche einem freien über eben derglei- 
chen personen zustanden, aber nicht mit derselben 
Unabhängigkeit. Denn diese ihre hörigen waren eben 
so gut im mittelbaren eigenthume ihrer herrn, als das 
mit den grundstücken der fall war, auf denen die 
hörigen sassen^). Daher musste eine beschwerde 
über ihre behandlung an den herm der dienstmannen 
— den landesherrn oder kaiser — statt finden, eine 
eigenheit, welche die gerichtsbarkeit der dienstmannen 

2) Schwab, landr. 57. Wackern. 68. c. Lassb« Alle 
dienstman die lieizent eigen an der schrift^ da von nuigen 
si niht eigener liute han. Hocret ein dienestman an ein go- 
tes liU8, unde gibt, er habe eigen liute, die sint sines gotes 
bufes eigen. Hat ein furste einen dienstman, unde giht er, 
er habe eigen liute, der ist einer niht sin^ si siut siaes herren. 
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von jeder andern herrschafilichen gerichlsbarkeit un- 
terschied. Ausserdem aber hing es lediglich von der 
willkühr des herrn ah^ ober d^n dienstmannen die Übung 
seiner gerichtsbarkeit auch nur in diesem umfange 
gestatten^ oder sie nicht etwa noch mehr einschränken, 
ja wohl ganz för sich zuruckbehahen wolhe. Das 
letztere wird insbesondere in beziehuog auf die pein- 
liche gerichtsbarkeit häufig geschehen sein , da es im 
Interesse der herrn selbst lag, dass die untergebenen 
ihrer dienstmannen weder durch die nachsieht der letz- 
tem gefährliche übelthäter wurden, noch durch gewah- 
thätigkeiten derselben litten 3). Die gerichte der dienst* 
mannen werden also dieselbe beschaffenheit gehabt 
haben, welche oben (seite 93) von den gerichten der 
vassi dominici schon im karolingischen Zeitalter ist 
nachgewiesen worden. 

Anders war es mit den schöffenbaren freien. 
Wir haben früher (seite 21 f.) uns dahin 'ausgespro- 
chen, dass zwar den gemeinen freien das recht nicht 
gefehlt habe, hörige auf ihren grundbesitzungen zu 
halten, dennoch aber ein solcher besitz, durch wel- 
chen die hörigen eines herrn zu besonderen friedens- 
bürgschaften vereinigt werden konnten, ein vorzug 
des ursprunglichen adels scheine gewesen zu sein. 
Eben daher ist es wahrscheinlich, dass nicht alle 
gemeinfreien, selbst die nicht immer, welche durch 
ritterliche lebenswcise den stand von schöffenbaren 
ihren nachkommen erhielten, eine gerichtsbarkeit über 
ihre hörigen ausbildeten. Es mogte hauptsächlich von 



3) Daher kann das sächs. landr. 3, 64. §. 5. sagen : ko- 
ninges ban ne mut nieman lien^ wen die koning selve. 
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der grosse ihrer besitzungen, ausserdem aber auch 
von manchfachen zufalligen beziehungen zu benachbar- 
ten fürsten und herm abhängen, ob sich bloss ein pfän- 
dungs- und züchtigungsrecht^ oder bloss eine grundherr> 
liehe gerirhtsbarkeit, oder völlige niedere, oder gar selbst 
peinliche gerichtsbarkeit aus ihrem eigentfaumsrechte 
an unfreien und hörigen leuten entwickelte. Die so 
entstandene regellose Verschiedenheit ihrer Verhältnisse 
war aber ausserdem noch den vielfachsten Verände- 
rungen unterworfen y da es bekannt ist, dass gar 
nicht selten bei veräusserungen von grundbesitz die 
einmal entwickelte gerichtsbarkeit von d«m inhaber 
desselben als ein selbsiständiges recht zurückbehalten, 
und aiif diese weise von dem ginindstöcLe und dem 
herrschaftlichen rechte losgetrennt wurde. 

Wenn diese schöffeubarfreien etwa lehnbesitz 
erhielten, so konnte ihnen auch auf diesem ge- 
richtsbarkeit zustehen, es ergiebt sich aber von selbst, 
dass sie in diesem falle eben so, %vie die dienstnian- 
nen, nur eine fremde gerichtsbarkeit verwalteten. Ja 
solche, die auf ihren eigenen giitern die gerichtsbar- 
keit nicht hatten, konnten dieselbe als ein abgeson- 
dertes recht von dem gerichtsherrn zu lehn tragen, 
wie mi\n dies namentlich in der mark Brandenburg 
nicht selten findet, wo die ritterschaft eine eingewan- 
derte war^). 

Unter den landsässigen freien rittern fanden sich 
über auch manche, die ursprünglich dem herrenstande 
angehört hatten, aber gegen einen kräftigen landes- 
herrn ihre Unabhängigkeit nicht aufrecht zu erhalten 



4) EicHUOHN 8t. u. rechtsgeach. II. §. 303. uote ee. 
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vermogten. Dass häufig grafen in eine untergeord- 
nete Stellung gegen andere grafen kamen ^ wurde 
schon früher bemerkt. Viel weniger konnten sich 
die schwächeren unter den freien herrn halten, zumal 
wenn sie von den besitzungen eines mächtigen fiirsten 
umschlossen wurden. Interessant ist in dieser be- 
siehnng die geschichte der freiherrn von Sonnegk, 
seit 1372 gr«ifen von Cilly und durch kaiser Sigis- 
mund gefiirstet, so wie einiger andern herrn und 
grafen, welche im vierzehnten Jahrhundert gegen die 
herzöge von Inneröstreich um ihre Unabhängigkeit 
kämpften, und von den luxemburgischen kaisern, de- 
nen an der niederdrückung des hauses Oestreich ge- 
legen war, durch Standeserhöhungen und andere 
Verfügungen unterstützt wurden ^). Hierin Hegt viel- 
leicht die wahre erkläiung von dem Ursprünge der 
adelsbriefe unter Karl IV, von denen viele nur kai- 
serliche anerkennung einer präfension sein mogten. 
Namentlich zeigt sich dies in der erklärung, die kai- 
ser Karl IV. abgab , als sich herzog Friedrich 
von Oestreich über die erhebung der freiherrn 
von Sounegk zu grafen von Cilly beschwerte: 
Er habe bisher nie gehört, dass die von Cilly dem 
herzöge und dem hause Oestreich sollten pflichtig 
gewesen sein und .noch sein. Unier solchen Verhält- 
nissen stand nichts im wege, dass sich nicht eine 
wahre herrschaftliche gerichtsbarkeit entwickelt hätte. 
Fasst man diese Verhältnisse zusammen, so ergiebt 



5) Chmel gesell, kaiser Friedrichs IV. Hamburg 1840. 
1, 23. 160. 284. uud meine recensiou darüber in den göt- 
ling. gel. anzeigen. 1840. s. 1185 — 1187. 
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sich folgendes resultat. Die landsässige ritterschaft 
wird sich sehr häo£g iin besitze einer eigenen ge- 
richlsbarkeit befanden haben^ ohne dass man jedoch 
es als rechtsregel darf gellen lassen, dass ihr allge- 
mein die gerichtsbarkeit über ihre hintersassen za- 
stehe. Diese gerichtsbarkeit war zwar eine ans der 
herrschaftlichen gewalt entsprungene, aber dennoch 
selten eine unabhängige, vielmehr beruhte sie bei den 
dienstmannen immer, und bei den freien rittem we- 
nigstens auf ihren lehngötern ebenfalls auf Verleihung. 
Ausserdem erstreckte sie sich in seltnem fällen auch 
auf die Strafgewalt, zumal, da ohne besonders gun- 
stige Verhältnisse -sich eine peinliche * gerichtsbarkeit 
nach der natur der herrschaftlichen gewalt nnr fiir die 
fälle entwickeln konnte, in denen beide, ankläger und 
angeklagter, ihre untergebenen waren. 

Hierdurch erklärt es sich nun, dass weder das 
sächsische, noch das schwäbische landrecht einen an- 
dern entstehungsgrund der gerichte zu kennen scheint, 
als königliche gewalt und Verleihung. Die Verschmel- 
zung der verschiedenen bestandtheile des ritterstandes 
machte vollends den Ursprung der verschiedenen ge- 
richte desselben unkenntlich, und ausserdem mögen 
veräusserungen und vertauschungen von mancherlei 
art den ursprünglichen zustand so sehr verändert ha- 
ben, dass man kaum noch irgendwo sagen konnte, was 
als regel anzusehen sei, und was nicht. Unter sol- 
chen umständen mussten die wirren des vierzehnten 
Jahrhunderts leicht dahin fuhren , dass die einzelnen 
landesherrn genöthigt wurden, mit ihrer ritterschaft 
im ganzen vertrage abzuschliessen , in denen sie ent- 
weder nur den vorhandenen besitzstand anerkannten, 
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oder gewisse ganz allgemeine Zugeständnisse macb- 
ten, je nachdein gerade der eine theil oder der andre 
in der läge war, eine pr'atension durchsetzen zu kön- 
nen. Mehrere solcher vertrage sind uns aufbebalten, 
und man bat sich oft auf sie berufen, um den be- 
^veis zu fuhren, dass die Patrimonialgerichtsbarkeit 
nur durch Verleihung entstanden sei. Allein man 
vergass, dass eine anerkennung hergebrachter rechle 
nicht sehen die äussere form einer neuen Verleihung 
annimmt. Geht man jene vertrage einzeln durch, 
so kann man in ihnen schwerlich etwas andres er- 
kennen, als vergleiche über ein seit alters bestehendes 
verhällniss , dessen anerkennung entweder wirklich 
verweigert, oder auch nur bedrohet war. In den 
meisten fällen wurde wenigstens eine anerkennung 
der bürgerlichen gerichtsbarkeit fiir die ritterschaft 
eines landes erreicht, selten gestanden die landesherm 
auch die peinliche gerichtsbarkeit zu, und wo es ge- 
schah, da geschah es doch nur für einzelne fälle, 
fiir welche ein entschiedenes herkommen sprach. 

Wir können vier allgemeine privilegien dieser 
drt aus den endegensten gegendeu Deutschlands zu- 
sammenstellen, welche alle nicht unbedeutenden deut- 
schen fiirstenthümern angehören, und wir werden in 
allen mehr oder weniger den charakter einer aner- 
kennung hergebrachter rechte nachzuweisen vermögen. 
Die älteste Urkunde dieser art ist das östreichische 
landrecht von herzog Leopold VII., welcher im j. 
1294 starb. Dasselbe enthält folgende anordnung: 
Es soll kein landrichter anf keines grafen guih,^ 
auf keines freyen gueth, noch auf keines dienst- 
roanncs gueth, die zu recht zu dem lande gehoeren, 
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es sey in urbar, haben sye es verliehen, so m in 
vogtey haben, haben nicht zu schaffen; ist aber 
auf den vorgenannten guth yemandt, der den tod 
verdienet hat, den sol der landrichter an den herrn 
vordem, auf das guth er gesessen ist, und soll in 
davon gewinnen alss recht ist, nach gewohnhait 
des landes, undt soll dem herrn das gueth lassen, 
undt er über den mann richten ^). 
Hier findet sich sogar noch die Unterscheidung der be- 
standtheile der ritterschaft, ganz ähnlich der, welche 
wir vorhin unsrer betrachtung zum gründe gelegt 
haben, nur dass die freien herrn entweder unter den 
landsässigen grafen, oder unter den freien rittem 
niitbegriffen werden. Dennoch ist in hinsieht auf 
die gerichtsbarkeit schon kein unterschied unter allen 
dreien gemacht. Es wini ihnen aber auch nicht 
einmal dem namen nach eine gerichtsbarkeit verlie- 
hen, sondern lediglich der bestehende besitzsiand an- 
erkannt Es wird nämlich anerkannt, dass diejenigen 
guter der ritterschaft, über welche diese die vogtei 
hat, ohne rücksicht darauf, ob es echtes eigen oder 
verliehenes gut sei, von der gerichtsbarkeit der lan- 
desherrlichen beamten frei sein sollten. In peinliehen 
Sachen dagegen sollte der landesherrliche richter von 
dem herrn die auslieferung fordern, was sich ohne 
zweifei nur auf solche fälle bezieht, da der ankläger 
ein auswärtiger und mithin der herr verpflichtet war, 
den Verbrecher im landgerichte zu vertreten, oder aber 
zum peinlichen verfahren zu überantworten. Man 



6) OesleiToich. landrecht. §. 36 bei Luoewio reliquiaema« 
nuficriptor. 4, 14. (Aus Pufendoaf de jurisd. germ. p» 442). 
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sieht also hier die patrimonialgerichte der landsässi- 
gen ritterschaft in ihrer natnrgeniässen entwickelang 
begrifTen und auf der stufe angelangt, wo sie begon- 
nen haben, sich mehr nach einer gebietsgränze^ als 
nach persönh*chen Verhältnissen gegen andere gerichte 
abzuschliessen. 

Die älteste Urkunde ähnlicher art ist nächstdem 
das Privilegium herzogs Otto -von Baiern vom j. 
1311, welches zu Landshnt den prälaten, rittern und 
Städten ertheilt wurdet). Man ist oft bei der erzah- 
lung Adlzreiter's 8) stehen geblieben, nach welcher 
der heimzog in seiner geldnoth kein andres mittel ge- 
funden, als die veräusserung der gerichte an diejeni- 
gen, die ihm erhebliche summen dafiir boten, wo- 
durch er die landesherrlichen rechte zu einer War- 
nung ftir künftige geschlechter schwer verletzt haben 
soll. Vergleicht man aber mit dieser erzählung das 
Privilegium selbst, so erkennt man leicht, dass sie 
nichts ist, als theorie des geschichtschreibers. Gleich 
im eingange der Urkunde erklärt könig Otto von 
Böhmen und herzog in Niederbaiern in gemeinschaft 
mit seinen vettern Heinrich und Otto, pfalzgra- 
fen zu Rhein und herzögen zu Baiern: dass sie ihren 
laudständen „die gnade gethan haben, dass sie von 



7) LuEHiG collectio nova, worin der mittelbaren oder 
landsässigen rltterscbaft privUegia enthalten. 1, 567. 

8) Annales boicae gentis. 1, 25. §. 24. pag. 673. Auch 
die bestätigung der privilegicn durch herzog Wolf gang 
vom j. 1508 (LuENiG ebendas. 1. .667.) spricht von einem 
kauf der gerichte, und freilich werden die stände gegen 
jenes erhebliche Privilegium eine ansehnliche Steuer bewil- 
ligt haben. 
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allen den gerichten steben und ihnen die geben ewig- 
lieb, obne die drei gerichte die zu dem tode ziehen."* 
Schon diese worte geben deutlich genug zu erkennen, 
dass hier nicht von einer neuen Verleihung, sondern 
vielmehr von einer anerkennung von rechten die rede 
ist, welche die herzöge bestritten haben mogten. Be- 
trachtet man aber die weise, wie die Patrimonial- 
gerichtsbarkeit beschrieben wird, so sieht man ganz 
deutlich, dass hier nur eine gewöhnliche herrschaft- 
liche gerichtsbarkeit gemeint ist Es heisst unter 
andern : 

Wir wollen auch, dass jeder herre selber vber sein 
pawr vnd seiner leut gut richte, die er mit thiir 
vnd mit thor hat beschlossen, sie sitzen aufT pf andt- 
schaften, vogttheyen oder vrbar, sie sein reich 
oder arm, ohn vmb aigen vnnd leben. 
Wir wollen auch, ob vnser mann ainer oder mehr 
hintz ihr man ainen oder mehr icht zu sprechen 
hab, vmb so gethan sach, die sie richten sollen, 
der sol das recht fodern hintz denselben herm 
oder seinen amptmann, vnd sol er ihn das recht 
thun, als sitleich vnnd gewöhnleich ist. Thet aber 
er das nicht, so sol er es vnserm richter kundt 
thun, vnd sol der seinem boten senden zu demsel- 
ben herren oder amptman, vnd sol vnserm mann 
das recht fordern ; thet man im das dann nicht in 
dreien vierzehen tagen, so sol es vnser richter rich- 
ten, der vber denselben mann richter ist, vnd sol 
in das fiirbass an ander ihr rechten kein schad 
sein. Hat aber ihr mann ainer hintz dem vnsern 
icht zii sprechen, der sol das recht von im vor 
vnserm richter nemen, vnd sol er im hinwider 
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das recht zu gleicher weiss thun, vor seinem herren, 
hinder dem er sitzet, als sitleich vnd gewohnleich 
ist. Thct aber er das nit inn dreyen vierzehen 
tagen , vnnd vns vnsem frontpoten oder vitzdomb 
des geklagt wird , gehaissen wir ihn bey Tnsem 
trewen, das wir in das besseren bintz vnserm rieh- 
ter, oder vnser vitzdomb haissen besseren. 
Man erkennt leicht, dass es zweifei waren über das 
verhältniss der hintersassen eines herrn zu auswärtigen, 
welche zu dieser handfeste die veranlassung gaben, 
während das recht der herrn, Streitigkeiten zwischen 
ihren eigenen hintersassen zu schlichten, kaum in dem 
Privileg berührt wird, und auch wohl schwerlich je- 
mals bestritten gewesen ist. 

Weit entschiedener ist die anerkennung beste- 
hender Verhältnisse in den privilegien ausgesprochen, 
welche die ritterschaft des herzogthums Lüneburg im 
j. 1392 bei gelegenheit der berühmten friedezate^) 
nach langen kämpfen und gegen schwere opfer er- 
hielt. Die sicherheitsacte, welche die herzöge Bern- 
hard und Heinrich der landschaft ertheilten ^0), 
enthält über die gerichte des landesadels folgendes: 
Besünders schöllet we undt willet all goh, hölttinge 
und friegerichte, de unse prälaten, manne, undt 
der erven in unser herrschop sint undt alle lüde 
undt gerichte, de dartho höret, by allem ehren 
olden rechte trowliken laten. 



9) Darüber Spittler gesch. des fürstenthums Hannover« 
1, 82 f. 

10) Bei Jacobi lüneburgsche landtags- abschiede. 1, 51. 
55 — 57. 
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In demsülven gohe gericliten, höltingen undt frie- 
gerichten en möge we, noch jemandt von unsemt- 
• wegen, nenerley gohgreven, noch hohzheren seilen 
noch entselten, noch icht anders richten taten, 
men also dat olde recht uthwieset, dat nie In den- 
süIfTen gerichten findet 
Hier dürfen die ausdrücke: goh- und frei - gerichte 
nicht befremden, da der erste ausdruck nicht allein 
bei landsässig gewordenen grafen, sondern auch sonst 
bei grössern emunitälen vorkommen kann, der aus- 
druck freigericht dagegen sich grade auf die emunität 
bezieht ^^). Merkwürdiger ist aber noch der schluss-para- 
graph derselben Urkunde, welcher zeigt, dassin einigen 
gerichten noch nicht einmal die abschliessung auf ein 
gewisses lerrltorium völlig vor sich gegangen war, 
sondern die gerichtsbarkeit noch von der persönlichen 
läge der unfreien abhing. Die gerichtsherrn mussten 
sich bei andern, als ihren eigenen Jeulen oder bin- 
tersassen, concurrenz des landesherrn innerhalb des 
gerichtsbezirks gefallen lassen, während eine beschrän- 
kung andrer art dann statt fand, wenn ]hi*e unterge- 
benen sich in landesfurstlichen ämtera aufhielten. Die 
Worte lauten so: 

In den drey goh - gerichten tho Gerden uppe dem 
hörne und uppe der borst, undt in dem richte tho 
Ahlden, dat der von Ahlden höret, und in dem 
gerichte tho Waldye, dat der riddern undt der 
knechte und den erven höret, dar möge we undt 
unse ambtiüde inne vordegedingen frye lüde, inka- 
mende lüede, closter-Iüede, kerklüede, undt we des 



11) PuFEXDORF de jurisd. germ. 501. 
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voo uns begehrende iss, und dewiele dat uns 
und de lüde des liistet, und it der genner wille 
ISS, der se egen sint. Wor aver diese vorbenö- 
niepde lüde sittet up der riddere edder der knechte 
guede, da en möge we edder unse ambtlüde se 
nicht verdegedingen. 

Dessgeliken nioget de riddere edder knechte in de- 
sen vorbenönienden dren gohen und in den twen 
gerichten verdegedingen allerley vdrbenomde lüde, 
de des von ebnen begehrende sint, undt de wiele 
se undt de lüede willent, undt idt ehre wille iss, 
der se egen sint. 

Wor aver dese vorbenöniende lüede uppe unsscni 
guede, edder in unsen egen gerichten sittet, dar en 
mögen se de ridder undt knechte nicht verdegedin- 
gen. Seten sc aver in unsen gerichten uppe der 
ridder und knecht gueth, edder wehren mit ehren 
egen lüden vermenget, so möten se de lüde woll 
verdegedingen, und in dessen stücken schölle wy 
se in neuen tieden hindern, noch hindern laten. 
Der vierte von den hierhergehörenden Vorgängen 
belrifTt die churs'achsischen stände. Diese beschwerten 
sich im j. 1428, da sie auf veranlassung eines thron* 
wechseis zusammengerufen waren : dass die voigte 
und ambtleute sie in ihren gerichtsbarkeiten turbirten 
und die unterthanen in allen geringen dingen fiir die 
fürstlichen gerichte und bannstühle forderten. Chur- 
(lirst Friedrich II. und sein bruder Siegmund 
entschieden: dass über der stände unterthanen nur 
in folgenden fällen in den ämtern gerügt werden solle: 
da es zettergeschrey betraf fe, als wenns käme : ob einer 
einen wolte morden, ein weib oder magd nothzUch<i 



% • 
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tigen, ingleichen wunden, die einer dem andern ge- 
schlagen halte, schwerdtzüge, da einer damit wnn« 
dete, lembden, todtschläge und deuben, die bei 3 
Schillingen wäre ; 
woraus zu schliessen, fugt WecK hinzu, dass daraahls 
noch keinem landslande die obergerichte müssen 
zugehörig gewesen sein ^^). Richtiger ist wohl der 
schluss, dass man im vierzehnten Jahrhundert die 
peinliche gerichtsbarkeit des niedern adels nur als 
eine auf herkommen oder besondere Verleihung ge- 
gründete, seltnere ausnähme betrachtet, die bürgerliche 
Patrimonialgerichtsbarkeit dagegen viel allgemeiner als 
regel anerkannt habe. 

§.48. 

Die Städte. 

Kascher, als die landeshoheit, entwickelte sich in 
der städtischen Verfassung ein dement, welches auf 
weit kleinerm gebiete, aber in weit deutlicher hervor- 
tretender weise eine Verschmelzung der beiden ver- 
schiedenen gerichtsbarkeiten hervorbrachte. In den 
eroberten römischen provinzen und colonien fanden 
die germanischen völker überall Städte mit ausgebil- 
deter römischer municipal Verfassung vor, und diese 
Verfassung, welche die Stadt von dem übrigen lande 
abschloss, erhielt sich um so mehr aufrecht, als die 
bevölkerung der Städte der hauptsache nach romanisch 
blieb und also die germanischen bewohner derselben 
sich genöthigt sahen, dieser Verfassung sich za 



12) Der residenlz Dresden beschreib, und Vorstellung 
durch Amtovium Wecken. Nürnberg. 1680. foL s« 438. 
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unterwerfen, wenn sie nicht mit ihren auswärtigen 
beamten in unmittelbarer Verbindung zu bleiben ver- 
mogten. Anders war es diesseit des Rheins und der 
Donau. Hier brachte es anfänglich der zustand des 
ackerbaus und der mangel aller gewerbthätigkeit mit 
sich, dass man getrennt zu wohnen liebte, und das 
dichte zusammenleben in Städten, ja fast schon das 
in dörfem mied. Alles, was man kannte, was an 
städtisches wesen entfernt hätte erinnern können, wa- 
ren befestigte platze, die nicht allein von den königen, 
sondern auch von einzelnen edeln angelegt wurden, 
je nachdem es das bedürfniss verlangte, oder die ort- 
lichkeit gelegenheit bot. Einen solchen festen ort be- 
zeichnete man bis in das zwölfte Jahrhundert mit dem 
lateinischen worte urbs, ohne dass man dabei an 
eine besondere Verfassung gedacht hätte ; in deutscher 
spräche nannte man ihn eine bürg. 

Veranlassung zum dichtem zusammendrängen der 
Wohnungen gab allerdings häufig eine solche bürg, 
indem viele sich in der nähe ihrer mauern anbaue- 
ten, um bei drohender gefahr sich und ihre habe 
mit leichtigkeit in die bürg zurückziehen zu können. 
Schon bei der erzählung von der belagerung der thü- 
ringischen bürg Schidungen an der Unstrut im jähre 
521 ^) wird ein solches bewohntes suburbium von 
der bürg selbst unterschieden. Der ei^S^hler nennt 
die letztere bald, urbs, bald civitas, die Umge- 
bung derselben oppidum. Freilich mag die erzäh- 
lung nach den ansichten seiner zeit modificirt sein. 
Mehr noch fanden sich veranlassungen zu bedeuten- 



1) WmvKiVBi res gestae Saxon. i, 9. 

23 



354 Kap. IV. Ver$chine]zung der genchtsbarkeilen. 

deren ansiedeliingen bei den bistbümem und grossem 
klöstern, welche vorzugsweise da angelegt wurden, 
wo die besondere läge des orts einen grossen han- 
delsverkebr begünstigte. Auch hier föhrte gewöhnlich 
das bediirfniss zur anläge einer bürg. Das suborbinm 
war an solchen orten sehr bedeutend, da es nicbl 
bloss aus den n'acbsiliegenden besitzungen der metro- 
politankirche bestand, sondern ausserdem noch sehr 
viele freie ansiedelungen hinzu zu kommen pflegten. 
Es konnten sogar noch kleine emunitäten von einzelnen 
klöstern oder edeln herrn daneben vorkommen. Eben 
dieses umfangs und dieser mannigfaltigkeit wegen 
wurde aber auch das ganze suburbium, der ganze locus 
nicht leicbt unter die ursprüngliche emunitätdesbischofs 
gerechnet, da man nicht wohl sagen konnte, dass er 
eine villa desselben sei, oder dass der bischof auch 
nur haupiherr dieser villa sei. Vielmehr schied sich 
nicht selten das suburbium in mehrere, tfaeils freie, 
theils unfreie villen, die zwar unmittelbar an einander 
sliessen, ober entweder durch äussere gränzen oder 
durch die Verschiedenheit der herrschaft getrennt wa- 
ren. Häufig wurde eine oder die andere dieser Vil- 
len als vicus, wik, von den andern untersdiieden, 
ohne dass sich bestimmen lässt, ob die blosse grosse 
oder eine innere Verfassung diesen namen veranlasst 
habe. Dieselbe mannigfaltigkeit der bewohner konnte 
aber auch an einem andern orte eintreten, auch ohne 
dass dieser nothwendig einen sehr bedeutenden um- 
fang gewann^ 

An solchen orten fand sich nun ein grosser zu- 
sanimenfluss verschiedener gerichtsbarkeiten. In der 
bürg befand sich gewöhnlich ein besonderer befehls- 
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haber derselben unter dem namen eines praefectns 
oder burggrafen. In dem suburbium. dagegen con- 
carrirten die herrschaftlichen beamken der verschie- 
denen berm mit dem grafen und centenarius oder 
gografen der provinz. Wie gemischt indessen diese 
gerichtsbarkeiten auch sein und wie mannigfach sie 
sich durchkrenzen mogten, sie konnten demungeach- 
tet neben einander foribestehen, so lange die bewoh- 
ner eines solchen orts sich auf ackerbau und Vieh- 
zucht beschränkten. Denn in diesem falle konnte 
über freiheit und Unfreiheit eines bewohners nicht 
leicht zweifei entstehen, da ein jeder einem gevnssen 
grundstiicke zugehorte, und schon hierdurch , durch 
den platz, den er bewohnte, jeder streit in dieser he- 
ziehung leicht geschlichtet wurde. Ganz anders ge- 
staltete sich aber das verhältniss, wenn an einem sol- 
chen orte durch faandel und gewerbe lebhafter verkehr 
entstand. Diese brachten es mit sich, dass viele 
menschen an dem orte lebten, welche ohne bestimm- 
ten grundbesitz ihre nahrung hatten, welche also ganz 
zufällig und vorübergehend auf einem grundstücke ihre 
Wohnung nahmen, das in eine ganz andre rechtsge- 
nossenschaft gehörte, als sie selbst. Noch verwirr- 
ter wurden 'die Verhältnisse, wenn gar fremde sich 
vorübergehend oder (lir immer an einem orte nieder- 
liessen, von denen man nicht wusste, ob sie frei 
oder unfrei waren, ob sie an diesem oder an irgend 
einem andern orte einer rechtsgenossenschaft zuge- 
hörten. Die Verwirrung, welche hieraus entsprang, 
musste wahrhaft uuerträglich werden, denn jeder be- 
klagte, jeder eines Verbrechens angeschuldigte, dem 

daran lag, dem kläger die Verfolgung zu erschweren, 
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krauchte nur einzuwenden, dass er vor diesem ge- 
richte, vor dem er eben belangt war, nicht zu recht 
zu stehen verpflichtet sei , weil er in irgend ein an- 
dres gericht, eine andre rechtsgenossenschaft gehöre^). 
In der regel wird es fiir den kläger keine leichte 
Sache gewesen seiii, das gegentheil nachzuweisen, und 
wenn ihm das am ende wirklich gelang, so war erst 
einmal die sache damit in die länge gezogen. 

Ein solcher zustand musste zuerst an den sitzen 
der bischöfe eintreten. Hier war es nicht allein das 
bedürfniss, für den bau und die Unterhaltung der 
kirche sorge zu tragen, welches eine grosse menge 
von handwerkem jeder art um sie versammelte, es 
war zugleich der luxus, durch den die prälaten den 
cultus, wie ihr privatleben auf jede weise aiisin- 
schmücken suchten, und welcher in dem wachsenden 
reichthume der kirchen fortwährend nahrung fanu- 
Hauptsächlich wurden alle diese bediirfnisse durch 
unfreie und hörige bestritten, von denen ein anser- 
wählter theil zu besondern arbeiten herangebildet 
wurde, und diese in bestimmten abtheilungen anter 
eigenen aufsehern üben musste. Aber es kann nicht 
fehlen, dass auch vielfach einzelne freie sich ^den faand- 
werken und kiinsten gewidmet und an solchen orten 
ihre fertigkeit geltend gemacht haben. Gleiches ge- 
schah in der Umgebung der reichern klöster nnd 
andrer geistlicher Stiftungen, nnd eben so auf vielen 



2) Erant namque in civitate (Luneburch) bomines qni- 
dam, qui proprii nostri erant, quorum quidam se »o« 
bis recogno verunt, quidam non, sagt berzog Otto 
in einer urk. v. j. 1247. Origines guelficae. 4, 213. 
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der kaiserlichen viilen. Nichts aber beförderte jene 
vemiiscbung der bevölkern ng mehr, als die markte, 
welche ebenfalls zuerst an den bischofssitzen aufblüh- 
ten, und besonders hier durch niünzstätten und zöIlc 
zur möglichsten höhe gebracht wurden. Sehr bald 
ertheilten die kaiser auch klöstern, königlichen viilen 
und selbst weltlichen grossen markirechte in grosser 
zahl. Diese Verleihungen von markt- und zollrechten 
sind es vorzüglich, mit denen die geschichte fast des 
grössten theiles der deutschen städlc beginnt, sie sind 
es, welche das bedürfniss nach einer Stadtverfassung 
am dringendsten hervorriefen, und in der that erst 
durch eine solche zu einer gewissen blüthe gelangen 
konnten, weil ohne dieselbe dem fremden kaufmann 
keine genügende Sicherung seines rechts, seines frie- 
dens gewährt wurde. 

Jener Verwirrung konnte nämlich nicht anders 
abgeholfen werden, als durch eine Verfassung, welche 
jeden bewohner des orts ohne rucksicht auf stand 
und herkunft gleichstellte, und also aus den verschie- 
denen rechtsgenossenschaften, die sich zufällig an dem 
orte zusammenfanden, eine einzige neue rechtsgenos- 
senschaft bildete, deren gränze lediglich eine gebiets- 
gränze war; sie konnte nur durch eine Verfassung 
gehoben werden, welche femer selbst dem auswärti- 
gen, der voräbergehend den ort betrat, einen gewissen 
antheil an dem frieden gewährte, der durch diese 
neue rechtsgenossenschaft errichtet wurde. Und hier- 
ein gerade setzte man das wesen der städtischen Ver- 
fassung. Nirgends ist das so deutlich ausgedrückt, 
als in dem ältesten sladtrechte von Strassburg, das 
mit den worten anhebt: 
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Ad formam alianini civitatum in eo honorc coa* 
dita est Argentina , ut omnis homo, tarn extra- 
neus quam indigena pacem in ea omni tem- 
pore et ab Omnibus habeat^). 
In demselben sinne heisst die Stadt Winterthnr ein 
f r iede er ai SS '^), und von demselben gesicbtspnnkte 
aus wurde in den meisten Städten der gerichtliche 
Zweikampf entweder ganz abgeschafft, oder nur auf 
Übereinkunft beider theile gestattet. Eine Stadt in 
diesem sinne bildete also eine neue rechtsgenossen- 
Schaft, eine gilde ^), aber ft*eilich keine ganz entschie- 
deue bargilde, denn sie war aus ft'eiem und hörigem 
Volke gemischt, sondern nur eine gilde der biirger 
oder einwohner, eine burgilde, eine communio oder 
conjuratio civium^). Als daher Conrad von Zäh- 
ringen auf eignem boden einen markt errichten 
wollte, da bildete er eine solche conjuratio von kaof- 



3) GnAHBiDiER htstoire de IMglise de Strasbourg. 2, 42. 
Auch bei Walter corp« jun germ. ant. 3, 7M. 

4) Priv. d. gr. v. Habsburg f. Winterthur v, j. 1264 
bei Bluntschli stats- u. rechts-gesch. der Stadt und landscli. 
Zürich. 1, 479. 

5) Höchst bemerkenswerth ist die ^^ghilde der borgheres 
to Gherdene'' bei ScHAüMAirir gesch. d« niedersächs. volks 8. 
570. So vielfach ich im einzelnen von meines freundes 
ScBAUMAHK ausichteu über städtegründung, gilden, biergildcn 
u. 8. w« abweiche , so sind sie doch theilweise der boden 
gewesen^ auf dem sich meine anaichteni so weit sie etwas 
neues enthalten^ entwickelt haben. 

6] Sollte sich hierauf das „eme gülden und recht don 

vor ghericbte" im stadtrechte von Rüden , art. 7, „gulde 

ader i*eclit zu thune*' im kl. kaiserrechte 1, 15 u. 16, wo 

Sehckehbero , jüte und recht" zu lesen vorschlügt; bezieho ? 
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leaten ohne unterschied des Standes und herkommens 
und gründete durch diese die Stadt Freiburg im 
Breisgau ^). 

Es fragt sich nun aber, auf welche weise eine 
solche Verfassung entstand? Denkbarer weise konnte 
sie durch ausdrückliche oder slillschweigende Über- 
einkunft der herrschaftlichen und königlichen beara- 
ten eingerichtet werden. Allein dergleichen macht 
sich viel leichter durch die stille gewait der zeit, und 
der einzelne niachthaber greift weil häufiger hemmend, 
als fördernd ein, weil er selten im stände ist, den 
ausgang der dinge vorauszusehen. Vielleicht hatten 
die einwohner des Städtchens Medebach geraume zeit 
ganz stillschweigend sich zu einer einzigen rechtsge- 
nossenschaft vereinigt, indem sie unter sich einander 
gleiche rechte und gleichen fgerichtsstand zugestanden, 
und die beamten der cÖllnischen erzbischöfe hatten 
nachsichtig diese Veränderung entstehen lassen, weil 
sie allen vortheil zu bringen schien, als plötzlich ein 
strenger beamter fürchtete, dass seinem herrn alle 
hofrechtlichen einnahmen mögten entzogen werden. 
Nun sollte die neue Verbindung auf jede weise unter- 
drückt werden, und nach einem vielleicht langen und 
hartnäckigen kämpfe sah der herr der Stadt sich doch 
genöthigt, die rechte der Stadt als althergebrachte an- 
zuerkennen ^). Am leichtesten konnte die neue ver- 



7) Priv. für Freiburg im Brei8gau v. }. 1120. §. i. bei 
ScHHEiBER die ältesle verfassuDgsurkunde für Freiburg. 1833« 
4. 8. 28. 

8) Nos — Coloniensis ecciesiae archiepiscopus cunctis — 
innotescere cupimus, quod nioti pietate super multiplici 



360 Kap. IV. Verschmelzang der gerichlsbarkeiten. 

fassung freilich dann eingerichtet werden, wenn der 
ort zu einer emunität wurde, denn nun hing es ja 
lediglich von dem emunitätsherm ab, die ändening 
in dem gerichtswesen des orts zu treffen, welche das 
bedürfniss eben erforderte. Daher kommt es, dass die 
entstehung der städte mit der Vermehrung der erwei- 
terten emunitätsprivilegien -^ deren nämlich, die sich 
über ganze districte ausdehnten — band in band 
geht, und dass die geschichte der meisten Städte, 
wenn man sie überhaupt so weit verfolgen kann, zu* 
letzt auf ein emunitätsprivilegium hinweist. Die er- 
sten Städte konnten daher auf bischöflichem gebiete 
entstehen, und eben so auf königlichen villen, wenn 
gerade auf den letztem die veranlassung — gewerbe, 
bände], markt «— • vorhanden war. Als aber die gra- 
fen und herzöge zur erblichkeit ihrer besitznngen ge- 
langten, erkannten sie zu sehr die vortheile des städti- 
schen Wesens, um nicht an günstigen platzen eben- 
falls Städte - anlagen zu betreiben. Immunität — markt 
— Stadt waren so sehr zusammenhängende begriffe, 
dass, noch ehe kaiser Friedrich II. die berühmten 
handfesten für die geistlichen und weltlichen forsten 
in den jähren 1220 und 1232 erliess, er nach dem 
urtheile der fiirsten verordnete: 

quod si forte alicui per cirothecam nostram con- 
tulerimus forum annuale vel septimanale in quocun- 
que loco, quod conies vel alius judex aliquis illius 

oppressione, quam oppidani nostri de Medebach diutis- 
sime sustiuuerunt, jura cuocta, quae usque ad nos sub 
gratia nostrorum antecessorum oblinuerant, dementer eis 
confirmanda ^- duximus. Urk. v. j. 1165 bei RnDLoroEA 
mÜDQter. beitrSge. 3, 54. 
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provinciae non debeat illic habere jurisdictionem 
vel aliquam potestatem puniendi maleficia ^). 

Ueberhaupt hat man marktrecht und stadtrecht fast 
fiir einen begrifTgenonimen, zaniales die markte vorneni» 
lieh waren, um deren willen die anlagen nener städte 
und die ausbildung städtischer Verfassungen von den 
fiirsten befördert wurden. Wie viel oder wie wenig 
die neue Stadtverfassung in solchen fallen von den 
rechtsverhältnissen der unfreien und der freien über- 
kam, das hing von den jedesmaligen umständen ab, 
welche bald dem herrn, bald den bürgern günstiger 
waren. Gewöhnlich aber versprach eine vortheilhaf- 
tere Stellung der letztem zugleich dem erstem vor* 
theil 'zu bringen, und daher erklärt es sich, d:\ss 
manche herrn die selbstständige entwickelung der 
neuen genossenschaft ausserordentlich begünstigten. 
So überliess der graf von Altena den bewohnern von 
Hamm ganz und gar, die besondre form der neuen 
genossenschaft zu bestimmen ^^). Zwei dinge wurden 
aber sehr gewöhnlich von den ehemaligen hofrecht- 
lichen oder wenigstens grundherrlichen Verhältnissen 
auf die ganze gemeinde übertragen, nämlich die last 
des gi*undzinses, wortzins, und die vertheilung der 
handwerker unter gilden. Ob indessen diese letztern 
nicht etwa aus einer zerspallung der ursprünglichen 
burgilde, als so viel abtheilungen der allgemeinen 



9) Sententia de 22. )iil. 1218 bei Pertz moa. bist. germ. 
4, 229. 

10) Ego — Gomes de Altena — opidum in marca volens 
construere juris sui electioneni opidalibus contuli, iiude sibi 
jus illorum de Lippia elegerunt. Priv. der sladt Hannti v. 
1193 bei Kraut grundriss d.d. privatr. 8. 66. §. 21. no. 10. 
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recfatfigenossenschaft hervorgegangen sind , das wird 
sich schwerlich entscheiden lassen. Diese annähme 
ist aber auch keinesweges nöthig, da es durchaus 
unwahr ist, d^ss der ausdruck gilde nichts andres, 
als eine rechtsgenossenschaft, oder eine schutzverbin- 
düng bedeute. Erweislich ist er für heidnische opfer- 
gesellscbaften ^^) gebraucht, und es kann daher nicht 
befremden, wenn wir ihn bei irgend einer andern 
Verbindung wieder Enden, die ihn zuiallig allein bis 
auf unsre tage erhalten hat. 

§. 49. 

Folgen der Städtebildung für die gerieh tsverfmsuuf' 

An einem solchen orte, an welchem eine städtische 
Verfassung hervorgehen konnte oder sollte, fanden 
sich regelmässig zwei bearate, einer über die fi*eien, 
ein anderer über die unfreien. Es konnten auch 
mehrere vorkommen; über die unfreien verschiedener 
herrn konnten zum beispiel verschiedene beanite ge- 
setzt sein, und solche waren ohne zweifei die advo- 
cati ex familiis turicinis, welche im j. 947 zu Zürch 
auftreten i). In den meisten fällen war aber ein 
hauptherr vorhanden, gegen den die andern schon von 
selbst in den hintergrund treten mussten, wenn sie ihre 
besitzungen nicht etwa als besondre muntaten oder 
freiheiten gegen die neue Stadt abschliessen konnten. 



11) Die sächsische diaboles gilda ist offenbar nur christ- 
liche Verdrehung des angelsächsischen vibgyld, tempelgilde. 
Letzteres kenne ich aus Richthoveh alt-fries. Wörterbuch 
unter wia, yro es durch idololatria wiedergegeben wird» 
1) Neuoabt cod. dipl. Aleoianniae 1, 590« 
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Die freien waren ebenfalls mehreren beamten unter- 
worfen, gewöhnlich folgenden dreien. Die bürg pflegte 
einen besonderen burggrafen zu haben. In dem 
suburbium dagegen hatte in der regel ein ortsrichter, 
ein centenarius oder gograf seinen sitz, ausserdem 
aber stand dasselbe unter dem höhern gerichte der 
provinz oder des ^aues. In der Stadt selbst befan- 
den sich also regelmässig nur zwei richterliche perso- 
nen, die in betracht kamen, ein richter über unfreie, 
dessen namen gewöhnlich schultheiss war, und ein rich- 
ter über freie, der bei der neuen einrichtung biswei- 
len die benennung eines kaiserlichen beamten erhielt, 
eines wikgrafen, häufiger aber die benennung eines 
eoiunitätsbeamten, eines vogtes. 

Die änderung geschah nun lediglich auf die 
weise, dass diese beiden richterlichen personen ihre 
iunctionen theils erweiterten, tbeils einschränkten, in- 
dem sie dieselben jetzt auf alle bewohner des ortes 
ohne unterschied ausdehnten, während ein jeder von 
ihnen dieselben auf eine besondre classe von gegen- 
ständen beschränkte« Der bisherige unfreie beamte 
nämlich erhielt die Schlichtung aller bürgerlichen Strei- 
tigkeiten und die bestrafung geringerer vergehen, dem 
bisherigen beamten über freie dagegen fiel die höhere 
Strafgewalt zu. Dies verhältniss war ip den bischöf- 
lichen emunitäten, also grade in den ältesten und wich- 
tigsten Städten um so natürlicher, als hier der herr- 
schaftliche beamte niemals ohne kaiserliche Verleihung 
den blutbann üben konnte. 

Hierdurch wurden die bisherigen Standes Verschie- 
denheiten in der Stadt eben so aufgehoben, wie sie 
auf dem lande durch die entstehung der landeshoheit 
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verschwanden. Eben so, %vie hier, bildeten sieb aber 
auch in der Stadt häufige neue unterschiede. Es ent- 
stand nämlich m mehreren Städten ein neuer städti- 
scher adel, vomemlich aus den dienstmannen des 
herrn, und vieileicht auch aus solchen gescblechtem, 
welche ursprünglich einen eigenen bezirk mit unfreien 
und hörigen unter ihrer herrscbaft gehabt haften. 
Diese wurden oft voTi der städtischen gerichtsverfas- 
sung ausgenommen, und entweder unter das geriebt 
des burggrafen gestellt, oder in ihrer frühem Stellung 
unter dem grafengerichte der provins gelassen. Was 
in der Stadt geschah, war demnach im kleinen ganz 
dasselbe, was im grossen in den territorien der lan- 
desherrn vorging, es wurde nur aus dem alten gan 
ein kleinerer gau auf ein viel engeres gebiet gleich- 
sam zusammengezogen, oder vielmehr von dem vor- 
maligen gau abgelöst und zur Selbstständigkeit er- 
hoben. 

Die neue rechtsgenossenschaft war aber eben so 
wichtig für die fremden, welche sich in der sfadt 
aufhielten, als för die eingesessenen. Eben so sehr, 
wie das aufhören des Unterschiedes zwischen freien 
und unfreien, war es fiir den verkehr bedürfniss, dass 
die gaste rechtsfähig wurden, auch ohne dass sie einen 
besondem schütz erworben hätten, dass also der bloss 
vorübergehende aufenthalt schon zu einem rechtsge* 
nossen machte. Die Stellung der gaste war zwar m 
den meisten fällen weniger vortheilhaft, als die der 
bürger, aber ihre Stellung unter den städtischen gc- 
richten ist überall anerkannt, mogte man nun den 
gesichtspunkt zum gründe legen, dass der friedekreis 
auch sie umfassle, oder dass der städtische ricbt^i* 
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Ihr naturlicher und nothweudiger schutzfaerr sei. Die 
sladtrechte enthaUen meistentheils nur bestimmungen 
über die Verhältnisse zwischen gasten und auswärti- 
gen, namentlich über das abfordern eingewanderter 
unfreien durch ihre herm, und über die auslieferung 
der erbschaft eines gastes an seine auswärtigen erben. 
Jener allgemeine grundsatz, dass auch die gaste in der 
Stadt rechtsfähig seien, liegt überall nur stillschwei« 
gend zu gründe, und scheint sich wohl von selbst 
verstanden zu haben. Ich vermuthe, dass dieser 
grundsatz gerade dasjenige ist, was man unter markt- 
recht verstand, denn ein markt machte in der that 
eine solche Stellung der fremden ganz nolhwendig. 
Der unterschied zwischen marktrecht und stadtrecht 
würde dann darin liegen, dass bei dem letztern die 
exeration des orts aus der grafschaft hinzukommt. 
Für diese bedeutung des markirechts spricht ganz 
besonders das alte marktrecht des westerlauerschen 
Frieslands, dessen eingang so lautet: 

Dit is riucht: dat di scheha moet tingia, ende 
tingh halda to alle merckedum, deerma wtferdich 
oen IS, hwanneer soe hi wil 2). 
Der schultheiss richtet über alle markte, zu denen 
man ausgezogen ist, und ohne rücksicht auf stand und 
herkommen. Die begriffe von markt und Stadt fliessen 
in diesem marktrechte schon| in einander, die gerichts- 
barkeit erstreckt sich nur auf den marktbezirk und 
die dazu gehörenden häuser, während die feldmark 



2) Hinter Beucker Aitdreae de origine juris munici- 
palis frisici. Trajecti a. Rh. 1840. 8. pag. 486, wo der 
text besser ist, aU bei Richtuovkv fries. rechtsquellen s. 421 • 
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noch unter dem allgemeinen landrecbte steht. Ge- 
handelt wird übrigens bloss von verkauf und ver- 
raietbung der roarkthänser, von münze, zoll, maas 
und gewicht, von hinterlassenscfaaften, und von fre- 
veln und verbrechen im markte. Es scheint also von 
einer ausgebildeten städtischen Verfassung noch gar 
nicht die rede zu sein, und BeUCKER AndreaE 3) bat 
vielleicht nicht ganz recht, wenn er dieses niarktrecht 
für ein stadtrecht oder weichbildrecht hält, obgleich 
es auf der band liegt, dass an ein solches marktrecht 
die entwickelung städtischer Verfassung sich unmittel- 
bar anlehnen konnte. 

Man darf aber noch weiter gehen und behaop- 
ten, dass es nicht allein die tendenz der Städte ge- 
wesen sei, in ihrem bezirke alle, die sich dort auf- 
hielten, fremde und einheimische, gleich rechtsiäbig 
zu machen, sondern ausserdem auch ihren einwoh- 
nern den vortheil zu verschaffen, dass sie auch an andern 
orten rechtsfähig würden, und also nicht erst den 
schütz eines andern zu suchen brauchten« Dennoch 
sollte damit keineswegs ein sjstera des territorialrecbts 
eingeführt werden, vielmehr woUten die bürger überall 
nach dem rechte ihres Wohnorts gerichtet sein, nor 
die fähigkeit wollten sie im allgemeinen erbogeo, ao 
jedem orte ohne miltelsperson vor gericht auftreten tn 
können. Das privilegium kaiser Friedrichs 1. fu^ 
Lübeck vom 19. September 1188 enthält daher die 
beslimmung : 

Et quicunque ipsorum super causa quacunqne con- 
veniatur, per omnes imperii nostri fines et per d^^' 



3) L. eil. p. 455. 
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catum Goram loci illius judice se expurgabit 
absque captione secundum jura jani*dicte civitatis^). 
Zwar kann man zweifeln, ob der loci iHius judex nicht 
der von Lübeck sein solle, aliein, dass wirklich der 
richter des fremden orts gemeint sei, ergiebt die stif- 
tungsurkunde des grafen Adolf III. von Holstein 
für Hamburg ^), welche diese Stadt nach lübeckischem 



4) LuENio deutsches reichsarchiv. 13, 1330. und besser 
in dem note 5 citirten abdruck, urk. 1. 

5) (Brehmer) abdruck der das recht der freien Städte 
Lübeck und Hamburg auf — zollfreien transit - verkehr — 
betr. Urkunden. 1838. 4. urk. 2. s. 5« Da das buch nur 
für die hohe deutsche bundesversammlung bestimmt, und 
daher in weniger bänden ist, so theile ich- hier die ganze 
Urkunde mit, die sich in dem hamburgischen archive, ob- 
wohl nicht mehr in der Urschrift, sondern nur in dem be- 
st ätigungsdiplome des grafen Gerhard I. von Holstein 
und Schaumburg vom 13. december 1264, befindet: 

In nomiüe sancte et indiuidue trinitatis. Ego Adolfus, 
Dei gratia comes Wagrie, Holtsatie et Stormarie, omnibus 
Christi fidelibus salutem. 

Qttoniam onmis actionum qualitas in mommentum re- 
scripta firmam date specialiter legis uel iuris generat obser- 
uandi diligentiam, DOtum esse volumus tarn presentibns 
quam futoris, Wiradum de Boyeeneburg urbem Hamburg 
iaxta Alstriam aitam et terram proximam urbi libere inco- 
lendam sub iure fori usque ad medium riui Alslrie here« 
dltario iure snscepisse ^ nobis, ut ibidem ab eo suisque co- 
habitatoribus, quos iUic adduxerit, aptus satis portut homi- 
nibus de multis circnmquaque locis uenientibus efficiatur» 
Ad hunc itlique locum beniuole expetendum liberas areas 
secundum institiam Lubicencinm concedimus cofli adiacente 
pal lüde et Alsterwerdere, et pascua et fructus arboinim sil- 
vestrium habendos eque cum rurensibus. Preterea eosdem 
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rechte anlegt und worin derselbe satz so ausgedruckt 
ist, dass kein zweifel in dieser hinsieht bleibt. 

§ 50. 

Erwerb der geriehtsbarkeit durch die Mtiidtrmtkt. 

In einer Stadt, die zu der beschriebenen ausbil- 
dung gelangte, niusste das bedürfniss nach einer 
gemeindeverfassung viel dringender werden, als es 
irgendwo gewesen war. Zugleich war aber auch die 
einfuhrung einer solchen weit leichter, als so lange 
die verschiedenen bestandlheile der bevölkerung ab- 
gesondert neben einander lebten. Für jene gemischten 
villen durfte sie durch die gesetzgebung immerhin 
anbefohlen werden, aber die ausführung- hatte ihre 
Schwierigkeiten, da eine Verabredung der verschiedc- 

colonos ab omni tlieoloneo liberos esseuolumus in omnibas 
castris et uiilis, siue ciuitatibus seu quibuscumque locis, que 
ad dominium nostrum spectant. In defmquenifbus uero hec 
erit msticia, ut uhicumque tfwspiam peccauerHy ibi Lubicend iure 
emendei: Preterea omnem iusticiam nostram incolentJbus 
idem castrum tribus annis remittimus, preter dellcta, qii® 
ad manum nel ad colium amittendum cedunt« Tribus annu 
transaclisy oinnium, que illic in iudicio prefatus Wiradus 
nel successor eius lucratus fuerit^ fruatur, exceptis, que sd 
manum uel ad colium cedunt, de qnibus terciam pattem 
habebit. Ad hec etiam omnem censum arearum pretaxatis 
incolis in perpetuum remittimus. Bis in anno forum habe- 
bunt, scUicet in assumptione sancte Mario et festo sanctt 
Uiti, preter forum, quod qualibet ebdomada, die, qua de« 
cretum fuerit, fiet. Super Lee omnia eidem Wirado et siitf 
cofaabitatoribus priuilegium nostrum, ne imposterum aliqn^ 
ubliuiooe hec, que predicta sunt, infringantur, cootradidi« 
iiuis, et spondemua pro alio priuilegio a domino imperalore 
oplinendo medietatem expensa oosrum soluturos. 
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denen gewahhaber nicht erzwungen werden konnte. 
Jetzt aber stand nichts entgegen, dass entweder die 
vereinte gemeinde oder deren herr irgend eine zweck- 
mässige Veranstaltung traf, welche geeignet war, dem 
bedürfnisse abzuhelfen. Weit einfacher und natürli- 
eher war es aber, zu diesem zwecke eine schon be« 
stehende einrichtung einer berühmten und blühen- 
den Stadt nachzuahmen, als eine neue erfindung zu 
machen, von der man nicht voraussehen konnte, wie 
sie sich bewähren würde. Man fand ein solches mu- 
st er in Cöln. Es darf, wenn auch nicht als erwiesen, 
doch als sehr wahrscheinlich angenommen werden, dass 
Cöln von seiner Stiftung her das alte römische munici- 
palrecht sich bewahrt hatte, und mit diesem einen 
gemeinderath, eine curie^ durch welche gewisse be- 
vorrechtete familien die gemeindeinteressen, das, was 
wir die ortspolizei zu nennen pflegen, verwalteten. 
Ganz bekannt ist, dass die meisten deutschen Städte 
seit dem zwölften Jahrhundert eine ähnliche einrich- 
tung erhielten, und dass sie ihr recht, wahrscheinlich 
diese einrichtung gerade, mittelbar oder unmittelbar 
von Cöln herleiteten. 

Auf diesen Ursprung der stadträthe bezog sich 
wahrscheinlich der ausdruck wikbild, der nicht älter 
zu sein scheint, als eben diese Übertragungen. Die 
ursprüngliche bedeutung des worts ist unstreitig die 
von : stadtrecht, d. h. Stadtverfassung, obgleich es auch 
ior Stadtgebiet, für das recht des einzelnen bärgers, 
selbst für den auf den bürgerhäusem ruhenden grund- 
zins gebraucht wurde. Bei den Römern nämlich 
hatten, auch kleinere orte, namentlich vici und ste- 
hende castra eine ähnliche Verfassung, wie grössere 

24 
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Städte^), und am Rhein mogten sicli nicht aUein 
viele wahre Städte ausserhalb Cöln, sondern auch 
manche rici mit ein^r der curie ähnlichen behorde, 
einem rathe, von römischer zeit her erhalten haben. 
In Cöln selbst v^nrden die einzelnen kleinem theile 
der stadt^ welche ihre eigene Verfassung hatten, vici 
genannt. Die Verfassung kleinerer Städte, welche 
man dorther entnahm, konnte man also füglich ein 
abbild eines wiks nennen, und diese benennung.kann 
gerade im nördlichen Deutschland nicht aufFalleiider 
sein, als wenn man in eben diesen landen einem 
rechtsbuche den titel eines spiegeis der Sachsen gab^). 
Freilich waren auch grössere slädte wikbilde, aber in 
ihrer, anläge könnten sie gegen die alte Colonia agrip- 
pina gewiss nur klein genannt werden^ Man machte 
aber in der that bisweilen einen unterschied zwischen 
Städten und wdkbilden. Urkunden des vierzehnten 
Jahrhunderts nennen die grössern Städte, welche auf 
den landtagen jede einzeln erschienen, ausschliesslich 
Städte, wikbilde dagegen die kleinern, welche zusam- 
mentraten, um gemeinschaftlich einen abgeordneten 
zu erwählen ^), 



1) Beucker Andreae 1. c. pag. 3S. note 1. pag. 314. 
und die daselbdt citirte 1. 2; C. ut nemo ad aauin patroci- 
nium II, 54 (53). 

2) Doch mag Ich nicbt beliaupteo, dass, diese erkUrung 
befriedigender sei, als die bisherigen von Haltaus, EicmioKV 
Zeitschrift 1, 224, Gaüpf städtegründuog s. 110, Scvaumavs 
gesch. d. niedersächs. volks s. 583, und Zoeffl bamberger 
recht 8. 49 uote 1. 

3) Z. b. urk. v. 1355 bei Jacobi landtags-abschiede des 
fürstenth. Lüneburg. Hannover 1 794. S. s. 4. „de stede Lüne» 



Gerichtsbark^t der stadtrSllie. §. 50. 271 

Eben so natürlich, als die herbeiziehnng eines 
fremden institufs, war es übrigens, dass sich dieses 
Institut den bestehenden einrichtungen, so wie es die 
uoistände gestatteten, anschloss. Es waren nämlich 
fast überall die schöfFencolIegien, denen die stadträthe 
nachgebildet wurden^ oder mit denen sie zu einer 
einzigen behörde verschmolzen, bald nur das des 
Yogtes oder des schultheissen , bald beide in Verbin- 
dung mit einander^). Möglich auch und sogar wahr- 
scheinlich, dass eben diese schöfFencolIegien hie und 
da schon vor einer wirklichen Übertragung der rö- 
misclien curieneinrichtung die geschäfte des nachhe- 
rigen rathes übernahmen, weil eben das bedürfniss 
vorhanden war, und allerdings die sehöffen berufen 
schienen, die interessen der'neoen gemeinde zu vertre- 
ten. Allgemein war aber diese thätigkeit der Schöf- 
fen von anfang an schwerlich, wenigstens fehlt es 
nicht an einem beispiele, dass die zunächst liegenden 
geschäfte dieser art, die aufsieht über münze, mass 
und gewicht, einem ganz andern beamten, dem Zöll- 
ner, übertragen waren« 

Es liegt übrigens unserm eigentlichen zwecke zu fem, 



borch Hannover Ulsen Lucbowe Dannenl>erg Pattensen 
Mundere Eldaghesen Nyenstadt TzelliB un de wikbelde 
Winsen Dalenborch un Blekede.'* Urk. v. j. 1373 das. a* 
14. „De Stätte Lüneborg, Hannover undt Ultzen undt alle 
siede und wigkbilde de in der vorscrewenen berrschop be» 
legen sien." 

4) Ein eingeben auf das verbältnias der curie und der 
scböfTenooUegten zu den schutzgilden und den einungen der 
kaufleute und bandwerker würde, so interessant es an sieb 
wäre, bier docb zu weit fübren. 

24* 
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die geschichte der stadlräthe ins einzelne zu verfolgen. 
Ihre eiilstehungmusste mir darum erwähnt werden, weil 
sie seit dem dreizehnten Jahrhundert sehr häufig ver* 
anlassung zu einer neuen Veränderung der städtischen 
gei*ichtsverfassung wurden, indem sie nämlich Ton 
den bisherigen herrn der städle das recht der ge- 
richlsbarkeit durch Verpfändung oder kauf an sich 
brachten. 

Diese städtische gerichtsbarkeit in einem neuem 
sinne übten sie dann dadurch aus, dass sie entweder 
die bisherigen richter ihrerseits ernannten, und als 
ihre beamten ansahen, oder d^ss sie unmittelbar einem 
aus ihrer mitte die verwahung der rechtspflege über- 
liessen. Daneben bestand dann meistens einer der 
bisherigen beamten als beamter des stadtherrn fort, und 
in der rege! war dies der ursprüngliche herrschaftliche 
beamte, der schultheiss. Dieser musste dadurch aller- 
dings eine ganz neue bedeutung bekommen, und es mogte 
lediglich vom zufall abhängen, welcher namen sich fiir 
ihn erhielt. Später scheint die sitte der zeit von 
einfluss auf seine benennung gewesen zu sein, h 
einzelnen fällen lasst sich wenigstens nachweisen, dass 
der naraen dieses beamten im laufe der zeiten zwi- 
schen vogt und schultheiss gewechselt hat. In einem 
ungedruckten vertrage zwischen herzog Erich I. ^<"> 
Calenberg und der Stadt Hannover vom j. 1^^^ 
über die itrchle des herzoglichen vogtes gegen die stadl 
erscheint dieser vogt in ganz ähnlichen Verhältnissen, 
in welchen späterhin bis in das gegenwärtige jahrhun- 
derl hinein der fürstliche gerichtsschultheiss in dieser 
Stadt bestanden hat. Beide benennungen waren aber 
auch gleich passend, denn der jetzigen Stellung d^^'^ 
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war der vogt oder schultlietss nichts anders, als ver- 
Ireter aller landesherrlichen gerechtsame, so viel deren 
übrig geblieben waren, gegen die Stadt, ohne rücksicht 
auf ihren Ursprung. Dies zeigt sich in einem ganz 
eigenlhümlichen umfange seiner pflichten und befug- 
nisse. Er schlug das patent des landesherrlichen re- 
gier ungsantritts am rathhause an. Ihm fielen die 
hoheitseinnahmen zu, welche die sladt nicht beson- 
dcrs erworben hatte ^). Er verwaltete alle die zweige 
der gerichtsbarkeit, welche die stadl nicht erworben 
hatte, also besonders häufig die peinliche gerichtsbar- 
keit. Vorzugsweise pflegte ihm die gerichtsbarkeit 
über fremde und Juden vorbehalten zu sein, und in 
so fern übte er das landesherrliche schutzreeht aus> 
Ganz besonders zeigte sich aber seine Stellung als 
Vertreter der landesherrlichen gewalt häufig darin, 
dass er selbst dann, wenn die bürgerliche gerichts- 
barkeit der Stadt überlassen war, dennoch alleini- 
ger richter in executiv- und arrest-processen, und 
ausserdem . alleiniger executor aller von dem städti- 
schen gerichte erkannten urtheile war^. Er war es 

5) Nach dem eben erwähnten ungedruckten vertrage 
gebührte ihm alle „verlorene oder verworffene habe'\ 

6) Diese fast seltsam zu nennende art der gerichtsbarkeit 
üble der schultheiss unter andern nach dem goslarschen 
stadtrechte, das in der ersten liälfte des vierzehnten Jahr- 
hunderts verfasst zu sein scheint. Seine Stellung ist am 
leichtesten zu übersehen in deni aufsatze: To des schulteten 
ammechte ghehören disse articuli, bei Goeschen die gosla- 
rischen Statuten. Berlin 1840. 8. s. 110. Der vogt ist im 
sladtrechte städtischer beamter, in dem privileg von 1219 und 
dessen bestätigung von 1275 aber noch kaiserlicher. Die 
darstellung dieser Verhältnisse von Goeschen a. a. o. s. 367 f. 
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endlich, der in vielen siädten ein ofientliches und 
feierliches peinliches gericht in den althergebrachten 
formen vor dem rathhausie alljährlich an einem be- 
stimmten tage hegte — freilich nur noch eine leere 
ceremonie, die sich hie und da bis zur erinnerung 
unsrer zeilgenossen fortschleppte , um von dem spott 
und der Verhöhnung des volks zu grabe geleitet za 
werden. Es hiess das gogericht oder göding, und lo 
diesem uamen erhielt sich die historische anknüpfung 
an den beamten, der ursprunglich an die stelle des 
grafen eingesetzt war, und so den iriedekreis der Stadt 
zu einem abgesonderten gau erhoben hatte. In den 
jüngsten zeiten haben aber alle diese reste des aller- 
tbums sammt vogt und schultheissen den neuen Or- 
ganisationen der Städte weichen müssen. 



und 8. 515 f. ist nicht ganz klar und zum theil unrichtigi 
weil die zwischen dem bestätigten privileg und der abfas- 
sung der Statuten^ also um 1300 vorgegangene Übertragung 
der gerichtsbarkeit an den stadtrath niclit berücksichtigt wird. 



Fünft/Bs kapital. 
Einflms der kirche. auf die Gerichtsverfassung. 



§.51. 



F'erhältHii^ der ßeisiUehkeit tu dtt g€ri€htsver- 

Welchen antheil auch das heidnische priesterthum 
an den verrichtangen der volksgeroeinde genommen 
haben mag, auf die christliche geistlichkeit ist nichts 
davon übergegangen i). Diese stjmd so sehr dem 
heidenthume feindlich gegenüber, dass wir uns nicht 
wundern dürfen, wenn sie oft mehr nachrichten über 
die heidnischen götter von den Römern zu haben 
scheint, als von den Zeitgenossen, selbst wenn sie 
gelegenheit hatte, das heidenthum ganz in der nahe 
kennen zu lernen. 

Daher konnte der einfluss, den die geistlichkeit 
über die Verfassung der bisher beschriebenen gerichte 
übte, nur ein sehr entfernter sein. Am wirksamsten 
zeigte er sich in beziehung auf das beweisverfahreu, 
da es ihr nahe lag, einige der wichtigsten beweismit- 
tel unmittelbar unter ihre aufsieht zu stellen. Doch 
setzt diese erörterung ein tieferes eingehen auf die 
beschafTenheit und den zasammenhang der beweisniit- 
tel voraus. Nächst dem lag es ihr nahe, gegen die 

1. __ __, - — - 

1) Vergl. oben s. 108. 109. 
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willkülirliche behandlang der unfreien zu arbeiten; 
aber gerade hier griff sie zu sehr in das Interesse 
der mächtigen ein, als dass sie anders, als auf um- 
wegen, sich einigen erfolg halte versprechen können. 
Schon oben ist ihrer bestrebungen in dieser hin- 
sieht beiläufig envähnung geschehen, und wir haben 
gesehen, dass sie im neunten Jahrhundert nichts wei- 
ter erreichen konnte, als ein verbot gegen willkür- 
liche tödtung. Selbst ihr asylrecht blieb grosstentheils 
kraftlos. Während dasselbe freie unbedingt schätzte, 
wenn nicht ganz besonders schwere und gemeinschäd- 
Ilche verbrechen dem flüchling zur last fielen, schrieb 
noch im jähre 1212 pabst Innocenz IIL an den 
könig von Schottland^): 

Si vero servus fuerit, qui confugerit ad ecclesiam, 
postquam de impunitate sua dominus ejus clericis 
juramentum praestiterit, ad servitium domini sni 
redire compellitur etiam invitus, alioquin a domino 
potent occupari. 
Desselben mittels hatte sie sich schon unter den Mero- 
vingern bedient, und GREGOR VON ToURS giebl 
uns ein merkwürdiges beispiel, wie grausame und ge- 
wissenlose herrn die form des eides missbrauchten, 
um die kirche und den flüchtling zugleich zu hinter- 
gehen 3). Solche beispiele, sollte man meinen, hätten 
die kirche zu einer eben so unbedingten ausübnng 
des asylrechts zu gunsten der unfreien, als zu gun- 

2) C. 6. X. de immunitalib. 3, 49. Walter kircheo- 
reclit aufl. 7. Bonn 1836. 8. s. 675. §. 342. 

3) Gasgor. Tvroh. hist. Frauc. 5, 3. Die geschieht« 
bericlitet aus ihm Loebell Gregor v. Tours u. seine zeit- 
Leipz. 1839. s. 46. 47. 
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Sien freier, veranlassen müssen. Aber freilich hatte 
sie zu befürchten, dass die herrn, welchen sie die 
flüchtigen unfreien entzog, dafiir an den hörigen der 
kirche durch erzwungenen tausch sich schadlos zu 
halten suchten"^). Das meiste that die geistlichkeit 
für die Umwandlung der herrschaftlichen gewalt in 
eine förmliche gerichtsbarkeit dadurch, dass sie .durch 
beispiel, und predigt eine gelindere behandlung der 
unfreien, vielfältige freila$sungen und allmählige aus- 
rotlung des menschenhandeis bewirkte. Zunächst 
wurde der verkauf eines sklaven in das ausländ durch 
geselzgebung eingeschränkt. Ein westgothisches ge^ 
setz^) erlaubt zwar noch den verkauf ausser landes, 
zwingt aber den Verkäufer, wenn der unfreie zu ihm 
zurück kehrt, denselben zu behalten und den kaufpreis 
zu erstatten. Liefert er ihn aber aus oder verkauft 
ihn zum andern male ausser landes,. so wird ausser- 
dem, dass der Verkäufer den preis zurückgeben mnss, 
der verkaufte frei. Dagegen sprechen die gesetze des 
longobardischen königs Luitprand^) wohl vom 
verkauf freier menschen und fremder unfreier ausser 
landes, nicht aber vom verkaufe eigener unfreier. Der 
angelsächsische Aelfred der grosse verbot, dass 
jemand seine tochter ins ausländ verkaufen solle, 
ausserdem aber verordnete er auch, dass wenn jemand 



4) Conc. arausican. 1. ai. 441. c. 5. (c* 6. dist. 86.) 81 
quis autem mancipia clericorum pro suis mancipii« ad eccle- 
Slam fugientibus crediderit occupanda^ per omnes ecclesias 
districtissima damnatione feriatur. 

5) Lex Wisigoth. 9, 1. c. 10. 

6) L^ loDgob. Luitpraudi 5, 19. 20. Eben so lex 
Alani. 46 (47). 
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einen christlichen sclaven kaufe, dieser nach sechs 
dienstjahren ohne lösegeld frei sein solle ^). Im frän- 
kischen reiche gelangte man lange zeit zn keiner ge- 
selzgebung der art, angeachtet, fromme und mächtige 
personen , wie die königin B a t h i 1 d e , der bischof 
£ 1 i g i n s von Noyon, der Stadthalter B o n e t von Mar- 
seille und andere alles anwandten, nm den menschen-* 
haudel zu unterdrücken nnd ganze sclaven -.heerden 
auf einmal loskauften ^). Nur die süddeutschen volks- 
rechte beschränkten ebenfalls den verkauf der man- 
cipia ausser landes ^). Indessen verbot doch der 
reichstag zu Liptinä im j. 743 den verkauf christli- 
cher sclaven an heidnische herm^^). Erst Karl der 
grosse verbot den verkauf in einen fremden gaa 
für das ganze fränkische reich, und gebot ausserdem, 
jeder eriaubte verkauf solle vor einem geistlichen oder 
weltlichen beamten, oder wenigstens vor tüchtigen 
zeugen abgeschlossen werden ^^). Was diesen han- 
del im fränkischen reiche und in Deutschland noch 
lange, wenn auch in beschränkter masse, aufrecht 
erhielt, das waren die kriege mit heidnischen volkern, 
besonders den Slaven, deren namen ja auch auf die 
gedrückteste klasse der unfreien übergegangen ist. 



7) Ael Freds mosaische gesetze c. 11^ 12« 

8) GouRGT über freiheit und leibeigenschaft u. s. w. 
unter den Merovingern und Karolingern, üb^-setzt von G. 
H. Oesterlet. GöttiDgen 1788. 8. s. 107. 108. 

9) Lex Alain. 37 (38), 1. Mancipta foris provincia nemo 
vendat, nee in paganos, nee in cbristianos,. nisi jusaio ducis 
fueril. Decr. Thassilon. 2, 1. 

10) Gap. Karlomanni ai. 743. c. 3. 

11) Capit. ai. 779 c. 19. Leg. longob. Caroii m. IG. 
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Denn es war gewöhnlich, die kriegsgefangenen und 
selbst geisein, welche durch treubrnch vorfallen waren, 
zu unfreien zu machen, und davon war dann natür- 
liche folge, dass sie in die läge derjenigen eigenen 
leute geriethen, bei welchen am wenigsten sich ein 
rechtliches verhältniss zu ihren herrn entwickelt hatte, 
weil man ihnen am seltensten dauernden grundbe« 
sitz wird eingeräumt haben^ Als aber seit dem zehn- 
ten Jahrhundert die siege über die wendischen Sia- 
ven mit eroberung ihres lau des verbunden wären, 
da hörte bald der menschenhandei auf, weil man aus 
den besiegten allgemein colonisten machte, und es 
entstand lediglich aus der besiegten nalion eine klasse 
von hintersassen, deren läge in der regel minder vor- 
theilhaft war, als die läge derjenigen hörigen, welche 
dem siegenden voike angehörten. 

Auf die Verfassung der volksgerichfe hatte die 
geistlichkeit gar keinen einflnss ^^), denn was sie für 



12) Was oben (s. 223) über die gewalt des „heiligen 
maoues" im Brokmerlande ei*wahDt ist, und wovon auch 
spuren in andern friesischen ländern vorkommen^ das steht 
ganz Singular da, und kann nur als ein rest des heidenthunis 
angesehen werden. Auch kommt hier der einfluss nicht in 
betracht, den die geistlichkeit durch ihre ausschliessliche 
erfahrenheit im schreiben nnd lesen übte. Doch müssen 
sich schon in früher zeit laien mehrCuch um diese künde be- 
müht haben, denn nach dem capit. 3« ai. 80^ c. 3^ sollten für 
die einzelnen gerichte Schreiber, notarii, ernannt werden, 
und schon in der vorrede zur Gundobada wurden ihre ge- 
bühren festgesetzt, und dennoch sollte die geistlichkeit sich 
nicht mit gerichtlichen geschalten befassen« Namentlich 
verbietet Karl der grosse in leg. longob. Caroli m. 
96 den priestern jede ausfertigung von Urkunden. Otto III. 



380 Kap. V. £itiflu88 der kirclie. 

mildernng der strafen, fiir die bessere läge der 
gefangenen, fiir häufigere anwendang des begnadi- 
gungsreehts that, das alles fallt der geschichte des 
sirafrechts selbst anheim. Dagegen griff sie desto 
mächtiger in das ganze System der ursprünglichen 
gerichtsverfassung ein, indem sie selbst zu der aus- 
Übung einer eigenen gerichtsbarkeit gelangte. Und zwar 
war diese gerichtsbarkeit eine dreifache, einmal über 
bürgerliche rechtsstreitigkeiten der laien, dann eine 
gerichtsbarkeit über die glieder des clerus, und endlich 
eine gerichtsbarkeit über religiöse vergehungen der laien. 

§52. 

Die geriehishmrkeit des elerns in reektssmehen 

d9r Imicn. 

Der läge der ersten christlichen gemeinden war 
es durchaus angemessen , wenn der apostel Paulus 
eifert: Wie darf jemand unter euch, so er einen 
handel hat mit einem andern,, hadern vor den un- 
gerechten, und nicht vor den heiligen? -— Es ist 
schon ein fehler unter euch , dass ihr miteinander 
rechtet ! ^). Daher wurde es in den ersten Jahrhun- 
derten unter den Christen so gewohnlich, sich in 
privatstreitigkeiten dem schiedsrichterlichen ausspruchc 
der kirchlichen obern zu unterwerfen, dass der heil, 
bischof Augnstin schreibt: Wenn ich meine be- 
quemlichkeit bedenke, so mögte ich lieber täglich ge- 
wisse stunden hindurch irgend eine handarbeit ver- 
richten, um die übrigen stunden zum lesen und be- 

verbot sogar den söhnen der bischöfe, priestcr und diaconen, 
eine stelle als geriditaschreibery nolarii, oder richter zu be- 
kleideu. Leg. longob. Ottonis IIL 13. 
1) 1. Corinth. 6. v. 1. 7. 
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teo frei zu haben, als durch fremde aagelegenhei- 
teu mich in die onrohvollsten vfrtegenheiten versetzt 
sehen, indem ich weltliche Streitsachen durch mein 
urtheil entscheiden oder durch meine Vermittlung bei- 
legen soll^). Als Constantin der grosse das 
christenlhum zur statsreligion erhoben hatte, billigte er 
nach der erzähtung des SozOHENUS das schieds- 
richleraml der hischÖfe, und hob es noch dadurch, 
dass er nicht allein, wie es die natur eines Schieds- 
spruchs mit sich bringt, von ihrem ausspräche keine 
appellalion gestaltete, sondern auch, abweichend von 
den damaligen grundsätsen über anssprüche der 
Schiedsrichter, den welllichen gericbten befahl, die 
aussprüche der biscböfe wie wahre richterspruche 
auf anrufen der parteieu ohne weiteres zu vollstre- 
cken ^). In derselben weise erkannten die spätem 
kaiser die schiedsrichterliche gewalt der biscböfe an, 
sie kam daher nur zur anwendung, wenn beide ibeile 
sich freiwillig ihr unterwarfen. Doch gab man zu, 
dass reine religionsaDgelcgenheilen nur von dem geist- 
lichen forum entschieden werden durften. 

Es gab aber zwei wege, aufweichen die geist- 
lichkeil sich im besitz einer wahren gerichlsbarkeit 

2) AvouaTiH. de opere moDaclior. c. 37. in der ausgaba 
der BeDedicliaer 6, 365. 

3) SozoMEans hislur. ecdes, 1, 9. Vergl. liietüber 
EiCBHOBR kirchenreclit. 2, 132 note 5. und Schillino de 
orig. jnrisd. eccle»ia»licae, Lipsiae 1825. 4. p. 13 sq. Die 
Worte „ut ad episcoponim Judicium provocarent, m inagi- 
stralui civOes rejicere vellenl" wollen tch.' 
melir sagen , als dass den parleien gestalltf 
ter vorbeizugeliii , und sich an das t 
dei biscboU zu wenden. 



i ' 
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festsetzte. Unter den pseudo - constantinisclien gese- 
tzen, die zugleich mit den psendo-isidorisehen decre- 
talen erscheinen, und zum theil in BENEDICTS capitu* 
lariensammlnng eine rolle spielen, ist eins, in wel- 
chem jeder partei ganz allgemein die befugniss 
ertheilt wird, jeden rechtsstreit auch wider willen 
des gegners, und sogar, so lange kein urtheil gefällt 
ist, in jeder läge der sache vor den bischof zu ziefan. 
Dieses geselz, welches der misverstandenen oder inis- 
deuteten erzählung des SozOMENUS nachgebildet za 
sein scheint, hat BENEDICT Levita mit einem ca- 
pitular^) versehen, durch welches dasselbe allen be- 
wohnern des fränkischen reichs niitgetheilt wird, un- 
ter der Weisung, sich darnach zu achten. Die päbsfe 
haben nicht gesäumt, dieses gesetz zu ihrem nutzen 
anzuwenden ^); dennoch scheint es wenigstens in 
Deutschland seine Wirkung völlig verfehlt zu haben. 
Dagegen kam es den bischöfen ausserordentlich zu 
statten , dass der begriff der causae ecclesiasticae, 
welche ihrem urtheil ausschliesslich vorbehalten wur- 
den , von anfang her in völliger Unbestimmtheit ge^ 
blieben war. Ursprünglich wurde nur von den fäl- 
len gesprochen, da es sich um den glauben hau- 



4) Lib. capitt. 6. (2.) c. 366. Aus Sirmovdi adp«ndix 
codicis theodosiani lex 1. (hinter Jjuc. GoDOFBLtm cod. 
tlieod. ed. Ritter, tom. 6« pag« V.) ist das angebliche 
gesetz Constantins als L 1. th. cod. de episcopali ju- 
dicio 16, 12. aufgenommen. 

5) Schon die syno^e zu Valence im )• 855 benutzte es« 
In c* 35 — 37 c. 11. qu. 1. wird es wiederholt und In« 
nocenz III. aUegirt es vollständig in dem unten, note 7, 
angeführten briefe an die gallischen prälaten. 
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delt ^), aber man gelangte allmählig zu einer so weiten 
ausdehniing dieser gerichtsbarkeit , dass fast nicht 
viel übrig blieb, was ihr entzogen gewesen wäre. 
Denn man blieb keineswegs bei den Streitigkeiten 
stehen, welche unmittelbar kirchliche einrichtungen 
betrafen, man zog auch solche bürgerliche rechtsver- 
hältnisse hierher, denen die kirche entweder eine be- 
sondre form gab, wie z. b. ebesachen, eidliche ver« 
pflichtungen, oder welche in kirchlichen yerhältnissen 
ihren Ursprung hatten, wie kirchenpfrüuden, zehnten, 
patronatrecht, selbst testamente. Am weitesten und 
auf die unnatürlichste weise aber dehnte sich diese 
gerichtsbarkeit dadurch aus, dass man jede klage als 
das geistliche gebiet berührend ansah, wenn die Wei- 
gerung des beklagten unter den begrifT der sünde 
fiel« Hierdurch rechtfertigte man das einschreiten 
der kirche zu gunsten hülfloser personen oder solcher, 
denen vom weltlichen richter das recht verweigert 
wurde, und durch die gewohnheit einzelner länder 
wurde noch manches andre unter diesen begrijl ge* 
bracht, wie denn überhaupt die grenze damit ins 
unendliche hinausgeschoben war. Dass endlich die 
kirche bei ansprüchen, die auf ihre zeitlichen guter 
erhoben wurden, sich dem weltlichen arme nicht 
unterwai^i^ kann dabei am wenigsten verwundern, da 
sie in solchen filleü ja nur von dem rechte des Selbst- 
schutzes gebrauch machte, welches in der ansieht' al- 
ler germanischen völker tief begründet war, und da 
sie zudem ganz ausserhalb des Verbandes der volks- 



6) L. 1. th. cod. de religione 16, 11. Quotiens de re- 
ligioDe agitur, e^^iscopos convenit agilare. 
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gemeinde stand. In den meisten unter diesen fallen 
gelang es, die weltlichen gerlchte gänzlich von der 
behandlnng dieser gegenstände zu verdrängen , und 
nur da, wo der gesichtspunkt einer eidlichen Ver- 
pflichtung oder einer sündlichen rechtsverletzung ein« 
trat, gestattete man in der rege] dem kläger, zwi- 
schen dem weltlichen und geistlichen forum zu wäh- 
len. Diese ausdehnung der geistlichen gerichte wurde 
in Frankreich durch die kühnen Unternehmungen des 
pabstes Innocenz III. im j. 1203^) so bedenklich, 
dass könig und grosse in dem Zeiträume von 1205 
bis 1246 sich wiederholt genöthigt sahen, mit energie 
gegen sie aufzutreten, um sich ihre eigene gerichts- 
barkeit nicht gänzlich aus den bänden winden zu 
lassen ^). In Deutschland mag es der geistlichkeit 
schwerer geworden sein, eine so unermessliche ausdeh- 
nung ihrer rechte durchzusetzen, da die bischofe in 
der nähe ihrer hauptkirohe weltliche und geistliche 
gerichtsbarkeit in ihrer band vereinigten , während in 
grosserer ferne die weltlichen herrn mächtig genug 
waren, ihre rechte gegen {fremde eingriffe zu schü- 
tten. In den rechtsbüchem findet sich nichts mehr, 
als der satz: 

Alsüs sal werltlik gerichte unde geistlik over ea 
dragen, svat so deme enen wederstat, dat mant 
mit deme anderen dvinge gehorsam to wesene 
unde rechtes to plegene^), 

7) lieber diese und das berühmte c. novit ille, qui nihil igno- 
rat (13) X. de judiciis 2, 1« siehe Schilling loc. cit. p. 66 sq* 

8) Plahck gesch. der christl. kirchl. gesellschafts^verfas- 
«uDg. IV. 2, 264 — 272. 

9) Sachs. landr. 3, 63. f. 1. 
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oder, wie iha der Schwabenspiegel in Übereinstimmung 
mit den reichsgesetzen wiedergiebt: 

Als ein man in dem banne ist sehs wocben und 
einen tac, so sol in der weltlich rihter ze aehte 
tAn, und swer och in der aehte ist sehs wochen 
' and einen tac, den sol man ze pannen tän ^^). 

Indessen haben wir noch vom j. 1261 einen 
synodalschluss des erzbischofs Wernher von Mainz, 
worin den geistlichen richfern eingriffe in die welt- 
liche gerichtsbarkeit untersagt werden ^^). Vielleicht 
war es das äusserste, was die geistlichkeit erreichen 
konnte, wenn ihr ausser den fallen, die ausschliess^ 
lieh ihrem richteramt unterworfen waren, erlaubt 
wurde, da einzuschreiten, wo die ordentlichen gerichte 
das recht verweigerten. 

§. 53. 

Dit geriektihmrktii des elerns über Meine eigenen 

glieder. 

Was anfänglich für die Christen ein rath war, 
dass sie nämlich ihre Streitigkeiten der Vermittlung 
des bischofs anheim stellen sollten, das erkannte bald 
die geistlichkeit fiir ihre person als ein gebot an, 
dem der ausspruch des apostels zum gründe liege ^). 
Damit würde eine vollige befreiung der geistlichkeit 



10) Schwab, landr. vorw. f. desgl. art. 246. Lassb. vergl. 
conslit. contra incendiar« ai. 1187, confoederalio c princip. 
ecclesiaat. ai. 1220. c. 6. 7, treiiga Henrici reg. c 22. be! 
Pertz mon. 4, 268. 

11) C. 18. bei Haazhsoi concil. germ. 3, 600 (Plahck a. 
a. o. 8. 270 note 16.) 

1) C. 43. c. 11. qu. 1. aus conc. carthagin. 3. aL 397. c. 9. 

25 
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von den weltlichen richtern erlangt sein, wenn ein 
theil den andern auch .wider seinen willen vor den 
geistlichen stuhl hätte ziehen dürfen. Wenn Con- 
stantin jemals eine Verordnung der art erlassen hat, 
so ist sie jedenfalls von keinem langen bestände ge- 
wesen. Seine uachfolger sahen sich zwat* genöthigt, 
das verbot der kirche : 

si quis clericus adcusans clericum in curiam introie- 

rit, anathema sit^), 
gelten zu lassen, aber sie verwahrten sich ausdräck- 
lieh gegen die ausschliessung der weltlichen richter 
in solchen fällen, da ein laie klage erhebe ^), oder da 
eine peinliche strafe gegen einen geistlichen zu er- 
kennen sei ^), und eine eigentliche gerichtsbarkeit ge- 
statteten sie entschieden nur in kirchlichen angelegen- 
heiten ^). £rst J u s t i n i a n ertheilte den geistlichen 
in Wahrheit einen befreiten gerichtsstand, indem er 
ihnen erlaubte, als beklagte in jedem falle auf das 
geistliche oberhaupt zu provociren. Für das frän- 
kische reich blieb jedoch diese gesetzgebung lange zeit 
ohne alle bedeutung. Hier nahm die geistlichkeit 
eine ganz eigenthümliche Stellung ein. Sie erschien 
nämlich als eine grosse abgesonderte volksgemeiude, 
die, von dem übrigen volke, dem laos , abgeschlossen. 



2) Coiicil. roniauuDt ai, 324. epüog, aufgenommen in c. 
1Ö, c. 11. qii. 1. 

3) Valentiani HL novella 12. ai. 452. bei Ccjaciüs 
codex tkeodosianus p. 566« 

4) L. 23. tli. c. de episc. eccles. et der. 16, 2. vom j. 376. 

5) V a 1 e n t i n i a u II, T h e o d o 8 i ii s und Ar c a d i u 8 
IQ l. 3. th. c. de episcop. judicio 16, 12. vom j. 385. 8. dar- 
über Schilling loc. ciU p. 36. 37. 
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nach eigner Verfassung und eignem rechte lebte. Es 
war daher unbedenklich, dass die geistlichen unter 
einamler nur bei ihrem obern recht nahmen. Dage- 
gen bei rechlsh'andeln unter geistlichen und laien 
entstand mancher zweifei. Die Germanen nahmen 
um so mehr anstand, das geistliche forum anzuer- 
kennen, als sie nicht erwarten konnten, dass dieses 
auf ihr angeborenes volksrecht rücksicht nehmen werde. 
Daher bot eine Zeitlang diekirche ihre geistliche macht 
auf, um wenigstens ihre eigenen glieder von unnö- 
thiger einlassung vor den weltlichen richtern abzu- 
halten« Noch die fränkische kirchenversammlung zu 
Epaon hatte sich mit der bestimmung genügen lassen: 
Clerici sine ordinatione episcopi sui adire vel in- 
terpellare publicum non praesumant, sed si pulsati 
fuerint, sequi ad seculare Judicium non morentur ^), 
und das war nicht mehr, als was der apostel wollte, 
da er sprach : es ist schon ein fehler unter euch, dass 
ihr mit einander rechtet. Später verbot eine andere 
kirchenversammlung den geistlichen bei schwerer Züch- 
tigung, ihre amisgenossen vor dem weldichen richter 
zu belangen^). Erst pabst Gregor der grosse be- 
hauptete einen wahren bevorzugten gerichtsstand der 
geistlichkeit, indem er sich in einem briefe an den 
spanischen bischof Xo bann es auf die 123sfe no- 
velle Justinians berief, und eine auslegung hinzu- 
fügte, die keinem zweifei über die allgemeinheit dieses 
gerichtsstandes räum lassen sollte^). Erst im jähre 

6) CoDC. epaoDcnse ai. 517* c. 11* 

7) Conc. matisconense ai. 581. c. 8^ wiederholt in c. 6. 

c. 11. q. 1. 

8) C. 38. c. 11. qu. 1. vom j. 603. 
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614 kam auf einer synode .zu Paris eine Übereinkunft 
der fränkischen geistlichkeit mit könig Chlotar II. 
zu Stande, durch welche ganz allgemein — nicht bloss 
fiir peinliche, sondern auch für weltliche Sachen — ^ 
angeordnet wurde, dass die weltlichen richter nicht für 
sich allein, d. h. ohne Zuziehung des geistlichen obem, 
über geistliche richten sollten. Die königliche Verord- 
nung macht aber genauere Unterscheidungen. Zu- 
nächst gestattete Chlotar, über die niedere geistlich- 
keit wegen handhafter that, gichtigem mund und son- 
stiger notorietät auch ohne Zuziehung des obem zu 
richten. Dann aber liess er ein ganz verschiedenes 
verfahren eintreten, je nachdem es sich um verbrechen 
der geistlichen oder nur um einen privatrechtsstreit 
handelte. In dem letztem falle sollte ein eigenes ge- 
richt aus dem geistlichen obem und dem weltlichen 
richter zusammentreten. Natürlich galt dies nur von 
Streitigkeiten zwischen geistlichen und laien, da geist- 
liche unter einander ja schon nach dem altem rechte 
der canonen vor dem geistlichen obem ihre sache 
ausmachen mussten. Dagegen bei verbrechen der 
geistlichen, die an leib und leben gingen, sollte zw^ar 
nur der weltliche richter der eigentlich handelnde 
sein, aliein er musste bei dem verhöre den geistlichen 
obern zuziehen, und bei dem urtheilspruche sich nach 
dem rechte der canonen achten^). Man sieht, dass 

9) Ut niillus judicuin de quolibet ordine clericos de 
ctvilibus causis, praeter criminalia uegolia, per se dUlrin- 
gere aut damnare praesnmat, nisi conviucitur uianifestus, ex« 
cepto preebytero aut diacono. Qui vero convicti fuerint de 
criiiiine capitali, ^uxla caaoues distringanturi et cum ponti- 
ficibus examtiientur. Quod «i causa ioter personaui publi* 
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OS der geistlichkeit hauptsächlich darum zu thun war, 
sich vor der anwendung germanischer rechtsgrund* 
sätze zu schützen, von denen einige der wichtigsten 
^ Zweikampf, eidhelfer ans der nächsten Verwandt- 
schaft — so wenig sich mit ihrem stände vertrugen, 
dass sie völlig rechtlos geworden wären, wenn sie 
die anwendung ihres Standesrechts sich nicht hät- 
ten sichern können. Karl der grosse machte 
einen versuch, das germanische verfahren für die geist- 
lichkeit brauchbar zu machen, aber er liess ihn so- 
gleich wieder fallen, als man ihn überzeugt hatte, 
dass das canonische recht, wenn es nur gekannt 
und zur ausföhrung gebracht werde, bessere hülfe 
gewähre ^0). Vor der unkenntniss des canonischen 
rechts war jedoch die geistlichkeit bei einem weltli- 
chen richter nie gesichert; daher musste ihr streben 
dahin gehen, gänzliche befreiung von der weltlichen 



cam et homines ecclesme steterit, pariter ab utraque parte 
praepoeiti ecclesiarnm et Judex publicus io audientia publica 
positi ea debeant Judicare. Edict. Cblotarii ILai. 614. c. 
4. 5. bei Pertz mon. bist, gerin. 3, 14. Zu allgemein hält 
sicli in der erklarung dieser etwas dunkeln stelle Eichhorn 
8tat8- und recbt8ge8cliichte I. §, 185. 8. 777. und schwan- 
kend ist Plavcr gesch. der chrlstl. kirclil. gescllschans-ver- 
fassung. 2, 165 f. Das conc. paris. 5. ai. 615. c. -4. enthält 
nur die allgemeine bestinimung : Ut nullus judicum neque 
presbytemnii neque diaconum vel clericum ullum, aut juni- 
ores ecclesiae sine scientia pontificis per se distrmgat, aut 
daninare praesumat, ohne sich auf die einzelnheiten des Ver- 
fahrens einzulassen. 

10) Capit. (1.) aquisgran. ai. 803. c. 7. verglichen mit 
dem angehängten aliud capilulura 2. de purgatione sacerdo- 
tuni. RoooE s. 236 — 238. 



390 Kap. V. Einfluss der kirclie. 

gerrcbtsbarkeit zu erlangen. Dies war aber um so 
leichter zu erreichen, da ihr wenigstens fiir criminal- 
Sachen eine eigenthümlichkeit ihres Verfahrens den 
weg bahnte. Es war dies die möglichkeit eines Ver- 
fahrens ohne ankläger, welches die germanischen rechte 
noch nicht kannten. Durch dieses mittel konnte das 
geistliche gericht in den meisten fallen dem weltlichen 
zuvorkommen, und vielleicht ist es nur auf sicher- 
stellang dieser art von selbsthülfe berechnet gewesen, 
wenn Karl der grpsse einem carthaginensischen 
synodal-schlusse gesetzliche anerkennung gewährt, des 
inhalts : 

ut clerici ecclesiastici ordinis, sl culpam incurrerint, 
apud ecclesiasticos judices judicentur, non apud se- 
culares^^). 
Denn überall, wo ein laie partei war, hielt dieser 
herrscher die von Chlotar II. angeordnete gemischte 
gerichtsbarkeit auf das entschiedenste aufrecht ^^). 
In der Lombardei erkannte er freilich den besondern 
gerrchtsstand der geistlichen, der hier längst begrün- 
det sein mogte, an, jedoch nur für personliche kla- 
gen, während bei klagen, welche die besilzungea der 
kirchen oder der bischöfe betrafen , ein eigenes ver- . 
fahren angeordnet wurde, um vor Verhandlung der 
Sache ein gütliches abkommen zu veranlassen ^3). 
Ganz allgemein aber erkennt Ludwig der fromme 
für dieses land die freiheit der geistlichkeit an ^^). 



11; Capit. aquisgran. ai. 789. c. 37. 

12) Capit. ai. 769. c. 17. capit. ai. 794. c. 28. 

13) Leg. langob. Caroli m. c. 99. 

14) Leg. laugob. Ludow. pii c. 4. Couslitutuoi est. 
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Aber auch im übrigen fränkischen reiche mögen die 
pseudo*]sidorischen grundsätze und Justinians no^ 
vellen , welche jetzt in Julun's auszage in Umlauf 
kamen, bald die geistlichkeit zu derselben Unabhän- 
gigkeit erhoben haben, zumal seitdem Benedict Le- 
VITA achtes und unächtes, heimisches und fremdes ohne 
unterschied zusammengefügt hatte ^^). Es mogte der 
letzte versuch der königlichen gewalt sein, ihr anse* 
hen über die geistlichkeit aufrecht zu erhalten, wenn 
Karl der kahle gebot: wenn über biscböfe he- 
schwerde von Seiten ihrer untergebenen laien an ihn 
käme, wegen ungerechter behandlung, so sollten sie 
ihm gehorsam sein, denn so sei es durch geistliche, 
wie durch weltliche gesetze angeordnete^). Zwar 
\yaren Streitigkeiten über den gerichtsstand der geist- 
lichen längst nicht abgeschnitten, aber das aus-* 
serste, was die weltliche macht erreichte, war das 
zugeständniss , dass der geistliche Verbrecher ihr 
dann übergeben werden solle, wenn geistliche stra- 
fen zu seiner besserung nicht ausreichen würden e^). 



ut nullus laicus crimen clericis audeat inferre. Dass hier 
nur von den weltlichen gerichlen die rede ist, lehrt der 
verfolg der stelle zu deutlich, als dass man mit Roqge 8.238. 
glauben dürfte, es sei hier jede anklage eines geistlichea ab- 
geschnitten. Gegen solche Ungereimtheiten sollte man doch 
selbst in den zeiten der grössten barbarei uiid bei den für- 
sten von dem erbärmlichsten charakter schon im voraus arg- 
wöhn hegen. 

1&) Lib. capit. 5. c. 378, welches aus Juuak^s novelleu- 
auszug entnommen ist. 

16) Capit. ai. 8C1). c. 7. 

17) Cöleslius 111. ioij. 1189 in c. 10. X. dc)udic.2, 1. 
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Und selbst dies hätte ihr fast wieder entrissen wer- 
den können, alslnnocenz IIL im j. 1210 den sats 
anfstelite, dass ein geistlicher sich überall nicht tot 
einem weltlichen forum einlassen dürfe ^^. Die welt- 
liche macht musste oft genug die befreinng der geist- 
lichkeit von ihrer Strafgewalt anerkennen ^^X ^^^ ^^^ 
und da sogar zugestehen, dass ein geistlicher als 
kläger auch einen laien vor das geistliche forum zie- 
hen dürfe ^^). Nur bei gewissen rechtsverhältnissen, 
die ihrer natur nach vor ein besonderes forum ge- 
horten, gestattete man, auch geistliche vor dieses zu 
ziehn. So geschah es allgemein bei lehnsstreitigkei- 
ten, bei denen aber doch die kirche sich die beru- 
fung wegen verweigerter Justiz vorbehielte^), femer 
bei Streitigkeiten über grundstucke e^) und nachbeson- 
dem gewohnheiten in einigen andern fällen e'). 

§. 54. 

Die tferiektsbmrkeil des elerus über religiist ver- 

jf ekuHtfen der Imien, 

Christus sprach zu seinen jungem: Sündiget 



18) C. 12. X. de foro cooipet. 2, 2. 

19) So Friedrich IL 1230 in der aulh. statuimus ad 
leg« 33« Cod. de episc. et der. 1, 3« 

20) C. 5. X. de foro compet. 2, 2. (1180). Göttinger 
Statut bei Pufehdorf observ. 3. app. p. 194. Welk man, de 
Sek vor eynen papen hilt und en pape is, de mach umoie 
syne schult, de me ome sulven schiildich is, use borgere 
und unse medeborgere laden vor geistlik gherichte. 

21) C. 6. X. de foro comp. 2, 2. (1180). 

22) Schwab, landr. 95 Lassb. 89 Senck. 

23) Z. b. in handelssachen, wenn der geistliche handel 
treibt. Beavmanoir coutuoies de Beauvoisis |>ar Thaumas- 
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dein bruder an dir, so gehe hin und strafe ihn zwi- 
schen dir und ihm allein. Höret er dich, so hast du 
deinen bruder gewonnen. Höret er dich nicht, so 
nimm noch einen oder zween zn dir, aui dass alle 
Sache bestehe auf zweier oder dreier zeugen mund. 
Höret er die nicht, so sage es der gemeine. Höret 
er die gemeine nicht, so halte ihn als einen beiden 
und Zöllner^). In diesem |sinne ermahnt Paulus die 
ersten gemeinden, über die Sittlichkeit ihrer mitglie- 
der zu wachen , die strauchelnden zu ermahnen, die 
verstockten siinder auszustossen, die reuigen aber mit 
christlicher liebe wieder aufzunehmen ^). Auf diesen 
grundlagen hatte sich schon im dritten Jahrhundert 
ein förmliches System einer kirchlichen aufsieht ge- 
bildet, welche die kirchengemeinde unter leitung der 
geistlichkeit über ihre einzelnen mitglieder (uhrte. Die 
bischöfe übten diese aufsieht auf jährlichen visitations- 
reisen, welche wenigstens in Spanien schon im vier- 
ten Jahrhundert regelmässig angeordnet waren. Mit 
den umreisen der bischöfe standen wieder die Syn- 
oden in Verbindung, Versammlungen der kirchlichen 
gemeinden, welche wir jedoch erst im neunten Jahr- 
hundert im fränkischen reiche in ihrer völligen aus- 
bildung erkennen können. Die veranlassung zu der 
bestimmteren entwickelung einer wahren gerichtsbar- 
keit über das sittliche und religiöse verhalten der 



SIEHE eh. 11^ p. 60. Se clerc est marcheans, il ne puet pas 
irauchir sa marchaadise par le privilege de clergie. 

1) Evang. Matthäi 18. v. 15 — 17. 

2) 1. Corinth. 5, 1. 2. 9. 11. 13. — 2. Corinlli. 2, 5 
— 8. — Tit. 3, 10. 
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gemcindeglieder mag besonders dadurch gegeben sein, 
dass die neuen eroberungen, bei denen krenz und 
schwerdt sich wechselseitig nnterstützfen, grössere auf- 
nierksamkeit auf Überreste von heidnischer sitte nothig 
machten ^). Es waren jedoch nur offenkundige ver- 
gehen, welche vor die ganze gemeinde gebracht wur- 
den, oder wenigstens solche, welche auf vorgängige 
ermahnung des geistlichen nicht reuig ' erkannt und 
im stillen gebüsst waren. Die strafen waren ursprüng- 
lich im sinne des apostels ausstossung aus der kirch- 
lichen geraeinschaft fiir längere oder kürzere zeit, 
oder auch für immer. Ailmählig aber kamen ver- 
schiedenartige bussen auf, welche anfangs die laien 
freiwillig übernahmen, um die ausschliessung von der 
kirchlichen gemeinschaft abzuwenden, und dann spä- 
ter bei geringern vergehungen überhaupt nur als 
äussere zeichen der busse auferlegt wurden. Die 
äussere form der synoden oder sendgerichte bildete 
sich dadurch aus, dass in der kirche eine ähnliche 
Organisation durchgeführt wurde, wie sie im State be- 
stand. Bekanntlich waren die einzelnen priester je 
zehn einem decan als aufseher unterworfen, und über 
diesen decanen stand wieder ein erzpriester oder ar- 
chidiacon, der zunächst dem bischofe untergeben war. 
Im neunten Jahrhundert nun wurde das pönitentiar- 
recht so vervi^altet. Wenn ein priester von einer of- 
fenkundigen sünde kenntniss erhielt, so musste er 
den sünder ermahnen, vor dem decan in beisein der 



3) Capit. ai. 769. c. 7. und überhaupt J. H. Boehmer 
jus ecclesiasticuui Protestant tum 3, 39. §. 17 sq. toin. 3. 
|)ag. 573 sq. 
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priester seines sprengeis bussfertig zu erscheinen. Die 
decane hielten nämlich monatliche Sitzungen, in wel- 
chen die priester über die bussfertigkeit ihrer unter- 
gebenen berichten und falle der bezeichneten art zur 
Untersuchung bringen sollten. Die decane berichteten 
über das ergebniss den archidiaconen und diese dem 
bischofe, der über solche, die sich aller aufforderung 
ungeachtet den decanen nicht gestellt hatten, die ex> 
communication aussprach *). Dabei verfuhr jedoch 
die geistlichkeit nicht ohne Zuziehung der gemeinde, 
und diese theilnahme der letztern ist es eben, welche 
sich in der form der sendgerichte ^) zu erkennen gab. 
Dieselben bestanden nämlich aus dem geistlichen als 
Vorsitzer und sieben sendschöffen , welche von dem 
bischofe und später häufig von der gemeinde gewäliil 
wurden. Die letztem heissen auch sendzeugen, testes 
synodales, und eidgeschworene. Mit den Schöffen 
der weltlichen gerichte haben sie ähnlichkeit in der 
zahl, der beeidigung, und der ernennung auf län- 
gere zeit , sie unterscheiden sich aber durch die be- 
sondre pflicht zur anzeige aller in der gemeinde vor- 
gekommenen offenkundigen vergehen. Ob sie auch 
an der bildung des urtheils theil genommen haben, 
ist nicht deutlich, spater scheint dies wenigstens nicht 
der fall gewesen zu sein. Auch gab es ohne zwei- 



4) HorcMAR capitiila anno Xil episcopalus superaddita, 
in opp. ed. SiRMOND. 1, 730. 

5) Dieselbe ist zuerst deullich entwickelt in der bekann* 
ten stelle bei Regino de disciplina ecclesiastica. 2, i sq. 
Genauer beschrieben ist sie bei Bienea gesell, d. inquisit. 
processes s. 33. und Bodmann rheingauische allerlliümer. 
2, 854. 
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fei höhere und niedere sendgerichte vor den Lischörcu 
und archidiaconen , vielleicht auch vor den decanen 
in ähnlicher abstufung, wie es bei den wetllichen ge- 
richten vorkam. Zu diesen sendgerichten musste die 
ganze gemeinde sich einfinden, und in sofern kann 
man sie nur den echten dingen vergleichen. 

Es entsteht aber die frage, ob diese sendgerichte 
der bischöfe, erzpriester und decane ihre thätigkeit 
auch auf die hörigen ausgedehnt haben? Man hat 
dies immer stillschweigend angenommen, und dennoch 
glaube ich, dass gevirisse Verhältnisse des spätem mit- 
telallers, die man bisher meist unbeachtet gelassen 
hat, nur tnit einer entgegengesetzten ansieht in Über- 
einstimmung zu bringen sind. Es ist nicht bloss 
wahrscheinlich, sondern lässt sich durch eine reihe 
von thatsachen ziemlich evident nachweisen, dass der 
deutsche adel mit derselben eifersucht seine unfreien 
vor dem einflusse der geistlichkeit hat zu bewahren 
gesucht, mit welcher er die einwirkung der weltli- 
chen macht abwies. ChrysoSTOMUS beschwor die 
mächtigen, auf ihren gutem eigene kirchen mit dem 
gehörigen geistlichen personale anzuordnen^). Was 
für einen andern grund konnte dies haben, als dass 
die besitzungen der grossen dem übrigen kirchli- 
chen verbände entzogen wurden? Solche privatkir- 
chen mit hauspriestern konnten mit dem grundstiicke 
verkauft werden, was freilich die kirche früh dahin 



6) Oro et supplico et gratiam pclo, imo et legem pono, 
ut nuthis, qui habet viilani, appareat carere ecclesla. — 
Educa magislruin, educa diaconuin et sacei-dotalcni ordtnem. 
CiutYsosT.. boiiiil. 1 8. in acta. c. 4. in opp. ed. IMontfaucox. 
9, 149 E. 
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einzuschränken suchte, dass sie nicht an ketzer kom- 
men sollten. Dasselbe verhältniss darf man im frän- 
kischen reiche erwarten. Ein fränkisches concil zu 
Orange^) erkannte an, dass, wenn ein bischof eine 
kirche in einem fremden sprenge! gründe, dem Stif- 
ter die einweihung und die ernennung der priester 
verbleibe. Indessen lässt sich doch erwarten, dass die 
kirche früh die rechte der weltlichen fundatoren ein- 
zuschränken suchte 9 namentlich drang sie auf die 
ordinirung der hauspriester durch den bischof, und 
entzog den fundatoren das recht, die priester nach 
willkühr abzusetzen. Es blieb ihnen aber doch im- 
mer das recht der anstellung der priester, des Schutzes, 
und der gerichtsbarkeit auf den kirchengütem. 

Es lässt sich daher vermuthen, dass in solchen 
kircheosprengeln der send nicht von den archidiaco- 
nen oder archipresbytern, auch nicht unmittelbar von 
dem bischofe, sondern nur von dem hauspriester ge- 
halten sei, und diese annähme, die freilich wohl nicht 
direct wird bewiesen werden können, scheint noth> 
wendig zu sein, um folgende erscheinungen zu erklären. 
Der Sachsenspiegel stellt den weltlichen gerichten 
(lir die drei classen der freien auf folgende weise die 
Sendgerichte gegenüber : 

Scepenbare lüde solen der biscope senet süken; 

plechhaften der dumproveste; lantseten der erce* 

priestere^). 
Der griind, weshalb die schöffenbaren in des bischoFs 
send gehören, die landsassen aber in den des erzprie- 



7) Coiicil. aiausican. 1. ai. 441. c. iih 

8) SäcLs. landr. 1, 2. $. 1. 
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siers, ist ofTenb<ir derselbe, ans welchem jene ihren 
gerichtssland vor dem grafen, diese vor dem gogra«- 
feu haben. Die pfleghaflen sind eben so gewiss aas 
keinem andern gründe in des domprobstes send ver- 
wiesen wordcfn, als aus welchem sie in das geriebt 
des schultheissen gehören. Wenn nun dieser letztere 
grund wirklich der ist, dass die pfleghaften sich fiir 
alle ihre persönlichen Verhältnisse der hofVechtlichen 
gerichtsbarkeit unterworfen haben, so erklärt sich jene 
bestinitnung, sofern wir nur annehmen, dass ElKE 
VON Repgow vorzugsweise an die pfleghaften in 
geistlichen emunitäten gedacht hat. Der domprobst 
war nämlich, wie bekannt ist, ein geistlicher, der mit 
der Verwaltung des kirchengutes beauftragt war. Za 
dieser Verwaltung gehörte auch die aufsieht auf die 
hörigen, und er stand daher wahrscheinlich in bezie- 
hung zu den hauspriestern in demselben Verhältnisse, 
als der archidiacon zu den übrigen priestern. Mithin 
konnte nur er es sein, der in den geistlichen emuni- 
täten der altern art das sendgericht über die unfreien 
und über die ihnen gleichgestellten freien, die pfleg- 
haften, hielt ^). Wenn wir den unterschied zwischen 
den pfleghaften und biergilden richtig angegeben ha- 
ben, so erklärt es sich eben hieraus auch, dass die 



9) So wurde auch im Rheingau der heilige send durch 
den probst des coliegiatsiiris zum h. Moritz zu Mainz gehal- 
ten, und dieses stift war aus einer königlichen hofka pelle 
hervorgegangen* Bodmann rhehigauische allerthümer. 2, 847 
note a. und 854« Also werden auch hier die rechte des 
probstes als sendrichter eine folge von emunitatsrechten ge- 
wesen sein , welche vielleicht in jungem zelten über ihren 
urspininglichen bezirk hinaus erweitert sein mögen. 
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biergilden in dieser beziehung nicht den pfleghaflen 
gleich gestellt sind, und dass in Urkunden die bar- 
gildi vorzugsweise als parochi bezeichnet werden. 

Hiermit steht eine merkwürdige Verschiedenheit 
im zusammenhange, die wir zwischen den sendge- 
richten des westerlauerschen Frieslandes und denen des 
Rüstringerlandes hinsichtlich ihrer äussern form fin- 
den. In dem erstem lande, einer besitzung der hol- 
ländischen grafen, konnte der bischof von Utrecht nur 
aus bischöflicher gewalt das sendgericht hallen. Wir 
finden daher die form desselben der allgemeinen re- 
gel angemessen, es wird von dem bischofe selbst mit 
Zuziehung von eidgeschwornen gehalten, welche nach 
dtr besonders freien friesischen Verfassung die ge- 
meinde selbst wählte ^^), Rüstringen dagegen war 
eine grafschaft des erzbischofs von Bremen, und 
musste daher von diesem als eine emunität seines Stif- 
tes angesehen werden. Dies zeigt sich denn auch in 
der person des sendrichters , und ausserdem sogar 
auch in der beschaffenheit der sendzeugen. Der send 
wurde nämlich, wie über pfleghafte, von dem dom- 
probst gehalten, und die sendschöflfen wurden nicht 
etwa aus der gemeinde von ihm gewählt, sondern sie 
waren geistliche, welche der doniprobst zum sendge- 
richte mitbrachtet^). JNur, um die freiheit des volks 



10) Nu agen da lioed eedsuareu to sotten, da schillet 
vessa fry ende freesch ende fulre berthe boren. Wester- 
lauersches sendrecht bei Richthoven fries. rechtaquellen 
8. 403. z. 8. 

11) Sa liach iise hera tlii progost sin sinutli to ke- 
Ihaude. — Sa hach use hera thi progost in to couiande 
niiih siguu monnon. Rüstr. sendr. bei Richthovek a. a. o. 
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zu sichern, oder vielleicht auch, weil die milgebrach- 
ten sendschöffen sonst nicht gelegenheil hatten, die %u 
rügenden vergehen zu erkunden, zog man auch noch 
den asega als beisitzer des synodus zu. 

Bei den weltlichen palronen konnte sich in 
dieser weise der einfluss ihrer Stellung auf die 
Sendgerichte nicht zeigen. Oft mogte es ihnen 
schwer fallen, die priester und eingepfarrten ihrer 
patronatkirchen der aufsieht der bischöfe und erz- 
priester zu entziehen, und wenn es ihnen gelang, 
so war das vielleicht nur dadurch möglich, dass sie 
auch nicht einmal durch ihre patronatpfarrer diese 
art der geistlichen gerichtsbarkeit üben liessen, son- 
dern mit ihrer weltlichen macht zuvorkommend ein« 
schritten. Das verhältniss der weltlichen riigegerichle 
zu den sendgerichten bedarf indessen einer besondern 
erörterung, welcher zum beschluss noch ein eigener 
paragraph gewidmet werden soll» Hier nur noch die 
bemerkung, dass es in der that oft gelungen ist, in 
weltlichen emunitäten freiheit von den sendgerichten 
nicht allein factisch zu erwerben, sondern derselben 
auch eine ausdrückliche urkundliche anerkennung zn 
verschaflen. So erzählt PuFENDORF ^2), um das )ahr 

8. 128, z. 11. 24. Der seudschöffe lieisst hemethoga, denn 
diesem letztern fallt das rügen anheim, und es ist auch 
nicht bloss von einem einzigen hemethoga die rede, so dass 
man darunter nicht etwa einen von den sendschOffen ver- 
schiedenen rügemeister verstehen kann. Rüstr. sendr. das. 
129, 20. vergl. mit 130, 1. Der ausdruck hemethoga lässt 
sich aber kaum anders, als durch die priesterliche klei- 
düng, das hemitogium, erklären. Richthovzh altfries. wör- 
terb. u. d. w. hemithoga. 

12) De jurisdict. germ. p. 2. s.3. c. 1. §. 160. pag. 382. 
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1500 habe sich die ritterschaft des erzstifts Würz« 
bürg beklag^: 

dass die officialen der archidiaconen des adels 
schloss und güter^ so sendfrei sein sollen, wider 
die alte freiheit der ritterschaft in den send neh- 
men, auch die ihrigen, so sendfrei gewesen, in den 
send ziehen, 
und von vielen srädten lässt sich eine ganze reihe 
von privila^en. beibringen, welche die sendfreiheit 
ihrer einwohner anerkennend^), und gewiss keinen 
andern Ursprung haben, als den, dass die städtischen 
em unitäten den einfluss der bischöfe aus gleichen 
gründen, wie den der grafengerichte, von sich wiesen. 

§. 55. 

Die rügegeriehte. 

Seit dem spätem mittelaher sieht man aller or- 
ten weltliche gerichte, in welchen ge%visse personen 
anzeige machen von allen vergehen einer gewissen 
art, die in dem gerichtsbezirke oflenkundig gewor- 
den sind. Diese gerichte haben einerseits eine ge- 
wisse ähnlichkeit mit den geistlichen sendgerichten, 
andrerseits aber kann man sie sich denken als uralte 
anstalten zur Verfolgung der Verbrecher, welche als 
feinde der Volksgemeinden angesehen wurden. Wel- 
ches von beiden das richtigere sei, kann erst jetzt, 
nachdem wir die geschichte der sendgerichle betrach- 
tet haben, erörtert werden. 



13 ) So warde der Stadt Münden im }• 1246 eingeräumt : 
sicut civitas eadem sioodalibus ex antiquo foit exemta, sie 
etiam lenebimus. Kuchehbeckeh von den bessischen erb* 
hof amtern. Beil. F. s. 9. Beispiele von andern Städten 
l>ei Korr verf. der hessischen gerichte. 1^ 158. 174. 
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V Zunächst ist es nöthig^ dem aller der weltlichen 
rügegerichte nachzuforschen. Manche haben spuren 
davon in den fränkischen capitalarrien finden wollen, 
und es sind daher die stellen, auf wekhe man sich 
beruft, genauer su erörtern. Das älteste darunter ist 
folgende Verordnung Karls des grossen: 

Ut coniiles et centenarii ad omnem justitiam facien- 
dum compellent, et juniores tales in ministeriis suis 
habeant, in quibus securi coniident, qui legein at« 
que justitiam fideliter observent,- patiperes nequa- 
quam oppriment, fures, latronesque, et homicidas, 
adulteros, maleficos, adqoe incantatores, vel augoria- 
trices, omnesque sacrilegos nulia adulatione vel prae- 
mium nulloque sub tegimine celare audeat, sed ma- 
gis prodere, ut eniendentur et castigentur secundum 
legem, ut Deo largiente omnia haec mala a chri- 
stiano populo nuferatur ^). 

Hier hat WlGAI^D die juniores fiir schöfien^ 
Bl£N£R ^) dagegen für eine eigene arl von unterbeam- 
ten genommen, Hir glaubhafte mannet aus der ge- 
meinde, welche zum rügen ausgewählt waren. Allein 
keins von beiden ist richtig. Die juniores sind den 
seniores entgegengesetzt, und also nichts, als yasalleo, 
und zwar werden so besonders die geringern vasallen 
und dienstmannen der kaiserlichen beamten im ge- 
gensatze gegen die fortiores vassi genannt^). Als va- 



1) Capit. L ai. 802. c. 25. 

2) Gesell, des inquisitions-processes 8. 130. 

3) Vergl. leg. longob. Caroli m. 121. juniores comitum, 
vel aliqui niinistri reipublicae, sive etiam nonnolli fortiores 
vassi comitum. Exchhorbt slats- u. recktsgescli. I. §. 167 
note b. der 3ten; $. 25 b. note t. der 4ten ansg. lu be- 
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sallen und dienstraanneii der grafen und centenarien 
sollen nun nach obiger Verordnung nicht solche an- 
genommen werden, welche das ihnen anvertraute lehn- 
gut missbrauchen, um die darauf sitzenden hörigen 
der aufsieht uiid gerichtsbarkeit ihres lehnherrn zu 
entziehen. Mit andern Worten: die grafen und cent- 
grafen sollen über ihre lehnleute eine gleich strenge 
aufsieht fuhren, wie sie durch andere geselze^) über 
die Vasallen des königs angeordnet wurde. 

Ferner kommt hier eine gesetzgebung vom j. 
829 in betracht, welche im zusammenhange so lautet : 
Ut missi nostri ubicumque malos scabinos inve- 
niant, ejiciant, et totius populi consensu in lo- 
cum* eorum bonos eligant. Et cum electi fuerint, 
jurare faciant, ut scienter injuste judicare non de- 
beant Ut in omni comitatu hi, qui meliores et 
veraciores inveniri possunt, eligantnr a missis no- 
stris ad inquisitiones faciendas et rei veritatem di- 
cendam; et ut adjutöres comitum sint ad justitias 
faciendas. Volumus, ut quicumque de scabinis 
deprehensus fuerit propter munera aut propter 
amicitiam vel inimicitiam injuste judicasse, ut per 
fidejussores missus ad praesentiam nostram illum 
venire faciat^). 

Nur die trennnng des mittlem satzes von seiner 
Umgebung konnte zu der meinung verleiten, dass die 
meliores et veraciores electi ad inquisitiones facien- 



ziehuDg auf geistliclie besitzungen könnte auch unter den 
juniores eccleaiae die gauze familie verstanden sein. Capit. 
ai. 769. c. 1 7. 

4) Capit. ai. 779. c. 21. 

5) Capit. wormat. ai. 829. p. 2. c. 2 — 4. 
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(las et veritatem diccndani von den schofien sowohl 
der person, als der art ihrer thätigkeit nach Terschie- 
den seien ß). 

Eine andre in der thal schwierige stelle findet 
sich in der longobardischen gesetzsaromlung. Sie be- 
^ ginnt so: 

Ut judex uuusquisque faciat jurare ad dei judicia 
per civitates homines credenies, juxta quantos prae* 
viderit, seu foras per cartes vel vicos, obi manent^ 
ut, cui ex ipsis cognilom fuerit, homicidia, furta, 
adulteria, et de illicitis conjunctionibus, nt nemo 
ex eis eas concelet^). 

BlENER iiihrt diese worte an, ohne zu beachten, 
dass man unter dei judicia unmöglich jedes gericht 
verstehen kann, und DU FA£SN£ excerpirt sie unler 
„Judicium dei" so, dass er dieses letztere in dem ge- 
wöhnlichen sinne von gottesurtheil nimmt, ohne auf 
den inhalt des gesetzes weiter nicksicht zu nehmen. 
Beides aber ist gleich unzulässig, und ich weiss in 
der that ohne künstelei keinen vernunftigen sinn in 
die stelle zu bringen, als dass ich geradezu dei ju- 
dicia mit „sendgerichke'^ wiedergebe. Bei dieser aus- 
legung muss man freilich annehmen, dass der übrige 
theil des kapitels nicht mit diesem ersten satze des- 
selben in logischer Verbindung slehif, sondern eine 
ganz neue geselzgebung enthalte. 

Wir dürfen also aus diesen geselzen keinen 
schluss auf das dasein weltlicher rügegerichte zur 
zeit der Karolinger machen. Eben so wenig gehören 



6) BiEHER a. a. o. 8. 124. vergl. 8. 131. 

7) Leg. longob. Pippini 9. 
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hierher die wenigen und dabei ansichern spuren 
von einem verfahren; welches von auitswegen gegen 
gewisse Verbrecher, namentlich gegen diebe und rau- 
her, scheint stattgefunden zu haben ^). Dagegen fin- 
det sich allerdings ein wahres riigeverfahren in den 
gerichten der missi dominici, und dieses verdient 
eine nähere betrachtung. Dasselbe ist zuerst ange- 
ordnet im j. 828 und zwar in folgender weise : 
Eligantur per singulos comitatus, qui meliores et 
veratiores sunt. Et si aliquis inventus fuerit de 
jpsis, qui fidelitalem promissam adhuc nobis non 
habeat, promittaL Et tunc instrucndi sunt, qualiter 
tpsani fidem erga nos salvare debeant; id est, ut 
quicumque ex bis talem causam seit in illis recto* 
ribus et diversis minisiris, qui populum regere et 
servare debent, de quibus interrogati fuerint, quae 
ad populi dampnum et detrimentum pertinet, et 
propter hoc nobis periculnm animae evenire possit 
et- inhonoratio, omnino, si salvam voluerit suam 
fidem et promissionem habere, manifestum faciat. 
Et si post talem ammonitionem et conlestationem 
aliter, quam se veritas habeat, dixisse aliquis depre- 
hensus fuerit, sciat se inier infideles esse reputan- 
dum ^). 

Die ähnlichkeit dieses Verfahrens mit dem bei 
den sendgerichien ist auflallend, und dass sie diesen 



8) Siebe Tittmann in der oben, s. 104. note 13. ange* 
fiibrten stelle. In diese kategorie scbeinen aiicli die beispiele 
in den longobardiscben formeln zu geboren, wo ein advo* 
cätns de parte publica auftritt. Bieher a. a. o. 8. 133. 

9) Capit. de inslruclione missorum ai. 828. c. 3. bei 
Peatz DiOD. 3, 328. 
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wirklich nachgebildet seien, dafiir spricht in der tfaat 
die ganze einrichtnng. Die missi nämlich, welche in 
diesem jähre ernannt wurden, waren, wie sich aus 
den bei Pertz zusammengebrachten actenstücken er- 
giebt, nur bischöfe. Zu den Sachen, welche ihrer in- 
spection überwiesen ^vurden, gehörte allerdings ausser 
vielen kirchlichen angelegenheiten auch die ganze amts- 
fiihrung der grafen; aber als grund dieser aufsieht 
wurde doch angegeben, dass aus der schlechten Ver- 
waltung des stats gefahr fiir die seele des königs er- 
wachsen könne, und als strafe der zum rügen er- 
wählten männer war nur ausstossung aus der gemein- 
schaft der gläubigen, also eine kirchenstrafe angedroht. 
Es scheint also, als habe der könig eine allgemeine 
Untersuchung über die amtsfiihmng der grafen nicht 
anders ins werk zu setzen gewusst, als dadurch, dass 
er ein grosses sendgericht über sie ausschreiben liess« 

Auf eine ähnliche weise vermittelte Karl der 
kahle die Verfolgung von verbrechen, deren ankläger 
fehlte. Er benutzte das sendgericht, um eine anzeige 
der gemeingefährlichen verbrechen zu erlangen, und 
wenn dieses einmal eingeschritten war, dann konnte 
der weltliche richter schon wegen seiner pflicht, die 
kirche zu unterstützen , die sache auch vor sein fo- 
rum ziehn ^^). 

Wir finden also ein allgemeines rügegericht nicht 
früher, als im Sachsenspiegel. Dieser sagt, nachdem 
er von dem gerichte des gografen gesprochen hat: 



10) Syood. ap. Carisiacum ai. 857. oder capit. Caroli 
calvi tit. 24. c. 3. — ut primum episcopali auctoritate 
judicentur et aic postea a comitibus legaliler coQStringantur. 



Die rögegericlite. §. 55. 407 

Dar ußde in jewelkem vo^etdinge sal jewelk bur- 
niester wrügen alle, de to dinge nicht ne komet, 
de dar plichtich sint to koniene, nnde dal rücht 
unde minschen bindende wunden, de eme en ander 
hevet gedan, unde getogene svert up enes andern 
mannes scaden, unde al ungerichte, dat in den lif 
oder in de baut gat, of it mit klage vor gerichte 
nicht begrepen is ; anderes ne darf he nicht wrü- 
gen ii). 
und an einer andern stelle der Jüngern redaction : 
Herberget ok en man lüde, unde sleit der ein den 
anderen dot ane sine scult binnen sinen geweren oder 
dar bufen, oder swelk ungerichte ir en dem ande- 
ren dut, de werd sal is bliven ane scaden , unde 
ok die bure alle, of sie den vredebrekere nicht up- 
gehalden ne mögen, unde dat geweren uppe'n hil- 
gen, als man sie darumme scüldeget. Süsgedane 
ding sal man aver to den godingen wrügen ^^). 
Diese bestimmungen stehen auf den ersten blick 
in directem Widerspruche mit dem grundsatze, dass 
ein peinliches verfahren ohne anklage des beleidig- 
ten regelmässig nicht statt finde. Wenn wir aber be- 
rücksichtigen , dass die fälle, von welchen hier die 
rede ist, den charakter offenkundiger verbrechen an 
sich tragen, und dass ein wrogen verfahren nur in den 
ortsgerichten vorkommt, welche bei der entwickelung 
der landeshoheit regelmässig aus den herrschaftlichen 
gerichten hervorgegangen sind, wenn wir ferner 
noch hinzunehmen, dass alle wrogenstrafen geldstra- 



11) Sachs, landr. 1, 2. {. 4. 

12) Das. 3; 91. i. 1. 
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Ten sind, welche in die herrschaftlichen cassen fliessen, 
so erscheint die nieinung nicht verwerflich, dass diese 
wrogengerichte in den herrschaftlichen emonitäten 
an die stelle der geistlichen sendgerichte getreten seien, 
indem die herrschaftlichen beamten auf dem am ende 
des vorigen paragraphen angegebenen wege sich 
von dem einflusse der archidiaconen oder erzpriester 
frei hielten. Eine bestätigong dieser meinong kann 
man noch darin finden, dass eine art der wrogenstra- 
fen, welche gerade ein rein sittliches vergehn betraf, 
bis auf die neuesten zeiten in einer sehr üblichen 
be'zeichnung die erinnerung an die ursprüngliche be- 
handlung des vergebens in den sendgerichten be- 
wahrt hat. Ich meine die sogenannten send- und 
hurenbriiche. 

Seit dem sechzehnten Jahrhundert findet man 
die behandlung der wrogensachen häufig nicht mehr 
bei den ortsgerichten, sondern bei den landgerichten. 
Man kann dies für einen rest der peinlichen gerichts- 
barkeit der grafengerichte halten, der ihnen blieb, 
nachdem die erkennung der peinlichen strafen an die 
landesherrlichen räthe übergegangen war, zumal da man 
die peinliche gerichtsbarkeit der landgerichte in älte- 
rer zeit oft mit ganz ähnlichen ausdrücken bezeichnet 
findet, wie die, welche im Sachsenspiegel die gegen- 
stände der rüge angeben ^^). Ich bin siber geneigt, 

13) Z. b. vergleich vom j. 1270 bei Joahnis spicUegium 
tabular. literarumque veterum. Francf. a. M. 1724. 8. pag. 
292, wo die worte vorkommen: exceptis majorlbus emen- 
diBf scilicet Iiomicidiis perpetratis, bliitrunst et bis similibtis, 
de quibus nobis in judiciis, quae landgerichte dicuntnr, nostre 
comitie attineniibus. (Aus Stauben nebeDttunden. l^ . 259). 
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auch dies mit einer eigenthünilichkeit der sendgerielite 
ia Verbindung zu setzen. Es ist nämlich bekannt, 
dass die sendgerichte zugleich benutzt wurden, um 
eine inspection über die amtsfuhrung der geistlich- 
Leit, so wie über den bestand und die Verwaltung 
des kirchenvermogens vorzunehmen. Auf dieselbe 
weise verband man zweckmässig mit den wrogenge- 
richten eine inspection über die arotsfuhrting der vom 
landesherm eingesetzten ortsobrigkeiten. In den wro- 
gengerichten musslen alle eingesessenen des gerichts 
zugegen sein, um sich sofort über die angebrachten 
wrogen verantworten zu können. Eben diese gegen- 
wart derselben konnte benutzt werden, um beschwer- 
den der unterthanen über die beamten zu vernehmen, 
und daher war fiir beide zwecke das ungebotene land- 
gericht eine gelegenheit, deren benutzung zugleich den 
visitator, die beamten und die unterthanen am wenig- 
sten belästigte. Diese ansieht spricht sich namentlich 
in einer von JuST HENNING BOEHMER ^^) mitgetheilten 
stelle des würtembergischen landrechts aus, wo es 
heisst : 

Es soll ein jedweder unserer unterthanen bey sei- 
nem eide schuldig seyn, ohne unterlass, und sonder- 
lich in denen voigtgerichten anzuzeigen, ob uns durch 
unsere ober- und unferamtleute, vorstmeister und 
andere nichts versäumet oder abgangen wäre, da- 
mit unser ferner schade verhütet werden möge. — 
Nachdem^ uns vielfältig fiirkommt, dass die schult- 
heisseii und unteramtleute zu zeiten durch die (in- 
ger sehen, diejenigen, so ihnen gefreund, oder an- 



14) Jus ecclesiast. protestant. 3, 39. (. 62. tom. 3. pag. 603. 
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hangig^, nicht strafTen, wittwen und waysen bey 
ihrem rechte nicht handhaben, und unbillig be- 
schweren, ist unsere ernste me3muiig, dass unsere 
oberamtleute in denen voigtgericbten deshalb eine 
gantze gemeinde fragen, und ihre klage in geheim 
veraehmen, u.s. w. 

In neueren Zeiten ist bekanntlich Überali die Vi- 
sitation wieder von dem riigegerichte getrennt worden. 
Von dem letzteren ist aber häufig noch eine besondre 
form, in welcher die polizeiliche gerichtsbarkeit auf 
dem lande geübt wird, stehen geblieben, weil sie durch 
ihre kürze den verwaltenden behörden vortheile ge- 
währt, bei denen man freilich umgekehrt oft zu wenig 
in anschlag bringt, dass die vortheile, welche den un- 
terthanen durch die gegenwart der ganzen gemeinde 
und die theilnahme der schößen an der Verhandlung 
gesichert wurden, längst eingebüsst sind ^^). 



15) Nach alten wrugen - registern des amts Göttingen 
vrurden noch im jähre 1698 die wrugengerichte beim land- 
gericlile auf dem Leineberge mit Zuziehung von 9 ständigen 
aus den dörfern gewählten Schöffen abgehalten. Die letz- 
tern waren von den bauermeistern und Vorstehern der dör- 
fcr verschieden, denn die bauermeister rügten, und die Schöf- 
fen erkannten. Uebrigens waren der einzelnen wrogen 
jener zeit in einem halben jähre kaum so viele , als jetzt 
aus demselben bezirke in zwei mouaten. Sind die bauern 
verschlechtert^ oder sind sie rascher zum anbringen, als ehe- 
mals, oder sind der gesetze mehr, die sie übertreten können? 
Vielleicht von jedem etwas! 



Berichtigungen und Zusätze. 

S. 1. z. 10. V. u. lies Germanen statt germanen. 
— 14. — 10. V. o. 1. räche st. sache. 
— 18. — 5. V. o. 1. vor „se agend'* hinter st. hinter „se 
agend'* vor. 

— 22. — 13. V. u. 1. ofspring st. ofsfiring. 

— 34. — 7. V. o. 1. Jiaes st. paes. 

— 76.-6. V. o. 1. sie st. er. 

— 81. — 13. bis 15. V. a l.*von der völligen Verdunke- 
lung und Vermischung der alten grundlagen der statsver^ 
fassung, und von der eigenthümlichen Stellung der hierar- 
chie abhängig. 

— 82. zu z. 7. V. o. lieber das recht^ die ehefrau zu 
züchtigen, zu verkaufen, zu tödten vergl. Berck über das 
brem. güterrecht der ehegalten. Bremen 1832. 8. §. 5. noic 
28 — 30. s. 24 — 26. 

— 152. z. 6. V. u. 1. besiegten st. eroberem. 

— -160. zu note 12. Ein solcher landfriedensrichter war 
auch vvohl der judex provincialis oder landrichter zu Gos- 
lar, welcher zuerst in einer Urkunde Adolph^s von Nas- 
sau vom ]• 1295 vorkommt, und dessen wähl ein andres 
Privileg königs Wenceslaus vom j. 1384 der Stadt Gos- 
lar in gemeinschaft mit dem bischof von Hildesheim über- 
lässt. GoEscuEir goslar. Statuten 517. 518. Daraus, dass 
es von ihm heisst: eidem advocato prorsus faciat juslicie 
complementum, darf man schwerlich den schluss ziehen, 
dass sein amt auf den bezirk der Stadt oder auch der reichs- 
vogtei beschränkt war. Auch muss es eine ähnliche be- 
wandoiss mit der landgravia Alsatiae gehabt haben, deren 
inhaber sich Heinrich Vi. im }. 1196 nennt, und die er 
später einem grafen Sigebert zu lehn gab, dessen söhn 
Heinrich im j. 1236 als landgravius Alsatiae auftritt. 
Vergl. die dipl. nro. 360 u. 484 in Scboetflin Alsatia 
diplomat. 1, 305. 377. 

— 191. z. 16. V. o. 1. auszeichnet st. zeichnet. 

— 212. — 13. V. o. lieber die eigentliche bedeutung 
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dieses reditsbuchs als grundlage des Schwabenspiegels habe 
ich mich in den göttinger gel. aazeigen y. 1840. s, 484 f. 
und V. 1841. 6. 4 f. ausgesprochen. 

— 236. z. 15. V. o. 1. statt finden st. stattfindet. 

— 281. — 9. V« II. 1. palemundum facere st. palemundiun. 

— 315.— 8. Y. unten 1. Emsiger st. Emsinger. 

— 316. Neben diesem schelta kommt zwar noch der red- 
jewa vor, aber in der bedeutung und hSufig mit dem namen 
eines blossen gesetzkundigen, des asega. Einigemale werden 
freilich rediewa und asega zusammen genannt. Allein ein 
bestimmter unterschied zwischen beiden geht daraus nicht 
hervor. Im emsiger pfennigschuldbuche §. 46. bei Ricbtb. 
fr. rqu. 206, 22. kann man die worte: sa ne mej na nen 
rediewa iefta na nen asega der vr dela, als verstärkende 
tautologie verstehen. In dem rüstringer rechte von 1327. 
§. 60. das. 544, 25 erklärt sich der asiga, der über den 
redjewa richten hilft, durch die annähme , dass für diesen 
fall ein besondrer asega aus den anwesenden erwählt sei, 
um den angeklagten einstweilen zu ersetzen. Wenn es 
endlich in den fivelgoer busstaxen das. 308 heisst: umbe 
vrheruisse ach thi frana fior enza, thi asega anne scilling, 
thi bonnere otherne thrimene panniog. — reddia vrhernisse 
send twa pund, so ist vielleicht das erste von der ungehor- 
sanisstrafe zu verstehen, die unter schelta, asega und ge- 
richlsbote vertlieilt wird, das letztere aber von einer solchen, 
die den redjewa trifft. 

Der redjewa oder asega ist neben dem schella nur 
noch Wortführer, Sprecher, aber nicht mehr Vollstrecker 
des gesetzes. Er ertheilt zwar fortwährend den dorn,, aber 
wirksam wird dieser erst durch den bann des schelta oder 
grafen, welcher in zwiefacher beziehung nothwendig ist. 
Der asega kann nämlich ohne den bann, den befehl des 
schelta kein urtheil finden. Das von ihm gefundene ur- 
lheil wird zwar durch die beistimmung der orkunden zu 
einem dom, aber zur Vollstreckung kann dieser wieder nur 
durch das gebot, den bann des schelta kommen. Daher un- 
terscheiden die friesischen rechte: asega dom ande sceltata 
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bon ande linda rincht. Audi kommt vor: mith riuchtere 
tele and mith asega dorne, bi skellata bonne and bi key 
«eres orloyi jeftha sines vreldega boda« Hier kann man 
unter den riiichteren nur die urtheiler, die orkunden 
verstehen. Der asega erscheint also nur als erster oder 
Sprecher der schöffen, und ist in der that in Holland spä- 
terhin zum blossen Schöffen umgewandelt , mit der neuen 
gerichtsverfassung aber überall verschwunden. 
S. 320. z. 4. V. o. 1. 1295 st. 1200. 

— 328.— 12. V. o. L sie ursprünglich vor st. sie vor. 

— 363. zu z* 12 — 8. V. u. Auf dieselbe weise wird 
in einer urk. vom j. 1303 bei Sesckehberg corp. jnr. germ. 
ed. KoEsio A KoEHiGSTiiAi. tom. 1. p. 2. pag. 3 eine ähn- 
liche Verwirrung vertragsweise gelöst , die aber aus einer 
ganz verschiedenen Ursache, nämlich ans der concurrenz 
zweier emunitäten in derselben villa entstanden ist. Ueber 
die gemeinde Obernrota vergleichen sich die herrn von 
Hanau mit denen von Eppinstein dahin, dass die letztern 
vögte über das dort sein sollen, die ersteren dagegen lehus- 
lierm sind und einen schultzen im dorfe halten. — Von der 
regel, dass die richterlichen beamten der Städte in der älte- 
ren zeit ein Schultheis und ein vogt sind, kommen übrigens 
auch merkwürdige abweichungen vor. Die gewöhnlichste 
ist die, dass beide in eine person vereinigt werden. Dies 
geschieht bisweilen da, wo der emunitätsherr mit dem in- 
haber der grafengewalt eine person ist. So in Bamberg, 
nach dem privileg. vom jähre 1219 (Goescheh gosl. stat. 
111 — 117) in Goslar, und wie es nach dem privileg 
vom j. 1313 bei Goldast constit. imperial. 1, 323 scheint, 
auch in Nürnberg. Seltener sind abweichungen, wie 
die in einer urk. des abts von Werden für Helm- 
städt vom }. 1247, wo neben einander vorkommen: 
magister civium, consilinm civitatis, advocatus, vDlicus, ju- 
dex populo praefectus qui dicitur gogreve. Neue mitthei- 
lungen des thüring. sächs. Vereins. Halle 1836. bd. 3. hft. 
1. Hier mag der villicus ein blosser baurichter sein. 
Eine ganz einzeln stehende merkwürdigkeit sind die fünf 
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